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175 Jahre
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1734

Leipziger Elle wird sächsisches 
Längenmaß

1700

Einführung des Gregorianischen 
Kalenders in Sachsen und den anderen 
protestantischen Staaten

1474

Erste bekannte Bevölkerungsaufnahme 
in Sachsen, Freiberg mit rund 5 000 Ein-
wohner (EW) größte Stadt Sachsens

Grußwort des 
Ministerpräsidenten

Unsere demokratische Gesellschaft ist auf eine qualitativ hochwer-
tige Statistik angewiesen. Weder die Politik noch die Wirtschaft, 
weder die Wissenschaft noch Verbände und Organisationen 
könnten ohne eine zuverlässige Datenbasis, wie sie die amtliche 
Statistik anbietet, verantwortungsbewusst und erfolgsorientiert 
agieren. Aktuelle und relevante statistische Informationen sind 
eine unverzichtbare Grundlage für politische Entscheidungen, für 
wirtschaftliches Handeln, für wissenschaftliches Arbeiten und für 
viele weitere Tätigkeiten unseres modernen Lebens.

Ich nehme deshalb das Jubiläum „175 Jahre amtliche Statistik in 
Sachsen“ zum Anlass, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Statistischen Landesamtes für ihre verantwortungsvolle Tä-
tigkeit herzlich zu danken.

Der Nutzen der amtlichen Statistik wurde zu allen Zeiten aner-
kannt. Bereits die ersten Volkszählungen im Königreich Sachsen 
im 19. Jahrhundert erbrachten die Erkenntnis, dass die Bevöl-
kerungszahl bis dahin zu niedrig ermittelt worden war. Mit der 
Korrektur der sächsischen Bevölkerungszahl konnten auch die 
Finanzzuweisungen aus dem Haushalt des deutschen Zollver-
eins für Sachsen erhöht werden. Ein Phänomen, das nicht ohne 
aktuellen Bezug steht, wenn man an die in den nächsten Jahren 
von der Bundesregierung geplante und nach meiner Ansicht not-
wendige Volkszählung denkt. 

Obwohl eine breit gefächerte Statistik in der heutigen komple-
xen Lebenswelt notwendig ist, darf man nicht aus dem Auge 
verlieren, dass statistische Meldepfl ichten besonders kleinere 
und mittlere Unternehmen sowie die Bürger belasten. Die Befra-
gungen müssen deshalb effektiv und für die Auskunftsgebenden 
so schonend wie möglich gestaltet werden. Dies war zu allen 
Zeiten eine Gratwanderung. Die heute zur Verfügung stehende 
moderne Technik sollte es allerdings möglich machen, eine Ent-
lastung der Betroffenen herbeizuführen.
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1751

Maß- und Gewichtsgesetz in Preußen

1771

Jährliche Erfassung der Einwohner 
Sachsens in Konsumentenlisten

1775

Allgemeine Volkszählung in Sachsen

Die Wünsche und Anforderungen an die amtliche Statistik sind 
vielfältig und umfangreich. Die zur Verfügung stehenden fi nan-
ziellen Ressourcen sind jedoch begrenzt – und das nicht nur in 
Sachsen. Um die amtliche Statistik in der Zukunft bei knapper 
werdenden Kassen leistungsfähig zu erhalten, wurden verschie-
dene Reformschritte auf den Weg gebracht: Engere Kooperation 
zwischen den Ämtern, stärkerer Einsatz moderner Informati-
onstechnik, Entlastung der Auskunftsgebenden und möglichst 
weitgehende Nutzung von anderen Datenquellen und aus dem 
betrieblichen Rechnungswesen oder aus Registern sind die we-
sentlichen Stichworte. 

Es ist deutlich erkennbar, dass sich die amtliche Statistik – ob 
auf Bundes- oder Länderebene – offensiv den veränderten Rah-
menbedingungen stellt. Dafür zolle ich den Verantwortlichen 
meine Hochachtung.

Ich wünsche dem Statistischen Landesamt und seinen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern alles Gute für die Zukunft und viel Kraft 
und Beharrungsvermögen bei den anstehenden Reformen. Ich 
versichere Ihnen, dass die Staatsregierung bei ihrer Arbeit auch 
weiterhin auf das Datenmaterial des Statistischen Landesamtes 
vertraut und dankbar ist, darauf zurückgreifen zu können. 

Prof. Dr. Georg Milbradt
Ministerpräsident

Ministerpräsident Prof. Dr. Georg Milbradt
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175 Jahre

© Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen

1810

Einführung des metrischen Systems 
in Baden als erstem deutschen Staat

1805

Gründung des „Königlich-Preußischen 
Statistischen Bureaus“

10. Dezember 1799

In Paris Festlegung des Meters (mètre vrai 
et définitif) zu 443,296 Pariser Linien

Vorwort des 
Staatsministers 
des Innern

Wenn eine staatliche Einrichtung auf 175 Jahre ihrer Exis-
tenz zurückblickt, dann ist das ein Grund, ihre Entwicklung 
und Leistungen zu würdigen. Die 1831 gegründete statistische 
Landeszentrale schuf mit der Ermittlung von „Daten über Mas-
senerscheinungen“ eine Grundlage, von der aus bis heute ge-
sellschaftliche, wirtschaftliche oder ökologische Sachverhalte 
beurteilt und gestaltet werden können. 

Mit der Gründung des statistischen Vereins im Jahre 1831 und 
seiner Anbindung an das Ministerium des Innern 1850 wurde 
eine statistische Landeszentrale Sachsens geschaffen, deren 
ausdrückliche Aufgabe es von Anfang an war, das Statistikwe-
sen zu vereinheitlichen. Insbesondere bei der Durchführung, 
Aufbereitung und Auswertung der Volkszählungen leistete der 
statistische Verein Herausragendes. Die Einrichtung des Statis-
tischen Bureaus als staatliche Dienststelle war eine Notwendig-
keit, um die qualitativ und quantitativ wachsenden Aufgaben er-
füllen zu können. Die Bestellung eines hauptamtlichen Direktors 
des Statistischen Bureaus, die Umwandlung in ein Statistisches 
Landesamt im Jahre 1905 waren folgerichtige Schritte.

Vor allem in den letzten einhundert Jahren wurde in Deutschland 
ein statistisches System entwickelt, in dem die einzelnen Teile 
zunehmend besser aufeinander abgestimmt worden sind. Ent-
behrliches fi el weg, neue gesellschaftliche oder wirtschaftliche 
(Massen-)Erscheinungen traten hinzu, über die statistische Da-
ten erhoben werden mussten. Auch die Methoden des Zählens 
und Auswertens unterlagen einem steten Wandel. 

Nach der friedlichen Wiedervereinigung Anfang der 90er Jahre 
wurde die Einführung des Systems der Bundesstatistik in Sach-
sen in beispielhafter Weise bewältigt. Das Statistische Landes-
amt wurde dann sehr schnell zu einem verlässlichen und effi zi-
enten Teil der Landesverwaltung und einem anerkannten Partner 
im Verbund der statistischen Ämter. 



175 Jahre Amtliche Statistik in Sachsen4

18./19. Oktober 1813

Völkerschlacht bei Leipzig

18. Mai 1815

Wiener Kongress: Sachsen verliert 
drei Fünftel seines Staatsgebietes

1816

Einheitliches nichtmetrisches System 
in Preußen

Als Teil des Statistischen Landesamtes wurde ein leistungsfä-
higes Rechenzentrum entwickelt. Es nimmt heute neben den Auf-
gaben, die unmittelbar aus der statistischen Arbeit erwachsen, 
zahlreiche darüber hinausgehende Aufgaben für die sächsische 
Landesverwaltung wahr. 

Der Wandel in der statistischen Arbeit setzt sich fort. Es steht 
eine tiefgreifende Reform der amtlichen Statistik in der Bundesre-
publik Deutschland und im Freistaat Sachsen an. Neue Formen, 
wie Arbeitsteilung und Kooperation der einzelnen Statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder, werden entwickelt. 

Ich bin überzeugt, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Statistischen Landesamtes diesen Wandel bewusst mitgestalten 
werden. Sie werden auch zukünftig statistische Daten und Analy-
sen aktuell und in hoher Qualität zur Verfügung stellen und somit 
in Zeiten immer komplexer werdender Lebenssachverhalte eine 
zuverlässige Quelle für politische und fachliche Planungen dar-
stellen. Im Sächsischen Staatsministerium des Innern wird die 
amtliche Statistik immer eine besondere Aufmerksamkeit und ei-
nen hohen Stellenwert genießen.

Dr. Albrecht Buttolo
Staatsminister des Innern

Dr. Albrecht Buttolo
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© Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen

1824

Gründung des „Börsenvereins der 
Deutschen Buchhändler“ in Leipzig

1820

Gründung des „Statistisch-
Topographischen Bureaus“ im 
Königreich Württemberg

1829

Gründung des Statistischen Bureaus 
des General-Rechnungsdirektoriums 
in Österreich

Geleitwort der 
Präsidentin des Statis-
tischen Landesamtes

Bereits zu Beginn des 19. Jahrhunderts hatte es sich erwiesen, 
dass politische und Verwaltungsentscheidungen auf eine feste 
verlässliche statistische Basis zu gründen waren. Der gesell-
schaftliche aber vor allem auch der wirtschaftliche Fortschritt 
führte zu Entwicklungen, die sich mit den bis dahin üblichen Me-
thoden der Staatsverwaltung nicht mehr hinreichend exakt be-
stimmen ließen, sowohl hinsichtlich ihrer Größe als auch ihrer 
Dynamik. Es schlug deshalb in ganz Deutschland die Geburts-
stunde der modernen amtlichen Statistik durch Schaffung spezi-
eller Institutionen. Diesen statistischen Ämtern wurde auf Grund 
ihrer Aufgabenstellung schon sehr frühzeitig ein hohes Maß an 
Unabhängigkeit eingeräumt. Das Ziel war, unabhängig von poli-
tischen Beeinfl ussungen ausschließlich nach wissenschaftlichen 
Erkenntnissen zu arbeiten. Die statistischen Ergebnisse sollten 
vielseitig verwendet werden können.

An den Ursachen, die zur Schaffung statistischer Landeszen-
tralen führten, hat sich grundsätzlich bis heute nichts geändert. 
Zahlen und Fakten zur Analyse der gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Situation als Grundlage für politisches Handeln sind 
wichtiger denn je, sollen politische und fachliche Entscheidungen 
faktenbasiert und zukunftstauglich sein.

Eine wichtige Aufgabe der Statistischen Ämter war es immer 
– und so wird es auch bleiben –, das Programm der amtlichen 
Statistik und die Methoden zur Gewinnung der statistischen Er-
gebnisse den Erfordernissen und Notwendigkeiten der jeweiligen 
Zeit anzupassen. Aus diesem Grund weist die Entwicklung ge-
genwärtig eine große Dynamik auf. Statistikbehörden arbeiten 
niemals zum Selbstzweck, sondern im Rahmen der Aufgaben-
stellung, die ihnen per Gesetz und durch die Landesverwaltung 
zugeordnet werden. Zur Klärung der Position der Statistischen 
Ämter für die Zukunft haben alle EU-Mitgliedstaaten einver-
nehmlich einen Verhaltenskodex für die Statistischen Ämter mit 
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11. April 1831

Mandat König Antons, den statistischen Verein 
für das Königreich Sachsen betreffend

1830

Letztmalig Erfassung der Einwohner 
mittels Konsumentenlisten

6. Januar 1831

Aufruf zur Bildung eines Vereins 
für vaterländische Staatskunde in 
der Leipziger Zeitung

15 Grundsätzen verabschiedet. Diese Grundsätze spiegeln die 
Aufgabenstellung und auch die Position der Statistischen Landes-
ämter wider. Dabei geht es um zentrale Fragen der amtlichen Sta-
tistik, insbesondere der fachlichen Unabhängigkeit, dem Auftrag 
zur Datenerhebung, angemessene Ressourcenausstattung, der 
Verpfl ichtung zur Qualität, der statistischen Geheimhaltung, Ob-
jektivität und Unparteilichkeit. Diese Grundsätze waren nicht nur 
fester Bestandteil der Arbeit der amtlichen Statistik in den letzten 
175 Jahren, sondern sind zwingende Voraussetzung und Garant 
für die statistische Arbeit der Zukunft, um belastbare und von ta-
gesaktuellen Überlegungen unabhängige Daten und Fakten als 
Grundlage für Entscheidungen zu erarbeiten. Dabei ist es auch 
Aufgabe der amtlichen Statistik, die ermittelten Zahlen einem 
breiten Nutzerkreis verfügbar zu machen. 

Gerade heute, in unserer vielgestaltigen dynamischen Welt mit 
komplexen Problemlagen und hoher Meinungsvielfalt kann die 
amtliche Statistik ein wichtiges Hilfsmittel zur Standortbestim-
mung und ein verlässlicher Kompass für zukünftige Strategien 
und Überlegungen sein. Jeder erfahrene Steuermann kann auf 
solche Navigationsgeräte auch in Zukunft vertrauen.

Prof. Dr. Irene Schneider-Böttcher
Präsidentin des Statistischen Landesamtes

Professor Dr. Irene Schneider-Böttcher
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Zur Geschichte der amtlichen sächsischen Statistik 
1831 bis 1950

Jochen Teschner

Vorbemerkungen

„Als der eigentliche Geburtstag der offi ziellen Statistik des Kö-
nigreichs Sachsen ist der 11. April 1831 zu betrachten…“. [1] 
Dieses bedeutende Datum wird vom Statistischen Landesamt 
des Freistaates Sachsen zum Anlass genommen, um in dieser 
Veröffentlichung einen Rückblick auf die Entwicklung der amt-
lichen Statistik in Sachsen in den letzten 175 Jahren vorzuneh-
men. 

Auf Grund der Verhandlungen auf dem Wiener Kongress 1815 
verlor Sachsen, das bis zur Völkerschlacht 1813 auf der Seite 
Napoleons stand, rund 58 Prozent seiner Fläche und 42 Prozent 
seiner Einwohner überwiegend an Preußen und einen kleinen 
Teil an Sachsen-Weimar-Eisenach. In den folgenden 15 Jahren 
verharrte Sachsen unter dem König FRIEDRICH AUGUST I. 
und seinem Nachfolger ANTON politisch im alten Zustand.              
Erst durch die revolutionären Unruhen im September 1830 und 
der Ernennung des Geheimen Rats BERNHARD AUGUST von 
LINDENAU an Stelle des konservativen Ministers DETLEV 
GRAF von EINSIEDEL wurden umfassende Reformen in An-
griff genommen. An erster Stelle steht dabei die Ausarbeitung 
einer Verfassung, die am 4. September 1831 in Kraft trat. Damit 
wurde Sachsen eine konstitutionelle Monarchie. Auf Grundlage 
der Verfassung wurden das Geheime Kabinett und der Geheime 
Rat aufgelöst und sechs Ressortministerien mit klar voneinander 
abgegrenzten Aufgabengebieten geschaffen. Es entstanden Mi-
nisterien für Justiz, Finanzen, Inneres, Krieg, Kultus, öffentlichen 
Unterricht sowie auswärtige Angelegenheiten. Sie nahmen am 
1. Dezember 1831 ihre Tätigkeit auf. Weiter gehörten zu den Re-
formen eine neue Städteordnung und eine Landgemeindeord-
nung, eine Agrarreform und der Beginn der Trennung von Justiz 
und Verwaltung. Mit dem Beitritt Sachsens zum deutschen Zoll-
verein, der am 1. Januar 1834 wirksam wurde, kam es zu einem 
Aufschwung der sächsischen Industrie. 

Der statistische Verein 1831 bis 1850

In diese Zeit fällt auch der Beginn der amtlichen Statistik in Sach-
sen. Vier Männer, der Geheime Legationsrath FRIEDRICH LUD-
WIG BREUER, der Kammerrath WILHELM ERNST AUGUST 
von SCHLIEBEN, der Geheime Referendar FRANZ HEINRICH 
WOLF von SCHINDLER und der Cameral-Vermessungs-In-
spector WILHELM GOTTHELF LOHRMANN veröffentlichten am 
6. Januar 1831 in der Leipziger Zeitung einen Aufruf zur Bildung 
eines Vereins für vaterländische Staatskunde, dessen Grün-
dung kurz darauf vom sächsischen König genehmigt wurde. Am 
11. April 1831 wurde daraus durch Mandat des sächsischen Kö-
nigs ANTON eine statistische Landeszentrale, der „Statistische 
Verein für das Königreich Sachsen“ errichtet. 

In dem Mandat heißt es: 

„Wir, Anton, … König von Sachsen, … haben Uns bewogen 
gefunden, dem … Verein für vaterländische Staatskunde die 
nachgesuchte Bestätigung, nebst der Erlaubniss, ein Ver-
einssiegel mit der Aufschrift: „Statistischer Verein für das 
Königreich Sachsen“ führen zu dürfen, zu ertheilen; und wol-
len, dass dieser Verein von sämmtlichen oberen Behörden 
des Landes mit den Notizen, welche nur auf amtlichen Wege 
zu erlangen, und zu Förderung übersichtlicher Staatskunde 
unentbehrlich sind, gehörig unterstützt werde.“ 

Weiter heißt es in den an das Mandat angefügten Grundzügen 
der Vereinigung für vaterländische Staatskunde: 

„Der Zweck des Vereins ist die Beförderung der Vaterlands-
kunde, durch das Sammeln zuverlässiger Nachrichten über 
den Zustand des Landes und seiner Bewohner, in allen den 
Beziehungen, welche in staatswirthschaftlicher Hinsicht von 
Wichtigkeit sind. … Bei dem Sammeln der Nachrichten und 
Angaben ist bei jeder derselben die Quelle und der Grad ihrer 
Zuverlässigkeit zu bemerken und dabei nur auf den neues-

1831

W. E. A. v. Schlieben geschäftsführender 
Vorstand des Centralcomités des statis-
tischen Vereins (bis 1835)

12. Mai 1831

Erste Hauptversammlung 
des statistischen Vereins

1831

Sitz des statistischen Vereins in 
der Kleinen Schießgasse
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ten Zustand Rücksicht zu nehmen. … Mitglieder des Vereins, 
welche in Aemtern stehen, werden durch die Benutzung amt-
licher Quellen und die Einziehung von Erkundigungen auf 
amtlichem Wege die Zwecke des Vereins wesentlich fördern. 
… Das Centralcomité hat sich mit dem Sammeln und Ordnen 
der eingesendeten oder sonst zu erlangenden Materialien zu 
beschäftigen und verlangte Nachrichten, Uebersichten oder 
Zusammmenstellungen zu bearbeiten“. [2, S. 7f.]

Als erster Präsident des statistischen Vereins fungierte der dama-
lige Finanzminister HEINRICH ANTON von ZESCHAU. Die Ge-
schäfte wurden von einem Central-Comité geleitet, das anfangs 
aus acht, später neun Personen bestand und von dem Kammerrath 
von SCHLIEBEN geleitet wurde. In den Städten und Gemeinden 
Sachsens bildeten sich zahlreiche Zweigvereine, die Ergebnisse 
aus ihren Orten an den Hauptverein in Dresden lieferten.

Am 12. Mai 1831 fand die erste Hauptversammlung des statis-
tischen Vereins statt und noch am Ende des gleichen Jahres er-
schien das erste Heft der „Mittheilungen des statistischen Vereins 
für das Königreich Sachsen“. [3]

Als erster Auftrag einer Königlichen Behörde wurde dem statis-
tischen Verein die Zusammenstellung der Ergebnisse der Volks-
zählung vom 3. Juli 1832  übertragen. Allerdings erhielt der Ver-
ein von den Gemeinden nur Summen, so dass eine Prüfung und 
Auswertung der individuellen Angaben nicht möglich war. Erst bei 
der ersten – im Rahmen des Zollvereins – durchgeführten Volks-
zählung vom 1. Dezember 1834 war die individuelle, namentliche 
Aufführung aller Personen vorgeschrieben. 

Am 31. März 1834 fand zum ersten Mal eine Viehzählung statt, 
deren Ergebnisse durch den Verein bearbeitet wurden. Außerdem 
beschäftigte sich der Verein in dieser Zeit u. a. mit der Statistik der 
natürlichen Bevölkerungsbewegung, der Ernteerträge, dem Unter-
richtswesen, der Justizstatistik und der Gewerbe- und Handelssta-
tistik. 1836/37 erschien das „Neue alphabetische Ortsverzeichniss 
des Königreichs Sachsen“.  

Der statistische Verein benötigte zu Beginn nur wenige Büroräu-
me. Laut „’Dresdner Adreßkalender auf das Jahr 1833’ befanden 
sich seine Expeditionsräume im ersten Stock des Grundstücks Nr. 
664 der Kleinen Schießgasse“. [4] Das war ein Gebäude, das sich 
neben dem Kurländer Palais befand. Als ständiges Personal waren 
nur zwei Personen, ein Registrator und ein Expedient tätig. Außer-
dem befanden sich hier die Arbeitsplätze für den geschäftsführen-
den Vorstand sowie den Kammerjunker und drei junge Juristen.

Schon ein oder zwei Jahre später ist der Statistische Verein „nach 
der Schloßgasse übergesiedelt, wo er im dritten Stock des dama-
ligen Kriegsministerialgebäudes… Unterkunft gefunden hatte“. 
[4] Es handelt sich um das Gebäude an der Rückseite des Stall-
hofes neben dem Georgentor, das nach seinem Wiederaufbau 
heute der Katholischen Kirche als „Haus der Kathedrale“ dient. 
„Die Zahl der Expedienten betrug damals bereits 6, sodaß ange-
nommen werden kann, daß schon dieser erste Umzug durch das 
Erfordernis größerer Räumlichkeiten veranlaßt war“. [4]

Der statistische Verein erhielt allerdings schon in den ersten Jah-
ren seines Bestehens nicht immer die notwendige Unterstützung 
der unteren Verwaltungsbehörden, die für die Erfüllung seiner 
Aufgaben notwendig war. Kammerrath von SCHLIEBEN beklag-
te sich deshalb beim Präsidenten, Minister von ZESCHAU, dass 
der Verein „bei den verschiedenen Behörden des Landes nicht 
immer die Erleichterung und Handbietung erhalte, die ebenso 
wünschenswerth als nothwendig sei, wenn die von der Staats-
regierung ertheilten Aufträge in möglichst kurzer Zeit und dem 
Zweck entsprechend, erfüllt werden sollten“. [2, S. 14f.]  Da-
raufhin erließ der sächsische König FRIEDRICH AUGUST im 
November 1836 eine Verordnung, in der die Arbeit des Vereins 
gelobt wurde, und außerdem bestimmt wurde, dass unter Andro-
hung einer Ordnungsstrafe „sämmtliche  Behörden, Vorstände 
von Corporationen und andere mit einer öffentlichen Anstellung 
bekleideten Einzelpersonen“ die benötigten Informationen voll-
ständig und aktuell unmittelbar an den Verein zu übermitteln hat-
ten. [2, S. 14f.]

Im September 1839 verstarb Kammerrath  von SCHLIEBEN. 
Sein Nachfolger als Vorsitzender des Central-Comités wird im 
November 1839 WILHELM GOTTHELF LOHRMANN. Er starb 
aber bereits am 20. Februar 1840 an Typhus. Der Verlust dieser 
beiden Männer, die maßgeblich an der Gründung und Entwick-
lung des statistischen Vereins beteiligt waren, wirkte sich sehr 
nachteilig auf die Arbeit des Vereins in der folgenden Zeit aus.

Vorübergehend leitete Regierungsrath CARL LUDWIG KOHL-
SCHÜTTER als ältestes Mitglied des Central-Comités die Ge-
schäfte. Im September 1842 wurde Oberstlieutenant, später 
Oberst, LEONHARDI die Geschäftsführung übertragen. Diese 
Personen waren aber durch ihre eigentlichen Tätigkeiten so be-
schäftigt, dass sie sich nur wenig dem Verein widmen konnten. 
So wurden lediglich die alle drei Jahre erfolgenden Volkszäh-
lungen und Viehzählungen sowie die Bearbeitung der Kirchen-
zettel mit den Geborenen und Gestorbenen durchgeführt. 

2. Februar 1832

Inkrafttreten der neuen Städteordnung, 
erstmals Wahl von Stadtverordneten in 
Sachsen

4. September 1831

Inkrafttreten der sächsischen Verfassung, 
Sachsen wird konstitutionelle Monarchie

Dezember 1831

Erste Lieferung der „Mittheilungen des 
statistischen Vereins für das Königreich 
Sachsen“
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Im Laufe der Zeit zeigte sich auch, dass die Vereinsform den 
gewachsenen Ansprüchen nicht mehr voll entsprechen konnte. 
Dafür gab es zwei Gründe. Einerseits gingen die Zweigvereine 
nach und nach wieder ein, andererseits war die Unterstützung 
seitens der Verwaltung mangelhaft. Das Direktorium des statis-
tischen Vereins richtete deshalb im Mai 1847 ein Schreiben an 
das Ministerium des Innern, worin es sich „über die Lässigkeit 
vieler Behörden bei Einsammlung und Einreichung statistischer 
Notizen und über Nichtbefolgung hoher Verordnungen seitens 
derselben Behörden“ beklagte und feststellte, „dass den selbst 
in öffentlichen Blättern ausgesprochenen Wünschen für grös-
sere Thätigkeit im Sammeln und Bekanntmachen statistischer 
Nachrichten über die Verhältnisse des Landes nur dann Genüge 
geleistet werden könne, wenn das Königliche Ministerium des In-
nern geneigt wäre, unmittelbar selbst die Sammlung und Zusam-
menstellung statistischer Notizen zu veranstalten“. [2, S. 22] Die 
politischen Ereignisse der Jahre 1848 und 1849 verhinderten zu-
nächst die vorgesehene Umwandlung des statistischen Vereins 
in eine amtliche Behörde, aber im Juli 1850 wurde beschlossen, 
die statistischen Arbeiten in die Hände des Ministeriums des In-
nern zu legen.

Zuvor musste im Juli 1849 der Verein in das benachbarte Ge-
bäude auf der Schlossgasse 16, wo sich das  Kultusministerial-
gebäude befand, ziehen, da die Räume im Kriegsministerium für 
die Aufnahme  der Generalstabskanzlei benötigt wurden. Dort 
hatte dann auch das Statistische Bureau ab 1850 bis 1854 sei-
nen ersten Sitz. 

Das Statistische Bureau 1850 bis 1905

Am 1. August 1850 übernahm der Königliche Commissar, Ge-
heimer Rath Dr. WEINLIG, das Bureau des Statistischen Vereins 
und das Personal. Einen Tag später erließ König FRIEDRICH 
AUGUST eine „Verordnung, das statistische Bureau betreffend“. 
In den Bestimmungen dazu heißt es:

„1. Das statistische Bureau bildet eine Dependenz der zwei-
ten Abtheilung des Ministeriums des Innern und führt den 
Namen ‚Statistisches Bureau des Ministeriums des Innern’. 
2. Dasselbe steht unter der unmittelbaren Leitung eines Re-
ferenten der II. Abtheilung, zur Zeit des geheimen Raths und 
Abteilungsdirectors Dr. Weinlig… 
3. Als fest angestelltes Personal mit Staatsdienereigen-
schaft fungiren zur Zeit bei dem statistischen Bureau nur 
der mit der unmittelbaren formellen und personellen Aufsicht 

über das gesamte Bureaupersonal und den Secretariatsar-
beiten beauftragte Secretär Engel und der Registrator, Se-
cretär Tröger. Alles übrige Personal besteht nur aus gegen 
Remuneration angestellten Expedienten und aus Diätisten, 
welche nach Erforderniss von dem Vorstande angenommen 
und entlassen werden. … 
8. Dem statistischen Bureau wird als Geschäftslocal die drit-
te Etage des Staatsgebäudes, Schlossgasse Nr. 16 über-
wiesen.“ [2, S. 25f.]

Bereits im Januar 1848 hatte sich der Geheime Rath Dr. WEIN-
LIG Gedanken um die Neuorganisation der statistischen Arbeit in 
Sachsen gemacht. Nach seinen Plänen sollten vom Statistischen 
Bureau u. a. folgende Statistiken gesammelt und zusammen-
gestellt werden: Bevölkerungsverhältnisse, Gemeindesachen, 
Polizeistatistik, Sanitätsverhältnisse, Spar- und Leihanstalten, 
Straf- und Versorgungsanstalten, Kriminal- und Zivilprozesssta-
tistik, Schul- und Bildungswesen, Produktionsstatistik der einzel-
nen Staatserwerbszweige, Verkehrsstatistik der Post und Eisen-
bahnen, Zoll- und Steuerwesen usw. [1, S. 3]
  
Da Dr. WEINLIG mit seiner Tätigkeit im Ministerium des Innern 
ausgelastet war, wurden die Bürogeschäfte von dem Ministerial-
secretär ERNST ENGEL geführt.

Eine der ersten Aufgaben des neuen Statistischen Bureaus des 
Königlichen Ministeriums des Innern war es, die bereits 1849 be-
gonnene Volkszählung, die mit einer Gewerbe- und Berufszäh-
lung verbunden war, fortzusetzen. Die Zusammenstellung der 
Ergebnisse erfolgte in der 1. und 3. Lieferung der „Statistischen 
Mittheilungen aus dem Königreich Sachsen“. ENGEL nahm sich 
vor, in diesen Veröffentlichungen nicht nur die Ergebnisse in Ta-
bellenform darzustellen, sondern die Daten zu analysieren und 
für breite  Kreise der Bevölkerung verständlich zu machen. In der 
Festschrift zum fünfzigjährigen Bestehen der Statistik in Sachsen 
wird das mit folgenden Worten charakterisiert. „Engel bemühte 
sich schon in seinen ersten Arbeiten, den Zahlen die Zunge zu 
lösen und lichtvolle Betrachtungen über ihren inneren Zusam-
menhang wie über ihren Werth für das ganze Erwerbs- und 
Volksleben daran anzuknüpfen.“ [2, S. 30] Für die Herausgabe 
der Statistischen Mitteilungen erhielt ERNST ENGEL die Würde 
eines Doktors der Staatswissenschaften. 

1851 unternahm ENGEL Bildungsreisen nach London, Paris und 
Brüssel, um die dortigen statistischen Bureaus kennen zu lernen 
und Anregungen für die Arbeit in Sachsen mitzubringen. 1852 
folgten Reisen nach Berlin und Wien. Im Jahr 1853 erscheint 

1833

Gründung des Deutschen Zollvereins, 
Beitritt Sachsens

3. Juli 1832

Erste moderne Volkszählung in Sachsen

1833

Gründung des Zentralbureaus des 
Zollvereins



175 Jahre Amtliche Statistik in Sachsen10

das Jahrbuch für Statistik und Staatswirthschaft des Königreichs 
Sachsen, welches sowohl im Inland als auch im Ausland große 
Anerkennung fand. Es blieb die einzige Veröffentlichung dieser 
Art, weil ENGEL erkannte, dass die Zahlen nach einem Jahr in-
zwischen nicht mehr aktuell waren und er eine Möglichkeit suchte, 
regelmäßig Ergebnisse zu veröffentlichen. Deshalb wurde vom Mi-
nisterium des Innern beschlossen, ab 1855 die „Mittheilungen des 
statistischen Bureaus“ als „Zeitschrift des Statistischen Bureaus 
des Königlich Sächsischen Ministeriums des Innern“ erscheinen 
zu lassen, die erstmals am 1. Februar 1855 als wissenschaftliche 
Beilage der Leipziger Zeitung und dann monatlich erschien.

Das Wirken ERNST ENGELs in Sachsen und die Ursachen sei-
nes Weggangs 1858 sind in dem Artikel von D. Schmidt in diesem 
Heft ausführlich dargestellt, so dass hier auf eine weitere Erörte-
rung verzichtet werden kann. [5]

Infolge des zunehmenden Platzbedarfs wurde das Statistische 
Bureau im Mai 1854 in das Ministerialgebäude des Ministeriums 
des Innern auf der Seestraße 11 verlegt, wo es fast 20 Jahre blieb. 
Dort standen schon mehrere Arbeitszimmer sowie ein Archivsaal 
zur Verfügung, jedoch noch kein besonderer Raum für die Bibli-
othek des Bureaus, deren Bestand sich von 1860 bis 1874 etwa 
verdoppelte. [4]

Nach dem Weggang von ERNST ENGEL übernahm wieder der 
Geheime Rath Dr. WEINLIG die Leitung des Statistischen Bu-
reaus. Im Oktober 1861 wurde als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
THEODOR PETERMANN eingestellt, der später auch die Büro-
geschäfte leitete und an den internationalen statistischen Kon-
gressen in Berlin und  Florenz teilnahm. Von 1866 bis September 
1874 leitete er außerdem die Redaktion der Zeitschrift des Statis-
tischen Bureaus, die sich ab 1867 von der Leipziger Zeitung ge-
trennt hatte und nun als eigenständige Veröffentlichung erschien. 

Die Bildung des Deutschen Reiches 1871 und die ein Jahr später 
erfolgte Gründung des Kaiserlichen Statistischen Amtes stellten 
an die Statistik neue Anforderungen. Am 1. Dezember 1871 er-
folgte die erste Volkszählung auf der Grundlage eines Bundes-
ratsbeschlusses des Deutschen Reichs. Am 10. Januar 1873 
fand die erste Viehzählung im Deutschen Reich statt. Noch wäh-
rend der Arbeiten an der Auswertung dieser Zählungen starb am 
19. Januar 1873 der Geheime Rath Dr. WEINLIG. Sein Nachfol-
ger wurde der Geheime Regierungsrath Dr. JULIUS AMBROSIUS 
HÜLSSE. Unter seiner Leitung wurde ein besonderer Bibliothe-
kar für die wachsenden Bestände der Bibliothek eingestellt. Au-
ßerdem erschien in seiner Amtszeit das erste Statistische Jahr-

buch für das Königreich Sachsen. Es enthielt eine alphabetische 
Übersicht aller Orte in Sachsen, Angaben zu Eheschließungen, 
Geburten und Sterbefällen, den Bestand des Staatswaldes und 
Angaben zum Staatshaushalt des Königreichs Sachsen.

Der ständig steigende Raumbedarf des Innenministeriums 
machte es erforderlich, dass das Statistische Bureau im März 
1874 erneut umziehen musste. Nach kurzzeitigen Aufenthalten 
in den Gebäuden Langestraße 25 und Lüttichaustraße 9 erhielt 
das Statistische Bureau endlich im August 1879 seinen Platz in 
dem ehemaligen Kadettenhaus in der Ritterstraße 14 in Dresden-
Neustadt, wo es bis zur Zerstörung des Gebäudes im Februar 
1945 verblieb.

Die bedeutend gestiegenen Anforderungen seit der Reichsgrün-
dung führten bei dem Sächsischen Ministerium des Innern zu 
der Erkenntnis, dass die Leitung des Statistischen Bureaus nicht 
mehr nebenamtlich bewältigt werden konnte, sondern ein haupt-
amtlicher Direktor notwendig sei. Dafür konnte der aus Sachsen 
stammende, zu diesem Zeitpunkt am eidgenössischen Polytech-
nikum und an der Universität in Zürich tätige Professor Dr. VIC-
TOR BÖHMERT gewonnen werden. Gleichzeitig übertrug man 
ihm die neue Professur für Nationalökonomie und Statistik am 
Königlichen Polytechnikum in Dresden. 

Seine erste Aufgabe war die Organisation der Volkszählung 1875, 
die mit einer Gewerbezählung verbunden wurde. Erstmals wurden 
in Sachsen für diese Aufgabe freiwillige Zähler gewonnen. Diese 
stammten zum großen Teil aus der sächsischen Lehrerschaft, 
weshalb an zwei Tagen der Unterricht ausfi el. Weiterhin fi el in 
diese Zeit die Umgestaltung der Statistik der Bevölkerungsbewe-
gung. Die Beurkundung der Eheschließungen, Geburten und Ge-
storbenen erfolgte jetzt nicht mehr von kirchlichen Stellen, son-
dern von den neu geschaffenen Standesämtern. Die Zählkarten 
wurden dabei um eine Reihe von Merkmalen erweitert, so dass 
eine genauere Auswertung möglich war. Eine weitere Aufgabe 
bestand in dem Auftrag des Finanzministeriums, die Einkommen-
steuerstatistik zu bearbeiten. Es folgten in den nächsten Jahren 
die Einführung der Statistik der Dampfmaschinen und Dampf-
kessel, die Berufszählung und die land- und forstwirtschaftliche 
Betriebszählung. Besonderes Augenmerk richtete Direktor BÖH-
MERT auf die Statistik der sächsischen Arbeiterverhältnisse und 
das Armenwesen, über die er in zahlreichen Artikeln in der Zeit-
schrift des Statistischen Bureaus berichtet hat. [6]

Große Bedeutung hatte für das Ministerium des Innern und Di-
rektor BÖHMERT in dieser Zeit auch die Gewinnung von wissen-

1. Dezember 1834

Erste gemeinsame Volkszählung in allen Zoll-
vereinsstaaten (Sachsen: 1 595 668 EW)

1833

Gründung des Statistischen Bureaus im 
Königreich Bayern

1834

Erste Viehzählung im Auftrag 
des Königl. Min. d. Innern
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schaftlichen Kräften für das Bureau. So stieg die Zahl der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter von einer Person 1875 auf acht Personen 
im Jahr 1890, während das ständige Kanzleipersonal in beiden 
Jahren 16 Personen betrug. 

Durch Erreichen der Altersgrenze schied Professor Dr. VICTOR 
BÖHMERT am 31. März 1895 als Direktor des Statistischen Bu-
reaus, das er genau 20 Jahre geleitet hatte, aus. Sein Nachfolger 
wurde Dr. ARTHUR GEISSLER, der seit 1877 im Bureau beschäf-
tigt war. Er hat besonders auf dem Gebiet der Bevölkerungs- und 
Medizinalstatistik mit zahlreichen Veröffentlichungen die Statistik 
bereichert. In seine Zeit als Direktor fi elen die Volkszählungen von 
1895 und 1900 und die land- und forstwirtschaftliche sowie ge-
werbliche Betriebs- und Berufszählung 1895. Anfang des neuen 
Jahrhunderts kam es zu einer bedeutenden Vermehrung der sta-
tistischen Arbeit, wobei sowohl bisherige Erhebungen erweitert 
als auch neue Statistiken eingeführt wurden. Diese Entwicklung 
wurde durch Bestrebungen verstärkt, die Statistik im Deutschen 
Reich weiter zu vereinheitlichen. So wurden ab 1903/04 jährlich 
die Todesursachen und Ehescheidungen erfasst. Auf dem Ge-
biet des Verkehrswesens wurden Statistiken über die Binnen-
schifffahrt, den Güterverkehr der Eisenbahn und den Bestand an 
Kraftfahrzeugen eingeführt. Außerdem fand 1904 erstmals eine 
Wohnungszählung statt. [7]

Im Februar 1902 starb Dr. ARTHUR GEISSLER. Nach einer vo-
rübergehenden Leitung durch OSKAR SIEBER wurde im August 
1902 Dr. EUGEN WÜRZBURGER zum Direktor ernannt, der vor-
her das Statistische Amt der Stadt Dresden geleitet hatte. 

Das Statistische Landesamt 
1905 bis 1952

Durch Verordnung des Königlichen Ministeriums des Innern vom 
11. Juli 1905 wurde das Statistische Bureau in „Königlich Säch-
sisches Statistisches Landesamt“ umbenannt. 1906 wurden im 
Dienstgebäude des Statistischen Landesamtes an der Ritterstra-
ße größere Umbauten vorgenommen. Außerdem erhielt die Ein-
richtung zusätzliche Räume, die bisher von anderen Behörden 
genutzt worden waren. Das war notwendig, weil für die Bearbei-
tung und Aufbewahrung der Erhebungsunterlagen mehr Platz 
benötigt wurde. [4]

In der Zeit bis 1914 waren die Mitarbeiter des Statistischen Lan-
desamtes besonders mit der Durchführung der Volkszählungen 

1905 und 1910, der Berufs- und Betriebszählung 1907 sowie der 
land- und forstwirtschaftlichen Bodennutzungserhebung im Jahr 
1913 beschäftigt.

Mit Beginn des Ersten Weltkrieges kam es zu gravierenden Ver-
änderungen in der Arbeit der amtlichen Statistik. Einige regel-
mäßig durchgeführte Erhebungen wurden nicht oder nur in ein-
geschränktem Umfang durchgeführt, dafür wurden andere neu 
eingeführt. So fi el die Volkszählung aus, die 1915 hätte stattfi n-
den müssen. Dafür fanden am 1. Dezember 1916 und am 5. De-
zember 1917 Zählungen in eingeschränktem Umfang statt, um 
die versorgungsberechtigte Zivilbevölkerung zu ermitteln. Wei-
terhin wurden 1916 und 1918 Wohnungszählungen durchgeführt, 
um die Wohnverhältnisse der Bevölkerung besser beurteilen zu 
können. Umfangreiche Erhebungen waren für die Lebensmittel-
verteilung notwendig, neben Viehzählungen in kürzeren Abstän-
den besonders die Ermittlung der Produktion und der Vorräte 
an Getreide, Kartoffeln, Butter und anderen lebenswichtigen Er-
zeugnissen. [8]

Von 1917 bis zum Ende des Ersten Weltkrieges weilte der Direk-
tor Professor Dr. WÜRZBURGER in der Türkei, um dort bei der 
Organisation der türkischen Statistik Unterstützung zu geben.

In der Novemberrevolution 1918 dankte König FRIEDRICH AU-
GUST III. ab. Sachsen wurde Freistaat und erhielt 1920 eine 
demokratische Verfassung. Damit verbunden war die Umbenen-
nung des Amtes in Sächsisches Statistisches Landesamt. Durch 
die Aufgliederung des Innenministeriums und die Bildung eines 
Wirtschaftsministeriums sowie eines Ministeriums für Arbeit wur-
de das Statistische Landesamt der III. Abteilung des neu gegrün-
deten Wirtschaftsministeriums zugeordnet. 

Infolge der neuen staatlichen Machtverhältnisse in Deutschland 
kam es auch zu Veränderungen in der Arbeit des Statistischen 
Landesamtes. Einige Statistiken wurden jetzt direkt vom Statis-
tischen Reichsamt bearbeitet, wie das Postwesen, das Eisen-
bahnwesen und die Zoll- und Verbrauchssteuerverwaltung. 
Andererseits wurden auch neue Statistiken eingeführt, wie Er-
hebungen zur Bautätigkeit, zu den Lebenshaltungskosten (Teue-
rung), zum Fremdenverkehr und ab 1925 zu den Einnahmen und 
Ausgaben, zum Personalstand und den Schulden des Landes 
und der Gemeinden. Außerdem war das Statistische Landesamt  
für die Ermittlung der Ergebnisse der Wahlen zum Reichspräsi-
denten, Reichstag, Landtag und zu den Gemeindevertretungen 
zuständig und hat diese im Statistischen Jahrbuch bzw. in der 
Zeitschrift veröffentlicht. 

1835

Erstes Dampfschiff auf 
der Elbe in Dienst gestellt

1835

Justizreform in Sachsen

1835

Bildung der Kreisdirektionen Dresden, Leipzig, Zwickau, 
Bautzen mit insgesamt 14 Amtshauptmannschaften
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Für den Direktor des Landesamtes wurde im April 1921 die 
Dienstbezeichnung Präsident eingeführt. Zur gleichen Zeit erwies 
es sich auf Grund der Zunahme der Arbeiten als notwendig, das 
Statistische Landesamt in drei Abteilungen zu untergliedern. In 
der I. Abteilung wurde die allgemeine Verwaltung, die Bibliothek 
und das Archiv sowie die Statistik der Finanzen und der Landwirt-
schaft angesiedelt. Die II. Abteilung beschäftigte sich mit der Be-
völkerungsstatistik sowie der Bildungs- und Moralstatistik. In der 
III. Abteilung wurden die Wirtschaftsstatistiken bearbeitet. [9] 

Ende September 1923 schied Prof. Dr. EUGEN WÜRZBURGER 
wegen Erreichen des Rentenalters aus dem Amt aus, welches 
er über 20 Jahre geleitet hatte. Sein Nachfolger wurde der seit 
1905 im Amt tätige Regierungsrat Dr. ARNO PFÜTZE.

Seine erste große Aufgabe als Präsident war die Organisation 
und Durchführung der Volks-, Berufs- und Betriebszählung 1925, 
der größten bis dahin durchgeführten Zählung in Sachsen und im 
Deutschen Reich. Für deren Bearbeitung erhielt das Statistische 
Landesamt einen Reichszuschuss von einer Million Reichsmark. 
Das Personal wurde vorübergehend von 85 Personen 1924 
bis auf eine Höchstzahl von 312 im Jahr 1926 aufgestockt. [10] 
Weitere Statistiken, die in der zweiten Hälfte der 1920er Jahre 
eingeführt oder erweitert wurden, sind die Statistiken der Unter-
richtsanstalten, Berufsschulen und Hochschulen, die Arbeiter-
zählungen, sowie in der Landwirtschaft die Statistiken über die 
Bodennutzung, den Bestand an Obstbäumen, die Milcherzeu-
gung und die Edelpelztierzählung. 

Um den Bedürfnissen nach aktueller Information über die wich-
tigsten statistischen Wirtschaftsdaten Sachsens besser entspre-
chen zu können, begann das Statistische Landesamt im Frühjahr 
1926 mit der Herausgabe von statistischen Monatsberichten für 
den Freistaat Sachsen. 

Die große Erweiterung der statistischen Erhebungen führte bei 
den Gemeinden und der Bevölkerung zu Beschwerden über das 
Ausmaß des Aufwandes für die Statistikproduktion. Deshalb wur-
de 1930 eine Kommission zur Prüfung des statistischen Dienstes 
ins Leben gerufen, die „die Aufgabe hat, einen Überblick über die 
in Deutschland zurzeit bestehenden Statistiken zu geben und die 
Notwendigkeit und den Wert der einzelnen Statistiken nach Art 
und Umfang nachzuprüfen“. Im Ergebnis dessen wurde u. a. die 
für 1930 fällige Volkszählung ausgesetzt. [7, S. 15]

Mit der Machtübernahme durch die faschistische Regierung 
1933 wurde Sachsen „mit dem Reich gleichgeschaltet“, das 

heißt die Länderhoheit aufgehoben. In der Statistik führte das 
zu einer starken Verlagerung von Arbeiten von den Statistischen 
Landesämtern auf das Reichsamt.

Bereits im April 1933 wurde beschlossen, die seit 1930 auf Grund 
der schwierigen Wirtschaftslage immer wieder verschobene 
Volks-, Berufs- und Betriebszählung im Juni 1933 durchzufüh-
ren. Interessant ist die Tatsache, dass die Aufbereitungsarbeiten 
der Zählung vom Juni 1933 „mit Rücksicht auf die seinerzeit 
überaus große Arbeitslosigkeit nicht wie 1925 maschinell, son-
dern manuell durchgeführt worden sind. Dadurch konnten rund 
100, meist dem Kaufmannsstande angehörige Erwerbslose auf 
reichlich ein Jahr mehr in den Arbeitsprozeß eingeschaltet wer-
den.“ [11] Das Personal des Statistischen Landesamtes erreichte 
deshalb mit 432 Mitarbeitern im Jahr 1933 den höchsten Stand 
seiner Geschichte. Nach Abschluss der Arbeiten waren 1935 nur 
noch 123 Personen beschäftigt. 

1933 und 1934 wurden die Diensträume des Statistischen Landes-
amtes in der Ritterstraße einer umfangreichen Renovierung unter-
zogen. So wurden das Dach neu gedeckt, neue Fenster eingesetzt, 
das Treppenhaus erneuert und die Diensträume vorgerichtet. [12]

Am 30. Juni 1936 trat der Präsident des Statistischen Landes-
amtes, Dr. ARNO PFÜTZE, nach 31 Arbeitsjahren, darunter 13 
Jahren an der Spitze des Amtes in den Ruhestand. Sein Nach-
folger wurde Dr. GEORG HOFFMANN. 

Als letzte große Aufgabe vor dem Zweiten Weltkrieg fand im 
Mai 1939 nochmals eine Zählung statt, die wie 1925 und 1933 
eine Volkszählung, eine Berufszählung, eine landwirtschaftliche 
Betriebszählung und eine nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstät-
tenzählung umfasste. Erstmals wurden auch Arbeitsstätten in 
der öffentlichen Verwaltung mit aufgenommen. Die Ergebniser-
mittlung verzögert sich, da wegen des inzwischen ausgebro-
chenen Krieges das Personal infolge der Einberufungen zum 
Heeresdienst verringert wurde und andere kriegswichtige Auf-
gaben erledigt werden mussten. So erfolgt die Auswertung der 
Ergebnisse erst in dem 87./88. bzw. 89. Jahrgang der Zeitschrift, 
die im Mai bzw. Dezember 1943 erschienen. Der letztgenannte 
Jahrgang ist auch die vorerst letzte Ausgabe der Zeitschrift bis 
zum Ende des Zweiten Weltkrieges.

Bei der Zerstörung Dresdens in der Nacht vom 13. zum 14. Fe-
bruar 1945 „sank das Gebäude des Statistischen Landesamtes in 
Schutt und Asche. Die Arbeit eines Jahrhunderts war in wenigen 
Stunden vernichtet. Die in vielen Jahren aufgebaute Bücherei von 

1835

Übersiedlung des statistischen Vereins in 
die Schlossgasse 15 (3. Stock des Kriegs-
ministerialgebäudes)

1835

Wiederwahl v. Schliebens zum Vorstand des Cen-
tralcomités, verweigert die Annahme auf Grund von 
Schwierigkeiten mit den verschiedenen Behörden

7. Dezember 1835

Erste deutsche Eisenbahn Nürnberg – Fürth



© Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 13

175 Jahre

rund 160 000 Bänden wurde ein Raub der Flammen.“ [13] Ledig-
lich einige wenige ausgelagerte Unterlagen blieben erhalten. 

Nach dem Krieg übernahm in Sachsen die sowjetische Militärad-
ministration die Verwaltung. Für die Statistik bedeutsam ist dabei 
der Befehl Nr. 105 des Obersten Chefs der Sowjetischen Militär-
administration, Marschall SHUKOW, vom 19. Oktober 1945, der 
die Bildung der „Deutschen Zentralverwaltung für Statistik in der 
sowjetischen Besatzungszone (kurz: Statistisches Zentralamt)“ 
anordnet. Daraufhin wurden die Landesverwaltungen angewie-
sen, in ihrem Territorium die Statistischen Landesämter wieder ar-
beitsfähig zu machen bzw. neu zu errichten. Am Anfang unterstan-
den diese Statistischen Landesämter den Landesregierungen, 
das heißt, das Statistische Zentralamt hatte keine direkte Wei-
sungsbefugnis. Auch in den Landkreisen und kreisfreien Städten 
wurden 1946 statistische Dienststellen eingerichtet, die zunächst 
allerdings den Kreisverwaltungen bzw. Stadtverwaltungen unter-
standen. Erst mit der Verordnung der Regierung der inzwischen 
gegründeten DDR zur Neuorganisation des statistischen Dienstes 
vom 16. Februar 1950 wurden die Statistischen Landes- und Krei-
sämter aus den Landes- und Kreisverwaltungen herausgelöst und 
dem Statistischen Zentralamt der DDR direkt unterstellt.
 
Ab Oktober 1945 bezog das Statistische Landesamt Sachsen 
Räume in einem Gebäude am Nordplatz 3. Erster Leiter war Dr. 
FRIEDRICH WALTER. Als erste Zählungen wurden die Volks-
zählungen vom 3. November und 1. Dezember 1945 durchge-
führt, wobei sich erstere nur auf die ortsanwesende Bevölkerung 
bezog, während bei der folgenden Zählung auch die Wohnbevöl-
kerung ermittelt wurde. Auch die Landwirtschaftsstatistik wurde 
wieder aufgenommen. 

Am 1. September 1946 übernahm Frau Dr. JOHANNA HESS 
die Leitung des Statistischen Landesamtes. Erste Aufgabe war 
die Durchführung der Volks- und Berufszählung am 29. Oktober 
1946. Zu diesem Zeitpunkt hatte das Statistische Landesamt 
Sachsen 78 Mitarbeiter, bis Mitte 1947 erhöhte sich deren Zahl 
– auch auf Grund des Aufbaus der Abteilung Wirtschaft und der 
Abteilung Handel und Verkehr – auf 121. 

Am 1. Juni 1949 wurde Frau Dr. HESS an das Statistische Zen-
tralamt nach Berlin berufen. Ihr Nachfolger wurde Diplom-Ma-
thematiker WERNER HAERING. [13]

Das „Gesetz über die weitere Demokratisierung des Aufbaus 
und der Arbeitsweise der staatlichen Organe in den Ländern der 
Deutschen Demokratischen Republik“ vom 23. Juli 1952 führte 

zur Aufl ösung der Länder und der bisher bestehenden Kreise. 
Daraufhin wurden am 15. August 1952 die Statistischen Landes-
ämter aufgelöst und in den neu geschaffenen Bezirken und Krei-
sen neue Dienststellen gegründet, die den Namen Bezirksstelle 
bzw. Kreisstelle für Statistik erhielten. Außerdem erhielt das Sta-
tistische Zentralamt den Namen „Staatliche Zentralverwaltung für 
Statistik“. [14]

Leiter der statistischen Landes-
zentrale in Sachsen 1831 bis 1945

Wilhelm Ernst August von Schlieben

WILHELM ERNST AUGUST von SCHLIEBEN wurde am 24. Juli 
1781 in Dresden geboren. Er erhielt seine Ausbildung im adligen 
Cadettencorps zu Dresden. 1800 bis 1807 beteiligte er sich als 
Offi zier an Vermessungsarbeiten in Thüringen und wurde 1807 

Wilhelm Ernst August von Schlieben

1836

Direkter Verkehr des Vereins mit den 
Mittel- und Unterbehörden

1836

Friedrich August II. sächsischer König

1. Dezember 1837

Volkszählung (Sachsen: 1 652 114 EW)
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als Oberlandfeldmesser angestellt und 1815 zum Direktor der 
Cameralvermessung ernannt. Bei Reisen durch Sachsen und ins 
Ausland interessierte er sich nicht nur für Vermessungsmethoden, 
sondern auch für die allgemeinen volkswirtschaftlichen Zustände 
in den einzelnen Ländern. 1831 wurde er zum Initiator der Bildung 
eines Vereins für vaterländische Staatskunde, aus dem der sta-
tistische Verein für das Königreich Sachsen wurde. Er stand bis 
zu seinem Tod am 11. September 1839 sowohl an der Spitze des 
statistischen Vereins, und hat seine Tätigkeit maßgeblich mit be-
stimmt, als auch der sächsischen Landesvermessung. [16]

Wilhelm Gotthelf Lohrmann

WILHELM GOTTHELF LOHRMANN wurde am 31. Januar 1796 
als Sohn des Dresdner Ratsziegelmeisters geboren. Nach dem 
Besuch der Garnisonsschule zu Dresden (1802 bis 1810) absol-
vierte er von 1811 bis 1814 ein Architekturstudium an der Bauschu-
le der Akademie der bildenden Künste in Dresden. Als 19-Jähriger 

wandte sich LOHRMANN der Geodäsie zu und wurde zeitlebens 
Mitarbeiter der „Königlich-Sächsischen Cameralvermessungsan-
stalt“. Ab 1827 war Lohrmann Oberinspektor des Mathematisch-
Physikalischen Salons zu Dresden. Von hier aus führte er sowohl 
Wetter- als auch Himmelsbeobachtungen durch. Unter seinem 
maßgeblichen Einfl uss wurde 1828 die Technische Bildungsan-
stalt, der erste Vorläufer der heutigen Technischen Universität 
Dresden, eröffnet und LOHRMANN wurde deren erster Rektor. 
1831 gehörte er zu den Gründern des statistischen Vereins für 
das Königreich Sachsen und veröffentlichte mehrfach Beiträge 
zur Meteorologie in den statistischen Mitteilungen des Vereins.

Hervorzuheben ist neben seiner Tätigkeit auf den Gebieten der 
Geodäsie, Kartographie und Meteorologie auch seine selbststän-
dige wissenschaftliche Tätigkeit als Astronom, dessen Erkennt-
nisse noch heute von weltweiter Bedeutung sind. So zeichnete er 
als erster eine Generalkarte der Mondoberfl äche. Das Observa-
torium der TU Dresden wurde nach ihm benannt.

Nach dem Tod von SCHLIEBENs wurde er im November 1839 
Vorstand des statistischen Vereins für das Königreich Sachsen. 
Am 17. Januar 1840 erfolgt auch die Berufung LOHRMANNs zum 
Direktor der Kameralvermessungsanstalt. Kurz darauf verstarb 
er plötzlich am 20. Februar 1840 in Dresden an Typhus. [17]

Christian Albert Weinlig

CHRISTIAN ALBERT WEINLIG wurde am 9. April 1812 in Dres-
den geboren. Er war der Sohn des Komponisten und Musikers 
CHRISTIAN THEODOR WEINLIG, der bis 1817 Kantor an der 
Dresdner Kreuzkirche und 1823 bis 1842 Thomaskantor in Leip-
zig war. WEINLIG studierte in Leipzig Naturwissenschaften und 
Medizin und promovierte 1833 zum Doktor der Medizin. Dann 
wandte er sich jedoch der Chemie, Physik und Technologie zu 
und unterrichtete an der Handelslehranstalt zu Leipzig. Zu Be-
ginn des Jahres 1847 wurde ihm die Stelle eines „Geheimen 
Regierungs- und vortragenden Rathes im Königlich-Sächsischen 
Ministerium des Innern“ übertragen. 1848 war er in dieser Funk-
tion mit der Organisation einer Kommission zur Untersuchung 
der Gewerbs- und Arbeitsverhältnisse in Sachsen beauftragt. 
Vom 24. Februar bis 2. Mai 1849 bekleidete WEINLIG das Amt 
des sächsischen Ministers des Innern, kehrte danach aber in die 
Funktion eines Abteilungsdirektors des Ministeriums zurück. In 
dieser Funktion wurde er auch Vorstand des 1850 eingerichte-
ten Königlich Sächsischen Statistischen Bureaus, wobei er nach 
dem Weggang ERNST ENGELS von 1858 bis 1865 auch die Christian Albert Weinlig

1839

Erste deutsche Ferneisenbahnstrecke 
Leipzig – Dresden

1837

Erster Personendampfer auf der Elbe

1839

Inkrafttreten der Landgemeindeordnung
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Zeitschrift redaktionell betreute. Hauptberufl ich besuchte er u. a. 
als Kommissär der sächsischen Regierung die Industrieausstel-
lungen in München, Paris und London. Am 18. Januar 1873 ist er 
in Dresden gestorben. [18]

Christian Lorenz Ernst Engel

CHRISTIAN LORENZ ERNST ENGEL wurde am 26. März 1821 
in Dresden geboren. 1842 bis 1845 absolvierte er ein Studium 
des Berg- und Hüttenwesens in Freiberg und unternahm danach 
größere Reisen u. a. nach Belgien, England und Frankreich, um 
das dortige Bergbau- und Hüttenwesen kennen zu lernen. 1850 
richtete er als Ingenieur die allgemeine deutsche Gewerbeaus-
stellung in Leipzig ein. Daraufhin wurde er im gleichen Jahr Bü-
roleiter des neu gegründeten Statistischen Bureaus und war von 
1. Juni 1857 bis August 1858 selbstständiger Vorstand des Bu-
reaus. Vom 1. April 1860 bis 1. Juli 1882 bekleidete er die Funkti-
on des Leiters des Königlich Preußischen Statistischen Bureaus 
in Berlin. Im Ruhestand führte ENGEL seine wissenschaftlichen 
Untersuchungen über die Messung der Familien- und Volkswohl-
fahrt weiter fort. Ergebnis dessen war seine letzte Arbeit über die 
„Lebenskosten belgischer Arbeiter-Familien früher und jetzt“. Ge-
storben ist ERNST ENGEL am 8. Dezember 1896 in Serkowitz 
(heute ein Ortsteil von Radebeul). [19]

Julius Ambrosius Hülße

JULIUS AMBROSIUS HÜLßE wurde am 2. Mai 1812 in Leipzig 
geboren. Er besuchte zusammen mit Ch. A. WEINLIG die Tho-
masschule in Leipzig und studierte dort und an der Bergakade-
mie in Freiberg Mathematik und Naturwissenschaften. Daraufhin 
wurde er 1834 Lehrer der Mathematik, Physik und Technologie 
an der Leipziger Handelslehranstalt, 1837 Lehrer der Mathematik 
am Nikolaigymnasium Leipzig und 1840 Professor und Direktor 
der Königlichen Gewerbe- und Baugewerkeschule in Chemnitz, 
die unter seiner Leitung auch mit einer landwirtschaftlichen Ab-
teilung versehen wurde und der er 1841 bis 1850 vorstand. 1850 
bekam er die Stelle als Direktor und Professor für mechanische 
Technologie und Volkswirtschaftslehre der Polytechnischen 
Lehranstalt in Dresden. 1863 wurde er Vorsitzender der dem Mi-
nisterium des Innern beigeordneten technischen Deputation. Am 
1. Mai 1873 übernahm er das Amt eines Referenten im Ministeri-
um des Innern. Als solcher ist er auch nach dem Tod WEINLIGs 
als Vorstand des Königlich Sächsischen Statistischen Bureaus 
bis März 1875 tätig. Er starb am 26. Juni 1876 in Dresden. [20]

Victor Böhmert

VICTOR BÖHMERT wurde am 23. August 1829 in Quesitz (heute 
zu Markranstädt) geboren. Er verlebte seine Kindheit und Jugend 
in Roßwein und studierte ab 1848 in Leipzig Rechtswissenschaft. 
Danach arbeitete er als Gerichtsaktuar in Meißen. Im Sommer 
1854 promovierte er zum Doktor der Rechtswissenschaft. Da-
nach folgten Tätigkeiten als Dozent in Heidelberg, als Redakteur 
verschiedener Zeitungen und Syndikus der Handelskammer in 
Bremen (1860 bis 1866) und als Professor für Volkswirtschaft an 
der Universität und am eidgenössischen Polytechnikum in Zürich 
(1866 bis 1875). Vom 1. April 1875 an folgte er der Berufung als 
erster hauptamtlicher Direktor des Königlich Sächsischen Stati-
stischen Bureaus und als Professor für Nationalökonomie und 
Statistik an dIe Technische Hochschule Dresden. Die Tätigkeit 
als Direktor des Statistischen Bureaus hatte er genau 20 Jahre 
lang inne, während seine Lehrtätigkeit an der Hochschule so-
gar 28 Jahre in Anspruch nahm. Neben seinen Haupttätigkeiten 
gründete er eine Reihe von Vereinen, wie den „Verein gegen Ar-

Julius Ambrosius Hülße

11. November 1839

Vorstand des statistischen Vereins, Kam-
merrat W. E. A. von Schlieben stirbt

20. Februar 1840

W. G. Lohrmann stirbt an Typhus, 
C. L. Kohlschütter führt kommisarisch 
die Vorstandsgeschäfte

November 1839

Bestätigung W. G. Lohrmanns als 
Vorstand des statistischen Vereins
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mennot und Bettelei“, den „Bezirksverein gegen den Mißbrauch 
geistiger Getränke“ und den Verein „Volkswohl“, die er bis an 
sein Lebensende unterstützt hat. Er starb am 12. Februar 1918 
in Dresden. [21]

Arthur Geißler

ARTHUR GEIßLER wurde am 16. August 1832 in Gränitz bei 
Großhartmannsdorf (heute zu Brand-Erbisdorf) geboren. Nach 
dem Besuch des Gymnasiums in Freiberg folgte ein Studium 
der Medizin. Dann nahm er eine Tätigkeit als praktischer Arzt in 
Meerane auf. Schon in dieser Funktion beschäftigte er sich mit 
statistischen Auswertungen, in dem er einen Aufsatz über die 
Krankheits- und Sterblichkeitsverhältnisse der Bevölkerung von 
Meerane in der „Vierteljahreszeitschrift für Gesundheitspfl ege“ 
veröffentlichte. Als im Königlich Sächsischen Statistischen Bu-
reau eine Stelle als medizinischer Hilfsarbeiter ausgeschrieben 
wurde, bewarb er sich und konnte am 1. Januar 1877 seine Tä-

tigkeit als Assessor beginnen. Im April 1887 wurde er zum Medi-
zinalrat ernannt, und am 1. April 1895 erhielt er den Titel eines 
Oberregierungsrats und wurde zum Direktor des Statistischen 
Bureaus ernannt. Neben seiner Haupttätigkeit war er auch ne-
benamtlich als Protokollführer im Königlichen Landes-Medizi-
nal-Kollegium und als ärztlicher Sachverständiger bei der Ver-
sicherungsanstalt für das Königreich Sachsen tätig. Er starb am 
5. Februar 1902 in Dresden. [22]

Eugen Würzburger

EUGEN WÜRZBURGER wurde am 23. August 1858 in Bayreuth 
geboren. Er besuchte das Gymnasium Bayreuth und studierte 
anschließend an den Universitäten München, Berlin und Heidel-
berg zunächst deutsche und romanische Philologie und promo-
vierte 1879 in Heidelberg zum Dr. phil. Dann wandte er sich dem 
Studium der Volkswirtschaft zu und erwarb in Tübingen den Dr. 
sc. Zunächst im Statistischen Amt der Stadt Berlin tätig, kam er 
später an das Statistische Büro in Paris, wirkte sodann in Rom 
und wurde 1886 Hilfsarbeiter im Statistischen Reichsamt in Ber-
lin. In Dresden wurde er Direktorialassistent und 1894 Direktor 
des Statistischen Amtes der Stadt Dresden. Von 1902 an war er 
Direktor bzw. Präsident des Sächsischen Statistischen Landes-
amtes. Während des Ersten Weltkrieges war Dr. WÜRZBURGER 
in Konstantinopel mit der Organisation der türkischen Reichssta-
tistik beauftragt. 1919 übernahm er das Ordinariat für Statistik an 
der Leipziger Philosophischen Fakultät als Nachfolger von FER-
DINAND SCHMIED. Mit Erreichen des 65. Lebensjahres schied 
er 1923 aus dem Statistischen Landesamt aus. 1927 wurde er 
emeritiert. Er war außerdem Mitbegründer (1909) und seitdem 
Herausgeber des Deutschen Statistischen Zentralblattes der 
Deutschen Statistischen Gesellschaft, deren geschäftsführen-
des Vorstandsmitglied er seit ihrer Begründung war. 1938 ist er 
gestorben. [23]

Eugen Würzburger

_____
1) Über den letzten Präsidenten des Statistischen Landesamtes bis 

1945, Dr. Georg Hoffmann, ließen sich bis Redaktionsschluss keine 
biographischen Angaben ermitteln.

1842

Oberstleutnant Leonhardi übernimmt die 
Vorstandsgeschäfte bis September 1847

1. Dezember 1840

Volkszählung (Sachsen: 1 706 276 EW)

1. Dezember 1843

Volkszählung (Sachsen: 1 757 800 EW)



© Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 17

175 Jahre

Arno Pfütze

ARNO PFÜTZE wurde am 17. September 1875 in Grottewitz 
(heute zu Nerchau, Muldentalkreis) als Sohn eines Gutsbesitzers 
geboren. Er besuchte die Höhere Landwirtschaftliche Schule in 
Döbeln, wandte sich dann aber der Volkswirtschaft zu und stu-
dierte Volkswirtschaftsgeschichte und Philosophie sowie Sta-
tistik in Leipzig und Berlin und beendete seine Studien mit der 
Promotion zum Dr. phil. Nach einer Tätigkeit bei der Gewerbe-
kammer in Dresden begann er im Jahr 1905 seine Arbeit im Sta-
tistischen Landesamt Sachsen. Hier galt sein Interesse vor allem 
dem Aufbau der Wirtschaftsstatistik. Er bearbeitete die gewerb-
lichen Betriebszählungen und die Arbeitsstättenzählungen. Am 
1. Oktober 1923 wurde er Präsident des Landesamtes. In dieser 
Funktion richtete er die monatliche Industrieberichterstattung 
und die Konjunkturbeobachtung ein und fügte der Zeitschrift des 
Statistischen Landesamtes als weitere Publikation ab 1926 die 
„Statistischen Monatsübersichten für den Freistaat Sachsen“ zur 
schnelleren Veröffentlichung der Ergebnisse über die Entwick-
lung der sächsischen Wirtschaft hinzu. Am 1. Juli 1936 trat er aus 
gesundheitlichen Gründen vorzeitig in den Ruhestand. Er schrieb 
aber weiter Beiträge für die Zeitschrift des Statistischen Landes-
amtes, besonders zur Auswertung der Volks- und Berufszählung 
1939. Er starb am 20. Juni 1960 in Dresden.1) [24] 

Jochen Teschner, Dipl.-Ökonom, 
Sachgebietsleiter Redaktion von Veröffentlichungen
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KARL VICTOR BÖHMERT (1829 - 1918)
Nationalökonom, Statistiker und Philanthrop

Danny Weber

„Wenn jemand sonst gar nichts von dem teuern Mann gewußt 
hätte, er würde seine Bedeutung erkennen an den Vertretern 
der Lebenskreise, die an seiner Bahre das Wort ergriffen: der 
Geistliche – ein Professor der Hochschule – ein geheimer Kom-
merzienrat – ein Schriftsteller – ein Gewerbeschullehrer – der 
Bürgermeister seiner lieben Heimatstadt Roßwein – und ein So-
zialdemokrat! Wo fi ndet sich eine solche Vereinigung von Red-
nern an einem Sarge wieder.“ [1]

Elternhaus – Schule – Studium [2]

KARL VICTOR BÖHMERT wurde am 23. August 1829 in Quesitz 
bei Leipzig geboren. Sein Vater KARL FRIEDRICH BÖHMERT 
(1797 - 1882) hatte nach seinem Studium der Theologie und Phi-
losophie in Leipzig in Quesitz eine Anstellung als evangelischer 
Pfarrer gefunden und BÖHMERTs spätere Mutter, die Tochter 
eines Leipziger Steuerbeamten, geheiratet. Die Person und das 
Werteverständnis des Vaters sollten prägend für den späteren 
Lebensweg des Sohnes werden. Die gesamte Erziehung BÖH-
MERTs war darauf ausgerichtet, ihn auf den Beruf des Pfarrers 
vorzubereiten. Obwohl er nie eine öffentliche Schule besucht 
hatte – den Unterricht übernahm sein Vater –, konnte er ab 1842 
mit 13 Jahren die Fürstenschule St. Afra in Meißen besuchen. 
Ostern 1848 verließ er Meißen und immatrikulierte sich an der 
Universität Leipzig. 

Das erste Semester seines Studiums war vom inneren Ringen ge-
kennzeichnet – er wollte zwar dem Wunsch seines Vaters gemäß 
Theologie studieren, fühlte sich aber mehr zur Rechtswissen-
schaft hingezogen und war überzeugt, gerade als Jurist der christ-
lichen Nächstenliebe mitunter besser dienen zu können denn als 
Pfarrer in einer kleinen Landgemeinde. Diesen Gewissenskonfl ikt 
konnte er erst nach einem Gespräch mit seinem Vater lösen, der 
das Studium der Theologie nicht mehr zur Bedingung machte und 
ihn ermunterte, Rechtswissenschaften zu studieren. Während 
BÖHMERT im ersten Semester noch geschwankt und gleichzei-
tig Vorlesungen an der Theologischen wie an der Juristenfakultät 

besucht hatte, konzentrierte er sich mit dem Beginn des zweiten 
Semesters auf das Studium der Rechtswissenschaft. Im Verlaufe 
seiner Studienzeit traf BÖHMERT auf den zu dieser Zeit in Leipzig 
lehrenden Nationalökonomen WILHELM ROSCHER. [3] BÖH-
MERT war von ROSCHERs Lehren sehr angetan und besuchte 
neben seinen ordentlichen Vorlesungen die Veranstaltungen von 
diesem bedeutenden Nationalökonomen. Bei ihm bekam er eine 
Einführung in die Nationalökonomie, Finanzwissenschaft und 
Statistik. ROSCHER erkannte schnell das Talent BÖHMERTs und 
dessen Engagement und förderte ihn in vielen Bereichen.1) [4] 

Karl Victor Böhmert
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15 Expedienten und ein Hilfsarbeiter 
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Nach Abschluss des ersten juristischen Examens fand BÖH-
MERT in Leipzig Anstellung bei einem Anwalt und erlangte nach 
Einreichung aller nötigen Unterlagen 1852 das zweite Staats-
examen. Eigentlich hatte es seinem Wunsch entsprochen, nach 
Abschluss seines Studiums noch für zwei Semester nach Heidel-
berg zu gehen und an der dortigen Universität die Vorlesungen 
verschiedener Professoren zu hören, doch musste er diesen Plan 
fallen lassen, da sein Vater ihm bereits eine Anstellung als Ge-
richtsaktuar bei einem Rechtsanwalt in Meißen vermittelt hatte. 
Während der zweieinhalb Jahre, von 1852 bis 1855, in denen 
BÖHMERT in Meißen angestellt war, begann er mit kleineren Pu-
blikationen und Vorträgen an die Öffentlichkeit zu treten. Er wur-
de Mitglied im Meißner Gewerbeverein und gründete zusammen 
mit dem Advokaten HALLBAUER den Meißner Kreditverein, den 
ersten Vorschussverein im Königreich Sachsen. 

1854 beteiligte sich BÖHMERT an zwei Preisausschreiben, bei 
denen er jeweils den ersten Platz zugesprochen bekam. In sei-
ner Schrift für die „Deutsche Bekleidungsakademie“ in Dresden 
beschäftigte sich BÖHMERT mit Grundfragen und Problemen 
des deutschen Handwerks. [5] Er hatte sich entschieden, die zu 
behandelnden Fragestellungen in Briefform zweier befreundeter 
Handwerker wiederzugeben. In diesen Briefen werden Vor- und 
Nachteile des Zunftwesens, der Innungen, der Gewerbefreiheit, 
das Verhältnis von Handwerk und Handel und ähnliche Fragen 
durch BÖHMERT diskutiert. Neben genuin wirtschaftlichen Pro-
blemstellungen betrachtet er auszugsweise auch die damit ver-
bundenen sozialen Auswirkungen. Gefördert wurde seine Preis-
schrift in der Entstehung durch ROSCHER, der BÖHMERT in 
Detailfragen behilfl ich war. Darüber hinaus knüpfte BÖHMERT 
erste Verbindungen zum damaligen Leiter des Königlich Säch-
sischen Statistischen Bureaus ERNST ENGEL, welcher als 
Preisrichter BÖHMERTs Arbeit begutachtete und ihn vor der 
Drucklegung dazu anhielt, bestimmte Teilaspekte noch stärker 
herauszuarbeiten. [6] Das zweite Preisausschreiben, an dem er 
sich beteiligte, war von der Leipziger Juristenfakultät ausgeschrie-
ben worden. Auch hier bekam BÖHMERT den ersten Preis und 
50 Taler zugesprochen sowie die Möglichkeit eröffnet, die abge-
fasste Arbeit als Dissertation einzureichen. Nach Ableistung des 
Rigorosums wurde er im Sommer 1854 zum Doktor der Rechts-
wissenschaften promoviert. Im Anschluss an seine Promotion 
begab sich BÖHMERT 1855 auf eine längere Auslandsreise. Er 
besuchte dabei unter anderem das Rheinland, Westfalen, Belgien 
und Frankreich. In Paris hielt er sich längere Zeit auf, besuchte 
die Weltausstellung [7] und nahm Kontakt zu ENGEL auf, der zu 
dieser Zeit in Paris aus Anlass des Internationalen Statistischen 
Kongresses weilte. Auf Vermittlung ENGELs hin war es ihm mög-

lich, an diesem Kongress teilzunehmen. Die dabei gewonnenen 
Erkenntnisse vertieften seine Überzeugungen vom Wert und Vor-
teil der Statistik als Instrument der Staatsverwaltung. Als BÖH-
MERT nach Abschluss seiner Reise nach Meißen zurückkehrte, 
erwarteten ihn bereits neue Herausforderungen. Durch Vermitt-
lung und auf Vorschlag ROSCHERs wurde BÖHMERT Redak-
teur einer neu gegründeten volkswirtschaftlichen Wochenschrift2) 
und siedelte im November 1855 nach Heidelberg über. 

Heidelberg – Bremen – Zürich

Durch diese neue Tätigkeit hatte er nunmehr die Möglichkeit, sich 
noch intensiver mit volkswirtschaftlichen Fragen auseinander zu 
setzen als zuvor. Neben seinen volkswirtschaftlichen Arbeiten 
bemühte er sich auch im Beruf des Universitätslehrers Fuß zu 
fassen. Für das Wintersemester 1856/57 erreichte er die Anstel-
lung als Privatdozent an der Universität Heidelberg. Zu ersten 
Versuchen in der Lehre sollte es allerdings nicht mehr kommen, 
denn im November nahm er das Angebot an, als Redakteur des 
Bremer Handelsblattes nach Norddeutschland überzusiedeln. 
Auch bei dieser Anstellung hatte sein Lehrer ROSCHER sich 
wohlwollend für ihn ausgesprochen. 

Im Gegensatz zu Heidelberg konnte BÖHMERT in Bremen die 
Praktiken des Handels und der Gewerbetätigkeit viel einge-
hender studieren. [8] Er besuchte täglich die Börse, unterhielt 
Kontakte zu Kaufl euten, Industriellen, Kammervertretern und Po-
litikern. Daneben trat er dem Verein für Gewerbefreiheit bei und 
unterstützte diesen in seinem Streben, die Aufhebung der Zünfte 
und die Einführung der Gewerbefreiheit zu erreichen. [9] In An-
betracht der von ihm als negativ empfundenen Zerstückelung 
Deutschlands und der offenkundigen Probleme des Zollvereins 
bemühte sich BÖHMERT auf volkswirtschaftlicher Ebene ein 
Podium zu etablieren, welches es möglich machen sollte, dass 
Nationalökonomen aus allen deutschen Staaten über volkswirt-

_____
1) Im Vorwort zu [4, IV] beschreibt Böhmert, dass er Roscher „nicht nur 

die erste Anleitung zum ökonomischen Denken und Arbeiten, sondern 
auch eine fortgesetzte Förderung in meiner bisherigen Laufbahn und 
Richtung“ verdankte.

2) Germania. Centralblatt für die volkswirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Interessen Deutschlands.
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schaftliche Fragen und Probleme diskutierten und den Regie-
rungen der Zollvereinsstaaten Empfehlungen übergeben sollten. 
Aus diesem Anlass veröffentlichte er am 23. Mai 1857 seinen 
Aufruf zur Gründung eines Kongresses deutscher Volkswirte. Er 
ließ diesen Aufruf in zahlreichen deutschen Zeitungen veröffent-
lichen und das Echo war durchaus positiv. Man gründete einen 
Vorbereitungsausschuss und begann mit den Planungen für den 
ersten Kongress, der im Herbst 1858 in Gotha stattfand. Trotz 
zum Teil unterschiedlichster Interessenlagen3) wurde der Gothaer 
Kongress ein Erfolg. Man behandelte Fragen wie die Reform der 
Gewerbegesetze, das Assoziationswesen in Deutschland, die 
Durchfuhrzölle des Zollvereins, Spielbanken, Lotto und Lotterien 
und die Problematik der Wuchergesetze. Es wurden Ausschüsse 
gebildet, welche zwischen den Kongressen praktische Sachfra-
gen weiter erörtern sollten. Im Rahmen der Diskussionen zeigte 
sich auch innerhalb dieses Gremiums sehr schnell die scharfe 
Frontstellung zwischen den Verfechtern von Schutzzöllen und 
denjenigen, die freihändlerische Interessen vertraten. BÖH-
MERT folgte mehrheitlich den Argumentationen der „Freihändler“ 
und setzte sich für eine Deregulierung des Handels ein. Obwohl 
man darauf bedacht war politische Fragen auszuklammern, war 
es dennoch unmöglich; sie ganz zu umgehen. Die Anwesenden 
waren sich darin weitgehend einig, dass für die wirtschaftliche Si-
tuation Deutschlands die Herstellung eines deutschen Einheits-
staates als Ziel wünschenswert wäre. Sie bewerteten die gege-
bene Situation dabei jedoch sehr realistisch und befürworteten 
den Plan über eine Reform des Zollvereins zur staatlichen Einheit 
zu gelangen. Infolge des zweiten Kongresses, welcher im Sep-
tember 1859 in Frankfurt am Main stattfand, wurde diesem Plan 
folgend von einigen Mitgliedern des Kongresses der Deutsche 
Nationalverein begründet, an welchem sich BÖHMERT ebenfalls 
beteiligte. Im Nationalverein verfolgten die Mitglieder die poli-
tischen Ziele, welche sie im Rahmen der nationalökonomischen 
Kongresse bewusst heraushalten wollten, um die Arbeit an den 
drängenden wirtschaftlichen Sachfragen nicht zu gefährden.

Neben den skizzierten organisatorischen und konzeptionellen 
Arbeiten beschäftigte sich BÖHMERT Ende der 1850er Jahre 
erstmals auch mit historischen Studien. Angeregt durch die 1859 
von der Jablonowskischen Gesellschaft in Leipzig gestellte Preis-
aufgabe: „Die Gesellschaft wünscht die urkundliche Geschichte 
irgend einer (auch wohl mehrer) wichtigen Zunft in irgend einer 
wichtigen deutschen, niederländischen, schweizerischen oder 
deutsch-slavischen Stadt“ darzustellen und dabei „mehr auf die 
sociale und politische, als auf die technische Seite der Entwick-
lung …, und namentlich die Zeiten des 17. und 18. Jahrhunderts“ 
zu achten, verfasste BÖHMERT eine sich auf Urkunden grün-

dende Geschichte der Bremer Schusterzunft. [10] Neben detail-
lierten Ausführungen zur Bremer Schusterzunft betrachtet er da-
rin auch die allgemeine Entwicklung von Zünften und beschrieb 
deren Aufstieg und Verfall. Dabei kam er zu dem Schluss, dass 
„der Vorschlag einer völligen Abschaffung der Zünfte … durchaus 
gerechtfertigt war, denn die Zünfte waren während des 17. und 
18. Jahrhunderts ebenso wie heutzutage die Förderer des ge-
hässigen Brodneides und ein Hemmnis des gewerblichen Auf-
schwungs.“ [11] Der zweite Teil dieses Werks besteht aus einer 
umfangreichen Urkunden- und Aktenedition. BÖHMERT hatte 
für den langen Zeitraum zwischen 1240 und 1861 die aus sei-
ner Sicht wesentlichen Dokumente herausgesucht und durch die 
Edition einem größeren Interessentenkreis zugänglich gemacht. 
Anfang des Jahres 1860 wurde die von ihm eingereichte Arbeit 
durch die Gesellschaft gekrönt und nach mehreren Überarbei-
tungen konnte das Werk 1862 gedruckt werden.4)

Durch seine umfangreichen Arbeiten und begünstigt durch seine 
guten Kontakte wurde BÖHMERT im Juni 1860 zum zweiten Syn-
dikus der Bremer Handelskammer gewählt. Innerhalb von vier 
Jahren hatte er sich in Bremen etabliert und konnte nun daran ge-
hen, einen eigenen Hausstand aufzubauen. Er unterhielt seit län-
gerem gute Kontakte zu dem Bremer Kaufmann und spanischen 
Vizekonsul JUSTUS FRIEDRICH WILHELM LÖNING und hatte 
bei seinen Besuchen öfters Kontakt mit dessen Tochter SOPHIE 
ELISABETH. Aus dieser vorsichtigen Zuneigung entwickelte 
sich eine tiefere Beziehung, so dass VICTOR BÖHMERT und 
ELISABETH LÖNING im September 1861 in Bremen heirateten. 
Die Ehe währte knapp 57 Jahre und aus ihr gingen drei Söhne 
hervor, von denen der erste Sohn, Karl, noch vor seinen Eltern 
1898 starb. Nach dem Bezug des ersten gemeinsamen Hauses 
führten die BÖHMERTs ein angemessenes gesellschaftliches 
Leben. Sie beteiligten sich an verschiedenen gelehrten Gesell-
schaften und pfl egten Beziehungen zu unterschiedlichen Bremer 
Familien und Persönlichkeiten. Unter anderem war BÖHMERT 
mit ARWED EMMINGHAUS befreundet, der 1861 die Schriftlei-
tung des Bremer Handelsblattes übernommen hatte und 1865 
die Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger gründete. 
[12] Mit der Wahl zum ersten Syndikus der Bremer Handelskam-
mer im Januar 1865 und der gleichzeitigen Wahl in die Bremer 
Bürgerschaft verankerte sich BÖHMERT noch stärker in Bremen 
und übernahm neue Aufgaben. So vertrat er nunmehr die Inte-
ressen der Hansestadt auf unterschiedlichsten gesamtdeutschen 
Kongressen und war Mitglied mehrerer Kommissionen. 

Um so mehr verwundert sein rascher Abschied aus Bremen. Be-
reits 1865 hatte der Präsident des eidgenössischen Schulrates 
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KAPPELER mit BÖHMERT Kontakt aufgenommen und ihm die 
Professur für Nationalökonomie am Polytechnikum in Zürich an-
geboten. Im Juni 1866 verband BÖHMERT seinen Kuraufenthalt 
in Baden-Baden mit einem Besuch in Zürich. Dabei kam es zu 
erneuten Verhandlungen, bei denen BÖHMERT als Bedingung 
für die Annahme des Rufes machte, dass er sowohl am Poly-
technikum als auch an der Universität als Professor angestellt 
werden sollte. Nachdem KAPPELER seine Zustimmung signali-
siert hatte, nahm BÖHMERT den Ruf an und siedelte mit seiner 
Familie im Oktober 1866 nach Zürich über. Es ist anzunehmen, 
dass die Aussicht auf eine Stelle in der Lehre ausschlaggebend 
für die Annahme des Rufs gewesen ist. Bereits in Heidelberg hat-
te sich BÖHMERT um eine solche Stelle bemüht, konnte aber 
seine geplante Veranstaltung nicht beginnen, da er als Redak-
teur des Handelsblatts nach Bremen gegangen war. BÖHMERT 
verließ Bremen und Deutschland zu einer Zeit, als die nationale 
Idee begonnen hatte sich durchzusetzen. Der Abschied fi el ihm 
dementsprechend schwer, hatte er doch die Bestrebungen zur 
Herstellung eines Einheitsstaates nach Kräften unterstützt.

Ungeachtet der Bedrückungen vertiefte sich BÖHMERT in seine 
neue Aufgabe als Professor für Nationalökonomie und Statistik. 
Nach eigenen Aussagen fi el es ihm anfangs schwer, sich in die 
Arbeit als Professor hineinzuarbeiten. Besonders die Ausarbei-
tung seiner Vorlesungen nahm viel Zeit in Anspruch, so dass er 
in den ersten beiden Jahren in Zürich keine Zeit fand, seine natio-
nalökonomischen Studien weiter voranzutreiben. In seinen Vorle-
sungen behandelte BÖHMERT den gesamten damaligen Kanon 
der Nationalökonomie. Er las über Allgemeine Wirtschaftslehre, 
Theoretische Nationalökonomie, Wirtschaftspolitik, Praktische 
Nationalökonomie, Allgemeine europäische Wirtschaftsgeschich-
te, Finanzwissenschaft, Geschichte des Welthandels, Einleitung 
in die Statistik und Enzyklopädie der Staatswissenschaft. Neben 
seinen Vorlesungen bot er jedes Semester auch Praktika an, in 
denen er mit den Studenten zusammen Fabriken, Bahnhöfe, Gü-
ter, Forste usw. besuchte und ihnen am praktischen Beispiel de-
ren Stellung im Wirtschaftskreislauf darlegte. Neben den Lehrver-
pfl ichtungen an der Universität beteiligte sich BÖHMERT in den 
Wintermonaten regelmäßig an den öffentlichen Vortragsreihen, 
welche die Professoren beider Züricher Universitäten für die Be-
völkerung der Stadt hielten.5) Daneben beobachtete er die Anfänge 
des Frauenstudiums in Zürich und gehörte zu deren Verfechtern. 

1868 wurde BÖHMERT in die Kommission zur Untersuchung der 
Arbeiterfrage berufen. Die Beschäftigung mit der Situation der 
Fabrikarbeiter in der Schweiz sollte für ihn prägend werden und 
seine weiteren wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Aktivi-

täten bestimmen. Eine Zusammenfassung seiner Erörterungen 
gab er in dem 1872 erschienenen, und in mehrere Sprachen 
übersetzten Buch „Der Sozialismus und die Arbeiterfrage“, worin 
er deutlich Stellung zu den wissenschaftlichen und gesellschaft-
lichen Strömungen der Zeit und deren Lösungsansätzen zur 
„Arbeiterfrage“ bezog. [13] BÖHMERT bekannte sich darin un-
eingeschränkt zu den freihändlerischen Ansichten der britischen 
nationalökonomischen Schule. Er verwarf die sozialistischen und 
kommunistischen Lehren der Zeit, da er „das Verlangen nach ge-
sellschaftlichem oder staatlichem Zwang gegenüber dem Einzel-
nen, ferner die Anfechtung des Grundsatzes der freien Konkur-
renz und eine gewisse Gereiztheit gegen das Kapital und gegen 
die Vermögensungleichheiten“ als grundfalsch ansah. [13, S. 6] 
In KARL MARX sah er den „unfehlbare[n] Papst der Sozialdema-
gogie“ [13, S. 17], dessen Lehren „das Leben selbst und die Er-
fahrung“ als „Stubenweisheit“ [13, S. 20] widerlegen würden. Die 
wissenschaftliche und schriftstellerische Qualität der Arbeiten 
von Marx hielt BÖHMERT für minderwertig.6) Ebenso hielt er die 
Lehren von FERDINAND LASALLE und JOHANN JACOBY für 
wissenschaftlich unhaltbar. In der Analyse der herrschenden Ver-
hältnisse kam er zu dem Schluss, dass der „moderne Großbetrieb 
[…] eigenthümliche soziale Missstände geschaffen [hat], welche 
der Abhülfe dringend bedürfen“, und weiter schreibt er: „Es scheint 
mir jedoch bei den Bestrebungen, den Arbeitern zu helfen, vor 
Allem nothwendig, der im Sozialismus liegenden falschen Grund-
richtung, welche auf Zwang des Staates oder der Gesellschaft 
hinausläuft, durch die prinzipielle Betonung der Freiheit der indi-
viduellen Entwicklung und der Freiwilligkeit der genossenschaft-
lichen Entwicklung entgegen zu treten.“ [14] BÖHMERTs Pro-
gramm zur Lösung der so genannten Arbeiterfrage zielte darauf 
ab, die Freiheit und das Eigentum des Individuums zu sichern und 
die Missstände durch Hilfestellungen vonseiten des Staates und 
der Gesellschaft zu beseitigen. Er begriff die Arbeiterfrage „als 
eine Bildungsfrage für die Arbeiter, als eine Gewissensfrage für 
die Unternehmer und eine Frage der öffentlichen Pfl icht für das 

_____
3) Einige Teilnehmer wollten den Kongress für politische Fragen instru-

mentalisieren, während die Mehrheit vor allem wirtschaftliche Pro-
blemstellungen erörtert sehen wollte.

4) Nachgedruckt in Leipzig 1969.

5) In der Schweiz war zu dieser Zeit der Volkshochschulgedanke bereits 
weiter fortgeschritten als in Deutschland.

6) „Wenn jeder Arbeiter, der auf den Propheten Marx schwört, verurtheilt 
würde, sein Werk über das Kapital zu lesen, so würde sofort jede Be-
rufung auf diesen Meister unterbleiben.“ [13, S. 18f.]
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gesamte Publikum.“ [13, S. 32] Die Förderung des Wohls der Ar-
beiter in „sanitarischer“, ökonomischer, intellektueller und mora-
lischer Beziehung sah er als Ziel an und machte hierzu praktische 
Vorschläge. Er plädierte für eine Weiterentwicklung der Lehre der 
britischen volkswirtschaftlichen Schule. Nicht in staatlichem oder 
gesellschaftlichem Zwang, sondern in privatem Engagement in 
vielfältigen Einrichtungen und Vereinen sah er eine Möglichkeit 
zur Beseitigung der vorhandenen Missstände. Selbst wenn BÖH-
MERT von einigen der postulierten Forderungen und Lösungsan-
sätze in den weiteren Jahren seines Schaffens wieder abrückte 
bzw. diese einschränkte, legte er mit diesen Ausführungen doch 
das Grundgerüst seiner wissenschaftlichen Überzeugungen und 
seines Verständnisses der Gesellschaft dar.7)

Neben den Untersuchungen zur Arbeiterfrage veröffentlichte 
BÖHMERT in dieser Zeit weitere Aufsätze zu volkswirtschaft-
lichen Problemen in verschiedenen Schweizer Zeitschriften. Ab 
1872 übernahm er die Redaktion der in Berlin unter der Leitung 
von HEINRICH RUDOLF GNEIST herausgegebenen Zeitschrift 
„Der Arbeiterfreund“. [15] Zwischen 1873 und 1895 gab er zu-
sammen mit GNEIST diese Zeitschrift heraus und 1895, nach 
dem Tod GNEISTs, wurde er zum alleinigen Herausgeber. Ne-
ben der „Zeitschrift des Königlich Sächsischen Statistischen Bu-
reaus“ wurde „Der Arbeiterfreund“ in den folgenden Jahrzehnten 
zu BÖHMERTs Hauptpublikationsmedium. 

Ausgelöst durch den deutsch-französischen Krieg wurde das Kli-
ma für deutsche Wissenschaftler in der Schweiz in den 1870er 
Jahren zunehmend ungünstiger. [16] Infolge dessen wechselte 
eine Anzahl von deutschen Wissenschaftlern von Schweizer an 
deutsche Universitäten. Einer der ersten, der Zürich verlies, war 
GUSTAV ANTON ZEUNER. [17] ZEUNER hatte in Zürich seit 
1855 am Polytechnikum als Professor für Mechanik und Maschi-
nenlehre gewirkt und wurde 1871 Direktor der Bergakademie in 
Freiberg. Nach dem Ausscheiden des langjährigen ständigen 
Direktors des Dresdner Polytechnikums, JULIUS AMBROSIUS 
HÜLßE, wechselte ZEUNER 1873 als Direktor und Professor 
der Mechanik und Maschinenlehre an die Dresdner Einrichtung 
und blieb deren ständiger Rektor bis 1890. [18] Als man 1875 die 
Professur für Nationalökonomie und Statistik in Verbindung mit 
der Stelle des Direktors des Königlich Sächsischen Statistischen 
Bureaus besetzen musste, leitete ZEUNER, der BÖHMERT aus 
der gemeinsamen Züricher Zeit noch gut kannte, die Berufung 
BÖHMERTs nach Dresden ein.

Professor für Nationalökonomie und 
Statistik am Polytechnikum in Dresden 
und Direktor des Königlich Sächsischen 
Statistischen Bureaus

Am 5. April 1875 wurde BÖHMERT als Professor am Polytechni-
kum und Direktor des Statistischen Bureaus in Dresden vereidigt. 
[19] Die Verbindung beider Stellen eröffnete ihm ein weites Feld 
wissenschaftlicher und praktischer Betätigung: „Es war mir von 
Anfang an sehr lieb, meinen Dozentenberuf als Volkswirt fort-
setzen zu können, aber noch erwünschter und wichtiger war mir 
die ganz neue Aufgabe, ein großes statistisches Büreau leiten 
und mit demselben ein Laboratorium zur exakten Untersuchung 
wichtiger Fragen meiner Wissenschaft verbinden zu können, 
sowie die Herausgabe einer wissenschaftlichen statistischen 
Zeitschrift.“ [16, S. 43] Für BÖHMERT war wohl der Hauptgrund 
für die Annahme des Rufs, dass er in Dresden die Möglichkeit 
hatte, seine theoretischen Konzepte in Verbindung mit der Arbeit 
im Statistischen Bureau weiterzuentwickeln. Er erkannte in der 
Statistik das Mittel, die wirtschaftlichen und sozialen Probleme 
kenntlich zu machen und auf den ermittelten Erkenntnissen auf-
bauend nach Lösungsansätzen zu suchen. In seinem Lebens-
rückblick schreibt er: „Es war mein Bestreben, aus Massener-
scheinungen, Massenbeobachtungen und Massenerfahrungen 
einige Wahrheiten für die Theorie und einige Fingerzeige für das 
öffentliche Leben herauszufi nden.“ [16, S. 44]

Die Entwicklung der Statistik in Sachsen als Verwaltungsinstru-
ment war zum Zeitpunkt der Übernahme des Bureaus durch BÖH-
MERT bereits in ihren Grundlagen ausgebildet. [20] Die Einrichtung 
von Statistischen Bureaus als Teil der Staatsverwaltung zählte zu 
den herausragenden Innovationen verwaltungstätiger Praxis im 
19. Jahrhundert. Die einzelnen Staatsverwaltungen waren durch 
die revolutionären Umbrüche (Urbanisierung, Industrialisierung, 
Verkehrs- und Kommunikationsrevolution) gezwungen, sich neue 
Instrumente zu schaffen, welche ihnen die für das staatliche Han-
deln zwingend notwendigen Informationen zur Verfügung stellten. 
[21] Dafür bedienten sie sich der Methoden der Statistik. Während 
in Preußen (1805/08), Bayern (1813) und Württemberg (1820) be-
reits sehr früh staatliche statistische Bureaus eingerichtet wurden, 
stand man in Sachsen ähnlichen Plänen lange Zeit sehr distanziert 
gegenüber. Erst 1831 wurde in Dresden der Statistische Verein für 
das Königreich Sachsen gegründet. Ihm wurden durch das säch-
sische Innenministerium verschiedene Aufgaben übertragen, ab 
1834 beispielsweise die aller drei Jahre durchzuführende Volks-
zählung im Rahmen des Zollvereins, und eine geringe Summe 

1851

Erste Lieferung (N. F.) der Statistischen Mit-
theilungen aus dem Königreich Sachsen

1851

Gründung des Statistischen Bureaus im 
Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin

ab 1. August 1850

Leitung der Geschäfte des Statistischen 
Bureaus durch Ernst Engel
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als Aufwandsentschädigung aus der Staatskasse zur Verfügung 
gestellt. Die Grenzen dieser Organisationsform wurden in den 
1840er Jahren deutlich. Der Verein war mit den an ihn gestellten 
Anforderungen vollkommen überfordert. Daher wurde der Stati-
stische Verein 1849/50 in ein staatliches Bureau umgewandelt 
und 1850 direkt dem Innenministerium unterstellt. [22] 

Diese Phase war direkt mit der Person von ERNST ENGEL ver-
bunden. ENGEL entwickelte mit vergleichsweise bescheidenen 
Mitteln das sächsische Statistische Bureau zu einer international 
angesehenen Einrichtung. Auf Grund seiner Innovationskraft und 
Kreativität konnten in dieser Zeit beispielgebende methodische 
und inhaltliche Fortschritte erzielt werden. Das Ausscheiden EN-
GELs  nach einem Eklat im Landtag 1858, der sich an der Praxis 
der Volks- und Gewerbezählung von 1855 entzündet hatte, stellte 
für das Statistische Bureau und für Sachsen einen herben Verlust 
dar. Auf Grund kleingeistiger Intrigen ging auf diese Weise Sach-
sen eine Persönlichkeit mit besonderen intellektuellen Fähig-
keiten verloren. ENGEL konnte schließlich seine Vorstellungen 
von moderner Statistik in Preußen umsetzen und wurde zum he-
rausragendsten und anerkanntesten Statistiker Deutschlands in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. [23] 

Die Zeit zwischen der Entlassung ENGELs 1858 und dem Amts-
antritt BÖHMERTs 1875 stellt in gewisser Weise einen Bruch in 
der Entwicklung dar. Nach dem Ausscheiden ENGELs aus dem 
Statistischen Bureau fehlte demselben ein fähiger Leiter. Darüber 
hinaus war die Statistik in Sachsen diskreditiert. Es gelang nur 
sehr mühsam, den Betrieb aufrecht zu halten. Man beschränkte 
sich wieder auf die absolut notwendigen Arbeiten, die Innovati-
onskraft war in vielen Punkten verloren gegangen. Bis zur Mitte 
der 1860er Jahre stagnierte die Entwicklung. Erst als die Stim-
mung im Landtag gegenüber der Statistik wieder positiver wurde, 
konnte das Statistische Bureau sich wieder freier entwickeln. 

Bei seinem Amtsantritt legte BÖHMERT ein umfassendes Pro-
gramm vor, in dem er seine Vorstellungen und Ziele formulierte, 
nach denen das Statistische Bureau umgestaltet werden und sich 
Polytechnikum und Bureau in ihrer täglichen Zusammenarbeit 
gegenseitig befruchten sollten. [24] Das Bureau sollte künftig die 
Funktionen einer Auskunftsstelle für die praktische Verwaltung 
und eines „wissenschaftliche[n] Institut[s] für die Erforschung von 
Wahrheiten und Gesetzmäßigkeiten in den Lebens- und Erwerbs-
verhältnissen der Bevölkerung“ ausfüllen. [16, S. 44] Um diese 
Aufgaben zu erfüllen, war es unabdingbar, wissenschaftliches 
Fachpersonal im Bureau anzustellen. In den vorangegangenen 
Jahren besaß in der Regel lediglich der Direktor bzw. Vorstand 

des Bureaus eine universitäre Vorbildung, während die weiteren 
Angestellten „Laien“ waren. BÖHMERT stellte zielgerichtet wis-
senschaftliches Personal aus den Bereichen Medizin, Gewerbe 
und Technik, Landwirtschaft und Mathematik ein.8) Diese Profes-
sionalisierungsmaßnahme erhöhte die Qualität der Arbeiten und 
förderte die Weiterentwicklung der angewendeten statistischen 
Methoden. Im Zentrum des Interesses standen nunmehr Fragen 
der Gewerbestatistik, der Finanz- und Einkommensstatistik, der 
Lohnstatistik, des Armenwesens, der Sozialstatistik und der Ar-
beiterfrage. [25] Durch die Verbindung von Direktion und Profes-
sur war es möglich geworden, geeignetes statistisch gebildetes 
Personal sowohl für das Bureau als auch für die allgemeine 
Staatsverwaltung auszubilden, denn durch die Vereinigung bei-
der Stellen war „der Vortheil erreicht, mit den Vorlesungen se-
minaristische Uebungen und Bearbeitung volkswirthschaftlicher 
und statistischer Fragen zu verbinden, und den Theilnehmern am 
statistischen Seminar im statistischen Bureau des Ministeriums 
des Innern Gelegenheit zu praktischen Uebungen zu geben.“ 
[26] Die Zeitschrift des Bureaus, die sein Hauptpublikationsorgan 
darstellte, wurde von BÖHMERT dahingehend verändert, dass er 
der wissenschaftlichen Bearbeitung und Präsentation von stati-
stischen Ergebnissen den Vorzug vor der bis dahin üblichen Ver-
öffentlichung von unüberschaubaren Zahlenmassen gab. 

Die Anzahl der regelmäßig zu erhebenden und auszuwertenden 
Einzelstatistiken hat sich während der Amtszeit BÖHMERTs 
ständig erweitert. Neben den im Rahmen der Reichsstatistik zu 
erbringenden Arbeiten wurden durch das sächsische Statistische 
Bureau rund 35 weitere Spezialerhebungen unternommen und 
ausgewertet. Damit verfügte die sächsische Staatsregierung bei-
spielsweise über wesentlich mehr und genauere Informationen 
als die Regierungen von Bayern und Württemberg. [27] Bei der 
Gesamtbetrachtung des Wirkens von BÖHMERT in seiner Funk-
tion als Direktor des Statistischen Bureaus ist der Bewertung von 
PETER FISCHER: „Als Böhmert 1895 aus dem Amt schied, war 
eine amtliche Statistik entstanden, die weite Teile des damaligen 
Informationsbedarfs abdeckte“ vollkommen zuzustimmen. [28] In 
den zwanzig Jahren, in denen BÖHMERT als Direktor des Bu-
reaus tätig war, entwickelte er dieses zu einem leistungsfähigen 

_____
7) Besonders in seiner Funktion als Vorsitzender des von ihm gegrün-

deten Vereins Volkswohl in Dresden (1888 - 1910) war er bemüht, die 
1872 niedergeschriebenen Prämissen in die Praxis umzusetzen.

8) Beim Amtsantritt Böhmerts waren 24 Personen im Statistischen Bu-
reau beschäftigt, bereits 1890 hatte sich die Zahl der Mitarbeiter auf 
41 Personen gesteigert und damit fast verdoppelt.

1852

Gründung des Statistischen Bureaus im 
Großherzogtum Baden

1. Dezember 1852

Volkszählung (Sachsen: 1 988 078 EW), 
erstmals neben der Hausliste eine Haus-
haltungsliste

1853

Jahrbuch für Statistik und Staats-
wirtschaft des Königreiches Sachsen 
(Hsg.: Ernst Engel)
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Verwaltungsinstrument. Die Ausweitung der statistischen Ar-
beitsfelder sorgte dafür, dass der Verwaltung mehr Informationen 
zu Verfügung gestellt werden konnten. Durch seine umsichtige 
Leitung des Bureaus konnte dieses eine größere Selbststän-
digkeit innerhalb der Staatsverwaltung erringen, und durch die 
Vermehrung des Personals und die Anstellung von Spezialisten 
konnte eine Professionalisierung der Arbeiten erreicht werden. 

Als BÖHMERT mit seinem 65. Geburtstag 1894 das Amt als 
Direktor des Statistischen Bureaus niederlegte und sich eigent-
lich auch von seinen universitären Verpfl ichtungen zurückziehen 
wollte, wurde er vom Ministerium für Kultus und öffentlichen Unter-
richt gebeten, weiterhin als Professor an der Universität zu lehren. 
Dieser Bitte kam er nach und setzte seine Lehrveranstaltungen 
bis 1903 fort. Zum Kanon der von ihm in den fast dreißig Jahren 
seiner Tätigkeit gelehrten Fächer gehörten alle wesentlichen Teil-
bereiche der Nationalökonomie. Hier konnte er auf Erfahrungen 
und Vorarbeiten zurückgreifen, die er bereits in Zürich gemacht 
hatte. Eine wesentlich ausgeprägtere Stellung im Vergleich zur 
Lehre in Zürich nahm allerdings die Vermittlung der Statistik ein. 
Durch die positiven Erfahrungen, die BÖHMERT in Zürich in Be-
zug auf das Frauenstudium gemacht hatte, setzte er sich auch in 
Dresden als einer der Ersten für die Zulassung von weiblichen 
Studierenden ein [29], doch erst im Wintersemester 1898/99 
konnte er erstmals eine Vorlesung vor männlichen und weiblichen 
Studenten abhalten. [30] Er bedauerte diese zögerliche Zulas-
sung und kritisierte die aus seiner Sicht zu konservative Haltung 
der Universitätsleitung. Nachdem er seinen begonnenen Vorle-
sungszyklus bereits im Wintersemester 1902/03 abgeschlossen 
hatte, wurde er am 1. Oktober 1903 offi ziell emeritiert.

Die rund fünfundzwanzig Jahre, in denen er als Professor und 
Direktor in Dresden wirkte, waren in wissenschaftlich-schrift-
stellerischer Hinsicht die produktivsten und fruchtbarsten seines 
Lebens. Die Mehrzahl seiner Arbeiten veröffentlichte BÖHMERT 
in Aufsätzen in den von ihm herausgegebenen Zeitschriften. 
Daneben publizierte er eine Reihe von Monografi en. Darin be-
schäftigte er sich unter anderem mit Fragen der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik, dem Armenwesen und dem Problem der Ge-
winnbeteiligung der Arbeitnehmer. [31] Besonders seine Arbeiten 
zum Armenwesen und zur Gewinnbeteiligung wurden weithin re-
zipiert und in mehrere Sprachen übersetzt. [32] Die Betrachtung 
des Armenwesens in 77 deutschen Städten basierte auf einer 
im Vorfeld und unter BÖHMERTs Leitung aufgestellten Armen-
statistik, deren Resultate er auswertete und einige Schlussfolge-
rungen daraus präsentierte. Bei der Betrachtung der Ergebnisse 
wies er darauf hin, dass sich in regionaler Hinsicht ein sehr hete-

rogenes Bild bot. Die Streuung der auf Unterstützung Angewie-
senen reichte von 1,6 bis 10,7 Prozent der jeweiligen Gesamt-
bevölkerung. Tendenziell arbeitete er jedoch heraus, dass das 
Armenwesen eher ein Problem der Großstädte war, und dass 
mehr Frauen als Männer auf Hilfe angewiesen waren. Seine Be-
obachtungen belegte er mit einer Fülle an Zahlenmaterial und 
Beispielen aus den untersuchten Städten. Obwohl BÖHMERT 
sich mit seinen Wertungen und Empfehlungen auf Grundlage der 
Ergebnisse zurückhielt, lassen sich seine wesentlichsten Forde-
rungen doch ableiten: Er verlangte die fl ächendeckende Einfüh-
rung einer strukturierten und zielgerichteten Armenpfl ege und 
sah den größten Erfolg in der Hilfe zur Selbsthilfe. Daneben sah 
er in der wirtschaftlichen und sozialen Funktion der Arbeit den 
entscheidenden Faktor („Arbeit statt Almosen“). [33]

Die scharfe Frontstellung der gesellschaftlichen Schichten und 
Lösungsansätze zu deren Überwindung hatte BÖHMERT bereits 
in seinem Buch „Der Sozialismus und die Arbeiterfrage“ thema-
tisiert. [13] Als ein Mittel zur Minderung der Konfl ikte begriff er 
die Einführung von Gewinnbeteiligungen für Arbeitnehmer und 
intensivierte hierzu seine Studien. In der 1878 vorgelegten Schrift 
„Die Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer“ [32] analysierte er die 
bis dahin unternommenen Versuche einer Gewinnbeteiligung. 
Er stellte dabei deutlich heraus, dass die Gewinnbeteiligung 
seiner Meinung nach sowohl für den Arbeitnehmer, als auch für 
den Arbeitgeber Vorteile mit sich bringen würde. In Vorbereitung 
eines Kongresses zum Thema Gewinnbeteiligung anlässlich der 
Weltausstellung 1902 in Manchester wurde BÖHMERT erneut 
beauftragt, seine Überlegungen zu diesem Thema darzulegen. 
Er nutzte diese Gelegenheit und versandte Fragebögen an Fir-
men in Deutschland, Österreich und der Schweiz. Die Ergebnisse 
dieser Erhebung und die sich daraus ergebenden Schlussfolge-
rungen veröffentlichte er 1902. Darin erläuterte BÖHMERT die 
unterschiedlichen Modelle von rund 60 der angeschriebenen 
Firmen9) und würdigte das System der Gewinnbeteiligung, da es 
dazu beitragen könnte „durch Verteilung hoher Konjunkturge-
winne in viele kleine Kanäle und durch Ausgleichung schroffer 
Vermögensunterschiede versöhnend und anspornend auf weite 
Volkskreise einzuwirken.“ [34]

Den Mangel an wissenschaftlichen Bildungseinrichtungen für den 
Handelsstand in Deutschland kritisierte und die schnelle Einrich-
tung von Handelshochschulen in Deutschland forderte BÖHMERT 
in einer Denkschrift von 1897. [35] Er begründete dies mit der Not-
wendigkeit einer universitären Bildung für den Handelsstand, da 
seiner Meinung nach sonst die deutschen Kaufl eute im globalen 
„Weltverkehr“ nicht mehr bestehen könnten. Nachdem Frankreich, 

1854

Gründung des Statistischen Bureaus im 
Herzogtum Braunschweig

1854

Tod König Friedrich Augusts II. in Tirol, 
König Johann I. folgt nach

Mai 1854

Verlegung des Statistischen Bureaus in die 
Seestr. 11 (Gebäude des Innenministeriums)
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England, die USA und einige weitere Länder Institute geschaffen 
hatten, in denen die Ausbildung des Handelsstandes intensiv ge-
fördert wurde, sah BÖHMERT „unübersehbare Gefahren […] für 
die internationalen Verkehrsinteressen Deutschlands erwachen“, 
da sich die ausländischen Kaufl eute „einen erheblichen Vorsprung 
an wissenschaftlicher Bildung“ gegenüber den deutschen sich 
aneignen konnten. [35, S. 41] Er plädierte für ein umfangreiches 
Lehrangebot an der neu zu errichtenden Einrichtung und forderte 
die Entwicklung neuer innovativer Forschungsansätze.10)

Diese ausgewählten Beispiele aus seinem wissenschaftlichen 
Schaffen mögen zeigen, dass BÖHMERT sich in seinen wissen-
schaftlichen Arbeiten treu blieb: Er unterstützte liberale Gedanken 
wie Freihändlertum und die Garantie von Recht und Eigentum und 
forderte gleichzeitig in seinen Abhandlungen über soziale Pro-
bleme und deren Lösung die Überbrückung der Gesellschaftsge-
gensätze durch Offenheit und (freiwilliges) privates Engagement. 

BÖHMERTs 
gesellschaftliches Engagement

Es entsprach BÖHMERTs gesellschaftlichen Vorstellungen, dass 
er sich in einer Vielzahl von deutschen und internationalen Verei-
nen und Organisationen engagierte. Von besonderer Bedeutung 
wurde jedoch seine Arbeit in den von ihm (mit-)gegründeten und 
lange Jahre geleiteten Dresdner Vereinen: dem Verein gegen Ar-
mennot und Bettelei (gegründet im Februar 1880), dem Dresdner 
Bezirksverein gegen Missbrauch geistiger Getränke (gegründet 
im November 1883) und dem Verein Volkswohl (gegründet am 
7. Dezember 1888). Besonders der Verein Volkswohl, dessen 
Vorsitzender BÖHMERT bis 1910 war, entwickelte eine außerge-
wöhnliche Aktivität. [36] Der Verein wurde mit dem Ziel gegrün-
det, „er solle ein Sammelpunkt werden für alle Mitbürger, arme 
und reiche, gelehrte und ungelehrte, die durch friedliche Arbeit 
die Verwirklichung des Ideals Volkswohl erstreben.“ [37] Bereits 
nach einem halben Jahr zählte der Verein 1 200 Mitglieder, und 
die Anzahl der Mitglieder stieg weiter an. 

BÖHMERT und seine Mitstreiter hatten sich zum Ziel gesetzt, so-
wohl Bildungsveranstaltungen als auch Möglichkeiten für Gesel-
ligkeit außerhalb von Wirtshäusern zu schaffen. Bereits im ersten 
Jahr konnte der Verein das erste Volksheim eröffnen, wo sich die 
Mitglieder zwanglos treffen konnten und die Veranstaltungen des 
Vereins durchgeführt wurden. Im Garten der Villa wurden in den 
Sommermonaten täglich Kinderspiele veranstaltet. An so genann-
ten Volksunterhaltungsabenden hielten verschiedene Referenten 

Vorträge und in den unterschiedlichen Unterrichtskursen konnte 
man Sprachen, Stenografi e und Ähnliches lernen. Weiterhin wur-
de eine Vereinsbibliothek angelegt, in der die Mitglieder kosten-
los Bücher entleihen konnten. Überhaupt waren für die Mitglieder 
des Vereins sämtliche Veranstaltungen kostenfrei. Die Finanzie-
rung des Vereins wurde zum kleineren Teil durch die Beiträge 
der Mitglieder und zum größeren durch Spenden, Stiftungen und 
Erbschaften sichergestellt. 1890 veranstaltete man erstmals Aus-
fl üge für Schüler und Schülerinnen ins nähere Umland der Stadt 
und konnte dank einer großzügigen anonymen Spende ein Lehr-
lingsheim einrichten. 1894 pachtete der Verein ein 13 ha großes 
Stück Land an der Radeberger Straße in Dresden und begann 
mit der Errichtung eines Volksparks. Bereits kurze Zeit nach Bau-
beginn bemühte man sich um eine Verdopplung der Arealgröße 
und organisierte „Heidefahrten“ für Kinder, an denen sich 1894 
über 12 000 Kinder beteiligten. Nachdem die Dresdner Bank ei-
nen Kredit in Höhe von 20 000 Mark bewilligt hatte, begann man 
mit dem weiteren Ausbau des Geländes. Am 10. Oktober 1895 
weihte man das im Schweizer Stil erbaute Volksheim Heidepark 
ein und gab die Naturbühne, auf welcher zur Eröffnung „Wallen-
steins Lager“ von Laienschauspielern aufgeführt wurde, und die 
Spielplätze für die Benutzung frei. 

Angezogen durch die große Vielfalt der Aktivitäten und der Tat-
sache, dass die Veranstaltungen in der Regel kostenfrei waren, 
wuchs der Verein rasch an. Um die Jahrhundertwende hatte er 
rund 6 200 zahlende Mitglieder. Bis zum Ausscheiden BÖH-
MERTs aus dem Vorstand 1910 erhöhte sich die Mitgliederan-
zahl weiter um rund 2 300 auf 8 500. Die meisten Mitglieder hatte 
der Verein allerdings erst nach BÖHMERTs Tod im Infl ationsjahr 
1923 mit beinahe 20 000 Mitgliedern. Finanziell gesehen war für 
den Verein das Jahr 1901 von entscheidender Bedeutung. Durch 
eine Erbschaft in Höhe von 350 000 Mark war der Verein in die 
Lage gesetzt, weitere Projekte in Angriff zu nehmen und das 
bestehende Angebot zu erweitern. 1905 konnten erstmals Be-
rufsschauspieler für das Volkswohltheater engagiert werden, und 
1908 wurde in der Ostraallee der Volkswohlsaal für Theaterver-
anstaltungen vor bis zu 1 700 Zuschauern eröffnet. Die durch den 

_____
9) Darunter sind u. a. die Firmen Carl Zeiss in Jena, die Schultheiß und 

Felsenkeller Brauereien in Berlin und Dresden, die Hannoversche 
Landesbank und die Sächsisch-Böhmische Dampfschifffahrtsgesell-
schaft.

10) Unter anderem forderte er die Begründung zweier neuer handelswis-
senschaftlicher Lehrfächer: der Handelsbetriebs- und der Handels-
morallehre.
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Ernst Engel begründet die „Zeitschrift 
des Kgl. Sächs. Statistischen Bureaus“

1. Dezember 1855

Volks- und Gewerbezählung (Sachsen: 2 039 176 EW) 
mit stark erweitertem Konzept

1855

Widerstand gegen die um-
fangreiche Volkszählung
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Verein organisierten Aktivitäten strahlten weit über die Stadtgren-
ze hinaus. Aus ganz Deutschland, Österreich und der Schweiz 
kamen Anfragen hinsichtlich des Aufbaus, der Organisations-
strukturen und der durchgeführten Veranstaltungen. Der Verein 
Volkswohl in Dresden und BÖHMERT persönlich gaben den In-
teressenten Ratschläge und praktische Hilfen und standen damit 
Pate für die Etablierung ähnlich ausgerichteter Vereine. [38] 

Es war nicht BÖHMERTs Ziel, einen deutschlandweiten Dach-
verband zu schaffen, sondern er setzte auf das Engagement auf 
lokaler Ebene – bereits 1872 hatte er in seinem Buch über den 
Sozialismus und die Arbeiterfrage niedergeschrieben, dass er 
den Ansatz zur Lösung der Arbeiterfrage unter anderem „in einer 
Kette von menschlichen Einrichtungen und Bestrebungen“ sah, 
„die alle, obwohl sie anscheinend nur lokal und speziell wirken, 
doch einen gemeinsamen Zweck verfolgen“ – den der Volkswohl-
fahrt. [13, S. 31] Als BÖHMERT 1910 das Amt des Vorsitzenden 
des Vereins an seinen dritten Sohn übergab und zum Ehrenvor-
sitzenden gewählt wurde, stand der Verein in voller Blüte: Er un-
terhielt sieben Volksheime, ein Mädchen- und ein Lehrlingsheim, 
eine Vereinsbibliothek, das Volkswohltheater, es wurden Kinder-
spiele, Volksunterhaltungsabende und Unterrichtskurse organi-
siert, und man unterhielt eine gemeinnützige Auskunftsstelle, wo 
sich Hilfesuchende in verschiedenen Angelegenheiten hinwen-
den konnten. BÖHMERT hatte es geschafft, seine ungefähr 40 
Jahre vorher theoretisch aufgestellten Prämissen in Ansätzen in 
die Praxis umzusetzen. Zwar blieb sein direktes Engagement auf 
Dresden beschränkt, doch strahlte die Tätigkeit weit aus und fand 
in vielen deutschen Städten Nachahmer.

Die letzten Jahre seines Lebens verbrachte BÖHMERT zurück-
gezogen mit seiner Frau in Dresden. Leider sind aus dieser Zeit 
keine schriftlichen Zeugnisse überliefert, nur dürfte der Erste 
Weltkrieg und dessen Begleiterscheinungen sich sehr bedrü-
ckend auf ihn ausgewirkt haben, hatte er doch noch 1899 gehofft, 
dass die „Verbesserung des socialen Zustandes der verschie-
denen Völker mit Hülfe eines freieren Austausches der von ihnen 
produzierten sachlichen und geistigen Güter […] vielleicht die Si-
gnatur des kommenden Jahrhunderts sein“ würde. [16, S. 52] So 
musste er nun mit ansehen, wie durch die „Urkatastrophe“ des 
20. Jahrhunderts die Hoffnung auf ein friedliches Miteinander der 
Kulturen zerstört wurde. KARL VICTOR BÖHMERT starb kurze 
Zeit nach seiner Frau am 12. Februar 1918 an den Folgen eines 
Straßenbahnunfalls.

In den unterschiedlichen durch seine Zeitgenossen artikulierten 
Bewertungen seines Lebenswerks wurde immer sein soziales En-

gagement in den Vordergrund gerückt und seine fundierten theo-
retischen Arbeiten eher vernachlässigt. Jedoch wird man erst bei 
der Einbeziehung seiner wissenschaftlichen Leistungen auf den 
unterschiedlichen Gebieten zu einer genauen Würdigung seiner 
Verdienste gelangen können, denn in BÖHMERTs Lebenswerk 
vereinen sich Theorie und Praxis von liberaler Gesinnung und sozi-
alem Engagement mit der Vision einer freien Bürgergesellschaft.

Danny Weber (M.A.), Historiker, 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Historischen Seminar 
der Universität Leipzig
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Vorbemerkungen*)

Unter diesem Titel werden zwei Publikationsreihen zusammen-
gefasst: Die „Mittheilungen des statistischen Vereins für das Kö-
nigreich Sachsen“ [1] und die „Statistischen Mittheilungen aus 
dem Königreich Sachen, herausgegeben vom Statistischen Bu-
reau des Ministeriums des Innern“ [2]. Von 1831 bis 1849 gab der 
statistische Verein die Mitteilungen heraus, sie endeten 1850 mit 
dem Erlöschen des Vereins. Nach der Bildung des Statistischen 
Bureaus als Teil des Ministeriums des Innern gab das Bureau 
von 1851 bis 1855 seinerseits statistische Mitteilungen heraus. 
Ab 1855 war dann die „Zeitschrift des Statistischen Bureaus/
Landesamtes“ [3] die hauptsächliche Schrift zur Veröffentlichung 
statistischer Ergebnisse. Dabei überschnitten sich zeitlich die ers-
ten Nummern der Zeitschrift mit der letzten Lieferung der Mittei-
lungen. Die Zeitschrift erschien bis 1946, zuletzt mit den Ergeb-
nissen der Volkszählungen von 1945. [4]

Der statistische Verein

Gründung

Mit der Staatsreform von 1831 nahm die amtliche Statistik als 
Institution in Sachsen ihren Anfang. Seit dieser Zeit gehörte die 
Zusammenstellung und Auswertung statistischer Nachrichten zu 
den Aufgaben des Ministeriums des Innern. [5] Bis 1831 dienten 
die Vorläufer der sächsischen Statistik vor allem praktischen Ver-
waltungszwecken, um zum Beispiel mit Hilfe dieser Angaben die 
Wirtschafts- und Finanzkraft festzustellen. In den statistischen Ver-
zeichnungen wurden durch die 1764 begründete königliche Kom-
merzien-Deputation die Bevölkerung, die Landwirtschaft, die Fa-
briken und der Handel erfasst. 1830 entschloss sich die sächsische 
Landesregierung, die Statistik anders zu verankern und gründete 
einen „Verein für vaterländische Staatskunde“ mit Sitz in Dresden. 
Die sächsischen Gemeinden sollten auf vorbereiteten Mustertabel-
len über zahlreiche sozialökonomische Bereiche wie zum Beispiel 

über Zahl, Geschlecht und Religionszugehörigkeit der Bevölkerung 
sowie Wohn- und Fabrikgebäude Auskünfte erteilen. 

Am 11. April 1831 wurde durch Mandat des sächsischen Königs 
Anton eine statistische Landeszentrale, der „Statistische Verein 
für das Königreich Sachsen“1) errichtet. Seine Aufgabe war es, 
die staatlichen Behörden durch „Sammeln, Zusammenstellen und 
Vergleichen statistischer Landesnachrichten“ über den Zustand 

Andreas Oettel

Zur Geschichte der amtlichen Statistik in Sachsen – 
dargestellt anhand der Statistischen Mitteilungen aus 
dem Königreich Sachsen 1831 - 1849 und 1851 - 1855

1. Dezember 1861

Volkszählung (Sachsen: 2 225 240 EW)

1861

Einführung der Gewerbefreiheit in Sachsen

30. Oktober 1861

Theodor Petermann als erste wissen-
schaftliche Kraft im Statistischen Bureau



© Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 29

175 Jahre

des Landes und seiner Bevölkerung zu informieren. [6] Bis 1849 
unterstützte das Ministerium des Innern den statistischen Verein, 
der gleichzeitig die Sächsischen Staatshandbücher herausgab. 

Dem statistischen Verein waren zahlreiche Zweigvereine ange-
schlossen, die bestimmte Arbeiten vor Ort erledigten. Die Mitglie-
derlisten für die einzelnen Ortsvereine wurden in den ersten drei 
Lieferungen der Mitteilungen veröffentlicht. Da meist auch der 
Beruf angegeben ist, wird deutlich, dass die Vereinsmitglieder 
ziemlich gut die wirtschaftlichen oder staatlichen Verhältnisse 
ihrer Regionen repräsentieren. Im Erzgebirge z. B. fi ndet man 
häufi g Bergwerks- und Forstbeamte sowie Vertreter gewerb-
licher Berufe. In ganz überwiegend noch agrarisch geprägten 
Regionen dominieren Gutsbesitzer, Pfarrer, Lehrer und weitere 
„ländliche Berufe“. In Tharandt sind es Forstbeamte und Profes-
soren bzw. Lehrer der Forstakademie, allein drei Mitglieder der 
Familie COTTA. In Leipzig fi ndet man Universitätsprofessoren, 
höhere städtische oder Landesbeamte, Kaufl eute und Buchhänd-
ler; in Freiberg den Oberberghauptmann, den Amtshauptmann, 
den Oberhüttenverwalter, mehrere Professoren der Bergakade-
mie, Bergbeamte. In fast allen Zweigvereinen sind auch Vertreter 
der Steuerbehörden, der Rechtsprechung und sonstigen Verwal-
tung tätig, abhängig davon, welche Verwaltungsfunktionen sich 
im Zuständigkeitsbereich des Zweigvereins befanden. Ähnliches 

gilt für Offi ziere in Garnisonen. In zu dieser Zeit schon stärker 
gewerblich geprägten Regionen, wie um Chemnitz und Zwickau, 
dominieren dagegen Handwerks- und Industrieberufe. [7]

Mit der Zeit zeigte sich aber, dass die Vereinsform den gewach-
senen Ansprüchen nicht mehr voll entsprechen konnte, und so 
regte der Verein selbst beim Ministerium die Errichtung eines 
staatlichen statistischen Büros an. Im August 1850 ging die Be-
arbeitung der offi ziellen Statistik dann auf ein unmittelbar der 
Zweiten (später Dritten) Spezialabteilung des Ministeriums des 
Innern unterstelltes Büro über. Mit dem „Statistischen Bureau“ 
wurde eine staatliche statistische Landeszentrale errichtet. Sei-
ne Begründer und Leiter waren Dr. ERNST ENGEL und der Ge-
heime Rath Dr. CHRISTIAN ALBERT WEINLIG. Beide drängten 
auf eine weitere Zentralisierung statistischer Erhebungen und 
Auswertungen und auf die Ausstattung mit geschultem Personal. 
Zu den wichtigsten Aufgaben der damaligen Statistik gehörte die 
Durchführung von Volkszählungen.2) 

Das Central-Comité

Als erster Präsident des statistischen Vereins fungierte der da-
malige Finanzminister HEINRICH ANTON v. ZESCHAU. Die Ge-

schäfte wurden von einem Cen-
tral-Comité3) geleitet. Am Anfang 
der Ersten Lieferung werden die 
Mitglieder des Central-Comités 
vorgestellt. [8]

_____
*) Ich bedanke mich bei meinem 

Kollegen Jochen Teschner für die 
Hinweise und Korrekturen zum 
Manuskript.

1) Zur Schreibweise: Da in den zeit-
genössischen Veröffentlichungen 
im fortlaufenden Text das Adjektiv 
im Namen des Vereins meist klein 
geschrieben ist, wird diese Traditi-
on hier beibehalten.

2) Unterlagen der sächsischen Lan-
desstatistik aus dieser Zeit sind im 
Sächsischen Hauptstaatsarchiv 
Dresden, Bestand 10741, Statis-
tisches Landesamt, nutzbar.

3) Am Rande sei vermerkt, dass es 
Mitte des 19. Jahrhunderts noch 
„der Central-Comité“ hieß, das 
französische „le comité“ war noch 
nicht eingedeutscht.

1862

Gründung eines ersten städtischen 
Statis tischen Amtes in Berlin

1863

Gründung des Allgemeinen Deutschen 
Arbeitervereins in Leipzig

1863

Theodor Petermann Bureauchef, unmit-
telbare Leitung der Geschäfte unter der 
Oberleitung Weinligs
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Die Mitglieder des Central-Comités waren Kammerrat WILHELM 
ERNST AUGUST v. SCHLIEBEN als Vorstand, Geheimer Lega-
tionsrat FRIEDRICH LUDWIG BREUER; KARL LUDWIG KOHL-
SCHÜTTER, seinerzeit Referendar bei der Königlichen Landesdi-
rektion und Assessor bei der Kommerzien-Deputation; GOTTHELF 
WILHELM LOHRMANN, Oberinspektor am mathematisch-physi-
kalischen Salon und Inspektor der Kameral-Vermessungsanstalt 
als Protokollant; RUDOLPH BENNO v. RÖMER, Erb-, Lehn- und 
Gerichtsherr auf Neumark; Geheimer Referendar FRANZ HEIN-
RICH WOLF v. SCHINDLER; Hofrat LUDWIG v. WAGNER und 
ERNST WILHELM ZACHARIAS, Vorsteher des Bureaus des 
Landes-Direktions- und Landes-Justiz-Kollegiums. Etwas später 
schlossen sich noch Kammerrat JACOB HEINRICH THIERIOT 
und Finanzrat LUDWIG v. ZAHN dem Central-Comité an. 1833 
stirbt der Geheime Legationsrat BREUER, an seine Stelle tritt der 
Geheime Regierungsrat FERDINAND AUGUST MEISSNER.

Während v. SCHLIEBEN als Vorstand des Central-Comités für die 
Außenwirkungen zuständig war, dürfte ein großer Teil der prak-
tischen Arbeit von LOHRMANN geleistet worden sein, analog zu 
der Arbeitsteilung zwischen beiden in der Kameralvermessungs-
anstalt. Lediglich der erste Beitrag in der Ersten Lieferung – so 
wie später die Elfte Lieferung – ist namentlich gezeichnet: „Bei-
träge zur Topographie und Klimatik des Königreiches Sachsen. 
Mitgetheilt vom Ober-Inspector WILHELM GOTTHELF LOHR-
MANN.“ Dahinter verbergen sich u. a. Höhenmessungen zahl-
reicher Punkte Sachsens. So wird der höchste Berg Sachsens, 
der Fichtelberg, mit „3 721 Pariser Fuss Höhe über der Nordsee“ 
angegeben. Das entspricht umgerechnet 1 209 m über NN. Mo-
dernere Vermessungen erbrachten sechs Meter mehr, nämlich 
1 215 m über NN. Alle folgenden Beiträge in den insgesamt 18 
Lieferungen erscheinen anonym. 

Im Jahr 1839 verstarb Kammerrat v. SCHLIEBEN. Damit kam es 
zu Veränderungen im Vorstand des Central-Comités. Der Drei-
zehnten Lieferung der Mitteilungen ist ein Necrolog vorangestellt, 
in dem es heißt: 

„Der statistische Verein im Königreiche Sachsen hat durch 
den am 11. September 1839 erfolgten Hintritt des Herrn 
Kammerraths Wilhelm Ernst August  v o n   S c h l i e b e n  
einen würdigen Vorstand verloren. 

Der Verstorbene hatte im Jahre 1831 wesentlich zur Begrün-
dung dieses Vereins beigetragen und seitdem mit eben so 
viel Umsicht als Thätigkeit die Verhandlungen desselben 
geleitet. 

Die Arbeiten welche der statistische Verein in amtlicher Be-
ziehung und im Dienste der Wissenschaft unternahm und 
ausführte verdanken den Anregungen des verewigten  v o n  
S c h l i e b e n  theils ihr Entstehen, theils ihre Ausführung.“  

Zur Person v. SCHLIEBENS wird ausgeführt: 

„Herr  v o n  S c h l i e b e n  ward in Dresden den 24. Juli 
1781 geboren, und nachdem er von 1793 - 1799 im dama-
ligen Churfürstl. Sächs. Adelichen Cadettencorps seine Aus-
bildung erlangt hatte, ist er als Offi cier in den sächsischen Mi-
litairdienst eingetreten. Er verlies denselben im Jahre 1807 in 
dem er die Stelle als Oberlandfeldmesser erhielt, die 1815 mit 
der Direction der Cameral-Vermessung verbunden wurde.

Den Character als Kammerrath erhielt er 1823 und im Jahre 
1835, zur Auszeichnung für seine insbesondere um die Sta-
tistik des Landes erworbenen Verdienste [Hervorhebung 
d. d. Verf.], … den Sächs. Cicil-Verdienst-Orden.“ 

Nachfolger v. SCHLIEBENS als Direktor der Kameralvermes-
sungsanstalt wird 1840 W. G. LOHRMANN, der seit 1828 auch 
erster Direktor der Technischen Bildungsanstalt war, dem Vorläu-
fer der heutigen Technischen Universität. Im statistischen Verein 
wird „Cameralvermessungs-Inspector LOHRMANN, nachmaliger 
Direktor dieses Instituts“ zum geschäftsführenden Mitglied bzw. 
zum Vorstand gewählt, am 19. November 1839 bestätigte dies 
eine Verordnung des Ministeriums des Innern. LOHRMANN stirbt 
aber bereits am 20. Februar 1840 an Typhus. [9] Vorübergehend 
leitet Regierungsrath, später Ministerialdirector und Wirklicher 
Geheimrat, CARL LUDWIG KOHLSCHÜTTER im Auftrage des 
Präsidenten des statistischen Vereins v. ZESCHAU die Ge-
schäfte. Die interimistische Geschäftsführung blieb, bis im Sep-
tember 1842 Oberstlieutenant, später Oberst, LEONHARDI die 
Geschäftsführung übertragen wurde.

Personal und Diensträume

Der statistische Verein hatte anfangs nur sehr wenig eigenes 
Personal. Neben dem Central-Comité gab es einen Mitarbeiter, 
der die Registraturgeschäfte führte und einen Expedienten [10, 
11]. Aus der Dienstbezeichnung des Registrators „Vermessungs-
Conducteur“ lässt sich schlussfolgern, dass er möglicherweise 
aus der Kameralvermessungsanstalt an den statistischen Verein 
kam. Hier mögen v. SCHLIEBEN oder LOHRMANN eine Rolle 
gespielt haben.

1864

Gemeinsames Statistisches Bureau 
der Thüringer Staaten

1864

Bundeskrieg (Preußen und Österreich) gegen 
Dänemark um die „Schleswigsche Frage“

1. Dezember 1864

Volkszählung (Sachsen: 2 337 192 EW)
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Daneben war dem statistischen Verein Personal „accessiert“4). 
Das heißt, diese Personen arbeiteten für den Verein, gehörten 
aber einer anderen Behörde an. 1831 waren das der Kammer-
junker FRIEDRICH FERDINAND v. BEUST und drei Baccalaurei 
juris PAUL HERMANN, ALBERT KUHN und CARL Freiherr v. 
WIRSING. 

Der statistische Verein benötigte anfangs auch keine sehr um-
fangreichen Büroräume. Laut „’Dresdner Adreßkalender auf das 
Jahr 1833’ befanden sich seine Expeditionsräume im ersten Stock 
des Grundstücks Nr. 664 der Kleinen Schießgasse (nördlich der 
Landhausstraße gelegener Teil der … Schießgasse)“. [12] Das 
dürfte der Bereich gewesen sein, wo sich heute das Polizeipräsidi-
um befi ndet bzw. die gegenüberliegende Straßenseite. Außerdem 
befanden sich hier die Arbeitsplätze für den geschäftsführenden 
Vorstand, den Kammerjunker und die drei jungen Juristen. 

1834 oder 1835 – das war bereits 1906 nicht mehr genauer 
ermittelbar – „ist der statistische Verein nach der Schloßgasse 
übergesiedelt“ in den „dritten Stock des damaligen Kriegsmini-
sterialgebäudes“. [12] Es handelt sich um das Gebäude an der 
Rückseite des Stallhofes, in das 1857 die Hofapotheke verlegt 
worden ist, und das nach seinem Wiederaufbau heute der Katho-
lischen Kirche als „Haus der Kathedrale“ dient. „Die Zahl der Ex-
pedienten betrug damals bereits 6, so daß angenommen werden 
kann, daß schon dieser erste Umzug“ infolge des Raumbedarfs 
erforderlich war. [12] Der statistische Verein hatte damals bereits 
ein größeres Archiv angesammelt. 1849 zog der Verein schließ-
lich in ein anderes Gebäude der Schlossgasse, in das Kultusmi-
nisterialgebäude. Dort hatte dann das statistische Bureau auch 
ab 1850 bis 1854 seinen ersten Sitz, bevor es auf die Seestraße 
verlegt wurde, wo es fast 20 Jahre blieb.5)

„Mittheilungen des statistischen 
Vereins für das Königreich Sachsen“ 
1831 bis 1849

Bereits Ende 1831 erschien die Erste Lieferung der „Mittheilungen 
des statistischen Vereins für das Königreich Sachsen“ im Verlag 
von Friedrich Christian Wilhelm Vogel in Leipzig. Aus heutiger Sicht 
ist nicht uninteressant, dass bereits im Vorwort auf zwei wichtige 
Anforderungen an die amtliche Statistik hingewiesen wird:

„…dass … nur diejenigen [statistischen Materialien] … sich zu 
dem Druck eignen, die von der einen Seite auf Vollständigkeit, 

von der anderen auf ein allgemeines Interesse Anspruch ma-
chen.“ [13] 

In der Ersten Lieferung der Mitteilungen 1831 sind insgesamt 
zwölf Beiträge enthalten. Mit den Themen Bevölkerung, Justiz-
wesen, Militärwesen, Kirchen, Getreidepreise, Hagelschäden, 
Brauwesen, Brandschäden, Impfungen und Gesundheitswesen 
werden Statistikgebiete beschrieben, die in den folgenden Lie-
ferungen immer wieder auftauchen. Es wird auch deutlich, zu 
welchen Themen man sich einigermaßen „vollständig“ äußern 
konnte und wofür ein „allgemeines Interesse“ erwartet wurde. 

Die Zweite Lieferung 1832 berichtet ausführlich über die „bür-
gerlichen und Local-Verhältnisse der Haupt- und Residenzstadt 
Dresden“. Damit stellt dieses Heft eine gewisse thematische Be-
sonderheit dar. 

Mit der Dritten Lieferung 1833 wird die breite Thematik wieder 
aufgegriffen: Bildungsanstalten, Bergbau, Brände, Militärwesen, 
Reisen, Zeitungen, Webereien in der Lausitz und Bevölkerungs-
statistik. Besonders zu unterstreichen ist, dass auf dem Vorsatz-
blatt dieser Lieferung eine Karte von Grimma mit seiner Stadtfl ur 
abgedruckt ist. Das stellt doch eine gewisse Singularität in den 
statistischen Mitteilungen dar. 

Ab der Vierten Lieferung, ebenfalls 1833, erschienen die Mittei-
lungen in der Hofdruckerei C. C. Meinhold und Söhne in Dresden. 
Es wurden ausführlich die Ergebnisse der Volkszählung vom 3. Juli 
1832 veröffentlicht. Dem Central-Comité des statistischen Vereins 
war vom Ministerium des Innern die Aufgabe zugewiesen worden, 
die Volkszählung auszuwerten. Das Central-Comité erhielt dazu 
die Individuallisten der einzelnen Ortschaften. Sie enthielten Anga-
ben zur Bevölkerung nach Alter, Geschlecht, Religionszugehörig-
keit und Familienstand. Diese Listen mussten zuerst plausibilisiert 
werden, das heißt, es musste geprüft werden, ob die Summen in 
den Spalten und Zeilen übereinstimmten. Da hatte es offensicht-
lich Fehler gegeben. Einzelne Lücken mussten ebenfalls geschlos-
sen werden, wie dem Vorwort der Vierten Lieferung zu entnehmen 
ist. Erst danach konnte das Aufsummieren beginnen. Im Vor-

_____
4) Vgl. dazu lat. accedere = herantreten, hinzukommen oder engl. to ac-

cess = zugreifen, Zugang erhalten u. a. m.

5) Die Entwicklung des statistischen Bureaus soll im Rahmen dieses 
Beitrages nicht weiter dargestellt werden. Vgl. dazu den Beitrag von 
J. Teschner in diesem Heft.

1865

Inkrafttreten eines neuen Bürgerlichen 
Gesetzbuches (bis 1900)

1866

Gründung Statistischer Bureaus 
im Fürstentum Anhalt und in der 
Hansestadt Hamburg

Juni 1866

Krieg Preußens gegen Österreich, 
Sachsen mit Österreich verbündet



175 Jahre Amtliche Statistik in Sachsen32

wort wird geschrieben, dass „diese Summirung nach zwei ganz 
verschiedenen Wegen vollzogen worden“ sei. Leider wird beim 
zeitgenössischen Leser vorausgesetzt, dass er die angewandten 
Verfahren kennt. Ein neues Verfahren bestand offensichtlich darin, 
dass zusätzlich getrennt nach Stadt- und Landbevölkerung sum-
miert wurde, so dass man die Richtigkeit der Gesamtzahlen der 
Ortschaften, Ämter und Kreise überprüfen konnte.

In der Fünften Lieferung 1834 wird umfassend über die Zi-
vil- und Kriminalprozesse des Jahres 1832 berichtet. Die Sechs-
te Lieferung 1835 stellt die Ergebnisse der Volkszählung vom 
1. Dezember 1834 ausführlich vor. Diese Volkszählung ist die 
erste Volkszählung, die in den meisten Territorien des Zollvereins 
einheitlich durchgeführt wurde. 

Die Siebente Lieferung 1835 der statistischen Mitteilungen 
für das Königreich Sachsen bildet das „Verzeichnis der im Kö-
nigreiche Sachsen und in den angrenzenden Länderabthei-
lungen der Zoll-Vereinsstaaten abzuhaltenden Messen, Kram-, 
Vieh- und Wollmärkte“. Die Kgl. Landes-Direction erteilte dem 
Central-Comité des statistischen Vereins die Aufgabe, dieses 
umfassende Marktverzeichnis zusammenzustellen, um Handel 
und Gewerbe zu beleben. Damit hatte die amtliche Statistik eine 
Aufgabe übernommen, die sie Jahrzehnte lang fortführte. Dieses 
Marktverzeichnis wurde schließlich auch zum Ausgangspunkt 
des statistischen Jahrbuches. 

Aus heutiger Sicht wird die Bedeutung eines solchen Markt-
verzeichnisses möglicherweise nicht vollständig klar, sind wir 
es doch gewohnt, dass ein Ereignis zu einem bestimmten und 
von allen eindeutig erkennbaren Datum stattfi ndet: Montag, der 
16. Februar 2004! Im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts regelte 
sich gewöhnlich „die Abhaltung der Märkte nach Sonn-, Fest- und 
heiligen Tagen des protestantischen, des katholischen und zum 
Theil des alten julianischen, auch des jüdischen Kalenders.“ Im 
Vorwort der siebenten Lieferung wird dann fortgefahren, dass 
„diese Namen-Tage oft mühsam zu suchen [sind]“ und sich „zu-
weilen in verschiedenen Kalendern unvollständig und unrichtig 
angegeben [fi nden]“. 

Erschwerend kommt die Beweglichkeit vieler dieser Feiertage hin-
zu. Wenn ein Händler oder Käufer einen weiter entfernten Markt 
besuchen wollte, etwa gar im benachbarten „Ausland“, dann war 
es unter Berücksichtigung der damaligen Verkehrs- und Reise-
verhältnisse schon sehr wichtig, dass ihm der genaue Markttag 
rechtzeitig bekannt war. Ein beliebiger Markt am „Tag vor dem 
(Frühjahrs-)Bußtag“ fi el z. B. 1836 in Sachsen auf Donnerstag, 

den 3. März, im benachbarten Preußen war es jedoch Dienstag, 
der 26. April. Bußtag in Sachsen war nicht Bußtag in Preußen! In 
Kamenz fanden z. B. Kram- und Viehmärkte am „Montag nach 
dem Sonntag Rogate“ und dem „Montag nach der Kreuzeser-
hebung“ statt. Ersterer Termin schwankte z. B. zwischen dem 
1. Mai (1837) und dem 25. Mai (1840). Bei solcherart festgelegten 
Markttagen waren auch oft Ausnahmen zu berücksichtigen, weil 
die einzelnen Markttage mit bestimmten anderen Ereignissen 
nicht zusammenfallen durften. Dann fanden sie gewöhnlich eine 
Woche früher oder später statt. 

Die Bedeutung eines solchen Marktverzeichnisses für die dama-
lige Wirtschaft muss als sehr hoch eingeschätzt werden. Mög-
licherweise hängt es auch mit dem Adressatenkreis dieser sie-
benten Lieferung zusammen, dass von der Antiqua-Schrift zur 
Frakturschrift gewechselt wurde. War doch damals die Fähigkeit 
breiter Kreise der Bevölkerung, lateinische Schrift lesen zu kön-
nen, nicht so weit verbreitet. 

1836 war das erste Jahr, in dem keine Veröffentlichung des stati-
stischen Vereins erschien. Die Achte Lieferung der statistischen 
Mitteilungen folgte erst 1837, und wieder in Antiqua. Neben einer 
Beschreibung der Grenzen der sächsischen Bergamtsreviere fi n-
det man erneut eine Mischung verschiedener Themen: die Porzel-
lansammlung im Japanischen Palais, die Porzellanmanufaktur in 
Meißen, Holzwarenfertigung, Serpentinsteinbrüche und -drechse-
lei, Perlenfi scherei, Sandsteinbrechen. In der Neunten Lieferung 
1838 setzt sich dieses Programm fort: Getreide- und Viktualien-
preise, Branntweinbrennerei, Brauereiwesen und anderes mehr.

Die Zehnte Lieferung 1838 enthält die Ergebnisse der Volks-
zählung vom 1. Dezember 1837, der nunmehr dritten Volkszäh-
lung in Sachsen. Neben den Volkszählungsergebnissen wurden 
jedoch auch – offensichtlich erstmals – die Angaben aus den so 
genannten „Kirchenzetteln“ mit veröffentlicht. Diese Kirchenzettel 
enthielten Angaben über die Geborenen, Gestorbenen, getrauten 
Paare und Communikanten. Im Vorwort der zehnten Lieferung 
heißt es dazu: … „weil er [der Kirchenzettel] gewissermasen 
als Revisionsprobe für jene [Volks-]Zählung angesehen werden 
kann, und die sichersten Unterlagen zu dem, was man in der Sta-
tistik die Bewegung der Bevölkerung nennt, liefert.“

Die Elfte Lieferung, die aber erst nach der zwölften Lieferung im 
Jahr 1839 erschien, beinhaltet Beiträge zur Meteorologie Sachsens 
von W. G. LOHRMANN für die Jahre 1828 bis 1837. Im Vorwort 
wird ausdrücklich auf die Bedeutung der Witterung für das Gedei-
hen der Pfl anzen hingewiesen. Diese Feststellung korrespondiert 
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mit der Tatsache, dass Erntemengen und -erträge ein ganz bevor-
zugter Gegenstand der amtlichen Statistik dieser Zeit waren. Die 
meteorologischen Beobachtungen nahm LOHRMANN als Oberin-
spector des mathematischen Salons im Dresdner Zwinger vor. Er 
verwendete geprüfte Geräte für die Messung von Temperatur und 
Luftdruck. Er informiert aber auch über Beobachtungen von Erd-
stößen, Nordlichtern, starken Gewittern, Wasserhosen, dichtem 
Nebel, Eisgang und Fluten der Elbe und dergleichen mehr. Andere 
Wetterbeobachtungsstationen sind Oberwiesenthal und die Berg-
akademie Freiberg. Einzelne meteorologische Angaben gibt es 
aus Leipzig, Meißen, Chemnitz, Lichtentanne, Weesenstein, Zittau 
und Altenberg. Zum Vergleich sind Angaben der Station Apenrade 
an der Ostsee beigefügt. Apenrade, dänisch Åpenrå, liegt 30 km 
nördlich von Flensburg in Dänemark. 

Die Zwölfte Lieferung 1838 enthält „Beiträge zu einer medici-
nischen Statistik Sachsens“. Es wird ausführlich über aufgetretene 
Krankheiten und Ähnliches im ersten Halbjahr 1838 berichtet. Die-
se Thematik wird in der Dreizehnten Lieferung 1839 fortgeführt. 
Weiterhin wird über lebend geborene, geimpfte und im 1. Lebens-
jahr gestorbene Kinder informiert. Ab der Dreizehnten Lieferung 
wechselte  der Verlag. Nunmehr erscheinen die Mitteilungen in 
der Buchdruckerei von C. Heinrich in Dresden. Die Vierzehnte 
Lieferung ebenfalls 1839 enthält u. a. Übersichten zu Preisen ver-
schiedener Güter und Waren, zu Schlachtsteuern, Ernteerträgen, 
Branntwein und Bier, dem Fleischverbrauch, zu Wollmärkten u. Ä. 

Mit den personellen Veränderungen im Vorstand des statis-
tischen Vereins infolge des Ablebens v. SCHLIEBENS im Sep-
tember 1839 und LOHRMANNS im Februar 1840 kurz darauf 
hängt es auch zusammen, dass die Fünfzehnte Lieferung der 
Mitteilungen erst 1842 erschien. Sie enthält die Ergebnisse der 
Volkszählung vom 1. Dezember 1840. 

Die Sechzehnte Lieferung 1844 beinhaltet die Ergebnisse der 
Volkszählung vom 1. Dezember 1843. Bei den Veröffentlichungs-
tabellen gibt es einige Neuerungen. Eine wesentliche war die 
Veröffentlichung der Zahl der Einwohner und Wohngebäude für 
alle Ortschaften und Amtsbezirke auf Grund der „sich in neueren 
Zeiten immer mehr wiederholenden Anträge auf Mittheilung der 
Einwohnerzahl der einzelnen Ortschaften ganzer Amtsbezirke“. 

Die Siebzehnte Lieferung der Mitteilungen erschien erst 1848, 
und wieder in der Hofdruckerei von C.C. Meinhold und Söhne. 
Hier wurden die Ergebnisse der Volkszählung vom 3. Dezember 
1846 veröffentlicht. Gründe für diese lange zeitliche Lücke konn-
ten bisher nicht ermittelt werden. 

Die Achtzehnte Lieferung folgte 1849 mit Ergänzungen zur 
Volkszählung von 1846. Insbesondere die Aufbereitung der An-
gaben zu den Gewerbeverhältnissen war aufwändig. Im Vorwort 
wird darauf hingewiesen, dass es neben einem älteren Schema 
zur Aufbereitung der Gewerbetätigkeit für das Königreich Sach-
sen ein neueres gibt, das für die Zollvereinsstaaten insgesamt 
üblich sei. Da man von dem älteren, gewohnten Schema nicht 
lassen konnte oder wollte, sich dem neuen Schema aber anpas-
sen musste, da eine gewisse Einheitlichkeit zwischen den Statis-
tiken der Zollvereinsstaaten erforderlich war, versuchte man mit 
der gewählten Tabellierung beiden Gesichtspunkten Rechnung 
zu tragen. Es wurde unterschieden zwischen handwerksmä-
ßigem Gewerbe und mechanischen Künsten, dem Handel, dem 
literarischen Verkehr, dem Verkehrsgewerbe, dem Fabrikwesen, 
den verschiedenen anderen gewerblich tätigen Individuen sowie 
den in Privatdienstverhältnissen stehenden. Für die einzelnen 
Gewerbe wird nach der Zahl der Werkstätten, der Meister/Ge-
schäftsinhaber, der Gehilfen/Gesellen, der Lehrlinge unterschie-
den, jeweils für Städte und Landgebiete sowie nach den vier 
Kreis-Direktions-Bezirken Dresden, Leipzig, Zwickau, Budissin. 
Außerdem wird die Zahl von Gewerbeapparaten ausgewiesen, 
bei den Bäckern etwa der Backöfen, bei den Destillateuren der 
Abziehblasen oder bei den Büchsenmachern der Feuer.

Bei den insgesamt 18 Lieferungen der „Mittheilungen des stati-
stischen Vereins für das Königreich Sachsen“ ist zu beobachten, 
dass sich ihr Inhalt wandelte. Ist das Veröffentlichungsprogramm 
in den ersten Lieferungen schlicht als „gemischt“ zu beschreiben, 
dominieren später uneingeschränkt die Volkszählungen. Das ist 
offensichtlich als hauptsächliche Arbeit des statistischen Vereins 
zu sehen.

„Statistische Mittheilungen aus dem 
Königreich Sachsen“ 1851 bis 1855

Auch nachdem mit Wirkung vom 2. August 1850 die Aufgaben des 
statistischen Vereins auf das „Statistische Bureau des Kgl. Säch-
sischen Ministeriums des Innern“ übergegangen waren, wird die 
Veröffentlichungspraxis des statistischen Vereins, wie sie sich in 
den 1840er Jahren entwickelt hatte, fortgesetzt. Die Publikation 
trägt jetzt den Titel: „Statistische Mittheilungen aus dem Kö-
nigreich Sachen, herausgegeben vom Statistischen Bureau des 
Ministeriums des Innern“. Die Ergebnisse der Volkszählung vom 
3. Dezember 1849 wurden insgesamt in einem Band mit drei Lie-
ferungen veröffentlicht. 1851 erschien die „Erste Abtheilung“ 
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bzw. Erste Lieferung (neue Folge) mit dem Stand der Bevölke-
rung, 1852 die „Zweite Abtheilung“ bzw. Zweite Lieferung mit 
der Bewegung der Bevölkerung in den Jahren 1834 bis 1850 und 
1854 die Dritte Lieferung mit der Bevölkerung nach Berufs- und 
Erwerbsklassen. – Die doppelte Zählung nach Abteilung und Lie-
ferung gab man auf. – 1855 erschien schließlich die Vierte Liefe-
rung der Mitteilungen des Statistischen Bureaus mit Angaben zu 
den Sparkassen und ihre Bedeutung für das Königreich Sachsen 
in der Zeit von 1845 bis 1853. Eine Fünfte Lieferung war geplant. 
Sie sollte die Hauptergebnisse der Viehzählungen in Sachsen 
seit 1834 enthalten. Dieser Beitrag wurde dann im 1. Jahrgang 
der Zeitschrift im Dezember 1855 veröffentlicht.

Zusammenfassung

Zwischen 1831 und 1855, in insgesamt 24 Jahren, sind 22 Lie-
ferungen (alte und neue Folge) der statistischen Mitteilungen 
erschienen. In zwölf Jahren erschien je eine Lieferung, in zwei 
Jahren (1833, 1835) zwei Lieferungen und ebenfalls in zwei Jah-
ren (1838, 1839) sogar drei Lieferungen. Dazwischen gab es vier 
Jahre ohne eine statistische Mitteilung. Einmal wird von der chro-
nologischen Erscheinungsweise abgewichen, die zwölfte Liefe-
rung erschien erst nach der dreizehnten. Im ersten Jahrzehnt 
ab 1831 erschienen 14 Lieferungen, in den eineinhalb folgenden 
Jahrzehnten ab 1841 die restlichen acht Lieferungen. Daraus wird 
deutlich, dass statistische Ergebnisse erst mit einem gewissen 
Zeitverzug der breiten Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wur-
den, wobei anerkannt werden muss, dass die Aufbereitung einer 
Volkszählung, die Tabellierung und Drucklegung durchaus ihre 
Zeit benötigten. Anhand der Veröffentlichungspraxis zeigt sich, 
dass der Statistische Verein den Höhepunkt in seiner Arbeit im 
ersten Jahrzehnt seiner Existenz hatte. [14] Der Tod von SCHLIE-
BENS und kurz darauf der Tod LOHRMANNS konnten offensicht-
lich nicht ohne weiteres kompensiert werden. In das Jahr 1855, 
in dem die letzte Lieferung der statistischen Mitteilungen erfolgte, 
fällt aber auch der Beginn der „Zeitschrift des Statistischen Bu-
reaus“ als wissenschaftliche Beilage der Leipziger Zeitung. Damit 
wurden dann alle zwei Monate Ergebnisse der amtlichen Statistik 
veröffentlicht. [15]

Dr. Andreas Oettel
Schriftleiter „Statistik in Sachsen“
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Vorbemerkungen

Wer die Geschichte der amtlichen Statistik im Königreich Sach-
sen im 19. Jahrhundert studiert, wird nicht umhinkommen, sich 
mit dem ersten Vorsteher des Statistischen Bureaus zu beschäf-
tigen. CHRISTIAN LORENZ ERNST ENGEL hat nicht nur der 
sächsischen amtlichen Statistik eine deutliche Prägung gegeben; 
er hat darüber hinaus seine sächsischen Erfahrungen in seiner 
zweiten Karriere als Direktor des Preußischen Statistischen Bu-
reaus verarbeitet und damit die preußische und, indirekt, später 
die deutsche Reichsstatistik wesentlich beeinfl usst. Nicht nur das: 
Spätestens seit dem Internationalen Statistischen Kongress 1863 
in Berlin, dem ENGEL als Gastgeber präsidierte, erfuhr er inter-
nationale Beachtung bis hin zu den Vereinigten Staaten, deren 
Statistiker Preußen als Vorbild für die Institutionalisierung ihrer 
amtlichen Statistik nahmen. Sein „Engelsches Gesetz“ hat sich 
in die nationalökonomische Literatur eingeschrieben; überhaupt 
war der Mitbegründer des „Vereins für Socialpolitik“ und Doktor-
vater LUJO BRENTANOs – Ökonom und Mitbegründer der deut-
schen Soziologie – jemand, der in mehreren wissenschaftlichen 
Disziplinen seine Spuren hinterlassen hat. 

Dieser Beitrag soll aber weniger von diesen, weit über Sachsen 
hinausgehenden, Einfl üssen handeln. Im Mittelpunkt des Interes-
ses steht die amtliche Statistik im Königreich Sachsen während 
der „Ära“ ENGEL, die eigentlich – ob ihrer Dauer – eher als Epi-
sode bezeichnet werden müsste, hätte nicht sein Wirken in jenen 
acht Jahren zwischen dem August 1850 und dem Sommer 1858 
grundlegende Fragen der amtlichen Statistik aufgeworfen – Fra-
gen, die das institutionelle, inhaltliche und methodische Grund-
verständnis des (wissenschaftlichen) Fachs und des (administra-
tiven) Felds betreffen. 

Zwei Leitsätze

Paradigmatisch für die ENGELsche Statistik stehen zwei Leit-
sätze, nämlich: „Kenntniß ist Macht.“ und „Das befruchtende 

Element der Statistik ist die Oeffentlichkeit.“ Haben diese beiden 
Sätze schon jeder für sich die Kraft eines gespannten Bogens 
inne, so besteht auch zwischen ihnen ein Verhältnis, das sich als 
politisch hoch brisant erweisen sollte und letztlich zu ENGELs 
Demission geführt hat. Es werden deshalb die Implikationen die-
ser Aussagen näher erläutert, dann die Arbeit ERNST ENGELs 
im Statistischen Bureau des Königlich Sächsischen Ministeriums 
des Innern, wie es offi ziell hieß, skizziert, und schließlich wird auf 
sein Scheitern eingegangen. (Vgl. auch [1].)

„Kenntniß ist Macht“ – ERNST ENGEL in Sachsen

Daniel Schmidt

Ernst Engel

1871

Gründung des Deutschen Reiches

1. Dezember 1871

Erste gesamtdeutsche Volkszählung 
(Sachsen: 2 556 244 EW)

ab 1871

Übergang von der „Strichelliste“ auf 
das „Legeverfahren mit Zählblättchen“ 
zur Aufbereitung der Volkszählung
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Die erste Aussage muss man im Kontext lesen; der betreffende 
Abschnitt lautet so: 

Der Endzweck der Volkszählung von 1855 sei die „Herstel-
lung eines möglichst vollständigen und treuen anatomischen 
Gemäldes vom Culturzustande des sächsischen Staates und 
Volkes. Je genauer das Bild ist, je mehr es in allen Stücken 
der Wahrheit entspricht, desto zuverlässiger wird es allen auf 
das öffentliche Wohl hinzielenden Bestrebungen zu Grunde 
zu legen und desto besser wird es als Maaßstab zur Verglei-
chung für spätere Gemälde ähnlicher Art und zur Beurthei-
lung der Erfolge solcher Betrebungen dienen können. Nur 
aus der gründlichen Ermittelung des Bestehenden in seinen 
Ursachen und Wirkungen und durch offene, ungeschminkte 
Darlegung der Ergebnisse für die Regierungen wie für die 
Regierten gehen die richtigen Ansichten über die wahren In-
teressen des Staats, über die Erfordernisse der Zeit und über 
Mögliches und Unmögliches hervor. Der unverfälschten Dar-
legung der Thatsachen gegenüber müssen sich nothwendig 
Meinungsverschiedenheiten, die nur auf objectiver Anschau-
ung beruhen, ausgleichen und versöhnen; und deshalb ist 
die wahrheitsvolle Statistik nicht blos die Waage in der Hand 
der Gerechtigkeit, sondern auch das Schwert, worauf sie 
sich stützt, denn Kenntniß ist Macht.“ [2, S. 150]

Man kann mit Fug und Recht davon ausgehen, dass ENGEL das 
gefl ügelte Wort: „Wissen ist Macht“ gekannt hat, und dass er aber 
absichtsvoll – durch die Verwendung des Ausdrucks „Kenntniß“ – 
eine leichte konnotative Verschiebung eingeführt hat, die näher 
zu erklären sein wird. 

Zum einen repräsentiert diese sprachliche Substitution ein be-
stimmtes statistisches Ordnungssystem oder – wenn man die 
Statistik als Sprache begreifen will – eine bestimmte Grammatik. 
Sie rekurriert, zumindest historisch, auf der Praxis der Staats-
beschreibung, wie sie bis weit ins 19. Jahrhundert hinein an den 
deutschen Universitäten gelehrt wurde. Hier kam es darauf an, 
eben ein „möglichst vollständiges anatomisches Gemälde“ zu 
zeichnen, das heißt: alle erfassbaren Daten und Fakten des 
Staats- und Volkslebens zu erfassen. Es muss allerdings noch-
mals zwischen der qualitativen Beschreibung von „Staatsmerk-
würdigkeiten“ und der quantitativen „Politischen Arithmetik“ diffe-
renziert werden. Die Darstellungsform der letzteren ist die Tabelle, 
jedes Datum steht exakt in Beziehung zu seinen benachbarten 
Daten. ENGEL wusste vermutlich, dass eine solche, schematisch 
geordnete Datensammlung möglicherweise rein administrativen 
Zwecken dienen konnte, nicht jedoch seinen eigenen wissen-

schaftlichen Ansprüchen. In dem zitierten Artikel ging es jedoch 
darum, sein am meisten ambitioniertes Projekt – die große Volks-
zählung von 1855, die mit einer Produktions- und Konsumtions-
statistik kombiniert wurde – gegenüber den Befragten, als auch 
gegenüber seinem Arbeitgeber, dem sächsischen Innenministe-
rium wie den Ständen, zu legitimieren. Und genau deshalb meta-
phorisierte er die Statistik als unbestechliche Waage in der Hand 
Justitias ebenso wie als Schwert: Statistische Kenntnis ist – als 
professionell gewonnene Kenntnis – frei von ideologischen Ein-
fl üssen, die eben Kenntnisse gewöhnlich kontextualisieren und 
dadurch zu – parteiischem – „Wissen“ werden lassen. Genau 
deshalb macht sie politischen Streit überfl üssig, sie ist über-poli-
tisch. Wenn man nicht länger über den richtigen Weg zur Lösung 
eines gesellschaftlichen Problems in öffentlichen Disput treten 
muss, dann kann man intervenieren, gleichsam mit dem adminis-
trativen Schwert dreinschlagen. ENGELs großer Plan bestand in 
einer „Physik der Gesellschaft“, einem übergreifenden System 
aus Ursachen und Wirkungen. Er folgte darin einem großen 
Vorbild ADOLPHE QUETELÉT. Er nahm an, dass naturwissen-
schaftliche Gesetze die Bevölkerung durchziehen. Kennte man 
diese Gesetze, würden sich alle politischen Steuerungsprobleme 
erübrigen. Aber um diese Gesetze eruieren zu können, muss-
te man zunächst die Gesellschaft statistisch durchdringen und 
äußerst umfangreiche Zählungen anstellen, was wiederum eine 
breite Akzeptanz auf allen Seiten erforderte. 

Und damit zum zweiten Kernsatz der ENGEL-Ära: „Das be-
fruchtende Element der Statistik ist die Oeffentlichkeit.“ Mit die-
sem Aufsatz eröffnete ENGEL seine ausgiebige Publikations-
tätigkeit, zunächst in den „Statistischen Mittheilungen aus dem 
Königreich Sachsen“. Nun lässt sich das Wort „Öffentlichkeit“ in 
zweierlei Weise fassen: erstens im Sinne von Publizität und zwei-
tens im Sinne von Publikum. Die Konnotation von der Publizität 
berührt antithetisch das Verständnis von statistischem Wissen 
als Arkanwissen, also staatlichem Geheimwissen. Die Auffas-
sung, dass alle Erkenntnisse, die die Regierung und ihre unterge-
ordneten Behörden gewonnen hatten, per se der Geheimhaltung 
unterworfen waren, erfuhr mit der – wenn auch in Sachsen und 
anderen deutschen Staaten sehr „zögerlichen“ – Parlamentari-
sierung und der Herausbildung einer bürgerlichen Öffentlichkeit 
(Zeitungen, Zeitschriften, Salons) eine Teilrevision. Bereits der 
Statistische Verein für das Königreich Sachsen veröffentlichte ab 
1831 regelmäßig Statistiken in seinen „Mittheilungen“. [3] Aller-
dings beschränkte man sich auf den Abdruck der Tabellen sowie 
einiger Erläuterungen zur Lesehilfe. ERNST ENGEL etablierte, 
nachdem er das statistische Geschäft vom Verein übernommen 
hatte, 1851 die „Statistischen Mittheilungen aus dem Königreich 
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Sachsen“ und ab 1855 die “Zeitschrift des statistischen Bureaus“.  
Die Tabellen wurden oft durch ausgiebige nationalökonomische, 
politische oder hygienewissenschaftliche Erörterungen ergänzt. 
ENGEL zog sogar bisweilen interventionistische Ableitungen aus 
seinen Ergebnissen. 

Nun ist auf den ersten Blick schwer zu erkennen, warum und wie 
die Öffentlichkeit in diesem ersteren Sinn (Publizität) die Statistik 
befruchten solle. Folglich käme es auf das Publikum selbst an. 
ENGEL meinte nämlich – spätestens 1855 – ein Publikum, das 
nicht nur gelernt hatte, Statistiken zu lesen, sondern sie vor allem 
qua Auskunft selbst zu produzieren. Er schrieb: 

„Der an die Spitze des vorliegenden literarischen Unterneh-
mens gestellte Grundsatz: Das befruchtende Element der 
Statistik ist die Oeffentlichkeit, bezieht sich daher nicht blos 
auf die Zusammenstellung der statistischen Resultate, es be-
zieht sich eben so sehr auf die Erhebungen. Nur ist hier das 
Wort Oeffentlichkeit nicht so zu nehmen, daß die zu erfor-
schenden Verhältnisse des Einzelnen an die große Glocke 
gehangen werden müßten, um eine gute Statistik zu Wege zu 
bringen; es ist vielmehr dahin zu verstehen, daß Jeder, von 
dem Auskünfte über bestimmte staatswirthschaftliche Zu-
stände verlangt werden, sie im Interesse der Oeffentlichkeit 
in voller Wahrheit und ohne Zögern gebe. Thut der Einzel-
ne das nicht, so darf er sich über die häufi gen Irrthümer der 
Statistik dann ebensowenig wundern, als es ihm befremdlich 
vorkommen kann, am Jahresschluß seine Rechnung über 
Einnahme und Ausgabe nicht stimmen zu sehen, wenn er 
sich alle Tage etwas in den Beutel gelogen hat.“ [4, S. 18]

Die amtliche Statistik hatte nämlich – vor allem was die in drei-
jährigem Abstand stattfi ndenden totalen Volkszählungen an-
ging – ein gewaltiges Problem: Man war bei der Erhebung auf 
die Mitwirkung der Gezählten angewiesen. Eine Befragung durch 
bezahlte „Agenten“ kam, angesichts des knappen Budgets, mit 
dem das Statistische Bureau auskommen musste, nicht in Fra-
ge. Praktisch ging das so, dass jeder Haushalt eine sogenann-
te Haushaltungsliste bekam, in die der „Haushaltungsvorstand“ 
sämtliche im Haus lebenden Personen mit den geforderten 
Angaben eintrug. Diese Listen wurden von den Ortsvorstehern 
eingesammelt und ihr Inhalt in eine Ortsliste übertragen. Diese 
Ortslisten wiederum mussten nach Dresden geschickt werden, 
wo ihre Angaben zusammengezählt wurden. Dieses zentralis-
tische und klar hierarchische Prinzip machte es unmöglich, die 
Validität der Angaben zu überprüfen – es sei denn, einzelne Orts-
vorsteher kannten die Verhältnisse in den Häusern und waren 

besonders ehrgeizig.1) Das Verfahren war sicher noch einigerma-
ßen brauchbar, wenn es um die Haushaltungslisten ging. Man 
kann sich aber lebhaft vorstellen, was passierte, wenn etwa ein 
kleiner Handwerker für die Produktionsstatistik den Umfang sei-
nes Verdienstes durch den Gewerbebetrieb angeben sollte – und 
zwar keineswegs anonym. 

ENGEL war also auf den guten Willen oder vielmehr die vernünf-
tige Einsicht der Sachsen angewiesen, als er die große Zählung 
von 1855 in Angriff nahm. Seine Publikationen dienten auch der 
Erziehung zur statistischen Auskunft; letztlich sogar mit Hilfe des 
patriotischen Appells:

„Und so ist und bleibt es wahr, daß, je besser das gesteckte 
Ziel erreicht wird, desto glänzender ist das Zeugnis, welches 
sich das sächsische Volk dadurch selbst ausstellt, denn es 
giebt bis jetzt kein Land der Erde, welches lediglich durch die 
Mitwirkung der betheiligten Bewohner einen Plan, wie den 
in diesen Blättern besprochenen, zur Ausführung gebracht 
hat.“ [2, S. 160]

Als Staatsbeamtem ging es ENGEL um Kenntnis von den Zu-
ständen des Staats, als Wissenschaftler ging es ihm um Er-
Kenntnis von der „Physik“ oder der „Anatomie“ der Gesellschaft. 
Um diese doppelte Neugier zu legitimieren und letztlich befrie-
digen zu können, brauchte er die Öffentlichkeit – als taktisches 
Instrument und als Erziehungsobjekt. Er bemerkte zu spät, dass 
er sich damit von der Staatsräson entfernte; der Bogen war – im 
Jahr 1858 – überspannt.

Staatskrise und Wissenskrise

Die politischen Ereignisse, die sich in den Jahren 1848 bis 1850 in 
Sachsen wie in vielen anderen Staaten abspielten, hatten – min-
destens – vier historische Dimensionen. In demokratietheore-
tisch-historischer Perspektive können jene Aufstände, Konvente, 
Wahlen, Proklamationen und Resolutionen als (gescheiterte) 
„bürgerliche Revolution“ gelesen werden. Aus staatstheore-
tischer Sicht handelte es sich um eine veritable Staats- und vor 

_____
1) Dass die Haushaltsvorsteher dazu neigten, bestimmte Angaben nicht 

übermäßig zu differenzieren, lässt sich beim Merkmal „Alter“ noch 
heute nachweisen. Die Bevölkerungpyramiden für diese Zeit haben 
keinen „glatten“ Rand, sondern wirken zerfl attert, weil öfter das Alter 
auf fünf Jahre gerundet wurde.
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allem Legitimationskrise; sozialpolitisch haben wir es mit der ers-
ten in einer Reihe von Wohlfahrtskrisen zu tun; und schließlich 
war die Staatsregierung gerade deshalb in der politischen Defen-
sive, weil sie – vereinfacht ausgedrückt – nichts wusste.

Dieses Nicht-Wissen motivierte die Einrichtung des Statistischen 
Bureaus. Vor allem die gescheiterte Gewerbezählung von 1846 
ließ die organisatorischen und Ressourcen-Defi zite des Statis-
tischen Vereins offenbar werden. Immerhin galt es, den ersten 
„Take-off“ der sächsischen Industrialisierung zu steuern, da 
Maschinisierung, zollvereinsländische Konkurrenz, „Bauern-
befreiung“ u. a. Entwicklungen die ökonomischen und sozialen 
Strukturen vollständig umkrempelten. [5] Dies brachte nicht nur 
Handwerker und mittelalterlich-zünftige Betriebe in prekäre Situ-
ationen, sondern erzeugte zugleich eine proletarische Schicht, 
die politisch alles andere als leicht zu händeln war. Wollte die 
Regierung intervenieren, musste sie beispielsweise wissen, wo 
wie viele Fabriken standen, die ihre Webstühle mit Dampfkraft 
betrieben, wie viele Ballen Stoff sie zu welchem Preis herstell-
ten u. Ä. Die erwähnte Gewerbezählung sollte über solche Fra-
gen Aufschluss geben – indes, die ersten Tabellen wurden zwei 
Jahre nach der Erhebung veröffentlicht und waren angesichts 
der Dynamik der Industrialisierung kaum mehr brauchbar. Ein 
Statistisches Bureau, mit mehr Ressourcen und vor allem mit 
amtlicher Kompetenz ausgestattet, sollte es richten. Der Verein 
selbst regte die Gründung an:

„Bereits im Juni d. J. [1847] hatte das Directorium des statis-
tischen Vereins sich in einem Berichte an das Ministerium 
des Innern über die Unzulänglichkeit seiner Mittel in jeder 
Beziehung ausgesprochen u. daran den eventuellen Antrag 
geknüpft, das Ministerium des Innern möge Bedacht neh-
men, daß die Bearbeitung der Statistik des Landes künftig 
bei dem Ministerium selbst – also durch Errichtung eines 
statistischen Bureaus – geschehe.“ [6] 

Der Plan war da; bis zu seiner Umsetzung sollten allerdings noch 
drei Jahre ins Land gehen. 

CHRISTIAN WEINLIG, der zuständige Abteilungsleiter im Innen-
ministerium, schlug erst einmal einen anderen Weg ein – einen 
Weg, der das Wissensdefi zit in kurzer Zeit beheben und gleich-
zeitig staatsbürgerliche Identifi kation stiften sollte. In seinem furi-
osen Artikel „Was thut vor Allem Noth in der Arbeiterfrage?“, der 
am 3. April 1848 im „Dresdner Journal“ (und darüber hinaus wohl 
auch in anderen Zeitungen) abgedruckt wurde, forderte er „die 
verständigen und aufrichtigen Freunde der Arbeiter“ auf, über-

all im Land Ausschüsse zu bilden, die einen (qualitativen) Fra-
gebogen einer „Commission zur Erörterung der Gewerbs- und 
Arbeitsverhältnisse im Königreich Sachsen“ gemeinschaftlich 
beantworten sollten. Diese enorme Enquete blieb aus verschie-
denen Gründen weitgehend folgenlos. Eine bedeutende Ursache 
dürfte gewesen sein, dass die eingeschickten Fragebögen nicht 
auszuwerten waren. Sie enthielten mindestens 384 Fragen [7] 
und der Rücklauf hatte eine Größenordnung von 1 974 beant-
worteten Bögen. [8] In Textform, wohlgemerkt. WEINLIG hatte 
nicht berücksichtigt, dass wirtschafts- und sozialpolitische Inter-
ventionen ökonomisch verwertbares Wissen voraussetzten. Und 
dieses Wissen wird in Zahlen und Formeln codiert. 

Schneller Aufstieg – jäher Fall

Folgen hatte diese Erhebung allerdings für den „Hüttencandidat 
Engel in Dresden“, der sich vermutlich mit einer kleinen Schrift 
über die Glasfabrikation in Sachsen dafür qualifi ziert hatte, nicht 
nur einen der Fragebögen zu beantworten, sondern auch als 
„Hülfsarbeiter“ im Bureau der Commission zu „fungiren“. Im Fe-
bruar 1849 wurde er mit der „Leitung der Bureaugeschäfte“ be-
auftragt [10] und schon einige Wochen später zum Mitglied beför-
dert. [11] Ein Jahr lang hatte er diese Position inne, dann versetzte 
ihn der Innenminister von FRIESEN. ENGEL sollte die Industrie-
ausstellung in Leipzig organisieren. [12] Diese Stelle war – das 
lag in der Natur der Sache – bis Ende Juni 1850 befristet. ENGEL 
bewältigte die Aufgabe offenbar zur vollsten Zufriedenheit seines 
Vorgesetzten WEINLIG, wie dieser dem Minister rapportierte:

„Was das ausführende Personal anlangt, so wird der ausführ-
lichere Bericht des Unterzeichneten Gelegenheit geben, der 
sehr rühmlichen Thätigkeit der Herrn Engel u. Wieck, u. ganz 
besonders der erstere, näher zu erwähnen u. insbesondere zu 
zeigen, daß namentlich die vergleichsweise billige Durchfüh-
rung der ganzen Angelegenheit u. die überraschend schnelle 
Abwicklung der Geschäfte namentlich den umsichtigen An-
ordnungen des Herrn Engel zuzuschreiben sind.“ [13] 

Vermutlich war das zugleich eine Empfehlung, ENGEL am 1. Au-
gust 1850 als „Ministerialsecretair“ beim Ministerium des Innern 
anzustellen und mit der Leitung des neu zu gründenden Statis-
tischen Bureaus zu betrauen. [14]

ERNST ENGEL, am 26. März 1821 in Dresden geboren, war so 
etwas wie ein Seiteneinsteiger. Er hatte keine formale Statistik-
ausbildung (die ja – als Zahlenstatistik – auf deutschen Universi-
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täten gar nicht gelehrt wurde), auch Recht oder Politik waren nicht 
seine Fächer. Vielmehr studierte er von 1842 bis 1845 Berg- und 
Hüttenwesen in Freiberg. [15] Auf einer seiner Studienreisen, die 
ihn nach Frankreich, England und Belgien führten, traf er ADOL-
PHE QUETELÉT, jenen Astronomen und Mathematiker, der mit 
seinem Hauptwerk „Sur l`homme“ (1835) der amtlichen Statistik 
seinen Stempel aufgedrückt hatte. STRECKER und WIEGERT 
sehen in ENGEL den „einfl ussreichsten Statistiker des neun-
zehnten Jahrhunderts“: „Without his rigorous and creative work 
modern statistics in no way would be the same as it is. He pointed 
the way into the future of statistics as a science and as an es-
sential tool of applied research.” [16, S. 282] Ein Beispiel dafür 
lässt sich dem Bericht FALLATIs vom ersten Internationalen Sta-
tistischen Congress, der 1853 in Brüssel stattfand, entnehmen: 
„Allen diesen Arbeiten [Engels] ist ausser einer pragmatischen 
Umsicht eine durchgängige Berechnung auf procentuale Verhält-
nisse eigenthümlich, wie sie bisher nirgends sonst durchgeführt 
worden, jedoch als eine der ersten Voraussetzungen einer be-
quemen Benutzung und namentlich Vergleichbarkeit statistischer 
Werke sich überall Bahn brechen muss.“ [17, S. 658] Für seine 
Aufsätze in den „Statistischen Mittheilungen“ bekam Engel 1853 
von der Universität Tübingen den Titel eines Doktors der Staats-
wissenschaften verliehen. Einer seiner Schüler, GEORG FRIED-
RICH KNAPP, pries in einem Nekrolog seinen „dunkle[n] Drang 
und Trieb nach Fortschritt für’s Neue und Kühne; und begonnen 
wurde ohne ängstliches Bedenken, tastend aber vertrauensvoll. 
Gelang etwas nicht, so fi ng er etwas neues an. In der ruhelosen 
erfi nderischen Kraft, in dem stets ungebrochenen Muth lag En-
gels größte Stärke, und hierdurch vor allem schaffte er sich über-
mächtiges Ansehen bei seinen Beamten, die seufzend zu sagen 
pfl egten: ‚Ja, ja, Engel hat etwas geniales.’“ [18]

Den formalen Höhepunkt seiner Beamtenlaufbahn in Sachsen er-
reichte ERNST ENGEL am 1. Juni 1857 mit seiner Ernennung zum 
Supernumerar-Regierungsrath und der Übernahme der Direktion 
des Statistischen Bureaus, die bis dato noch WEINLIG innegehabt 
hatte. Schon ein Jahr später reichte er – zutiefst gekränkt – sein 
Rücktrittsgesuch ein. In diesem Schreiben an WEINLIG heißt es: 

„Nur mit schwerem Herzen erlaube ich mir Ihnen den durch 
die letzten Vorkommnisse in den Kammern [des Landtags] 
hervorgerufenen und gereiften Entschluß mitzutheilen, daß 
ich mich außer Stande fühle, länger in einem Amte zu ver-
harren, welches von dem Mißgeschick des Tadels und selbst 
der Verachtung in so reichlichem Maaße betroffen worden ist, 
wie das der Leitung der amtlichen Statistik des Königreichs 
Sachsen. […] Es ist Ihnen Hochverehrter Herr Geheimrath 

gewiß noch bekannt, daß ich meinem Berufe manches ir-
dische Gut zum Opfer gebracht und ihm zu Liebe manche 
ungleich besser dotirte Stellung von der Hand gewiesen 
habe. Wenn nun aber nach acht Jahren angestrengter Thä-
tigkeit, gewissenhaftester Erfüllung meiner Pfl ichten und be-
harrlichsten Streben, die Verhältnisse des Vaterlands auf das 
genaueste zu erforschen und kennen zu lernen, so gelohnt 
wird, wie es geschehen ist, so können mich selbst die huld-
vollsten Äußerungen Sr. Exzellenz des Ministers […] über 
meine Persönlichkeit nicht wieder emporrichten. Die Sache, 
der ich diente, bleibt deshalb immer in den Staub getreten, 
das Ansehen des statistischen Bureaus ist im Ausland unter 
graben und wird es auf lange Zeit bleiben.“ [19] 

Ein Dokument gekränkter Eitelkeit, fürwahr. (Die „besser dotirte 
Stellung“ bezieht sich übrigens wahrscheinlich auf Angebote „aus 
der Wirtschaft“, wie man heute sagen würde. Aber auch das preu-
ßische Statistische Bureau hatte 1856 schon versucht, ENGEL 
zu einem Wechsel nach Berlin zu bewegen, den er – 1860 – tat-
sächlich vollzog.) Bei diesen „Vorkommnissen in den Kammern“ 
ging es aber nicht nur um die Person ENGELs. Vielmehr stand 
das ganze Selbstverständnis der amtlichen Statistik zur Debatte, 
die überpolitische Macht der Kenntnis und das Öffentlichkeits-
prinzip. Was aber war geschehen?

Mehr Eier als Tage im Jahr

Öffentlichen Anstoß erregte ENGEL 1856 mit einem Aufsatz in 
der „Zeitschrift des Statistischen Bureaus“, in dem er über den 
„Wohlthätigkeitscongreß in Brüssel“ berichtete und über „die Be-
kämpfung des Pauperismus“ räsonnierte. Und sich weit auf poli-
tisch vermintes Gelände vorwagte: 

„So ist dann der Pauperismus in der That eine nothwendige 
Folge des Industriesystems. Hierzu bemerken wir aber auch 
gleich noch, daß die logische Consequenz, mit welcher der 
Pauperismus aus der herrschenden Ordnung im Industrie-
staate hervorgeht, die Mutter der socialistischen und com-
munistischen Systeme zur Aenderung dieser fatalen Zustän-
de ist.“ [20, S. 159] 

Diese und ähnliche Äußerungen führten zu einer Debatte im Land-
tag, in der es darum ging, ob die privatgelehrten Meinungen in ei-
ner amtlichen Publikation erscheinen dürfen. Dies wurde – auch 
von der Regierung – verneint. Da nun aber in der „Zeitschrift 
des Statistischen Bureaus“ solche wissenschaftlichen Aufsätze 
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erschienen waren und erstere eben auch als wissenschaftliche 
Beilage der „Leipziger Zeitung“ veröffentlicht wurde, musste auch 
noch die Frage geklärt werden, ob denn die letztere ein Regie-
rungsorgan sei oder nicht. Die Regierung ließ deshalb auf der 
Titelseite des „Dresdner Journals“ klarstellen, 

„daß als offi cielles Organ der Staatsregierung jetzt nur das 
‚Dresdner Journal’ zu betrachten sei, während die ‚Leipziger 
Zeitung’ zwar eine Regierungs-Enterprise bilde und als sol-
che von der Regierung durch ihre Organe geleitet und einer 
gewissen Beaufsichtigung unterworfen werde, ihrem Inhalte 
nach aber freiern Spielraum einnehmen solle. Hieraus folgt, 
daß ein in der ‚Leipziger Zeitung’ enthaltener Aufsatz nicht 
ohne Weiteres als von der Regierung inspirirt oder als Re-
gierungskundgebung betrachtet werden darf.“ 

Dies sei auch selbstverständlich, denn „es giebt in der Welt keine 
offi cielle Wissenschaft“. [21] Die, wie es hieß, „neutralen Zahlen“ 
wurden also als amtliches Material angesehen, während ENGELs 
ausführliche Erörterungen und wissenschaftlichen Ableitungen 
als nichtamtlich deklariert wurden. 

Die Abgeordneten waren damit nicht zufrieden zu stellen. Im sel-
ben Jahr veröffentlichte ENGEL einen, zwei Doppelausgaben der 
Zeitschrift in Anspruch nehmenden Aufsatz, der – oberfl ächlich 
gesehen – die Ergebnisse der großen Produktions- und Konsum-
tions-Erhebung von 1855 wiedergeben sollte. Tatsächlich aber 
bezogen sich ENGELs Ausführungen gar nicht so sehr auf die ab-
gedruckten Tabellen. Er benutzte vielmehr Zahlen französischer 
und belgischer Statistiken über die Einnahme- und Ausgabe-
budgets von Arbeiterfamilien, um sein „Gesetz der Dichtigkeit“ 
zu entwickeln, das u. a. besagt: „Je ärmer eine Familie ist, einen 
desto größeren Antheil von der Gesammtausgabe muß zur Be-
schaffung der Nahrung aufgewendet werden.“ (Engelsches Ge-
setz) [22, S. 180] Man muss sich das deutlich vor Augen führen: 
Da wird eine umfangreiche Zählung veranstaltet; das Material ist 
so umfangreich, dass es über ein Jahr dauert, die Gewerbeta-
bellen zusammenzustellen und abzudrucken. Und der Chefsta-
tistiker schreibt einen Aufsatz, in dem er weniger diese Statistik 
auswertet, als eher jene, die anderswo erhoben worden ist. Und 
die Implikationen erheischen keine gewerbepolitischen, sondern 
sozialpolitische oder „bevölkerungspolitische“ Interventionen. 

Im Frühjahr 1858 standen dann zum ersten Mal seit der 1855er 
Volkszählung und der Publikation ihrer Ergebnisse die Bera-
tungen des Budgets des Statistischen Bureaus an. In beiden 
Kammern des Landtags wurde heftig über den Nutzen der amt-

lichen Statistik sowie über die Rolle ERNST ENGELs diskutiert. 
Der Innenminister von BEUST selbst mischte sich ein, um EN-
GEL zu verteidigen, aber es half nichts. Am Ende wurde ihm, als 
„praktische Mahnung“, so nannte man das, eine Erhöhung seines 
Solds (Remuneration) verweigert, während sie seinen Unterge-
benen zugestanden wurde. In dieser Debatte wurden, neben 
anderen, die die Nebentätigkeiten ENGELs u. Ä. betrafen, drei 
wesentliche Punkte moniert: Erstens ging es um die erwähnten 
wissenschaftlichen Ableitungen, zweitens darum, wie neugierig 
die amtliche Statistik sein dürfe, und drittens problematisierte 
man sie als interventionistische Triebfeder. 

So kritisierte etwa der Abgeordnete SEIDEL die „statistischen De-
duktionen“, „gemischt mit politischen Orationen“ und bedauerte,

„daß besonders der vielgenannte Chef in Illusionen und 
Hypothesen sich bewegt hat, die zu Fehlschlüssen Veran-
lassung geben, die ihn weit entfernt haben von seinem ei-
gentlichen Zweck, nur Positives zu suchen und nur wirklich 
Gefundenes, durch Zahlen Gefundenes, dem Volke, der 
Oeffentlichkeit zu übergeben. Er hat, ohne Sachen näher 
zu kennen, Schlüsse daraus gezogen, ist dadurch mit den 
Praktikern in unnützen Streit gerathen, hat sich viel Feinde 
durch schroffe Angriffe gemacht, was nur dahin führen konn-
te, daß die ganze Statistik vernachlässigt wurde und nicht 
das Ansehen jetzt genießt, was sie auf dem Wege war zu 
bekommen.“ [23, S. 1015] 

Das zweite Argument zielte darauf ab, dass die amtliche Statistik 
zu sehr in die privaten Angelegenheiten der Menschen eindringe, 
wogegen diese sich wehren würden, indem sie bewusst oder aus 
Unwissenheit falsche Angaben machen würden. Ein gewisser 
von POSERN etwa berichtete: Die Statistik „plagt die Leute mit 
ihren in Alles sich einmischen wollenden Fragen und mit der Be-
antwortung ihrer Tabellen, sie wird aber auch gründlich belogen!“ 
[23, S. 888] In die gleiche Kerbe schlug der Abgeordnete RIEDEL 
in der II. Kammer: „Es hatte z. B. Einer auf die Frage, wieviel Eier 
seine Hühner gelegt hatten, eine Summe aufgestellt, wo nach der 
Zahl der Hühner mehrere Hundert Eier auf eine Henne kamen; 
ich glaube, es waren mehr, als Tage im Jahre, und mehr anderer 
Unsinn ist noch vorgekommen.“ [23, S. 1014] Solche Erzählungen 
kritisierten also nicht die wissenschaftlichen Abhandlungen, son-
dern stellten selbst die Validität der bloßen Zahlen in Frage. 

Und schließlich ist der scharfe Angriff des Vizepräsidenten der 
I. Kammer bemerkenswert, der dafür plädierte, „die Statistik in 
ihre Grenzen zurückzuweisen“, denn: 
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„Es ist gar nicht zu läugnen, die Statistik hat ein außeror-
dentliches Vermögen […], die Statistik hat das große Talent, 
alle Bedürfnisse im Lande zu entdecken, die noch auf eine 
Befriedigung warten, alle Gebrechen zu erspähen, die einer 
Heilung bedürfen oder zu bedürfen scheinen. Sie entdeckt 
immer, sie macht immer aufmerksam auf neue Bedürfnisse, 
Begehren und Wünsche; aber Mittel, um diesen Bedürfnissen 
Genüge zu leisten, besitzt sie nicht. Diese Mittel zu schaffen, 
überläßt sie den Ministerien und ganz vorzüglich vor Allen 
dem Ministerium des Innern. Und diese Mittel, worin beste-
hen sie? Diese sind Geld, nur immer weiter nichts als Geld, 
immer wieder Geld, immer wieder neue Bewilligungen und 
Gesetze über Gesetze, immer wieder neue Gesetze; gewiß 
für Zwecke, die wir als sehr, sehr löblich und sehr empfeh-
lenswert anerkennen müssen.“ [24, S. 885] 

Herr von FRIESEN hat das ganz richtig erkannt: Hatte in den 
1840er Jahren offensichtlicher staatlicher Handlungsbedarf die 
Erhebung statistischen Wissens erfordert, so erzeugte nun, 
zehn Jahre später, das statistische Wissen – ob man wollte oder 
nicht – staatlichen Handlungsbedarf. Und dies umso mehr, wenn 
die Statistiken veröffentlicht wurden. 

Mit der „Waage in der Hand der Gerechtigkeit“ hat ERNST EN-
GEL sich wohl vertan, der zweite Teil des Satzes jedoch wur-
de in dieser Debatte eindrucksvoll belegt: Die Statistik ist „das 
Schwert, worauf sie sich stützt, denn Kenntniß ist Macht.“ Eine 
Macht freilich, die nicht länger monopolisiert werden konnte. 

Dr. Daniel Schmidt; Politikwissenschaftler, 
Institut für Politikwissenschaft der Universität Leipzig
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Das Sächsische Statistische Landesamt in der NS-Zeit 
1933 bis 1945

Michael C. Schneider

Vorbemerkungen

Der nationalsozialistische Staat konnte seine Politik der Aufrüs-
tung und Kriegsvorbereitung, des Rassenwahns und schließlich 
der Kriegführung und des Völkermordes nur umsetzen, weil eine 
leistungsfähige Bürokratie diese Regierung und ihre Ziele un-
terstützte. Ein wesentlicher Bestandteil des bürokratischen Ap-
parates waren die statistischen Ämter, die den verschiedenen 
Ministerien auf Landes- und Reichsebene zum Teil schon seit 
Beginn des 19. Jahrhunderts jenes Datenmaterial zur Verfügung 
stellten, das für eine effi ziente Verwaltung nicht entbehrt werden 
konnte. Die amtliche Statistik bearbeitet traditionell eine Fülle 
von Themenfeldern, zu deren wichtigsten zweifellos die großen 
Volkszählungen zählen. Diese Erhebungen wie auch die Wirt-
schaftsstatistik dehnten sich mit den Jahrzehnten inhaltlich im-
mer mehr aus. Beide Themenfelder werden in diesem Beitrag 
genauer beleuchtet, da sie für die NS-Politik besonders relevant 
waren: die Wirtschaftsstatistik, da sie für die Aufrüstungspolitik 
wichtig war, und besonders die Bevölkerungsstatistik, da diese 
gleichsam quantitativer Ausdruck eines der Kernfelder national-
sozialistischer Politik, nämlich der Bevölkerungs- und Rassen-
politik, war. [1, 2] So begründete das Statistische Reichsamt 
Ende 1936 die Notwendigkeit einer neuen, umfassenden Volks-, 
Berufs- und Betriebszählung sowohl mit der herausragenden Be-
deutung aktuellen Zahlenmaterials für eine Wirtschaft im Krieg, 
als auch mit dem Erfordernis, zuverlässige Zahlen als Grundlage 
einer Bevölkerungspolitik zu besitzen. [3] 

Allerdings erschweren es zwei Umstände, den Einfl uss des Säch-
sischen Statistischen Landesamtes während der NS-Zeit auf die 
konkrete Ausgestaltung der Zählungen und ihre Auswertung an-
gemessen einzuschätzen. Erstens verschärfte das NS-Regime 
mit der Zentralisierung der Statistik beim Statistischen Reichs-
amt eine Entwicklung, die schon vor der Machtübernahme der 
Nationalsozialisten eingesetzt hatte: So konnten beispielsweise 
die Länder kaum noch Einfl uss auf Gestaltung der Fragebögen 
bei den Volkszählungen ausüben, und auch die Möglichkeit, län-
derspezifi sche Zusatzfragen zu stellen, wurde eingeschränkt. [4] 

Zweitens ist die Quellenlage für die NS-Zeit außerordentlich 
ungünstig: Im Sächsischen Hauptstaatsarchiv fi ndet sich kaum 
noch originäre und aussagekräftige Überlieferung dieser Behör-
de, und auch das Statistische Landesamt selbst verfügt seit der 
Zerstörung Dresdens im Februar 1945 nicht mehr über interne 
Unterlagen. Dieser kurze Überblick ist daher darauf verwiesen, 
Tätigkeitsfelder dieser Behörde aus der gedruckten Überliefe-
rung sowie aus der Reichsüberlieferung zu rekonstruieren.1) Die 
unzureichende Quellenlage verbietet es deshalb auch, aus der 
Perspektive des Sächsischen Statistischen Landesamtes Stel-
lung zu der Frage zu nehmen, welche Rolle die amtliche Statistik 
dabei gespielt hat, den Mord an den europäischen Juden mit zu 
ermöglichen. Diese Frage beschäftigt die Forschung zur Ge-
schichte der amtlichen Statistik seit der Publikation des Bandes 
„Restlose Erfassung“ von GÖTZ ALY und KARL HEINZ ROTH. 
[1] Hier haben die Autoren der amtlichen Statistik einen wesent-
lichen Anteil an der Ingangsetzung des Holocaust, aber auch der 
Verfolgung und Ermordung von „Erbkranken“, „Asozialen“ und 
anderen Gruppen zugeschrieben. In der historischen Forschung 
ist diese Auffassung zwar weithin auf Skepsis gestoßen [5], bot 
aber Anlass, die Funktionsweise der Reichsstatistik gerade im 
Hinblick auf die Volkszählungen von 1933 und besonders von 
1939 genauer zu untersuchen. Insbesondere richtete sich das 
Interesse auf die „Ergänzungskarte für Angaben über Abstam-
mung und Vorbildung“ bei der Volkszählung von 1939, in der 
neben der berufl ichen Ausbildung nach der „rassischen Zugehö-
rigkeit“ auch der Großeltern gefragt wurde. Damit besaßen das 
Statistische Reichsamt und die Statistischen Landesämter einen 
annähernd vollständigen Überblick über die Personen, die nach 
den Nürnberger Rassegesetzen von 1935 als „Juden“ galten. 
Ob allerdings diese Daten, deren Auszählung und Auswertung 
geraume Zeit beanspruchte, tatsächlich als Grundlage für die 
Deportationen der deutschen Juden in die Vernichtungslager ge-
dient haben, scheint nach dem gegenwärtigen Forschungsstand 
unwahrscheinlich: Eher griff die Gestapo bei den Deportationen 
auf Listen zurück, die von den jüdischen Gemeinden selbst er-
stellt werden mussten. [2, S. 166 - 170]
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Trotz der prekären Quellenlage erscheint es sinnvoll, verschiedene 
Fragen zu stellen, um die Tätigkeit des Sächsischen Statistischen 
Landesamtes während der NS-Zeit besser einschätzen zu können: 
Wenn etwa bereits in den Jahren der Weimarer Republik die Sta-
tistischen Landesämter in vieler Hinsicht zu bloßen Ausführungs-
organen des Statistischen Reichsamtes geworden waren [8], zu-
mindest was die großen Zählungen anbelangte, dann stellt sich die 
Frage, welchen Grad an individueller Ausrichtung das Sächsische 
Statistische Landesamt in der NS-Zeit noch aufrechterhalten oder 
vielleicht sogar zurückgewinnen konnte? Eine Besonderheit fällt 
im Vergleich zu den meisten anderen Statistischen Landesämtern 
sogleich auf: Das Sächsische Statistische Landesamt war nicht, 
wie häufi g, dem Innenministerium unterstellt, sondern dem Wirt-
schaftsministerium. [9] Über weite Strecken der NS-Zeit unter-
stand es damit GEORG LENK, einem bis 1941 engen Vertrauten 
des sächsischen Gauleiters, Ministerpräsidenten und Reichsstatt-
halters MARTIN MUTSCHMANN. [11] Hatte dieses Unterstel-
lungsverhältnis Auswirkungen auf das Tätigkeitsprofi l des Amtes, 
zumindest wie es sich in der hauseigenen Zeitschrift darstellte? 
Wie reagierte, so ist ferner zu fragen, die amtliche sächsische Sta-
tistik auf sächsische Spezifi ka, insbesondere was die im Reichs-
vergleich nur schleppende wirtschaftliche Erholung anging? [12] 

Wirtschaftsstatistik

Die amtliche Wirtschaftsstatistik konzentrierte sich auf der Reichs-
ebene nicht zuletzt auf Grund der Tätigkeit des Präsidenten des 
Statistischen Reichsamtes, ERNST WAGEMANN (der zugleich 
das Berliner Institut für Konjunkturforschung [IfK] leitete), zu-
nehmend darauf, die Erhebungen zeitnah auch für die aktuelle 
Wirtschaftspolitik handhabbar zu machen. Auch das Sächsische 
Statistische Landesamt interessierte sich besonders für die Kon-
junkturentwicklung. Neben seiner Zusammenarbeit mit dem IfK ist 
besonders die enge Kooperation mit dem Verband Sächsischer 
Industrieller erwähnenswert: Diese war vor allem deshalb wichtig, 
weil sie die Zusammenarbeit mit den Unternehmen beförderte, die 
eine Reihe von Fragebögen auszufüllen hatten. [13] Hier spiegelte 
sich gewissermaßen in Sachsen die Zusammenarbeit zwischen 
dem Statistischen Reichsamt und dem Reichsverband der deut-
schen Industrie, die zum Ende der Weimarer Republik hin eben-
falls Grundlage für die Industrieberichterstattung war. [14]

Neben dieser Kooperation, die sich aus den sächsischen Akten 
leider nicht mehr rekonstruieren lässt, pfl egte das Landesamt je-
doch auch die traditionellen Überblicke zur Konjunkturentwick-
lung des Landes. Diese sind schon deshalb von besonderem 

Interesse, da die Wirtschaftsstruktur dieses Landes, das zu den 
ältesten Industrieregionen Europas zählte, einige Besonderheiten 
aufwies. Diese Besonderheiten – darunter die Konzentration auf 
Branchen der ersten Industrialisierungsphase, wie Maschinenbau 
und Textilindustrie, aber auch die relativ geringe durchschnittliche 
Betriebsgröße, nicht zuletzt auch die starke Abhängigkeit vom 
Export – bewirkten in den Augen der Zeitgenossen, dass Sach-
sen besonders nachhaltig von den Erschütterungen der Weltwirt-
schaftskrise seit den späten 1920er Jahren getroffen wurde. [15] 
Aufgabe der Wirtschaftsstatistik war es in diesem Zusammen-
hang, die wirtschaftliche Entwicklung genau zu beobachten und 
Entscheidungsgrundlagen für die Wirtschaftspolitik bereitzustel-
len. Die Frage für die NS-Zeit lautet daher, welchen Stellenwert 
die Wirtschaftsstatistik den wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
der NS-Regierung beimaß, und ob sie den spätestens 1934 ein-
setzenden Rüstungsboom auch für Sachsen konstatierte. 

Zunächst erscheint bemerkenswert, dass eine erste Bestands-
aufnahme der Konjunkturentwicklung bis zum Herbst 1933 zwar 
einerseits die Auswirkungen der Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen herausstrich, andererseits aber bei einem insgesamt 
uneinheitlichen Bild den Wendepunkt zumindest einiger Konjunk-
turindikatoren bereits auf das Ende des Jahres 1932 legte. [16] 
Ein Artikel zur Beschäftigungsentwicklung konstatierte die deut-
liche Beschäftigungszunahme seit dem Frühjahr 1933, führte sie 
im Wesentlichen auf konjunkturelle, nicht saisonale Einfl üsse 
zurück, und wies einer NS-Maßnahme wie dem „Ehestandsdar-
lehen“ erhebliche Wirkung auf den Anstieg der Produktion von 
Teilen des Verbrauchsgütersektors zu; der größte Teil der neu 
Eingestellten sei indes von der Produktionsgüterindustrie aufge-
nommen worden. [17] Am deutlichsten schrieb ein kurzer Artikel 
über die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen deren Rückgang 
den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der NS-Regierung zu. [18]

Ein weiterer Überblick über die Konjunkturentwicklung in Sach-
sen bis Anfang 1936 bemühte sich zwar, den unverkennbaren 
Produktionsanstieg und auch den deutlichen Rückgang der Ar-
beitslosigkeit herauszustreichen, konnte aber nicht verschwei-
gen, dass auch jetzt noch die sächsische Arbeitslosenrate hö-
her als im Reichsdurchschnitt lag. Klar benannte der Artikel den 

_____
1) Der Verfasser arbeitet derzeit an einem Forschungsprojekt zur Ge-

schichte der amtlichen Statistik in Deutschland zwischen 1860 und 
1945; die Ergebnisse dieses Aufsatzes müssen angesichts der 
schwierigen Quellenlage unter dem Vorbehalt weiterer Forschungser-
gebnisse stehen.
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Umstand, dass der Aufschwung auf einer gestiegenen Nachfrage 
nach Investitionsgütern beruhte (dass diese Nachfrage großen-
teils von der Rüstungskonjunktur herrührte, kam nicht zur Spra-
che), nicht aber auf einem Anstieg des Konsums. [19] Und einer 
groben Irreführung kam es gleich, wenn ein Referent des Statis-
tischen Landesamtes in seinem Artikel zur Beschäftigungsent-
wicklung in der Industrie die Gründe für die Anstrengungen der 
NS-Regierung, die Produktionsgüterindustrie stärker zu fördern, 
darin sah, dass die Konsumgüterindustrien während der Krise 
weniger stark geschrumpft seien als die Produktionsgüterindu-
strien [20] – vielmehr war es die Aufrüstungskonjunktur, die die 
knappen Ressourcen in den Produktionsgütersektor lenkte.

Dass in den folgenden Jahren die Rüstungskonjunktur auch in 
Sachsen zu einem deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit 
führte, verwundert nicht, und ebenso nicht, dass über diese Ent-
wicklung auch in der Zeitschrift des Statistischen Landesamtes 
detailliert berichtet wurde. Wichtiger scheint die Frage, ob das 
Landesamt die quantitative Grundlage für die Forderungen der 
sächsischen Wirtschaftspolitik bereitstellte, bei der Reichsregie-
rung eine bessere Versorgung mit Mitteln für Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen anzumahnen. [12, S. 75] Zumindest, wenn man 
die Zeitschrift des Landesamtes für die Mitte der 1930er Jahre zu 
Rate zieht, stellt sich ein anderer Eindruck ein: Hier überwiegen 
die positiven Bestandsaufnahmen; dass das Amt in seinem Pu-
blikationsorgan den Minister LENK offensiv in dessen düsteren 
Schilderungen von der „Not im Grenzland Sachsen“ unterstützt 
hätte, lässt sich nicht sagen. [21]

Die ökonomische Verdrängung der Juden aus dem Wirtschafts-
leben, sowohl hinsichtlich der Personalpolitik von Unternehmen 
als auch hinsichtlich der Enteignungen und erzwungenen Ei-
gentumsübertragungen, den so genannten „Arisierungen“ [22], 
fand allerdings kaum Niederschlag in der Zeitschrift des Landes-
amtes – allein in einer Rezension eines Werkes zum Leipziger 
Rauchwarenhandel, den vor 1933 viele jüdische Firmen prägten, 
wurde auf diesen zerbrochenen Traditionsstrang Bezug genom-
men. Freilich ist es bezeichnend, dass der Autor einerseits die 
Abwanderung „von 113 fast ausschließlich jüdischer Rauchwa-
renhandelsfi rmen nach dem Ausland“ [sic!] seit 1933 und den 
damit einhergehenden erheblichen Umsatzverlust konstatierte, 
zugleich aber „eine Reinigung des Handels von einer Anzahl un-
erwünschter Elemente und eine wesentliche Verringerung des 
bisherigen, stark spekulativen Einschlags im Pelzwarengroßhan-
dels“ begrüßte – antisemitische Rhetorik konnte kaum den nicht 
nur hier durch die staatliche Verfolgungspolitik verursachten 
Aderlass beschönigend überdecken. [23]

Bevölkerungsstatistik

Die Bevölkerungsstatistik war ein Teil der „föderierten Statis-
tik“, d. h. die Festsetzung der Erhebungskriterien lag beim Sta-
tistischen Reichsamt, während die Ausführung der Zählung 
Aufgabe der Landesämter war. Letzteren stand es jedoch (zu-
mindest prinzipiell) frei, zusätzliche, sie interessierende Fragen 
mit in die Erhebungsbögen aufzunehmen. [24] Zwar bildeten die 
Volkszählungen einen der traditionell wichtigsten Bestandteile 
des Aufgabenkanons der Statistischen Ämter, gleichwohl er-
fuhren diese Zählungen spätestens seit der Wende vom 19. zum 
20. Jahrhundert eine besondere Aufl adung, wurde doch seither 
ein Rückgang der Geburtenzahlen (bei einer noch zunehmenden 
Gesamtbevölkerungszahl) in der deutschen Bevölkerung im-
mer deutlicher. [25] Auch einige Statistiker behandelten dieses 
Phänomen und schalteten sich in die vor allem in Medizin und 
Nationalökonomie geführten Debatten über die Ursachen und 
möglichen Konsequenzen ein – der prominenteste Vertreter war 
FRIEDRICH BURGDÖRFER, seit 1929 Direktor der bevölke-
rungsstatistischen Abteilung des Statistischen Reichsamts. [26] 
Spätestens seit seiner 1932 erschienenen Publikation „Volk ohne 
Jugend“ beherrschte BURGDÖRFER die statistische Facette 
dieser weit gefächerten Diskussion. An seine Visionen eines   
wegen drohender Überalterung „in Lebensgefahr“ [27] stehenden 
deutschen Volkes, die weithin Gemeingut des bevölkerungspoli-
tischen Diskurses in Deutschland wurden, konnte der NS-Staat 
unmittelbar anknüpfen: So formulierte das Reichswirtschaftsmi-
nisterium im Oktober 1933 in einem Schreiben an die Landes-
regierungen: „Die bisherige Bevölkerungsentwicklung des Deut-
schen Reichs war durch ein ständiges und annähernd gleiches 
Wachstum des fortpfl anzungsfähigen Volksteils gekennzeichnet. 
Diese Periode ist jetzt beendet. Es ist nunmehr mit einer von Jahr 
zu Jahr zunehmenden Schrumpfung des fortpfl anzungsfähigen 
Bevölkerungsteils in Auswirkung des Kriegsgeburtenausfalls und 
des verstärkten Geburtenrückgangs der Nachkriegszeit zu rech-
nen.“ [28] Aus dieser Diagnose leitete das Reichswirtschaftsmi-
nisterium verschiedene Forderungen an die Landesregierungen 
ab, die Bevölkerungsstatistik so zu modifi zieren, dass die „Fort-
pfl anzungsleistungen der einzelnen Ehejahrgänge festgestellt“ 
werden könnten. [28] BURGDÖRFER stand im übrigen keines-
wegs allein: So schloss sich beispielsweise JOHANNES MÜL-
LER, Direktor des Thüringischen Statistischen Landesamtes, mit 
einigen methodischen Vorbehalten, aber im Grunde doch zustim-
mend, den Diagnosen seines Kollegen an. [29]

Die Frage liegt deshalb nahe, in welchem Ausmaß das Säch-
sische Statistische Landesamt in seiner Behandlung der Bevöl-
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kerungsstatistik diese Themen aufgegriffen hat. Betrachtet man 
unter diesem Blickwinkel verschiedene Vorkriegsjahrgänge der 
Zeitschrift des Landesamtes, so stechen die Beiträge des Leiters 
der Abteilung „Bevölkerungs- und Kulturstatistik“ und apl. Pro-
fessors für Statistik an der Leipziger Universität, FELIX BURK-
HARDT, ins Auge. BURKHARDT war einer jener Statistiker, die 
auch in der bevölkerungspolitischen Debatte der Zwischenkriegs-
zeit aktiv waren, und der zugleich, was wiederum weniger typisch 
war, explizit mathematische Methoden anwendete. [30] 

Deutlich werden schon bei seinem Artikel zur Volkszählung des 
Jahres 1933 mehrere Aspekte: [33] Zum einen werden die Er-
gebnisse für Sachsen, wie in anderen Veröffentlichungen des 
Landesamtes auch, in Beziehung zur Reichsebene gesetzt. Das 
Bevölkerungswachstum Sachsens etwa, so stellte BURKHARDT 
unter Rückgriff auf das Datenmaterial seit 1816 fest, lag bis zur 
Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert deutlich über dem der an-
deren deutschen Staaten und dem durchschnittlichen Wachstum 
des Reiches; seit der Jahrhundertwende ging dieses Wachstum 
zurück. Die unverkennbaren Zuwanderungsgewinne wertete der 
Autor als Ergebnis der hier sehr früh und nachhaltig einsetzenden 
Industrialisierung; die Wanderungsverluste seit 1910 wiederum 
schrieb BURKHARDT vorwiegend dem Ersten Weltkrieg und 
der Infl ation zu. Wenn sich zwischen 1925 und 1933 wiederum 
Wanderungsgewinne zeigten, so führte BURKHARDT diese auf 
die relative wirtschaftliche Erholung vor 1929 zurück und zeigte 
sich überzeugt, dass Sachsen während der Weltwirtschaftskrise 
bis zur Machtübernahme der Nationalsozialisten wiederum einen 
Verlust hinzunehmen hatte. Nach der Analyse von Standard-
Kennziffern wie der Bevölkerungsdichte knüpfte BURKHARDT 
mit seiner Untersuchung der Altersstruktur der Bevölkerung und 
seinem Fazit: „In Sachsen ist die Überalterung der Bevölkerung 
weiter fortgeschritten als im Reich“ [34] wiederum unverkennbar 
an den zeitgenössischen Diskurs zum „Geburtenrückgang“ an. 
Der besondere Blick auf die Zahl der „Glaubensjuden“ schließ-
lich ergab für Sachsen einen Anteil an der Gesamtbevölkerung 
von 0,4 Prozent, der deutlich unter dem Reichsdurchschnitt (0,77 
Prozent) lag. Zwar enthielt sich dieser Abschnitt einerseits eines 
offenen Antisemitismus, der zur gleichen Zeit Grundlage staatli-
cher Politik geworden war; bemerkenswert war zudem der deut-
lich unter dem Reichsdurchschnitt liegende Anteil von Juden, die 
die Berufe des Arztes und des Rechtsanwaltes ausübten. [35] 
Aber andererseits konnte der scheinbar sachliche Hinweis, wo-
nach ein großer Teil der in Sachsen lebenden Juden im Ausland, 
zum überwiegenden Teil in Polen geboren war, im Kontext einer 
nach dem Ende des Ersten Weltkrieges aufgeheizten Debatte 
über die Zuwanderung von „Ostjuden“ Anknüpfungspunkte für 

die antisemitische Politik bieten. Und dies um so mehr, wenn 
man sich die nachdrücklichen Warnungen BURGDÖRFERs vor 
der „Heranziehung volksfremder Elemente“ als Strategie zur 
Linderung der Auswirkungen des Geburtenrückgangs vergegen-
wärtigt: „Ein Volk, das mangels eigenen natürlichen Wachstums 
dauernd volksfremde und rassenfremde Elemente in sich auf-
nimmt, wird – auch wenn es seinen Namen beibehält, auch wenn 
es stärkste Assimilationskraft entwickelt – naturnotwendig seine 
Wesensart, seinen Charakter ändern“. [36] Dass Juden, zuge-
wanderte „Ostjuden“ zumal, in antisemitischen Augen als „ras-
senfremde Elemente“ galten, bedarf kaum der Erwähnung.

Zu den zentralen Forderungen nicht nur BURGDÖRFERs bereits 
seit Mitte der zwanziger Jahre gehörte jene nach einem Ausbau 
der Familienstatistik bei der nächsten, ursprünglich für 1930 ge-
planten Volkszählung. [37] Ein solcher Ausbau würde es, so die Er-
wartung, erlauben, das Phänomen des Rückgangs der Geburten-
zahlen besser als zuvor mit anderen Daten (wie der Zahl der Kinder 
pro Ehe u. Ä.) zu korrelieren und auf diese Weise seine Ursachen 
klarer zu erkennen. Bemerkenswert ist der von BURGDÖRFER 
geforderte Paradigmenwechsel, der nicht mehr das zu zählende 
Individuum, sondern die Familie als „Träger, Bewahrer und Mehrer 
des lebendigen Volkes“ in den Mittelpunkt der Erhebungen stellte. 
[36, S. 358] In der Tat wurde in der 1933 durchgeführten Volks-
zählung u. a. nach den Kindern einer Ehe (auch denen, die schon 
nicht mehr bei ihren Eltern wohnten oder bereits gestorben waren) 
gefragt, wie auch nach dem Alter der Mütter. [38] 

Die Auswertung dieser Zahlen für Sachsen bot wiederum BURK-
HARDT in der Zeitschrift des Landesamtes: [39] Das erste Er-
gebnis, das für Sachsen ins Auge stach, lag in dem Anstieg der 
heiratsfähigen Jahrgänge im Alter zwischen 21 und 29 Jahren, bei 
zugleich zurückgehender Zahl der Ehen von Personen dieser Al-
tersgruppe: Diese Entwicklung führte BURKHARDT auf die Welt-
wirtschaftskrise zurück, die in Sachsen besonders schwer wog. 
Wichtiger aber waren die Fragen zur ehelichen Fruchtbarkeit, de-
ren Klärung im Zentrum des Interesses einer ausdifferenzierten 
Familienstatistik lag. Dass Sachsen im Reichsvergleich „die ge-
ringste eheliche Fruchtbarkeit“ aufwies, führte BURKHARDT auf 
den hohen Grad der Verstädterung zurück, eine Folge der Indus-
trialisierung. [39, S. 435] Die Volkszählung von 1933 ermöglichte 
es nun, zu dieser Frage ein differenzierteres Bild zu zeichnen. 
So wurde etwa deutlich, dass die Zahl der Ehen ohne Kinder 
bzw. mit einem, zwei, und mehr Kindern durchweg (wenngleich 
manchmal nur knapp) über den entsprechenden Zahlen des Rei-
ches lag. In Übereinstimmung mit den Zahlen für das Reich lag 
indes die Verteilung der Kinderzahlen je Ehe in Korrelation zur 
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Größe der Gemeinde: Je mehr Einwohner die Gemeinde aufwies, 
desto kleiner wurden die Familiengrößen. [39, S. 542] Weiter war 
es nun möglich, die „Abhängigkeit der Geborenenzahl vom Hei-
ratsalter“ festzustellen, ebenso die „Abhängigkeit der Gebore-
nenzahl von der sozialen Stellung des Familienvorstandes“ – die 
Implikationen dieser nur scheinbar neutralen Kriterien werden so-
fort offenkundig, wenn man sich die zeitgenössischen Debatten 
etwa über das Phänomen vergegenwärtigt, wonach es vorran-
gig die „unteren Schichten“ der Bevölkerung seien, die sich über 
Gebühr vermehrten, nicht aber die „kulturell und gesellschaftlich 
führenden Kreise unseres Volkes“ – so FRIEDRICH BURGDÖR-
FER 1928. [36, S. 360] In Sachsen entsprach zwar die Tendenz 
jener des Reiches, wonach der Anteil der Ehen mit vier und mehr 
Kindern am höchsten bei den landwirtschaftlichen Arbeitern lag, 
am niedrigsten bei Beamten und Angestellten; eine Besonderheit 
fand sich dabei allenfalls darin, dass diese Anteile fast durchweg 
noch niedriger lagen als im Reich. [39, S. 452 - 453] Freilich be-
ruhten diese Aussagen nur auf ersten Auswertungen eines um-
fangreichen Materials, so dass BURKHARDT auf die Ergebnisse 
noch zu leistender weiterer bevölkerungswissenschaftlicher For-
schung verweisen konnte.

Auf den bevölkerungspolitischen Diskurs in den Jahren vor der 
Machtübernahme der Nationalsozialisten bezog sich ebenfalls 
BURKHARDT, nun aber wesentlich deutlicher, in einem Aufsatz 
zur „Bevölkerungsentwicklung in Sachsen seit 1933“. [40] Nach-
dem in der Diskussion der „Verstädterung“ als Folge der Indus-
trialisierung ein wesentlicher Anteil im Ursachenbündel zuge-
schrieben wurde, das zum „Geburtenrückgang“ geführt habe [41], 
verwundert es nicht, dass BURKHARDT für das Land Sachsen, in 
dem der „Geburtenrückgang“ noch deutlicher als für den Reichs-
durchschnitt zu konstatieren war, diese Entwicklung auf den hier 
ebenfalls überdurchschnittlich hohen Grad der Urbanisierung zu-
rückführte. Auffallend ist in diesem Beitrag der Charakter einer 
tiefen Zäsur, den BURKHARDT der Machtübernahme der Natio-
nalsozialisten auch im Hinblick auf die demographische Entwick-
lung zuschreibt: Beispielsweise sei zum einen in Sachsen „vor der 
Machtübernahme sowohl das relative Geburtendefi zit als auch 
der absolute Geburtenfehlbetrag verhältnismäßig größer als im 
Reich“ gewesen; die Zunahme der Geburten seither reiche „zwar 
noch nicht zur Bestandserhaltung der sächsischen Bevölkerung 
aus, jedoch ist eine starke Verminderung des Geburtendefi zits 
festzustellen.“ [40, S. 455] Ohne die bevölkerungspolitisch aus-
gerichteten Maßnahmen des NS-Staates im Einzelnen zu nen-
nen (in erster Linie das „Ehestandsdarlehen“, das berufstätige 
Frauen zur Aufgabe ihrer Arbeit bei der Heirat bewegen sollte, 
um auf diese Weise den Arbeitsmarkt zu entlasten [42]), führte 

BURKHARDT diese Entwicklung jedoch unmissverständlich auf 
die „energischen bevölkerungspolitischen Maßnahmen der natio-
nalsozialistischen Regierung“ [40, S. 456] zurück und schloss mit 
den Worten: „Wenn auch die gegenwärtige Geburtenhäufi gkeit 
zur Bestandserhaltung der Bevölkerung noch nicht ausreicht, so 
zeigen doch die Zahlen der amtlichen Bevölkerungsstatistik, im 
besonderen die Zahlen der Eheschließungen und Geburten, mit 
aller Deutlichkeit, dass auch unser sächsischer Volksstamm, so 
wie das ganze deutsche Volk, den Willen und die innere Kraft zum 
Leben wieder gefunden hat. Im Besonderen bürgt der Anstieg 
der Geburtenzahlen für die Lebensbejahung und Hoffnungsfreu-
digkeit, die das deutsche Volk aus dem Aufbauwerk des Führers 
schöpft.“ [40, S. 456] Freilich zeigt die moderne Forschung, dass 
in Sachsen im Vergleich zum Reich wesentlich weniger neu ver-
heiratete Paare von den Ehestandsdarlehen profi tierten. [43]

Keine Rede war hier freilich davon, dass die pronatalistisch aus-
gerichteten Teile der nationalsozialistischen Bevölkerungspolitik 
nur jenem Teil der Bevölkerung zu Gute kam, der die „rassischen“ 
und „erbgesundheitlichen“ Voraussetzungen hierfür erfüllte – als 
Juden und als „rassisch minderwertig“ klassifi zierte Menschen 
hatten keinen Zugang zu den Ehestandsdarlehen. Mehr noch: 
Hunderttausende von reichsweit vorgenommenen Sterilisie-
rungen machen unmissverständlich deutlich, dass antinatali-
stische Gesichtspunkte die nationalsozialistische Bevölkerungs-
politik nicht weniger prägten.

Hinzu kam, dass die von BURKHARDT im Einklang mit der zeitge-
nössischen Bevölkerungswissenschaft getroffene Einschätzung, 
der Trend des Geburtenrückgangs habe sich mit der Machtüber-
nahme der Nationalsozialisten umgekehrt, verfrüht war: Wie der 
Blick auf die weitere Entwicklung zeigt, ist der Anstieg der Ehe-
schließungen wie auch der Anstieg der Geburtenzahlen wesent-
lich auf die wirtschaftliche Erholung nach dem Ende der Welt-
wirtschaftskrise zurückzuführen. Auf den langfristigen Trend der 
Gebürtigkeit hatten die nationalsozialistischen pronatalistischen 
Maßnahmen keinen Einfl uss. [25, S. 78 - 83]

Betrachtet man im Übrigen den Rezensionsteil der Zeitschrift des 
Landesamtes, so wird hier der Schwenk hin zur regimeoffi ziellen 
Sichtweise ebenfalls deutlich. Den Jahrgang 1934/35 eröffnete 
beispielsweise eine wohlwollende Rezension des Bandes von 
RICHARD KORHERR: „Geburtenrückgang. Mahnruf an das deut-
sche Volk. Mit einem Geleitwort von Reichsführer SS Heinrich 
Himmler“. (KORHERR war nach verschiedenen Stationen im Sta-
tistischen Reichsamt, dem Bayerischen Statistischen Landesamt 
und als Leiter des Würzburger Städtischen Statistischen Amtes 
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1940 Inspekteur für Statistik bei der SS, wo er 1943 die Statistik 
des Völkermordes an den europäischen Juden bearbeitete. [44]) 
Hier wurden die rassistischen Implikationen des Räsonierens 
über den Geburtenrückgang besonders deutlich, wenn der Re-
zensent FELIX BURKHARDT zentrale Thesen des Buches wie-
dergibt: „Am stärksten ist der Geburtenrückgang bei der weißen 
Rasse, weniger stark und zum Teil überhaupt nicht vorhanden bei 
den fremden Rassen. Die Folge hiervon ist die Durchdringung der 
weißen Rasse von fremden, die die Gefahr der Rassenmischung 
und damit den Tod der weißen Rasse bedeutet.“ [45]

In den nachfolgenden Jahren publizierte die Zeitschrift des Lan-
desamtes immer wieder Artikel zur Bevölkerungsentwicklung in 
Sachsen, ohne jedoch im Vergleich zu den ersten Jahren der NS-
Herrschaft den thematischen Fokus wesentlich zu variieren. [46] In 
den Jahren danach und vor allem während des Zweiten Weltkrieges 
beschränkte sich der bevölkerungsstatistische Teil der Zeitschrift 
im Wesentlichen auf die Auswertung der Volkszählungen von 1933 
und 1939, ohne dass die entsprechenden Artikel bei der Volkszäh-
lung von 1939 auf deren berüchtigten Teil, die gesonderte Erfas-
sung der Juden, besonders eingegangen wären. [47] 

Zusammenfassend lässt sich somit festhalten, dass die Zeit-
schrift des Sächsischen Statistischen Landesamtes während 
der NS-Zeit in allen wesentlichen Punkten der hier betrachteten 
Wirtschafts- und vor allem der Bevölkerungsstatistik den Impera-
tiven des NS-Staates gefolgt ist. Welche Rolle das Amt darüber 
hinaus einnahm, wenn es um Identifi zierung und Ausgrenzung 
von Minderheiten ging, lässt sich wegen der hier unzureichenden 
Quellenlage kaum mehr feststellen.
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Dr. A. Geißler Medizinalassessor



175 Jahre Amtliche Statistik in Sachsen48

[18] Richter, J.: Der Rückgang der Arbeitslosigkeit in Sachsen seit Januar 
1933. In: Zeitschrift, 78./79. Jg., 1932/33, S. 322 - 324.

[19] Brückner, Ch.: Die Konjunkturentwicklung in Sachsen von Herbst  
1933 bis Frühjahr 1936. In: Zeitschrift, 80./81. Jg., 1934/35,  
S. 456 - 463.

[20] Vgl. Gerlach, O.: Die Beschäftigung in der Industrie nach den Er-
gebnissen der Industrieberichterstattung. In: Zeitschrift, 80./81. Jg., 
1934/1935, S. 463 - 475, hier S. 474.

[21] Vgl. z. B. Zahn, A.: Das sächsische Gewerbe nach der Gewerbe-
aufsichtsstatistik. In: Zeitschrift, 82. Jg., 1936, S. 166 - 172. Das Zi-
tat bezieht sich auf eine entsprechende Denkschrift Lenks, vgl. [12, 
S. 75].

[22] Einen aktuellen Überblick über die sich hier rasch bewegende For-
schung bieten: Goschler, C., J. Lillteicher (Hsg.): „Arisierung“ und 
Restitution. Die Rückerstattung jüdischen Eigentums in Deutschland 
und Österreich nach 1945 und 1989.  Göttingen 2002.

[23] [Klein, W.]: Rezension zu: Ehlers, K.-H.: Der Rauchwarengroßhandel 
im letzen Jahrzehnt. Leipziger Beiträge zur Raumforschung, H. 3, 
Leipzig 1938. In: Zeitschrift, 83./84. Jg., 1937/1938, S. 260 - 261.

[24] Vgl. den Artikel des Präsidenten des Sächsischen Statistischen Lan-
desamtes Georg Hoffmann: Die Landesstatistik. In: Burgdörfer, F. 
(Hsg.): Die Statistik in Deutschland nach ihrem heutigen Stand, Bd. 1, 
Berlin 1940, S. 90 - 103, besonders S. 92 - 96; sowie ferner Zahn, F.: 
Artikel „Statistik/II. Amtliche Statistik“. In: Handwörterbuch der Staats-
wissenschaften, 4. Aufl ., Band 7, 1926, S. 886 - 942, hier S. 900.

[25] Marschalck, P.: Bevölkerungsgeschichte Deutschlands im 19. und 
20. Jahrhundert. Frankfurt a.M. 1984, S. 53 - 57.

[26] Vgl. zur Debatte über den „Geburtenrückgang“ Weingart, P., J. Kroll 
u. K. Bayertz: Rasse, Blut und Gene. Geschichte der Eugenik und 
Rassenhygiene in Deutschland. Frankfurt a.M. 1992, S. 216 - 222 
und passim; vgl. zu Burgdörfer [2, S. 197 - 207] und [7].

[27] Burgdörfer, F.: Volk ohne Jugend. Geburtenschwund und Überalte-
rung des deutschen Volkskörpers. Ein Problem der Volkswirtschaft 
– der Sozialpolitik der nationalen Zukunft. Berlin 1932, S. 428.

[28] Reichswirtschaftsministerium an Landesregierungen vom 9. Okto-
ber 1933. Zitiert nach [2, S.  259 - 260].

[29] Vgl. hierzu Lee, R., M. C. Schneider: Amtliche Statistik zwischen 
Staat und Wissenschaft, 1872 - 1939. In: Reulecke, J., R. Mackensen 
(Hsg.): Das Konstrukt „Bevölkerung“ vor, im und nach dem „Dritten 
Reich“. Erste Ergebnisse aus der Arbeit des DFG-Schwerpunktes. 
Wiesbaden 2005, S. 50 - 91.

[30] Anders als dies beispielsweise wiederum bei Johannes Müller der 
Fall war. Vgl. hierzu [29]. Ein Beispiel für den mathematischen An-
satzpunkt Burkhardts ist sein Beitrag [31]. Vgl. zur Biographie Burk-
hardts noch [32]. 

[31] Burkhardt, F.: Statistische Beziehungen zwischen der vor- und 
nachgeburtlichen Sterblichkeit. In: Harmsen, H., F. Lohse (Hsg.): 
Bevölkerungsfragen. Bericht des Internationalen Kongresses für 
Bevölkerungswissenschaft, Berlin, 26. August - 1. September 1935. 
München 1936, S. 450 - 457.

[32] vom Brocke, B.: Bevölkerungswissenschaft – Quo vadis? Möglich-
keiten und Probleme einer Geschichte der Bevölkerungswissen-
schaft in Deutschland, Opladen 1998, S. 416.

[33] Vgl. zum Folgenden Burkhardt, F.: Die Ergebnisse der Volks- und Be-
rufszählung 1933. In: Zeitschrift, 80./81. Jg., 1934/1935, S. 2 - 71.

[34] Vgl. [33, S. 64]. Mit dieser Feststellung bezog er sich übrigens expli-
zit auf Untersuchungen Burgdörfers zur Reichsebene.

[35] Vgl. [33, S. 65 - 68]. Zur Verdrängung der Juden aus verschie-
denen Berufen seit 1933 vgl. Friedländer, S.: Das Dritte Reich und 
die Juden. Die Jahre der Verfolgung 1933 - 1939. München 1998, 
S. 38 - 49.

[36] Vgl. Burgdörfer, F: Volk, Familie und Statistik. In: Allgemeines Stati-
stisches Archiv, 17. Jg., 1928, S. 349 - 369, Zitat S. 357.

[37] Vgl. z. B. Niederschrift der Verhandlungen des berufsstatistischen 
Ausschusses in Berlin am 14. und 15. Februar 1929 über den Aus-
bau der Bevölkerungsstatistik, Hessisches Staatsarchiv Darmstadt, 
G 13, 100. Burkhardt, der auf dieser Sitzung das Land Sachsen ver-
trat, äußerte sich nicht in dieser Diskussion.

[38] Vgl. Volkszählung. Die Familien und Haushaltungen nach den Er-
gebnissen der Volks- und Berufszählung 1933, Heft 1: Die Ehen im 
Deutschen Reich nach der Zahl der geborenen Kinder.  Statistik des 
Deutschen Reichs, Band 452/1, Berlin 1937.

[39] Vgl. hierzu und zum folgenden: Burkhardt, F.: Die Ergebnisse der 
familienstatistischen Erhebung vom 16. Juni 1933. In: Zeitschrift, 
80./81. Jg., 1934/1935, S. 421 - 453. 

[40] Burkhardt, F.: Die Bevölkerungsentwicklung in Sachsen seit 1933. 
In: Zeitschrift, 80./81. Jg., 1934/1935, S. 454 - 456.

[41] Vgl. z. B. Müller, J.: Der Geburtenrückgang. Jena 1924, S. 127 - 133, 
wo dieser Faktor jedoch zu den nur sekundär wirksamen gezählt 
wird.

[42] Vgl. hierzu [25, S. 77]. Mit jedem Kind konnte ein Viertel des Darle-
hens „zurückgezahlt“ werden.

[43] Vgl. Schumann, S.: Die soziale Lage der Bevölkerung und die NS-
Sozialpolitik in Sachsen. In: Vollnhals, C. (Hsg.): Sachsen in der NS-
Zeit. Leipzig 2002, S. 57 - 71, hier S. 63. Vgl. zu einer schon zeitge-
nössisch kritischen Diskussion der Gründe des Geburtenanstiegs: 
Bock, G.: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur 
Rassenpolitik und Frauenpolitik.Opladen 1986, S. 142 - 153.

[44] Vgl. zu Korherr [2, S. 209 - 237].

[45] Burkhardt, F.: Rezension zu: Korherr, R.: Geburtenrückgang, Mahnruf 
an das deutsche Volk. In: Zeitschrift, 80./81. Jg., 1934/1935, S. 551.

[46] Vgl. z. B. den umfangreichen Aufsatz Felix Burkhardts, der hier erneut 
die vorgebliche Wirksamkeit des pronatalistisch ausgerichteten Teils 
der bevölkerungspolitischen Instrumente des NS-Staates betonte: 
Burkhardt, F.: Die Bewegung der Bevölkerung im Jahrfünft 1931 bis 
1935. In: Zeitschrift, 82. Jg., 1936, S. 1 - 81.

[47] Vgl. z. B.: Klein, W.: Die Ergebnisse der Volkszählung 1939. In: Zeit-
schrift, 87./88. Jg., 1941/1942, S. 1 - 33.

1887

Dr. A. Geißler Medizinalrat und Stell-
vertreter des Direktors (bis 1895)

1889

Kilogramm ist Einheit der Masse

1. Dezember 1885

Volkszählung (Sachsen: 3 182 003 EW)
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Vorbemerkungen

Dieser Beitrag soll die zeitliche Lücke zwischen den Beiträgen 
von J. TESCHNER [1] und M. JAKOBY [2] schließen, wobei ge-
wisse Überschneidungen nicht ganz zu vermeiden sind. Das 
heißt, es ist der Zeitraum zwischen dem Ende des Zweiten Welt-
krieges bzw. der endgültigen Aufl ösung des Sächsischen Statis-
tischen Landesamtes 1952 und seiner Neugründung im Jahre 
1990 zu beschreiben.1)

Zeitlich lassen sich zwei Abschnitte ausgliedern: der Zeitraum 
vom Ende des Zweiten Weltkrieges bis 1950/52 und der Zeitraum 
danach bis 1989/90. Im Allgemeinen wird der zweite Zeitabschnitt 
noch einmal unterteilt in einen Abschnitt bis Mitte der 1960er 
Jahre (Aufbau und Ausgestaltung der Statistik in der DDR) und 
danach (Entstehung und Entwicklung des einheitlichen Systems 
von Rechnungsführung und Statistik). Auf diese Unterteilung soll 
jedoch an dieser Stelle unter dem Fokus der sächsischen Lan-
desstatistik verzichtet werden.

Statistik in Sachsen 1945 bis 1950/52

Organisation

Der Zeitraum von 1945 bis 1950/52 lässt sich dadurch beschrei-
ben, dass in dieser Zeit die sächsische Landesstatistik quasi 
aufhörte zu existieren und sich die einheitliche amtliche Statistik 
der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) bzw. ab 1949 der DDR 
herausbildete. 

In Sachsen war die Situation so, dass das Statistische Landesamt 
existierte.2) Das Gebäude des Sächsischen Statistischen Landes-
amtes in der inneren Dresdner Neustadt (Ritterstraße) war jedoch 
im Februar 1945 durch die alliierten Bombenangriffe zerstört wor-
den. Damit waren auch fast alle Arbeitsmittel verloren. Bei der 
Bibliothek mit rund 160 000 Bänden und dem Archiv ist faktisch 
von Totalverlusten auszugehen. Lediglich einige Jahrbücher und 

Zeitschriften wurden gerettet. Einige Arbeitsmittel von laufenden 
Projekten wurden ausgelagert. So die Standesamtsstatistik nach 
Seelitz, Kreis Rochlitz, ein Teil der Ortsfaszikel nach Krebs, Kreis 
Pirna, und ein Teil der oben erwähnten Zeitschriften und Jahr-
bücher nach Wendisch-Baselitz, Kreis Kamenz. [7] Diese spär-
lichen Mitteilungen aus dem Jahr 1950 weisen darauf hin, dass 
Auslagerungen vermutlich nur sporadisch geschehen sind. Eine 
systematische Auslagerung hat es nach heutigem Kenntnisstand 
nicht gegeben. 

Seit Ende Mai 1945 sammelte sich eine kleine Zahl von Mitarbei-
tern im Gebäude des Hauptstaatsarchives (schräg gegenüber 
vom zerstörten Dienstgebäude des Statistischen Landesamtes), 
das auf Grund seiner speziellen Bauweise durch die Bomben 
nicht zerstört worden war. Ab Oktober fand das Statistische 
Landesamt am Nordplatz 3 in einem ehemaligen Kasernenge-
bäude Unterkunft. [7] In den gleichen Räumen hatte dann die 
Bezirksstelle für Statistik Dresden ihren Sitz, bis sie 1965 in das 
neu errichtete Gebäude auf der Dr.-Otto-Nuschke-Str. 20 (heute: 
Marienstraße) umzog. [8]

Mit dem Befehl Nr. 105 der Sowjetischen Militäradministration 
(SMAD) vom 19. Oktober 1945 wurde die Bildung der „Deutschen 
Verwaltung für Statistik in der sowjetischen Besatzungszone“ 

Zur Geschichte der amtlichen Statistik in der Sowje-
tischen Besatzungszone und der DDR 1945 bis 1990

Andreas Oettel

_____
1) Eine umfassende Darstellung der Geschichte der amtlichen Statistik in 

der SBZ bzw. in der DDR liegt bisher noch nicht vor. Es gibt eine Rei-
he von Untersuchungen zu Einzelaspekten sowie mehr oder weniger 
kursorische Darstellungen, die anlässlich von Jubiläen in Thüringen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg erschienen sind. [3, 4, 
5] Darüber hinaus hat das Statistische Bundesamt Veröffentlichungen 
zum Thema herausgegeben, z. B. [11]. 

2) Neben Sachsen bestand in Thüringen und Mecklenburg eine ähnliche 
Situation mit den Statistischen Landesämtern in Weimar und Schwerin. 
In Brandenburg und Sachsen-Anhalt mussten erst Statistische Landes-
ämter gegründet werden.

1. Oktober 1890

Übernahme der Bibliotheksleitung 
durch Peter Schmidt

1. Dezember 1890

Volkszählung (Sachsen: 3 502 684 EW)

1890

Übergang zur individuellen 
Zählkarte bei der Volkszählung 
geplant, aber verschoben
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eingeleitet. [9] Das – wie es kurz genannt wurde – Statistische 
Zentralamt hatte seinen Sitz in Berlin und war in folgende Fach-
abteilungen gegliedert:

- Bevölkerungsstatistik,
- Landwirtschaftsstatistik,
- Wirtschaftsstatistik,
- Handelsstatistik,
- Verkehrsstatistik und
- Finanzstatistik.

Die Statistischen Landesämter wurden in gleicher Weise struk-
turiert.

Die Statistischen Landesämter waren in den fünf Ländern der SBZ 
in unterschiedlicher Weise den Landesverwaltungen unterstellt. 
Das sächsische Amt unterstand direkt dem Büro des Ministerprä-
sidenten des Landes Sachsen. Wie groß die Mitarbeiterzahl 1945 
gewesen war, ist nicht bekannt. Anfang 1946 gab es 59 Planstel-
len, im September 1946 waren es 78. Dieser Zuwachs war mit der 
Schaffung einer eigenen Hollerithabteilung verbunden. [7, 10]

Das Statistische Landesamt hatte die Bedürfnisse der Selbstver-
waltung des Landes nach statistischen Daten sicher zu stellen, 
die von der SMAD oder dem Statistischen Zentralamt für die SBZ 
angeordneten Erhebungen durchzuführen sowie die Aufsicht 
über die bezirklichen und kommunalen statistischen Dienststel-
len auszuüben. [9]

Der Befehl Nr. 105 der SMAD schrieb vor, dass in allen Land-
kreisverwaltungen (30) und kreisfreien Städten (23) eigene statis-
tische Ämter einzurichten waren. [7, 9] Bis dahin hatten nur die 
größeren Städte eigene kommunale Ämter für Statistik. Für die 
Leiter dieser statistischen Dienststellen bildete sich schnell der 
Ausdruck Kreisstatistiker heraus. In der Regel waren diese Statis-
tischen Kreisämter klein, bestanden u. U. nur aus dem Kreissta-
tistiker selbst bzw. einigen wenigen Mitarbeitern. Am 1. Mai 1947 
bestanden in Sachsen zwei Kreisämter nur aus dem Kreisstatis-
tiker selbst, in fünf Fällen hatte er einen Stellvertreter, in einem 
Fall eine Bürokraft, in zehn Fällen einen Stellvertreter und eine 
Bürokraft. In 17 Kreisämtern und damit etwa der Hälfte der säch-
sischen Kreisämter gab es mehr als drei Mitarbeiter. [11, S. 37] 
Ein großer Teil der statistischen Arbeit wurde anfangs noch in 
anderen Referaten der Kreis- und Stadtverwaltungen geleistet. 

Der Kreisstatistiker war eine Neuschöpfung in der SBZ, bis da-
hin gab es ihn in der deutschen amtlichen Statistik noch nicht. 

Der Kreisstatistiker war federführend für alle statistischen Arbei-
ten in seinem Kreis. Für seine Stellung wurde gefordert, dass er 
unabhängig sein und unmittelbar dem Landrat unterstehen soll. 
Seine dienstrechtliche Stellung und Besoldung sollte dem eines 
Referenten oder Abteilungsleiters entsprechen. [12] Diese Statis-
tischen Kreisämter wurden mit der Zeit immer mehr ausgebaut. 
In der „Statistischen Praxis“ wird in den Jahrgängen 1947 bis 
1950 wiederholt auf die Kreisstatistiker und ihre Arbeit Bezug 
genommen.
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in dieser Zeit ein 
gewisser Dualismus in der Organisation der amtlichen Statistik 
bestand. Einerseits gab es die Statistischen Landesämter, die for-
mal den Landesregierungen unterstanden, und andererseits die 
Statistischen Kreisämter bzw. Statistischen Ämter der kreisfreien 
Städte, deren Personal von den Landräten bzw. (Ober-)Bürger-
meistern eingesetzt wurde. Zunehmend ging die Weisungsgewalt 
jedoch auf das Statistische Zentralamt bzw. das Ministerium für 
Planung über. Mit der Reorganisation des statistischen Dienstes 
Anfang 1950 fand dies auch formal seinen Ausdruck. [13] Den 
Landesregierungen verblieb faktisch nur die Dienstaufsicht über 
die Statistischen Landesämter.

Aufgaben

Die vom Statistischen Landesamt und den Kreisstatistikern da-
mals zu erledigenden Fachaufgaben lassen sich grob in zwei 
Gruppen gliedern. Zum einen musste eine Reihe von laufenden 
(monatlichen, vierteljährlichen, halbjährlichen, jährlichen) Statis-
tiken durchgeführt werden, zum anderen waren Großzählungen 
durchzuführen. Unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges konnten sich die verbliebenen Mitarbeiter lediglich mit der 
Aufarbeitung von früher erhobenem Material befassen. Einzel-
heiten aus Sachsen sind nicht bekannt. Am 3. August 1945 wurde 
jedoch in der SBZ und Berlin der allgemeine Postverkehr wieder 
aufgenommen. Das dürfte eine wesentliche Voraussetzung für 
die Arbeit des Statistischen Landesamtes gewesen sein.

Die ersten Großzählungen in der SBZ, nachdem am 12. Au-
gust 1945 eine Volkszählung in Berlin stattgefunden hatte, wa-
ren die Volkszählung vom 3. November und 1. Dezember 1945. 
[14] Durch ein Gesetz des Alliierten Kontrollrates wurde eine 
Volks- und Berufszählung in allen vier Besatzungszonen für den 
29. Oktober 1946 angeordnet. [15] Erfragt wurden laut Anhang 
A: Vorname; Familienname; Stellung zum Haushaltungsvorstand; 
Geschlecht; Geburtstag, -monat, -jahr und -ort; Familienstand; 

1891

Georg Lommatzsch wissen-
schaftlicher Hilfsarbeiter

1893

Einführung der Mitteleuropäischen 
Zonenzeit im Deutschen Reich

Anfang 1890er Jahre

Pläne für ein eigenes Dienstgebäude, 
nie realisiert



© Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 51

175 Jahre

Staatsangehörigkeit; nationale Abstammung; Muttersprache; 
Religionszugehörigkeit; Bildungsgrad; Beruf; Wohnort; Dienst in 
der deutschen Wehrmacht. [16]

Auf der Basis dieser Volkszählungsergebnisse konnte das Sta-
tistische Landesamt Sachsen die Bevölkerungsfortschreibung 
organisieren. Im Unterschied zu anderen Ländern, wo vorerst 
nur die natürliche Bevölkerungsbewegung fortgeschrieben wur-
de, konnte hier auch die Wanderung einbezogen werden. Dies 
geschah für das Land Sachsen sowie seine 29 Landkreise und 
sechs Stadtkreise. Das Statistische Landesamt traf mit der Lan-
despolizei und der Landesfi nanzbehörde die Vereinbarung, dass 
die An- und Abmeldescheine von der Polizeibehörde zuerst dem 
Statistischen Landesamt übergeben wurden und dann nach etwa 
vier Wochen der Steuerbehörde für deren Zwecke. Die Kreissta-
tistiker sammelten die Meldescheine von den Einwohnermelde-
ämtern der Gemeinden ein und beförderten sie per Kurierpost 
an das Statistische Landesamt. [17] In den Gemeinden gab es 
ehrenamtliche Gemeindeberichterstatter, in deren Händen das 
Erhebungsgeschäft vor Ort gelegen hat. Am 31. August 1950 
fand dann die erste Volks- und Berufszählung der DDR statt.

Neben der Bevölkerungsstatistik spielte die Agrarstatistik die 
größte Rolle – während erstere ermittelte, wer wo zu ernähren 
ist, lieferte letztere Informationen, mit welchen pfl anzlichen und 
tierischen Erträgen wann zu rechnen ist. Viehzählungen, auch un-
terjährig – teilweise monatliche Schweinezählung –, Boden(be)-
nutzungserhebungen und unterjährige Ernte-, Saat- und Milch-
berichterstattungen waren durchzuführen. Dazu gab es in den 
Landkreisen Milcherzeugungsberichterstatter, die an die statis-
tischen Kreisämter meldeten. Saatgutberichterstatter meldeten 
direkt an das Statistische Landesamt. [9, Abbildung S. 13]

Ab dem Jahr 1949 kam auch die monatliche Industrieberichter-
stattung in den Aufgabenbereich der Statistischen Landesämter. 
[18] Für das Berichtsjahr 1949 fand eine Personalstands- und 
Personalausgabenstatistik sowie für 1950 eine Haushaltsstatis-
tik der öffentlichen Verwaltungen statt. Doch auf diese Themen 
kann an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden.

Neben den fachlichen Aufgaben hatten die Statistischen Landes-
ämter in der SBZ auch eine Reihe von organisatorischen und 
methodischen Problemen zu bewältigen. Eins davon war, dem 
Wildwuchs an Statistiken gegenzusteuern. Im Jahr 1947 wurde 
auf einer Tagung des Statistischen Zentralausschusses3) die Fra-
ge diskutiert, ob die Durchführung von Statistiken gesetzlich re-
glementiert werden sollte, oder ob die „demokratische Ordnung 

des statistischen Erhebungswesens“ der bessere Weg sei. [12, 
S. 109] Bayern z. B. hatte die gesetzliche Genehmigungspfl icht 
für Statistiken gerade eingeführt. Der Präsident des Statistischen 
Zentralamtes, Professor Dr. BRUNO GLEITZE, sprach sich gegen 
eine Genehmigungspfl icht aus. Er befürchtete, dass eine zentrale 
Genehmigungsstelle den sich schnell wandelnden Erfordernis-
sen der damaligen Zeit nicht entsprechen würde. Unterschwellig 
mögen da auch andere Gründe eine Rolle gespielt haben. In der 
„Statistischen Praxis“, die bis Ende 1948 von GLEITZE heraus-
gegeben wurde, ist seine fein ziselierte Argumentation nachzu-
lesen. Man wählte schließlich die so genannte Anmeldepfl icht. 
[19] Das Statistische Zentralamt entschied dann darüber – etwas 
verkürzt formuliert –, ob eine Statistik gebraucht wurde oder 
nicht. Damit sollten Doppel- und Mehrfachbefragungen und auch 
offensichtlich unnütze Statistiken vermieden werden. Dass sich 
dieses Prinzip nur langsam und nicht im Selbstlauf durchsetzte, 
zeigt sich in den zahlreichen Klagen und Aufforderungen in der 
„Statistischen Praxis“ in den Jahrgängen 1949ff. [20]

1952 – Ende der sächsischen Landesstatistik

Mit dem Gesetz über die weitere Demokratisierung des Aufbaus 
und der Arbeitsweise der staatlichen Organe in den Ländern der 
Deutschen Demokratischen Republik [21] wurden 1952 die Sta-
tistischen Landesämter endgültig aufgelöst. In den drei Bezirken 
Leipzig, Dresden und Karl-Marx-Stadt wurden Bezirksstellen für 
Statistik gebildet.4) Die Bezirksstelle für Statistik Dresden hatte ih-
ren Sitz in den Diensträumen des ehemaligen Statistischen Lan-
desamtes, Nordplatz 3. Die Bezirksstelle Leipzig wurde auf dem 
Dittrichring 17 eingerichtet. Die Bezirksstelle Karl-Marx-Stadt 
war auf der Annaberger Str. 79.

_____
3) Bei aller Vorsicht lässt sich dieses Organ mit den heutigen Statistischen 

Beiräten vergleichen.

4) Länder, die nach 1945 eine Bezirksgliederung hatten (Brandenburg 
und Sachsen-Anhalt), hatten neben den Kreisämtern auch bei den 
Bezirksverwaltungen Statistische Ämter (Brandenburg, Eberswalde, 
Bernau, Cottbus; Magdeburg, Merseburg, Dessau). [9, S. 13]

31. März 1895

Ausscheiden Prof. Dr. Karl Victor Böhmerts 
infolge Erreichens der Altersgrenze

1. April 1895

Oberregierungsrat Dr. Arthur Geißler 
Direktor des Statistischen Bureaus

14. Juni 1895

Berufs- und Gewerbezählung
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Zur DDR-Statistik 1952 bis 1989 5)

Der gesamte statistische Dienst der DDR bestand 1952 aus der 
Zentralstelle in Berlin, 15 Bezirks- und 220 Kreisstellen. Diese 
Organisationsstruktur blieb bis 1990 erhalten. Das ehemalige 
Statistische Zentralamt Berlin erhielt die Bezeichnung Staatliche 
Zentralverwaltung für Statistik, abgekürzt: SZS. Die gesamte 
staatliche Statistik der DDR war seit 1951 der Staatlichen Plan-
kommission beim Ministerrat der DDR unterstellt. Ihr Leiter war 
im Range eines Ministers der DDR.

1956 wurde durch eine Verordnung die gesamte SZS ein selbst-
ständiges Organ und direkt dem Ministerrat unterstellt. [22] Au-
ßerdem bestimmte sie die Schaffung eines volkseigenen Re-
chenbetriebes, der 1957 als VEB Maschinelles Rechnen seine 
Arbeit aufnahm. (Vgl. auch [10].) Dieser Betrieb sollte vor allem 
der stärkeren Mechanisierung der statistischen Arbeiten dienen. 

Darüber hinaus wurde 1956 eine neue Verordnung über das Be-
richtswesen erlassen. [23] Sie übertrug den Bezirks- und Kreis-
stellen mehr Verantwortung. Sie waren nun selbst für die Durch-
führung und Qualität der Statistiken sowie die Termineinhaltung 
zuständig. Inhalt und Methodik wurden jedoch nach wie vor zen-
tral vorgegeben. In den folgenden Jahren wurde das Berichtswe-
sen der DDR immer mehr ausgebaut. Generell gliederte sich das 
Berichtswesen der DDR in zwei Teile:

- innerbetriebliches Berichtswesen und
- überbetriebliches Berichtssystem.

Gesamtzweck war letztendlich die Kontrolle der Planerfüllung. 
Statistiken, die dafür nicht benötigt wurden, sind teilweise auch 
eingestellt worden. Beide Teile des Rechnungswesens stimmten 
nur bedingt überein. Die staatliche Statistik hatte auch keine Mög-
lichkeiten, auf die Methoden des innerbetrieblichen Rechnungs-
wesens Einfl uss zu nehmen. Damit gab es für die Ermittlung 
statistischer Daten zahlreiche Probleme. Deshalb beschloss der 
Ministerrat im Juni 1963 die Einführung eines einheitlichen Sys-
tems von Rechnungsführung und Statistik. Es sollte die schnellere 
Übertragung von Daten zur Planung und Kontrolle gewährleisten 
und somit zur Verbesserung und Rationalisierung in der amtlichen 
Statistik führen. Außerdem sollte das System dazu beitragen, 
dass die für die Planung erforderlichen Informationen einheitlich 
koordiniert und organisiert werden konnten. Bevor das System in 
verschiedenen Wirtschaftsbereichen eingeführt werden konnte, 
fand eine Reihe von Erprobungen und Entwicklungen statt. 1968 
begann die Einführung schrittweise in den Volkseigenen Betrie-

ben (VEB) der Industrie, später auch der Außenwirtschaft, in den 
Privatbetrieben und den Versicherungseinrichtungen. 

Die Hauptaufgabe des einheitlichen Systems von Rechnungsfüh-
rung und Statistik war die Bereitstellung von Informationen und 
Analysen für die Planung und Leitung der Volkswirtschaft. Beson-
ders wichtig in diesem Zusammenhang war die Erfassung und 
Aufbereitung von Daten für die Fünfjahrespläne der DDR. Eine 
weitere Aufgabe war die Entwicklung von Datenbanksystemen 
[10] und standardisierten Primärdokumenten. [24] 

Die Pfl ichten der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik wur-
den durch Statuten festgesetzt. Da sich die Aufgaben im Laufe 
der Jahre teilweise erheblich veränderten, erfolgten mehrere An-
passungen des Statuts, zuletzt 1975.

Die von der SZS erstellten Statistiken waren durch verschiedene 
Vertraulichkeitsstufen (NfD – Nur für den Dienstgebrauch; VVS 
– Vertrauliche Verschlusssache; GVS – Geheime Verschluss-
sache) gekennzeichnet. Viele Informationen wurden vor der Öf-
fentlichkeit verheimlicht oder nur für den internen Gebrauch he-
rausgegeben. Die statistischen Daten dienten hauptsächlich der 
Staatspolitik und Planwirtschaft der DDR. Es galt: Je komplexer 
die Informationen, desto vertraulicher waren sie. Der Nutzung 
von Einzeldaten, z. B. für Forschungszwecke, stand oft wenig 
entgegen – wie der Autor aus eigener Erfahrung sagen kann.6)

Die Verbreitung statistischer Informationen an die Bevölkerung 
spielte eine eher untergeordnete Rolle, was dazu führte, dass das 
Vertrauen der Bevölkerung in die Statistik gering war. Auch regio-
nal tiefer gegliederte Informationen (z. B. für Kreise) verschwan-
den zunehmend aus dem Statistischen Jahrbuch der DDR. Sta-
tistische Jahrbücher der Kreise wurden Mitte der 1960er Jahre 
eingestellt, Statistische Jahrbücher der Bezirke erschienen von 
1956 bis1982, so dass kaum noch statistische Daten für Gemein-
den und Kreise für eine breite Öffentlichkeit zugänglich waren, 
sieht man einmal von den Volkszählungsergebnissen und den 
Einwohnerzahlen der Gemeinden ab.7) Für interne Zwecke wur-
den zahlreiche Informationen bereit gestellt.

Im Bereich der internationalen Kooperation legte die SZS viel 
Wert auf die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion und dem Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW, englisch COMECON). 
1962 wurde zur Förderung der systematischen Zusammenarbeit 
die „Ständige Kommission des RGW auf dem Gebiet der Statistik“ 
gegründet. Ihre Hauptaufgabe lag in der Ausarbeitung von Emp-
fehlungen zur Vereinheitlichung von statistischen Kennziffern, 

1. Dezember 1895

Volkszählung (Sachsen: 3 787 688 EW)

8. Dezember 1896

Tod Dr. Ernst Engels

1895

Leipziger Messe wird Mustermesse
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Maßeinheiten und Nomenklaturen. Damit sollte erreicht werden, 
dass den RGW-Mitgliedsländern die notwendigen statistischen Er-
hebungen einheitlich und vergleichbar zur Verfügung stehen. [25]

Die statistische Zusammenarbeit mit Ländern außerhalb des RGW 
entwickelte sich ab Mitte der 1960er Jahre. Ergebnisse statistischer 
Vergleiche wurden periodisch nur in den statistischen Jahrbüchern 
veröffentlicht oder auf Antrag einzelner Länder durchgeführt (z. B. 
zur Vorbereitung von Auslandsbesuchen). Ab 1971/72 kam es zur 
Ausdehnung der internationalen Zusammenarbeit mit der UNO 
und andern Organisationen (z. B. Konferenz Europäischer Statisti-
ker). Die DDR unterstützte die Entwicklungsländer auf dem Gebiet 
der Statistik, indem sie z. B. einer großen Zahl von Studenten eine 
Ausbildung zum Statistiker in der DDR anbot.

Die Parteitage der SED von 1971 und 1976 haben maßgeblich die 
Arbeit der SZS beeinfl usst. Im Mittelpunkt dieser Parteitage stand 
die Bildung der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik. Dem-
entsprechend lag die Aufgabe der SZS darin, Informationen über 
die Entwicklung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus 
der Bevölkerung sowie der planmäßigen Entwicklung der Volks-
wirtschaft zu liefern. Hinsichtlich der Arbeitsweise der amtlichen 
Statistik wurden 1972 u. a. folgende Hauptrichtungen festgelegt:

- Erhöhung der Aktualität wichtiger statistischer 
 Ergebnisse,
- inhaltliche Qualifi zierung der statistischen Analysen 
 und Informationen und
- Rationalisierung und Qualifi zierung der statistischen 
 Arbeitsweise.

Ende der 1970er Jahre kam es zu einer grundlegenden Struktur-
veränderung der amtlichen Statistik der DDR. Traditionell waren 
alle Arbeitsstufen der Statistik innerhalb der Fachabteilungen 
zusammengefasst (Datenerhebung, -aufbereitung, -auswertung/
Analyse). Die Grundstruktur der SZS in Berlin sowie der Be-
zirks- und Kreisstellen war also durch die Volkswirtschafts- und 
Querschnittsbereiche bestimmt. Jetzt wurden die Arbeitsstufen 
der Statistik das bestimmende Strukturprinzip. Das hatte zur 
Folge, das Organisation und Durchführung des Berichtswesens 
(Datenerhebung und -aufbereitung) sowie Informations- und Ana-
lysetätigkeit in getrennten Strukturbereichen zentralisiert wurden. 
Diese waren ihrerseits durch Volkswirtschafts- und Querschnitts-
bereiche untergliedert. Dadurch sollte eine koordinierte und ratio-
nelle Arbeitsweise und eine straffere Leitung des Arbeitsprozesses 
erreicht werden. 1988 wurde diese Struktur in den Kreisstellen 
wieder aufgegeben, da sie sich zumindest dort letztendlich nicht 

bewährt hatte. In den Bezirksstellen und der Zentralstelle in Berlin 
blieb diese Organisationsstruktur bis 1989 erhalten.

Statistik in der Wendezeit

Auf Grund der politischen Veränderungen in der DDR wurden 
1989 beginnend der Kontakt und die Zusammenarbeit mit der amt-
lichen Statistik der BRD aufgenommen. In Folge dessen wurde im 
März 1990 die Arbeitsgruppe „Deutsche Statistik“ im Statis tischen 
Bundesamt gegründet. Ziel dieser AG war es, die DDR bei der 
Einführung eines Statistiksystems zu unterstützen, das den Anfor-
derungen einer sozialen Marktwirtschaft gerecht werden sollte. Im 
selben Monat wurde die Staatliche Zentralverwaltung für Statistik 
(SZS) in Statistisches Amt der DDR umbenannt. Die Statistischen 
Kreis- und Bezirksämter waren ihm direkt unterstellt. [26] 

Am 20. Juli 1990 wurde das erste und einzige Statistikgesetz der 
DDR beschlossen. [27] Dieses Gesetz defi nierte die amtliche 
Statistik für die Zwecke der Republik, die Daten über Massener-
scheinungen zu erheben, zu sammeln, aufzubereiten, darzustel-
len und zu analysieren hat. Zudem wurden Rechtsvorschriften für 
die Vorbereitung und Durchführung von amtlichen Statistiken so-
wie Vorschriften für Geheimhaltung und Datenschutz festgelegt. 
Das Statistische Amt der DDR war eine Oberbehörde mit Verwal-
tungsunterbau in den Ländern und Kreisen. Laut Statistikgesetz 
der DDR musste die Anpassung der amtlichen Statistik an die 
Bundesstatistik der BRD und an die geltenden EU-Statistiken er-

_____
5) Die folgenden Ausführungen basieren auf der Veröffentlichung „200 

Jahre brandenburgisch-preußische Statistik“ [5, S. 31 - 41]. Der Text 
wird kommentierend und z. T. wörtlich übernommen, ohne dass das im 
Detail kenntlich gemacht wird. Die Potsdamer Kolleginnen und Kolle-
gen haben dies ausdrücklich gestattet. Dafür sei an dieser Stelle noch 
einmal der herzliche Dank ausgesprochen.

6) Das schließt einen umständlichen und längeren Genehmigungsweg 
nicht aus. Bei der wissenschaftlichen Analyse musste man auch Acht 
geben, dass durch die Aggregierung keine zu komplexen Informati-
onen entstanden, da man dann riskierte, dass das wissenschaftliche 
Ergebnis dadurch „VS“ wurde.

7) Statistische Veröffentlichungen der DDR waren:
 Statistisches Jahrbuch 1955 bis 1990.; Statistisches Taschenbuch 

1958ff.; Statistische Taschenbücher und Jahrbücher der Kreise und 
Bezirke (zeitweise); Statistische Praxis, monatlich ab Oktober 1946 
bis 1979. Die Vierteljahreshefte zur Statistik der DDR erschienen nur 
kurzzeitig zwischen 1957 und 1959.

1897

Dr. Georg Lommatzsch Assessor und 
Mitglied des Statistischen Bureaus

1898

Ernennung von Direktor Dr. Arthur Geißler 
zum Geheimen Oberregierungsrat

1898/99

Erste Vorlesung Prof. Böhmerts an 
der TH Dresden vor männlichen und 
weiblichen Studenten
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folgen. Die sehr arbeits- und zeitaufwändige Anpassung beinhal-
tete die Vergleichbarmachung und Rückrechnung aller wichtigen 
statistischen Ergebnisse für das Gebiet der DDR. [28] 

Während z. B. für die Bevölkerungsstatistik frühzeitig vergleich-
bare Eckzahlen vorlagen, war für die Umstellung der Wirtschafts-
statistik ein großer Aufwand erforderlich. Dabei ergaben die 
Rückrechnungen oftmals völlig von den Originaldaten abwei-
chende Ergebnisse. Manipulationen und Verfälschungen der 
statistischen Daten der DDR wurden offenbar, z. B. bei der Woh-
nungsbaustatistik oder Preisstatistik. Die Einzelhandelspreise 
waren in den 1980er Jahren bei weitem nicht so stabil, wie es 
offi ziell verkündet worden war.

Am 1. Juli 1990 erfolgten die Wirtschafts-, Währungs- und Sozial-
union sowie die Änderung der Rechtsformen der Unternehmen 
der DDR. Im Zuge dessen mussten die Inhaber oder Leiter der 
Unternehmen, Genossenschaften oder sonstigen Wirtschaftsein-
richtungen Abschlussbilanzen in Mark der DDR erstellen. [27] In 
dem Zusammenhang war auch die Meinung weit verbreitet, dass 
mit dem Ende der Planwirtschaft auch das Ende der amtlichen 
Statistik gekommen sei. Ab dem 2. Halbjahr 1990 wurden die 
Betriebe und Unternehmen mit den neuen Erhebungsunterla-
gen beschickt. Es wurde umfangreich über die Veränderungen 
in den Statistiken informiert. Während im 1. Halbjahr 1990 die 
Berichterstattung der Betriebe zunehmend ausdünnte, es konn-
ten z. B. bestimmte Merkmale nicht mehr bedient werden, lief die 
Bundesstatistik im 2. Halbjahr 1990 auch erst langsam an. Am 
28. September 1990 wurde das „Gemeinsame Statistische Amt 
der Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen“ (GeStAL) gegründet. 

Wiedergeburt der sächsischen Landesstatistik

Mit der deutschen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 hörte 
die DDR auf zu existieren, damit trat auch das Statistikgesetz der 
DDR außer Kraft. Gemäß dem föderalen Prinzip in der amtlichen 
Statistik der Bundesrepublik Deutschland vertrat das GeStAL die 
Interessen der fünf neuen Bundesländer. Im Einigungsvertrag 
war auch festgelegt, dass in den neuen Bundesländern Statis-
tische Landesämter zu gründen sind. 

Die Aufl ösung der Bezirks- und Kreisstellen für Statistik verlief 
nicht ohne organisatorische Schwierigkeiten. Im Jahr 1990 be-
gann ein „Arbeitsstab“ für das Statistische Landesamt zu arbei-
ten. Im 2. Halbjahr 1990 wurde verstärkt die Einführung der ersten 

Bundesstatistiken zum Berichtszeitraum Januar 1991 vorbereitet. 
Im 2. Quartal 1991 erschienen dann „Statistische Monatshefte“ 
mit den ersten Ergebnissen der Bundesstatistik für Sachsen. Im 
Hinblick auf die Organisation und Struktur des zu schaffenden 
Landesamtes erbrachte der Arbeitsstab keine dauerhaften Resul-
tate. Erst im Juni 1991 wurde der Aufbaustab unter Leitung von 
ULRICH EICHLER dauerhaft tätig. Mitglieder des Aufbaustabes 
waren: Dr. THOMAS EWERS, später Abteilungsleiter Wirtschafts-
statistik im Statistischen Landesamt des Freistaates Sachsen, 
heute Referatsleiter Veröffentlichungen im Thüringer Landesamt 
für Statis tik, GABRIELE KÖSTER, heute Referatsleiterin Bevöl-
kerungsstatistik im Statistischen Landesamt Sachsen, PETER 
KRAH, bis Januar 2006 Referatsleiter Information, Kommuni-
kation, Statistik im Sächsischen Staatsministerium des Inneren, 
BERND MARX und PETER SONDERMANN, langjähriger Re-
feratsleiter Personal im Statistischen Landesamt Sachsen. (Vgl. 
[2].) Die Kreisstellen wurden zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
aufgelöst. Die Bezirksstellen waren dafür in ihrem Zuständigkeits-
gebiet verantwortlich. Wichtige Unterlagen wurden archiviert und 
den Bezirksstellen übergeben. Die Diensträume mussten ausge-
räumt und an ihre Vermieter übergeben werden. Am Standort der 
ehemaligen Bezirksstellen in Leipzig und Chemnitz bestanden die 
letzten Außenstellen des Statistischen Landesamtes. Am 30. Juni 
1992 beendeten die letzten Mitarbeiter früherer Kreis- und Be-
zirksstellen ihre Tätigkeit in der amtlichen Statistik, die nicht in das 
neue Statistische Landesamt übernommen worden sind.8) Die Au-
ßenstellen in Chemnitz und Leipzig wurden als letzte am 30. Juni 
1992 geschlossen.

Die Wiedergeburt der sächsischen Landesstatistik zeigt sich 
1990 in der Veröffentlichung von monatlichen Zahlenspiegeln für 
den Freistaat Sachsen als auch für die Bezirke. So umfasste z. B. 
das Heft 6/1990 (Redaktionsschluss 13.7.1990) für den Bezirk 
Dresden 18 nummerierte maschinengeschriebene Seiten [29], 
beim Zahlenspiegel für Sachsen waren es 28 Seiten. [30] 1990 
war auch das Jahr, in dem wieder – wenn auch nur in einem Jahr-

_____
8) Faktisch war allen ehemaligen Mitarbeitern der SZS gekündigt wor-

den. Die Stellen im neu zu gründenden Statistischen Landesamt des 
Freistaates Sachsen wurden ausgeschrieben und durch den Auf-
baustab bzw. das Staatsministerium des Innern entsprechend besetzt. 
Der größte Teil der Bewerber stammte 1991 jedoch aus dem Bestand 
der Mitarbeiter der früheren Bezirks- und Kreisstellen. Erst mit der Ver-
lagerung des Amtes nach Kamenz und seiner weiteren personellen 
Aufstockung verringerte sich dieser Anteil.

1. Dezember 1900

Volkszählung (Sachsen: 4 202 216 EW)

1902

Erste Zählung der Fabriken, Beginn der 
Industriestatistik i. e. S.

Oktober 1900

Abtrennung der Kreishauptmannschaft Chem-
nitz von der Kreishauptmannschaft Zwickau
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gang – Statistische Jahrbücher für die Bezirke erschienen. [31] 
1990 und 1991 gab das Statistische Landesamt Sachsen bzw. 
der Aufbaustab auch seine ersten Statistischen Jahrbücher he-
raus. [32] Ab 1992 erschien es mit leicht verändertem Titel und 
neuer Jahrgangszählung. [33]

Dr. Andreas Oettel
Schriftleiter „Statistik in Sachsen“
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Tod König Alberts,
Nachfolger König Georg
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stellvertretend Direktor
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Systemwechsel

Mit der deutschen Einheit am 
3. Oktober 1990 galten auch in 
den neuen Ländern und Ber-
lin-Ost unmittelbar die Statis-
tikgesetze der Bundesrepublik 
Deutschland. Der Übergang von 
der zentralistisch organisierten 
Statistik der DDR auf die dezen-
trale nach föderalen Grundsät-
zen organisierte Bundesstatistik 
musste in möglichst kurzer Zeit 
bewältigt werden. [1] Die Einfüh-
rung der Bundesstatistik ließ sich 
natürlich nicht sofort in allen Be-
reichen durchsetzen. Dafür waren 
die Unterschiede in den Statistik-
systemen der beiden deutschen 
Staaten zu groß gewesen.

Besondere Erschwernisse bei 
der Einführung und Durchführung 
der Bundesstatistik in den neuen 
Ländern ergaben sich durch die 
gravierenden strukturellen Ver-
änderungen sowohl auf der Seite 
der Auskunftspfl ichtigen als auch 
auf der Seite der ausführenden 
statistischen Dienststellen. Auf 
der Seite der Auskunftspfl ichtigen 
bereiteten neben den Schwierig-
keiten der Berichtsstellen, sich 
an neue Meldeformulare und 
Systematiken zu gewöhnen, die 
massenhafte Schließung, Auftei-
lung und Neugründung von Un-
ternehmen und Betrieben große 
Probleme.

Neugründung des Statistischen Landesamtes 
des Freistaates Sachsen

Manfred Jakoby

1904

Erste Wohnungszählung in ausgewählten Städten

1904

Tod König Georgs, Nachfolger König Friedrich August III.

1. August 1902

Prof. Dr. Eugen Würzburger Direktor 
des Statistischen Bureaus
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Im Gegensatz zur zentralistischen Statistik zu DDR-Zeiten führen 
die Länder (mit wenigen Ausnahmen) die Erhebungen und Aufbe-
reitungen der Statistiken durch, während der Bund für die Durch-
setzung einheitlicher Konzepte und Methoden der Statistik sowie 
für die Berechnung und Veröffentlichung der Bundesergebnisse 
zuständig ist.

Unterschiede zwischen den beiden Statistiksystemen bestanden 
vor allem im Bereich der Wirtschaftsstatistiken. Bei den Bevölke-
rungsstatistiken konnten bereits Mitte 1990 weitgehend überein-
stimmende Eckzahlen genutzt werden. [2] Seit Januar 1991 wur-
den alle Statistiken in den neuen Ländern und Berlin-Ost nach 
den Konzepten und Methoden der Bundesstatistik durchgeführt. 
Damit war es möglich, Angaben für Deutschland insgesamt zu 
ermitteln. Die Staatliche Zentralverwaltung für Statistik der DDR 
mit ihren Bezirks- und Kreisstellen wurde im März 1990 in Statis-
tisches Amt der DDR umbenannt. Das System der Bezirks- und 
Kreisstellen blieb vorerst erhalten. Im Oktober 1990 entstand das 
Gemeinsame Statistische Amt (GeStAL) mit Sitz in Berlin.

Das neue Amt1)

Die „Stunde Null“ des Aufbaus eines neuen Statistischen Landes-
amtes in Sachsen wurde bereits im Vertrag zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Herstellung der Einheit Deutschlands (Einigungsvertrag) 
eingeläutet. [3] Der Einigungsvertrag enthielt als besondere Be-
stimmungen zur Überleitung von Bundesrecht auch eine entspre-
chende Regelung für das Sachgebiet Statistik (vgl. Abb. 1). Neben 
einer Flexibilisierung bei der Durchführung von Bundesstatistiken 
waren die Regelungen für die organisatorischen Strukturen von 
besonderer Bedeutung. Um die Produktion statistischer Informa-
tionen gewährleisten zu können, sah der Einigungsvertrag die be-
fristete Weiterführung des Statistischen Amtes als gemeinsames 
Statistisches Amt der neuen Länder bis spätestens zum 31. De-
zember 1992 vor. Innerhalb dieses Zeitraums war das gemein-
same Amt zum frühestmöglichen Zeitpunkt in entsprechende Ein-
richtungen der Länder zu überführen. Diese Überführungsfrist galt 
im gleichen Maße für das Datenverarbeitungszentrum Statistik, 
allerdings mit dem Zusatz der Aufl ösung, sofern nicht die neuen 
Länder es als gemeinsame Einrichtung fortführen wollten. [4]

Unmittelbar nach der Wende – also bereits Ende 1989 – fanden 
tiefgehende Diskussionen und Erfahrungsaustausche zwischen 
den Statistikern beider Staaten statt. So wurden bereits im 
1. Halbjahr 1990 die Gesundheits-, Sozial- und Kulturstatistiken 
ebenso integriert und auf die Bundesstatistik ausgerichtet, wie 
zahlreiche Verfahren aus dem Wirtschaftssektor. Vorteilhaft 
wirkte sich in dieser Phase die zentrale Organisationsstruktur 
der DDR-Statistik aus. Die methodischen und fachlichen Um-
stellungen wurden nach ihrer Einführung in der Zentrale in Berlin 
reibungslos in die noch existierenden Bezirks- und Kreisstellen 
transformiert. Obwohl von Seiten der Bundesrepublik in den Ge-
sprächen zum Einigungsvertrag mehrfach empfohlen wurde, die 
Datenverarbeitung in die Statistik zu integrieren, folgte die DDR 
dieser Empfehlung nicht und setzte den getrennten (befristeten) 
Fortbestand der Datenverarbeitungszentralen durch. Dies war für 
die neu entstehenden Landesämter ein großer Nachteil, auf den 
später noch eingegangen wird.

_____
1) Die folgenden Ausführungen beruhen zum Teil auf einem früher veröf-

fentlichten namentlich nicht gezeichneten Beitrag in [4, S. 12 - 16], der 
unter Federführung des Autors entstanden war.Bild 1 Ullrich Eichler, Leiter des Aufbaustabes

11. Juli 1905

Umbenennung in „Königl. Sächs. 
Statistisches Landesamt“

1905

Trennung des „Statistischen Jahrbuches 
für das Königreich Sachsen“ vom Kalen-
der und Marktverzeichnis

1. Dezember 1905

Volkszählung (Sachsen: 4 508 601 EW)
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Als das Gemeinsame Statistische Amt der neuen Länder (Ge-
StAL) dann ab Oktober 1990 seine Arbeit aufnahm, stützte es 
sich auf vorhandene Organisationsstrukturen. Es wurden aus 
den eigenen Reihen Länderbeauftragte ernannt, die die Errich-
tung der Landesämter vorbereiten sollten. 

Parallel dazu informierten sich Kolleginnen und Kollegen aus der 
DDR-Statistik bei den Statistischen Landesämtern der alten Bun-
desländer und beim Statistischen Bundesamt – zum Teil freiwillig 
und aus eigener Initiative. Nach und nach wurde dieser Erfah-
rungsaustausch immer mehr kanalisiert, indem sich Partnerlän-
der zu den neu entstandenen ostdeutschen Ländern gesellten 
und Erfahrungs- bzw. Verwaltungswissen in die jeweiligen neuen 
Bereiche transferierten.

In Sachsen wurde um die Jahreswende 1990/1991 die neue poli-
tische Führung mit der staatsnahen Vergangenheit der DDR-Sta-
tistik konfrontiert. Daraufhin beschloss das Sächsische Staatsmi-
nisterium des Innern im Frühjahr 1991, einen eigenen Aufbaustab 
zur Errichtung eines Statistischen Landesamtes einzusetzen. Es 
wurden kurzfristig nach Vorstellungsgesprächen hauptsächlich 
externe Personen für diese Funktion berufen, so dass ab Juni 
1991 der Aufbaustab unter Leitung von ULLRICH EICHLER (vgl. 
Bild 1), der aus dem Statistischen Landesamt Berlin kam, mit sei-
ner Arbeit beginnen konnte. Hier wurden erste Signale für eine 
sächsische Lösung gesetzt. So lauteten die Vorgaben, ein mo-
dernes Sächsisches Statistisches 
Landesamt möglichst rasch an 
einem Standort konzentriert zu 
errichten, das neben der Bun-
desstatistik auch landesspezi-
fi sche Aufgaben erfüllen sollte. 
Weiterhin sollte das Statistische 
Landesamt ein eigenes Rechen-
zentrum sowie eine komplette 
Informations- und Kommunika-
tions-Infrastruktur erhalten.

Im Frühsommer 1991 bearbei-
teten rund 900 Beschäftige an 
insgesamt 19 Standorten in Sach-
sen verteilt amtliche Statistiken. 
Hauptsächlich waren dies die ehe-
maligen Kreis- und Bezirksstellen 
für Statistik. Da mit solchen Struk-
turen weder ein sinnvoller Verwal-
tungsaufbau noch eine weitere 

rasche Statistikumstellung möglich war, wurde die Konzentrati-
on des Amtes an einem Standort angestrebt. Noch bis Sommer 
1991 wurde vom Standort Dresden ausgegangen, der bereits so 
in einem ersten Verwaltungsorganisationspapier des Freistaates 
Sachsen benannt war. Hier nun wirkte sich die Festlegung im Ei-
nigungsvertrag über die Datenverarbeitungszentren negativ aus. 
Obwohl diese Rechenzentren in der DDR mit Finanzmitteln der 
Statistik gebaut worden waren, saßen nun in Dresden, Leipzig und 
Chemnitz die Statistiker in fremden Häusern. [5] Die Immobilien 
gehörten den Datenverarbeitungszentren, die z. T. bereits an an-
dere Eigentümer verkauft worden waren. Somit hatte die amtliche 
Statistik keine eigenen Gebäude und musste Miete bezahlen.

In Dresden war damals – ganz im Gegensatz zu heute – Büroraum 
knapp und teuer, und vernünftige Infrastrukturbedingungen waren 
nur zu einem sehr hohen Preis zu erhalten. In anderen Teilen Sach-
sens, insbesondere in Ostsachsen, zeichnete sich damals schon 
eine Strukturschwäche ab. Außerdem waren mehrere Immobilen 
in Bundes- bzw. Landesbesitz ungenutzt. Das Kabinett beschloss 
daher in einer Sitzung am 15. Oktober 1991 in Bautzen:

“Das Staatsministerium des Innern wird beauftragt, das Stati-
stische Landesamt des Freistaates Sachsen zum 01. Januar 
1992 als Landesoberbehörde zu errichten. …Der Dienstsitz 
des Statistischen Landesamtes des Freistaates Sachsen 
wird nicht Dresden.“[6]

Bild 2 Gebäude Garnisonsplatz 13, Vorderansicht

1906

Regierungsrat Oskar Sieber, langjähriger Referent 
für Landwirtschaftsstatistik, tritt in den Ruhestand

12. Juni 1907

Berufs- und Betriebszählung

1905

Chemnitz, Dresden und Leipzig
„bezirksfreie Städte“
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Damit wurden Zeichen gesetzt, im Rahmen des Zentralitätsaus-
gleiches für periphere bzw. ländlich strukturierte Regionen etwas 
zu tun. Ende November wurde Kamenz als Dienstsitz für das 
neu zu gründende Statistische Landesamt festgelegt. Kamenz, 

knapp 50 Kilometer von Dres-
den entfernt und damit auch für 
Tagespendler erreichbar, hatte 
ein fast leeres Kasernengelände, 
die ehemalige Offi ziersschule der 
Luftstreitkräfte/Luftverteidigung 
der DDR, zur Unterbringung von 
Verwaltungen anzubieten.

Parallel dazu galt es, das Perso-
nal für das neu zu gründende Amt 
zu rekrutieren. Dazu wurde allen 
Beschäftigten des Gemeinsamen 
Statistischen Amtes der neuen 
Länder (GeStAL) in Sachsen 
gekündigt und alle Stellen aus-
geschrieben. Nur so konnte es 
gelingen, einen Personalkörper 
unbelastet, fachlich ausgewogen 
und zielorientiert aufzubauen. Ins-
gesamt hatte der Aufbaustab für 
das Statistische Landesamt rund 

3 000 Bewerbungen erhalten. Sie galt es nun zu sondieren und so 
zu strukturieren, damit alle Positionen des Amtes gut und kompe-
tent besetzt werden konnten. Mit der Personalauswahl wurde ab 
Oktober 1991 begonnen.

Am 1. Januar 1992 nahm dann 
das neu gegründete Statistische 
Landesamt des Freistaates Sach-
sen seine Arbeit auf. Dem Amt 
wurden damals 314 Planstellen 
zugewiesen. Es folgten die ers-
ten Umzüge an den Dienstsitz 
Kamenz. Die Außenstellen in 
Chemnitz und Leipzig wurden bis 
30. Juni des Jahres geschlossen, 
die Außenstelle Dresden (Buda-
pester Straße) wurde sukzessive 
aufgelöst und bis Mitte 1993 voll-
ständig nach Kamenz verlagert. 
Die Außenstelle Marienstraße 
(Teile des Rechenzentrums) wur-
de bis Jahresende aufgelöst.

Bild 3 Gebäude Garnisonsplatz 15, Vorderansicht

Bild 4 Gebäude Garnisonsplatz 15, Rückansicht, Blick vom Gebäude Macherstraße 63 aus

1907

Statistisches Jahrbuch erstmals 
mit alphabetischem Register

1907

Plauen und Zwickau 
„bezirksfreie Städte“

1909

Die vier oberen wissenschaftlichen Beamten des 
StLA erhalten die Amtsbezeichnung „Mitglied“
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Durch die ständige Zunahme neu-
er Statistiken und die Übernah-
me von Landesverfahren stieg 
die Zahl der Personalstellen bis 
2002 auf 457. Davon müssen in 
den nächsten Jahren laut Kabi-
nettsbeschluss im Rahmen der 
allgemeinen Sparmaßnahmen 92 
Stellen abgebaut werden.

Baumaßnahmen 
in Kamenz

Neues Domizil der Statistik wurde 
eine Kaserne in Kamenz. Die Offi -
ziersschule der Luftstreitkräfte der 
Nationalen Volksarmee der DDR 
war in Kamenz untergebracht und 
wurde im Oktober 1990 aufgelöst. 
Die ehemaligen Kasernengebäu-
de befanden sich zumindest teilweise in einem Zustand, der eine 
sofortige, zumindest provisorische Weiternutzung erlaubte.

Kamenz kann auf eine über 100-jährige Geschichte als Garni-
sonsstandort zurückblicken. Am 1. April 1897 wurden Teile des 
13. Infanterieregiments Nr. 178 nach Kamenz verlegt. Um die 
Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert entstanden die ersten Ka-
sernenbauten. [7]

Eine moderne Verwaltung, wie es 
das Statistische Landesamt wer-
den sollte, stellte allerdings ganz 
andere Anforderungen an die Un-
terbringung mit einer vernetzten 
IT- und Kommunikationstechnik 
als dies die alten Kasernenge-
bäude bieten konnten. Es waren 
folglich von Beginn an erhebliche 
Baumaßnahmen erforderlich, die 
im Wesentlichen erst im Jahr 2004 
beendet werden konnten. 

Baumaßnahmen bei laufendem 
Amtsbetrieb oder aber vollstän-
dige Sanierung von Gebäuden 

hatten für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mehr als ein Jahr-
zehnt lang unangenehme Nebenwirkungen. Baulärm musste er-
tragen werden, behelfsmäßige Unterbringung in angemieteten 
Gebäuden sowie erhebliche Netzprobleme für die IT-Technik mit 
regelmäßigen Systemabstürzen waren die Folge. Im Herbst 2004 
konnte schließlich das letzte Bürogebäude Garnisonsplatz 15 in 
saniertem Zustand übergeben werden. 

Bild 6 Gebäude Macherstraße 63, Blick aus Westen

Bild 5 Gebäude Macherstraße 63, Straßenseite, Blick aus Südosten

1. Dezember 1910

Volkszählung (Sachsen: 4 806 661 EW)

1912

Gründung der Deutschen Bücherei in Leipzig

1. Oktober 1910

Einsatz von Hollerith-Maschinen für die Volkszählung
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Aufgaben und Ziele der amtlichen Statistik

Ziele und Arbeitsprinzipien der amtlichen Statistik im Freistaat 
Sachsen sind im Sächsischen Statistikgesetz geregelt. [8]

„Die amtliche Statistik hat im föderativ gegliederten Gesamt-
system der amtlichen Statistik die Aufgabe, entsprechend dem 
Informationsbedarf von Bund, Ländern, Gemeinden, Landkrei-
sen und sonstigen kommunalen Körperschaften, Gesellschaft, 
Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung unter Beachtung des 
Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung laufend 
Daten über Massenerscheinungen zu erheben, zu sammeln, 
aufzubereiten, darzustellen und zu analysieren.“ [8, § 1 (1)]

„Die amtliche Statistik gewinnt die statistischen Informati-
onen unter Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
unter Einsatz der jeweils sachgerechten Methoden und In-
formationstechniken; dabei gelten für sie die Grundsätze des 
Schutzes der Privatsphäre, der Neutralität, der Objektivität, 
wissenschaftlichen Unabhängigkeit, statistischen Geheimhal-
tung und frühestmöglichen Anonymisierung.“ [8, § 1 (2)]

Diese „dürren“ gesetzlichen Vorgaben galt es nun mit Leben zu 
erfüllen, wie es in einer Imagebroschüre des Amtes dargestellt 
wurde.

Planungs- und Entscheidungsprozesse verlangen fachlich und 
regional tief gegliederte Informationen. Die Konsumenten sta-
tistischer Ergebnisse stammen hauptsächlich aus Politik und 
Verwaltung, Wirtschaft und ihren Organisationen oder aus Wis-
senschaft und Forschung; auch die Vertreter der Medien und die 
Bürger haben zunehmenden Informationsbedarf. Die amtliche 
Statistik ist ein unentbehrliches öffentliches Gut. 

Das Statistische Landesamt ist ein Dienstleister, der statistische 
Informationen in hoher Qualität und Aktualität herstellt. Dazu 
sind die Regelungen des Datenschutzes und der statistischen 
Geheimhaltung strikt einzuhalten. Akzeptanz bei den Auskunft-
gebenden ist nur zu erreichen, wenn die Einzelangaben und die 
Aggregate in den Händen der Statistiker sicher sind.

Die amtliche Statistik ist ein zusammenhängendes System. Der-
zeit bilden über 250 Einzelerhebungen wichtige Bereiche des 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens ab. Amtliche 
Statistik fragt nach Fakten („harte Daten“). Mit Meinungen, Wert-
orientierungen und Verhaltensweisen („weiche Daten“) befassen 
sich z. B. Markt- und Meinungsforschungsinstitute.

Die amtliche Statistik hat große Kompetenz bei Erhebungs-, 
Aufbereitungs- und Analysemethoden. Dasselbe gilt für Defi niti-
onen, Beschreibungen und Systematiken. Zur Informationsverar-
beitung nutzt die amtliche Statistik moderne Programmsysteme 
und DV-Anlagen. [9]

Statistikproduktion in den 
Fachabteilungen

Die Arbeit der Fachabteilungen in den ersten Jahren nach der 
Wende war geprägt von Neuorientierung und Aufbau. Auf Grund 
der Änderungen der verfassungs- und verwaltungsrechtlichen 
Grundlagen für die Durchführung von amtlichen Statistiken war 
es erforderlich, die gesamte Struktur der Erhebungs- und Aufbe-
reitungsorganisation in Aufbau und Ablauf an die neue föderative 
Struktur anzupassen. Diese Aufbauphase war erst gegen Mitte 
der 1990er Jahre abgeschlossen.

So machte es beim Neubeginn des Amtes Sinn, mit drei Fachab-
teilungen an den Start zu gehen. Im ersten Organigrammentwurf 
wurden sie wie folgt benannt:

- Abteilung 2: Bevölkerung, Bildung, Sozialwesen;
- Abteilung 3: Wirtschaft;
- Abteilung 4: Finanzen, Wirtschaftsrechnungen, Umwelt. [10]

Im Laufe der Jahre hat es immer wieder kleinere und größere 
Strukturanpassungen gegeben. Sie waren bedingt durch Verän-
derungen der Aufgabenbereiche, durch die Übernahme neuer 
Aufgaben aber auch durch Gründe, die im personellen Bereich 
ihre Ursachen hatten.

Derzeit wird die Statistikproduktion in zwei Fachabteilungen be-
wältigt. Es wurde ein Konzentrationsprozess durchlaufen mit dem 
Ergebnis, dass alle Statistiken, die den Menschen im Fokus ihrer 
Untersuchung haben, der Abteilung „Bevölkerung, Soziales“ zu-
geordnet wurden. Alle Statistiken, die sich im weitesten Sinne mit 
der Wirtschaft befassen, wurden in die Abteilung „Wirtschaft“ inte-
griert. Damit ergibt sich heute die folgende Aufgabenverteilung:

- Abteilung 2:   Bevölkerung, Soziales mit den Referaten:
- Bevölkerung, Haushalte;
- Soziales, Gesundheit;
- Bildung, Kultur, Rechtspfl ege;

1913

Einweihung des Völkerschlacht-
denkmals in Leipzig

bis 1913

Regelmäßige Herausgabe des Statistischen 
Jahrbuches, danach in der Regel zweijährlich

1. August 1914

Beginn der Ersten Weltkrieges
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- Abteilung 3:   Wirtschaft mit den Referaten:
- Produzierendes Gewerbe;
- Dienstleistungen, Verkehr, Energie;
- Umwelt, Landwirtschaft;
- Öffentliche Finanzen, Steuern, Unternehmensregister
- Wirtschaftsanalysen, Arbeitsmarkt, Preise“. [11]

Der Neubeginn und der Aufbau der Statistik in Sachsen nach de-
mokratischen Gesichtspunkten eröffnete auch ganz neue Chan-
cen. [12] Es gab keine „festgefahrenen Strukturen“, wie das in den 
Statistischen Ämtern der „alten“ Bundesrepublik zwangsläufi g der 
Fall war. Hochmotivierte und insbesondere im DV-Bereich bes-
tens ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter waren in der 
Lage, mit Hilfe der neuesten PC- und Großrechner-Technik den 
Statistikprozess nach aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
zu begleiten. Dies waren ausgezeichnete Voraussetzungen, um 
die Aufbauphase zügig und mit großem Erfolg zu bewältigen.

Eine restriktive Haushaltspolitik der Landesregierung und damit 
einhergehende personelle und fi nanzielle Ressourcenverknap-
pung – und das bei wachsenden Aufgaben – verlangten spätes-
tens nach Abschluss der Aufbauphase nach stetiger Rationa-
lisierung der Arbeitsprozesse. Als ein gelungenes Beispiel des 
rationelleren Arbeitens sei hier die Einführung des Erhebungs-
Management-Systems (EMSy) genannt.

Eine interdisziplinäre Projektgruppe arbeitete von Oktober 1997 
an einem Fachkonzept, das im Mai 1998 vor den Fachbereichen 
des Hauses verteidigt wurde. Es sollten möglichst bei allen Erhe-
bungen Rationalisierungserfolge durch den Einsatz dieses Sys-
tems erreicht werden. Als „gemeinsamer Nenner“ wurden die 
folgenden Funktionskomplexe zu Grunde gelegt: 

- Bestimmung der Menge an Berichtspfl ichtigen,
- personalisierter Druck der für die Berichtspfl ichtigen 
 vorgesehenen Dokumente,
- Registrierung des Rücklaufes und Aufnahme der dabei 
 ankommenden und für den weiteren Ablauf interessanten 

Informationen (z. B. Adressänderungen, Veränderungen 
 der Berichtspfl icht usw.),
- Organisation der Ablage der eingegangenen Belege,
- regelmäßige Information über den aktuellen Prozess-
 fortschritt der Erhebung. [13]

Inzwischen kommt EMSy bei einem Großteil der Statistiken mit 
dem gewünschten Rationalisierungserfolg zur Anwendung.

Trotz des vorgegebenen Personalabbaus und der auch in Zu-
kunft schwieriger werdenden Haushaltssituation hat sich das 
Statistische Landesamt des Freistaates Sachsen zur Aufgabe 
gesetzt, mehr als in der Vergangenheit die Analyse der erho-
benen Daten zu verstärken. Hier sind in erster Linie wieder die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fachabteilungen gefragt.

Im Sächsischen Statistikgesetz ist in § 3 explizit festgelegt, dass 
es auch Aufgabe des Statistischen Landesamtes ist, 

„auf Anforderung insbesondere der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften, oberster Bundesbehörden oder 
oberster Landesbehörden im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium des Innern Forschungsaufträge auszuführen, 
Gutachten zu erstellen und sonstige Arbeiten statistischer 
Art durchzuführen“. [8]

Dieses hochgesteckte Ziel ist jedoch nur erreichbar, wenn Ar-
beitsprozesse weiter rationalisiert werden, neue Formen der 
Arbeitsorganisation zur Anwendung kommen, z. B. Bildung von 
projektorientierten Strukturen, und die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter intensiv qualifi ziert werden.

Vom Statistik-Rechenzentrum zum
IT-Dienstleister für den Freistaat 
Sachsen [14]

Im November 1990 wurde vom Arbeitsstab zum Aufbau der Lan-
desverwaltung in Sachsen der Auftrag erteilt, einen Vorschlag für 
die Errichtung eines Gemeinschaftsrechenzentrums als nachge-
ordnete Einrichtung des Sächsischen Staatsministeriums des 
Innern (SMI) zu erarbeiten. Kurz darauf folgte die Festlegung, 
im künftigen Statistischen Landesamt ein Rechenzentrum aufzu-
bauen, in dem auch Landesaufgaben abgearbeitet werden kön-
nen. Im Februar 1991 wurde ein Aufbaustab für das Rechenzen-
trum ins Leben gerufen. Neben BERND MARX als Leiter hat sich 
hier vor allem Dr. SIEGRFRIED ISRAEL verdient gemacht (vgl. 
auch [5]). Die Aufgabe bestand in der Leitung und Steuerung der 
IuK-Aktivitäten des Statistischen Landesamtes einschließlich 
der Verantwortlichkeit für Planung, Programmentwicklung und 
-durchführung, Beschaffung und Betrieb. 

Nach der Entscheidung, das Statistische Landesamt in Kamenz 
anzusiedeln, wurde von den Verantwortlichen das ehemalige 
Offi zierscasino, Haus 66, heute Garnisonsplatz 10, ausgewählt. 

1915

Kriegsbedingter Ausfall der Volkszählung

1916

Erstmals Sommerzeit in Deutschland

1915

Personalmangel und eingeschränkte Arbeitsmög-
lichkeiten im StLA infolge des Krieges (bis 1918)
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Das Planungsverfahren und auch die erforderlichen Bauarbeiten 
konnten in einem für heutige Verhältnisse unglaublich kurzen 
Zeitraum ausgeführt werden. Die Planungsarbeiten begannen 
Ende Oktober 1992 und waren Ende Januar 1993 abgeschlos-
sen. Mit dem Umbau des als Rechenzentrum vorgesehenen Of-
fi zierscasinos wurde Ende März 1993 begonnen. Der Test- und 
Probebetrieb des Rechenzentrums setzte wie geplant Anfang Ja-
nuar 1994 ein. Damit konnte das ehrgeizige Ziel erreicht werden, 
die technische Infrastruktur zur rechentechnischen Unterstüt-
zung der Wahlen auf Bundes- und Landesebene im Jahr 1994 
(Superwahljahr) termingerecht bereit zu stellen. 

Weder die Bauverwaltung noch das Statistische Landesamt ver-
fügten allerdings zur damaligen Zeit über Erfahrungen für den 
Aufbau eines Rechenzentrums. Es war deshalb nur möglich, mit 
einem starken externen Partner dieses Vorhaben in die Tat umzu-
setzen. Nach einem Ausschreibungsverfahren wurde VW-Gedas 
die Generalunternehmerschaft für dieses Projekt übertragen. 

Der Auf- und Ausbau des Rechenzentrums des Statistischen 
Landesamtes erfolgten vorrangig als Fachrechenzentrum für 
die Aufgaben der amtlichen Statistik. Von Beginn an wurde sehr 
genau abgewogen, welche Aufgaben effi zienter von externen 
Vertragspartnern wahrgenommen werden könnten, um Haus-
haltsmittel einzusparen. So werden Systemprogrammierung und 
Operating größtenteils von einer Privatfi rma durchgeführt. Das 
Teil-Outsourcing hatte den Vorteil, kein eigenes breites Spektrum 
an Systemspezialisten einstellen zu müssen. Die Datenerfas-
sung wurde von Beginn an von Fremdfi rmen durchgeführt. Da-
durch konnten Stellen im zweistelligen Bereich und Investitionen 
in Millionenhöhe eingespart werden. Ein weiteres Beispiel ist das 
gesamte Telekommunikationswesen, das von einem privaten An-
bieter betrieben wird. [15] 

Parallel zum Aufbau des Statistischen Landesamtes wurde im Re-
chenzentrum eine Infrastruktur errichtet, die es erlaubte, neben 
den Aufgaben der amtlichen Statistik auch Verfahren der Landes-
verwaltung zu bedienen. Dies war im Sächsischen Statistikgesetz 
so ausdrücklich festgelegt worden. Im Laufe der Jahre wurden 
Landesverfahren vom Statistischen Landesamt übernommen, 
wie die Berechnung des Gemeindefi nanzausgleichs nach dem 
Finanzausgleichsgesetz (FAG) ab 1995 und die Berechnung von 
Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BA-
föG) und dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG), 
dem so genannten Meister-BAföG ab 1996; weiterhin DV-Verfah-
ren der Versorgungsverwaltung (Kriegsopferversorgung, Erzie-
hungsgeld, Landesblindengeld, Schwerbehindertengesetz u. a.) 

Bild 7 Blick ins Rechenzentrum des Statistischen Landesamtes des 
 Freistaates Sachsen

Bild 8 Bernd Marx, Leiter des Aufbaustabes für das Rechenzentrum, Ab-
teilungsleiter und Stellvertreter der Präsidentin im Statistischen 
Landesamt des Freistaates Sachsen

2. Oktober 1916

Beginn der Fleischrationierung; 
Kohlrübenwinter 1916/17

1916

Vereinfachte Wiederholung der 
ausgefallenen Volkszählung

1. Oktober 1917

Berufung von Regierungsrat Dr. Georg Lom-
matzsch zum Stellvertreter des Direktors
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ab 1997; die Führung der Fördermitteldatenbank (FöMiSax) ab 
1998 oder die Betreuung des Geografi schen Informationssys-
tems Gesamtstraßennetz Sachsen (GSN) ab 2001.

Die Jahre 1994 bis 1997 können der Aufbauphase des Rechen-
zentrums des Statistischen Landesamtes zugerechnet werden. 
Es folgten dann Jahre der Konsolidierung mit einigen herausra-
genden Projekten, die das ganze Können der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Rechenzentrums abverlangten. 

Bereits ab dem Jahr 1996 bereiteten sich die Spezialisten des 
Rechenzentrums systematisch auf die Zeitenumstellung des Jah-
res 2000 vor. Bekanntlich machten die wildesten Horrorszenarien 
in dieser Zeit die Runde. Dank gründlicher Planung und Organi-
sation kam es bei der Zeitumstellung zu keinerlei Ausfällen im 
DV-Betrieb. Hervorzuheben ist dabei auch, dass keine kosten-
pfl ichtigen Fremdleistungen wie Beratung oder Test-Equipment 
benötigt wurden. 

Eine weitere große Herausforderung stellte die Einführung des 
Euro zum 1. Januar 2002 dar. Alle Programme, die Statistiken 
mit monetären Angaben betrafen – und das waren sehr viele –, 
mussten angepasst werden. Auch diese Umstellung wurde ge-
meistert, ohne dass es zu Ausfällen gekommen ist. 

Unmittelbar nach der verheerenden Flutkatastrophe im August 
2002 wurde das Statistische Landesamt beauftragt, schnellst-
möglich eine Flutschadensdatenbank aufzubauen. Es sollte eine 
internetbasierte Lösung sein, bei der die Gemeinden und Land-
ratsämter die Schäden erfassen, in einer Datenbank ablegen und 
per Internet dem Innenministerium, den Regierungspräsidien 
und den Landratsämtern die Auswertungen zugänglich machen. 
In kürzester Zeit wurde eine Lösung präsentiert, so dass bereits 
Anfang September 2002 erste Ergebnisse bereitgestellt werden 
konnten. Neben tabellarischen Auswertungen wurden auch the-
matische Karten erstellt.

Bild 9 Professor Dr. Peter Fischer (1932 - 1997), Präsident 1992 bis 1997 Bild 10 Dr. habil. Henry Hasenpfl ug, Präsident von 1998 bis 2000

1. Oktober 1917

Leitung des Statistischen Landesamtes in Abwesenheit 
des Direktors durch Dr. G. Lommatzsch (bis Januar 1919)

1917

Vereinfachte Volkszählung

1917

Prof. Dr. Eugen Würzburger in Konstantinopel zum 
Aufbau der türkischen Statistik (bis Kriegsende)
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Amtliche Statistik im Wandel

Neue Technologien

Der schnelle technologische Wandel war von einem ständigen 
Anpassungsdruck begleitet. Die Statistischen Ämter der Länder 
und des Bundes stellten sich gemeinsam diesen neuen Rah-
menbedingungen. Im Rahmen der Aktivitäten zum Masterplan 
zur Reform der amtlichen Statistik und des E-Governments wird 
zum Beispiel derzeit mit Hochdruck daran gearbeitet, den für die 
Statistik auskunftspfl ichtigen Personen, Institutionen und Unter-
nehmen die Möglichkeit zu erschließen, ihre Daten per Internet 
an das Statistische Landesamt weiterzuleiten. 

Das Statistische Landsamt des Freistaates Sachsen bot Ende 
2005 für fast 40 Statistiken das Online-Erhebungsverfahren an. 
Die amtliche Statistik verfolgt damit zwei Ziele: Zum einen sollen 
die Auskunft gebenden Firmen, Behörden und Privatpersonen 
entlastet werden, zum anderen ist eine beschleunigte und kosten-
günstigere Aufbereitung der Daten in den Ämtern die Folge.

Die Statistischen Ämter sind bestrebt, durch eine Optimierung 
der Datengewinnung und Verbesserung des Datenaustausches 
die Auskunftgebenden weitgehend zu entlasten. Dazu haben 
die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder zusammen 
mit der Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung e.V. 
(AWV) im Februar 2003 eine Arbeitsgruppe gegründet, die sich 
unter Mitwirkung mehrerer Unternehmen, darunter namhafte 
Softwarehersteller und DV-Dienstleister, mit dieser Thematik be-
schäftigt. Als ein Ergebnis dieser Arbeitsgruppe eröffneten die 
Statistischen Ämter zusammen mit der AWV und den beteiligten 
Firmen auf der CeBIT 2005 den Wirkbetrieb von eSTATISTIK.
core. Zunächst werden ausgewählte Lohnstatistiken unterstützt. 
Weitere Statistiken sind in Vorbereitung. eSTATISTIK.core er-
möglicht jedem Auskunftgebenden mit entsprechend ange-
passter Unternehmenssoftware, statistische Daten automatisiert 
aus dem betrieblichen Rechnungswesen zu gewinnen und zentral 
an den gemeinsamen Internet-Dateneingang der Statistischen 
Ämter zu übermitteln. Dabei werden die eingehenden Daten auf 
Plausibilität geprüft und anschließend an das jeweils zuständige 
Statistische Amt weitergeleitet.

Bild 11 Hartmut Biele, Präsident von 2001 bis 2004 Bild 12 Professor Dr. Irene Schneider-Böttcher, 
 Präsidentin seit 1. Juli 2004

1918

Novemberrevolution, 
Ausrufung der Republik

1918

Verlagerung der Arbeitsstatistik vom Statistischen Reichsamt an die 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

4. Dezember 1918

Geplante dritte Kriegs-
volkszählung abgesagt
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Masterplan zur Reform der amtlichen Statistik

An Bemühungen, das Statistikwesen der Bundesrepublik Deutsch-
land aufgabenkritisch zu bereinigen, hat es in der jüngsten Ver-
gangenheit nicht gefehlt und ist in den Empfehlungen der Rech-
nungshöfe des Bundes und der Länder zur Wirtschaftlichkeit des 
öffentlichen Statistikwesens in Deutschland vom Oktober 2002 
nachzulesen. [16] Alle bisherigen Anstrengungen auf Bundese-
bene – so wird in diesem Bericht weiter ausgeführt – haben je-
doch zu keiner nachhaltigen Entlastung geführt. Durch Statistik-
bereinigung geschaffene Freiräume sind im Ergebnis durch neue 
und den Ausbau bestehender Statistiken wieder geschlossen 
worden. Nicht zuletzt dieser Bericht, an dem zwölf Rechnungs-
höfe des Bundes und der Länder mitgewirkt haben, führte zu 
umfangreichen Überlegungen, die amtliche Statistik neu zu orga-
nisieren und fi t für künftige Aufgaben in Zeiten leerer Kassen des 
Bundes und der Länder zu machen.

Im Jahr 2003 haben die Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder die wesentlichen Grundlagen und Ziele als „Master-
plan zur Reform der amtlichen Statistik“ formuliert, mit denen die 
Zukunft der amtlichen Statistik in Deutschland unter Beachtung 
der föderalen Struktur für die Zukunft gestaltet werden soll. Im 
Vordergrund stand dabei die Zielsetzung, die Wirtschaftlichkeit 
des statistischen Systems zu verbessern und gleichzeitig durch 
Entlastung der Befragten die Akzeptanz zu erhöhen. [17]

Im Masterplan werden eine Reihe von Projekten beschrieben. 
Knappere Ressourcen und die Notwendigkeit, Bürger und Unter-
nehmen von Statistikpfl ichten zu entlasten, waren Anlass, nach 
neuen Wegen und Möglichkeiten zu suchen. So sollen durch 
Nutzung von Verwaltungsdaten und durch die Umstellung von 
wesentlichen Wirtschaftsstatistiken auf Online-Verfahren bis hin 
zur Nutzung von Daten aus Systemen des betrieblichen Rech-
nungswesens für wirtschaftsstatistische Zwecke wesentliche 
Entlastungseffekte und Effi zienzsteigerungen erzielt werden.

Als maßgebliche Ziele stehen folgende Leitlinien im Vordergrund:

- Qualitätssteigerung der statistischen Produkte und
 Dienstleistungen,
- erhebliche und nachhaltige Verbesserung der Effi zienz 
 in den Produktionsprozessen,
- Steigerung der Zukunftsfähigkeit 
 (Hochleistungsverwaltung),
- Entlastung der Befragten.

Von den verschiedenen Projekten des Masterplans wie opti-
mierte Kooperation, Standardisierung von Erhebungsprozessen, 
Reformen der Unternehmensstatistiken und E-Government soll 
in diesem Rahmen nur beispielhaft auf die bisherigen Aktivitäten 
beim Projekt „Optimierte Kooperation“ eingegangen werden.

Optimierte Kooperation bedeutet, aufgabenbezogene Konzen-
tration von Arbeiten zur Aufbereitung von Statistiken. Ein Statis-
tisches Amt erledigt als Aufbereitungszentrum im Rahmen der 
Statistikproduktion Arbeiten im Auftrag anderer Ämter. Dieses 
Aufbereitungszentrum übernimmt die Rolle eines Anbieters von 
IT-Leistungen im Verbund. Durch diesen Ansatz transformieren 
die Statistischen Ämter ihre bisherige erfolgreiche Zusammen-
arbeit in Gestalt des Programmierverbundes sowie in anderen 
Arbeitsbereichen zu einer betriebswirtschaftlich fundierten Ko-
operation auf dem gesamten Feld der Statistikproduktion. Sie 
schaffen damit eine Form der Zusammenarbeit im System einer 
föderal gegliederten Verwaltung, welche die bisher identifi zierten 
Defi zite der Arbeitsteilung zwischen den Ländern und zwischen 
Bund und Ländern vermeidet.

In sechs Pilotprojekten werden zurzeit stufenweise unter Betei-
ligung von mehreren Ämtern für verschiedene Teilprozesse die 
neuen Konzepte eingeführt und getestet. Insbesondere beim Un-
ternehmensregister beteiligt sich das Statistische Landesamt des 
Freistaates Sachsen maßgeblich.

Mitteldeutscher Verbund Statistischer Landesämter

Im August 2002 haben die Ministerpräsidenten von Thüringen, 
Sachsen-Anhalt und Sachsen in Halle eine gemeinsame Agenda 
„Initiative Mitteldeutschland“ beschlossen mit dem Ziel, die mittel-
deutschen Länder zu einer wettbewerbsstarken sozial und öko-
logisch fortschrittlichen Region in der Mitte Europas zu machen. 
[18] In einer gemeinsamen Kabinettssitzung mit Sachsen-Anhalt 
vom Dezember 2002 wurde ein Maßnahmenpapier aufgestellt, 
in dem die Zusammenarbeit der Statistischen Landesämter ge-
fordert wird. [19] 

Während die meisten der im Kabinettsbeschluss vom Dezember 
2002 ins Auge gefassten Maßnahmen wieder aufgegeben wur-
den, wird an dem Projekt der Zusammenarbeit der Statistischen 
Landesämter weiterhin intensiv gearbeitet. Im November 2004 
wurde von den Innenministern des Freistaates Thüringen, des 
Landes Sachsen-Anhalt und des Freistaates Sachsen eine Ver-

8. Oktober 1919

Vereinfachte Volkszählung

1919

Bildung eines Wirtschafts- und Arbeitsministeriums in Sachsen

Ende 1918

Umbenennung in „Sächsisches Statistisches Landesamt“
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waltungsvereinbarung über die Bildung eines Mitteldeutschen 
Verbundes Statistischer Landesämter unterschrieben. [20] 

Derzeit werden die rechtlichen Rahmenbedingungen, die sich 
aus dieser Verwaltungsvereinbarung ergeben, einer vertieften 
Prüfung unterzogen. Darüber hinaus werden in verschiedenen 
Arbeitsgruppen einheitliche Regelungen zum Benchmarking, 
zur Kosten- und Leistungsrechnung und zum Controlling erarbei-
tet. Die Testphase zur grenzüberschreitenden Bearbeitung von 
sechs Statistiken hat begonnen.

Die Präsidenten seit 1992

Als erster Präsident des 1992 neu gegründeten Statistischen 
Landesamtes des Freistaates Sachsen wurde Dr. habil. PETER 
FISCHER am 26. Oktober 1992 berufen. Die feierliche Amts-
einführung erfolgte am 5. November 1992. FISCHER wurde am 
28. November 1932 in Döbeln/Sachsen geboren. Er war an der 
Hochschule für Verkehrswesen in Dresden und an der Tech-
nischen Universität Dresden zuletzt als Dozent für Statistik tätig 
gewesen. 1993 wurde er auch zum Landeswahlleiter des Frei-
staates Sachsen berufen. Zum 1. April 1997 wurde er zum Ho-
norarprofessor für angewandte Statistik an der Technischen Uni-
versität Dresden bestellt. Professor Dr. habil. PETER FISCHER 
hat die Aufbauphase des Statistischen Landesamtes weitgehend 
geprägt und den Grundstein für den heutigen Erfolg des Amtes 
gelegt. Er starb völlig unerwartet am 17. August 1997 im Alter von 
64 Jahren kurz vor seiner Pensionierung.

Zum 1. Februar 1998 wurde Dr. habil. HENRY HASENPFLUG 
Präsident des Statistischen Landesamtes. HASENPFLUG wurde 
am 3. September 1948 in Radeburg geboren und hat Geografi e 
und Mathematik studiert. Er war zuletzt als Leiter der Projektgrup-
pe Kommunalreformen im Sächsischen Staatsministerium des 
Innern für die Umsetzung der Gemeindegebietsreform in Sach-
sen verantwortlich. Als Präsident hat er den Aufbau des Amtes 
abgeschlossen und die weitere Modernisierung vorangetrieben. 
HASENPFLUG wurde am 1. Januar 2001 zum Regierungspräsi-
denten des Regierungspräsidiums Dresden berufen. 

Am 1. Januar 2001 übernahm HARTMUT BIELE die Präsident-
schaft des Statistischen Landesamtes. BIELE wurde am 9. März 
1951 geboren. Er hat an der TU Dresden Mathematik studiert. 
BIELE war von 1990 bis 1994 Landrat im Landkreis Niesky. Seit 
1994 bis zum Wechsel in das Statistische Landesamt war er Vi-
zepräsident im Regierungspräsidium Dresden. Unter seiner Prä-

sidentschaft begannen die Bestrebungen der Bundes- und Lan-
desregierung, die amtliche Statistik zu reformieren und Personal 
abzubauen. BIELE wechselte zum 1. Juli 2004 als Präsident an 
das Landesamt für Umwelt und Geologie.

Am 28. Juli 2004 führte der Staatsminister des Innern HORST 
RASCH in einer Feierstunde Frau Professor Dr. IRENE SCHNEI-
DER-BÖTTCHER mit Wirkung vom 1. Juli 2004 als neue Präsi-
dentin des Statistischen Landesamtes des Freistaates Sachsen 
ein. Ihr wurde wie bei den Vorgängern auch die Landeswahllei-
tung übertragen. Sie wurde 1948 in Birkig, dem jetzigen Neustadt 
bei Coburg, geboren. Nach dem Studium der Oecotrophologie an 
der TU München-Weihenstephan war sie in mehreren leitenden 
Funktionen in Behörden der Bayerischen Staatsregierung tätig 
und von 1991 bis 1995 Oberbürgermeisterin (parteilos) der Gro-
ßen Kreisstadt Neustadt bei Coburg. Zum 1. Februar 1995 wech-
selte sie nach Sachsen und wurde Präsidentin der Sächsischen 
Landesanstalt für Landwirtschaft mit Sitz in Dresden-Pillnitz. 
1997 wurde Frau Dr. SCHNEIDER-BÖTTCHER zudem auf eine 
Honorarprofessur für Kommunikation und Personalmanagement 
der Hochschule für Technik und Wirtschaft in Dresden berufen.

Manfred Jakoby, Leiter der Stabsstelle
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Vorbemerkung*)

Die politisch-administrative oder Verwaltungsgliederung eines 
Landes ist ein Mittel, um dieses Land letztendlich verwalten zu 
können. Das Gesamtterritorium wird in überschaubare, verwalt-
bare und regierbare Teilterritorien zerlegt. Entsprechend große 
Territorien können eine mehrstufi ge Verwaltungsgliederung haben. 
Die Verwaltungsgliederung soll eine effektive Verwaltung möglich 
machen. Was jeweils unter effektiv verstanden wird, unterliegt im 
Laufe der Geschichte Veränderungen. Mit der Entstehung gro-
ßer zusammenhängender Herrschaftsgebiete, z. B. die Territo-
rialherrschaft der Markgrafen von Meißen bzw. Herzöge, später 
Kurfürsten von Sachsen, entstand auch die Notwendigkeit, dieses 
Territorium in Teilterritorien zu gliedern, für die ein Beauftragter 
des Herrschers bestimmte Verwaltungsgeschäfte erledigte. 

Geschichte der Verwaltungsgliederung

Wenn man von administrativen Einheiten im heutigen Sinne des 
Begriffes und auf sie bezogene statistische Angaben in Sachsen 
spricht, so erhebt sich die Frage nach Zeitpunkt oder Zeitraum 
des Beginns der Untersuchung. Eine administrative Gliederung 
Sachsens gibt es zweifelsfrei schon seit mehreren Jahrhun-
derten. Dabei ist an die Kreise zu denken, z. B. Kurkreis, Erzge-
birgischer Kreis usw. Nach 1873 hatten diese Kreise für Sachsen 
noch Bedeutung für die Entsendung von Vertretern in die 2. Kam-
mer, und zwar für die Standesherren. Weiterhin ist an die Ämter 
zu denken, z. B. Amt Freiberg, Burggrafenamt Meißen usw. Den 
Ämtern waren Städte und Dörfer, Teile von Dörfern sowie sons-
tige Grundstücke, deren nähere Beschaffenheit oder Bezeich-
nung vorerst ungenannt bleiben soll, zugeordnet. In Sachsen kam 
den Ämtern und damit den Amtmännern schon frühzeitig eine 
größere Bedeutung zu als zum Beispiel in Teilen Preußens oder 
in Mecklenburg, da die Gutsbesitzer (und die Städte) in Sachsen 
ihren Einfl uss als Oberherrschaft nie so vollständig auf die Dörfer 
ausdehnen konnten wie in anderen deutschen Landesteilen. In 
Mecklenburg führte dieser Prozess praktisch zum Verschwinden 

der Ämterstrukturen im ländlichen Bereich. Auf der untersten hie-
rarchischen Ebene muss man zwischen den Städten und den 
ländlichen Siedlungen unterscheiden. In den Städten bildeten 
sich schon frühzeitig spezielle Einrichtungen heraus, die be-
stimmte Verwaltungstätigkeiten ausübten. Die Städte verfügten 
in der Regel über dafür qualifi ziertes Personal. Die Situation in 
den Dörfern wird besser verständlich, wenn man beachtet, dass 
in Sachsen bis 1873/1874 die allgemeine Verwaltung an die Jus-
tizverwaltung gekoppelt war. Dörfer und Dorfteile waren keine 
Rechtspersonen (Kommunen) im heutigen Sinne. Die Gerichts-
barkeit und damit die Aufsicht in allen Fragen der Verwaltung 
übten entweder staatliche (kurfürstliche, königliche) Gerichte 
oder Patrimonialgerichte aus.

Diese Territorien (Ämter, Städte, Dörfer) unterschieden sich von 
administrativen Einheiten im modernen Sinne. Erstens waren die 
Behörden Aufsichtsbehörden und keine Anordnungsbehörden mit 
Beschlussrecht. [1] So wie die Rechtsprechung die Wahrnahme 
einer Aufsicht bedeutet, wurden auch allgemeine Verwaltungs-
angelegenheiten in erster Linie beaufsichtigt. Die Festlegungen, 
was zu tun ist, erfolgten letztendlich von den dafür zuständigen 
Einrichtungen des sächsischen Hofes oder durch den Kurfürsten/
König selbst. Als Aufsichtsbehörde bestand das Personal eines 
Amtes auch aus nur wenigen Personen.1) Zweitens unterschied 
sich der rechtliche Status dieser territorialen Einheiten voneinan-
der. Das bedeutete auch vielfach unklare Zuständigkeiten man-
nigfaltigster Behörden und Obrigkeiten in den Gerichtssachen 
und Angelegenheiten der allgemeinen Verwaltung, wozu auch 
die steuerlichen und kirchlichen Angelegenheiten zu zählen sind. 

Zur Verwaltungsgliederung Sachsens im 19. und 
20. Jahrhundert

Andreas Oettel

_____
*) An dieser Stelle sei Gabriele Retschke und Jochen Teschner vom 

Statistischen Landesamt sehr herzlich für die Durchsicht des Manu-
skriptes gedankt. Durch ihre Hinweise konnten etliche Irrtümer korri-
giert und Unklarheiten aufgehellt werden.

1) Am Beispiel des Landkreises Annaberg ist das sehr anschaulich be-
schrieben. Vgl. dazu [1], besonders Seite 24 - 34.

Juni 1921

Versetzung von Oberbibliothekar 
Peter Schmidt in den Ruhestand

Juli 1921

Ernennung von Bibliothekar Erich Schmidt 
zum Leiter der Bibliothek

30. September 1923

Präsident Geheimrat Prof. Dr. Eugen 
Würzburger geht in den Ruhestand
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Drittens war die Zuordnung der verschiedenen Territorien zu ei-
ner übergeordneten Einheit nicht immer ganz eindeutig und häu-
fi geren Wechseln unterzogen. Viertens war die Flächengröße 
dieser Territorien, z. B. eines Amtes, eines Dorfes, einer Stadt, 
in den wenigsten Fällen genau bestimmt. Und weitestgehend un-
bestimmt war ihre genaue Lage. Wenn die Flächen benachbarter 
Territorien denn schon bestimmt (vermessen) worden waren, z. B. 
durch Abschreiten oder durch Messen mit der Kette, dann muss-
ten die so gewonnenen Grenzen für zwei Dörfer noch lange nicht 
zueinander passen. Es konnten auch Flächen außerhalb solcher 
Gliederungen bleiben (z. B. große Waldgebiete, Sümpfe und an-
dere wirtschaftlich nicht genutzte Flächen). Fünftens, die Zahl 
der Bewohner dieser Territorien wurde schon früh einigermaßen 

genau bestimmt. Dabei waren die Ergebnisse für kleinere Räume 
genauer als die für größere Räume. Die wohl erste Primärstatistik 
in Sachsen fand 1474 statt, als die Regierung anordnete, dass 
für die Städte das Vermögen und die Zahl der dort ansässigen 
Bewohner zu bestimmen war. [2, 3]

Der hier im Groben beschriebene Zustand gilt in Sachsen bis in 
die 1830er Jahre hinein. Einen Überblick über die administrative 
Gliederung Sachsens am Anfang des 19. Jahrhunderts gibt die 
Karte von BLASCHKE. [4] Die dort eingezeichneten Grenzen 
zwischen den Dörfern und Städten sind mehr schematische 
Grenzen. Die administrative Gliederung bis in diese Zeit hinein 
muss man sich eher als eine Aufl istung von Verwaltungsbefug-

1924

Vereinigung der Amtshauptmannschaften 
Dresden-Altstadt und Dresden-Neustadt

1924

Erster Rundfunksender 
in Leipzig auf Sendung

1. Oktober 1923

Dr. Arno Pfütze Präsident des Statis-
tischen Landesamtes (bis 1936)
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nissen mit ihnen zugeordneten Raumeinheiten vorstellen, die 
einer übergeordneten Raumeinheit bzw. Verwaltungsbefugnis 
zugeordnet waren; und weniger als einen exakt in Kartenform 
darstellbaren Sachverhalt. [5]

In Bezug auf die administrative Gliederung Sachsens lassen sich 
für das 19. und 20. Jahrhundert folgende Perioden ausgliedern:

- 1815 bis 1835
- 1835 bis 1855
- 1855 bis 1873
- 1873 bis 1945/50
- 1950/52 bis 1990/94
- seit 1990/94

Für das 19. Jahrhundert hat GEORG LOMMATZSCH, seinerzeit 
Regierungsassessor im Königlich Sächsischen Statistischen 
Landesamt, im Jahre 1905 eine Darstellung über die Entwicklung 
der administrativen Gliederung Sachsens veröffentlicht. [6] Die 
Ausführungen bis zum Jahre 1900 fußen auf dieser Quelle. Zum 
Teil werden Ergebnisse von G. LOMMATZSCH für diese Zeit re-
ferierend wiedergegeben, ohne das besonders zu vermerken, 
zumal auch diese Quelle nicht allgemein zugänglich ist.2)

Periode von 1815 bis 1835

Als Ausgangspunkt der Überlegungen steht das Jahr 1815 und die 
damals auf dem Wiener Kongress beschlossene Verkleinerung 
des Königreiches Sachsen. Es umfasste danach 14 959,5 km2 und 
1 178 802 Einwohner. Sachsen war in vier Kreise sowie das Mark-
graftum3) Oberlausitz gegliedert. Das Markgraftum Niederlausitz 
und die nördlichen Landesteile um Wittenberg (Kurkreis) sowie 
die östlichen Landesteile (Thüringer Kreis und Kreis Neustadt) 
gingen an das Königreich Preußen. Die vier sächsischen Kreise 
zerfi elen in 11 Amtshauptmannschaften mit diversen Amts- und 
Justizbezirken sowie der Schönburgschen Rezessherrschaft als 
dem bedeutendsten Inhaber von Sonderrechten. Die untere Jus-
tizverwaltung und die allgemeine Verwaltung einschließlich der 
kirchlichen Angelegenheiten waren noch nicht getrennt. Deshalb 
führten die Amtsbezirke ganz verschiedene historisch überkom-
mene Bezeichnungen: Kreis-, Prokurat-, Schul-, Stifts-, Erb- oder 
Direktorialamt, Justitiariat, Justizium oder einfach Amt. Tabelle 1 
zeigt die Verwaltungsgliederung des Königreiches Sachsen im 
Jahre 1830. Die geographische Bezeichnung der Ämter macht 
deutlich, dass sie ihren Verwaltungssitz zum Teil in traditionellen 
Herrschaftszentren hatten (Augustusburg: wettinische Burg Schel-

lenberg, später Jagdschloss; Leisnig, Rochlitz, Rochsburg und 
Wechselburg: wettinische bzw. Schönburgsche Herrschaftsmittel-
punkte seit dem 13. Jahrhundert; Hohnstein und Frauenstein: im 
13. und 14. Jahrhundert Burgen zur Verteidigung der Südgrenze 
des wettinischen Herrschaftsbereiches gegen Böhmen).

Die genaue Abgrenzung der Gemeinden voneinander und ihre 
Zuordnung zu einem Amt oder einer Amtshauptmannschaft war 
zu dieser Zeit nicht immer einheitlich und eindeutig. G. LOM-
MATZSCH beklagt in diesem Zusammenhang, dass die Volks-
zählungsergebnisse aus diesen Jahren miteinander nicht so 
ohne weiteres vergleichbar gewesen seien. [6]

Die Vielfalt der administrativen Gegebenheiten ist u. a. die Fol-
ge der uneinheitlichen Entwicklung der Rechtsverhältnisse. Das 
Wie und Warum dieser Entwicklung kann hier nicht näher erörtert 
werden (vgl. dazu [7]). Der allgemeine Zustand lässt sich wie folgt 
beschreiben. In allen sächsischen Ämtern war immer ein Teil der 
Dörfer, Städte, Güter und sonstigen Grundstücke dem jeweiligen 
Amt unterstellt, der Amtmann4) übte die niedere Gerichtsbarkeit 
und die Strafgerichtsbarkeit aus. Er erfasste auch die dem Staat 
zustehenden Abgaben, Zölle und Ähnliches. Er war in seinem Amt 
für die Unterhaltung von Straßen, Brücken oder Flussübergängen 
(Furten) zuständig, für die Gestellung von Pferden (Postpferde, 
Vorspannpferde) und vieles andere mehr. Ein Teil der Güter, Dörfer 
und Städte gehörte dem so genannten schriftsässigen Adel (Rit-
tergüter, Standesherrschaften), war der sächsischen Zentralgewalt 
direkt untertan und unterstand nicht dem Amt. (Der den Ämtern un-
terstellte Adel mit seinen Gütern wurde als amtsässig bezeichnet.) 
Die Besitzer solcher Rittergüter und ihnen gleichgestellter Grund-
stücke – nach und nach bürgerte sich dafür der Ausdruck Guts-
bezirke ein, auch für nicht landwirtschaftlich genutzte Einheiten 

_____
2) In einer Gemeinschaftsinitiative der Sächsischen Landesbibliothek 

– Staats- und Universitätsbibliothek Dresden, Landesstelle für Be-
standserhaltung, und des Statistischen Landesamtes des Freistaates 
Sachsen wurden die Jahrgänge 1855 bis 1945 der Zeitschrift des 
Sächsischen Statistischen Bureaus/Landesamtes auf CD-ROM erst in 
jüngster Zeit allen Interessierten neu verfügbar gemacht.

3) In der Literatur, auch in den statistischen Veröffentlichungen, fi ndet 
man auch die Schreibung Markgrafentum.

4) Amtmann hier im ursprünglichen Sinne derjenige, der vom Kurfürsten 
eingesetzt, an der Spitze des Amtes stand. Diese Bezeichnung ging 
später auf den zweiten Mann im Amt über, der sich wesentlich mit 
den fi nanziellen Dingen befasste, während der erste Beamte, dem die 
Rechtsprechung oblag, die Bezeichnung Amtshauptmann erhielt. Vgl. 
dazu auch [1].

16. Juni 1925

Volks-, Berufs- und Betriebszählung
(Sachsen: 4 992 320 EW)

1925

Bekanntgabe der Neugründung 
der NSDAP durch Hitler

1926

Herausgabe der „Statistischen Monats-
berichte für den Freistaat Sachsen“
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– verfügten über die niedere Gerichtsbarkeit, in Ausnahmefällen 
auch über die Strafgerichtsbarkeit. Sie übten diese Rechte gegen-
über den ihnen unmittelbar unterstellten Personen aus (z. B. Guts-
personal) bzw. als Oberherrschaft über die ihnen indirekt zugeord-
neten Dörfer. Die rechtlichen Befugnisse dieser Rittergutsbesitzer 
konnten jedoch von Fall zu Fall sehr unterschiedlich sein.

Außerdem gab es in Teilen Sachsens eine Reihe sonstiger Ge-
walten, die den Ämtern nebengeordnet waren: Klöster, Domstifte, 

adelige Fräuleinstifte, die Landesschulen Meißen und Grimma, 
die Landesuniversität Leipzig, der Zuständigkeitsbereich der 
Bergämter und der Militärverwaltung, Staats- und Privatforstre-
viere, Steinbrüche, Teiche, die landesherrlichen Schlösser und 
anderes mehr. 

Daneben steht eine große Zahl von Dörfern, die hinsichtlich der 
Rechtsprechung der Patrimonialgerichtsbarkeit unterstanden. 
Als Inhaber dieser Patrimonialgerichte kamen sowohl natürliche 

Tab. 1  Administrative Gliederung des Königreiches Sachsen 1830

Bezirk Einwohner Bezirk Einwohner Bezirk Einwohner

I. Amtshauptmannschaft  133 743 I. Amtshauptmannschaft  175 359 I. Amtshauptmannschaft  120 442
   Amt Dippoldiswalde  12 855    Amt Augustusburg  35 397    Amt Borna  28 215
   Amt Dresden links der Elbe  82 469    Amt Chemnitz  45 591    Amt Leipzig mit Universität  77 916
   Amt Pirna links der Elbe  38 419    Amt Frankenberg mit    Amt Pegau  14 311

     Sachsenburg  8 382
II. Amtshauptmannschaft  85 043    Amt Penig  8 050 II. Amtshauptmannschaft  77 945
   Kreisamt Meißen links der Elbe  47 835    Amt Remissen (Remse)  2 081    Amt Colditz  15 697
   Prokuratamt Meißen links der Elbe  5 435    Amt Rochsburg  6 956    Amt Leisnig  25 180
   Schulamt Meißen links der Elbe  2 440    Rezessherrschaft Schönburg  61 485    Amt Rochlitz  37 068
   Stiftamt Meißen links der Elbe  1 774    Amt Wechselburg  7 417
   Amt Oschatz  27 559 III. Amtshauptmannschaft  45 627

II. Amtshauptmannschaft  108 244    Erbamt Grimma  22 387
III. Amtshauptmannschaft  81 181    Amt Schwarzenberg mit    Schulamt Grimma  1 658
   Amt Dresden rechts der Elbe  19 733      Krottendorf  49 653    Amt Mügeln mit Sornzig  4 999
   Amt Hohnstein mit Lohmen  23 680    Amt Wiesenburg  9 322    Amt Mutzschen  4 486
   Amt Pirna rechts der Elbe  1 507    Herrschaft Wildenfels  6 192    Amt Wurzen  12 097
   Amt Radeberg  10 244    Amt Zwickau  43 077
   Amt Stolpen  26 017 Leipziger Kreis  244 014

III. Amtshauptmannschaft  99 728
IV. Amtshauptmannschaft  43 478    Amt Annaberg  1 165 Amt Plauen mit Pausa  67 281
   Amt Großenhain  29 093    Amt Grünhain  20 585 Amt Voigtsberg  34 004
   Amt Laußnitz  1 554    Amt Lauterstein  14 501
   Kreisamt Meißen rechts der Elbe  4 762    Amt Stollberg  12 888 Vogtländischer Kreis  101 285
   Prokuratamt Meißen rechts der Elbe  3 197    Amt Wolkenstein  50 589
   Schulamt Meißen rechts der Elbe  1 367 Vierstädte mit Dorfschaften  70 362
   Amt Moritzburg  3 505 IV. Amtshauptmannschaft  94 610 Landkreis  135 767

   Amt Altenberg  3 523
Meißner Kreis  343 455    Amt Frauenstein  10 335 Markgrafentum Oberlausitz  206 129

   Amt Freiberg  57 423
   Amt Nossen  23 325 Militäretat  16 314
   Amt Grüllenburg  5 373 Bergämter  7 565

Erzgebirgischer Kreis  483 314 Königreich Sachsen 1 402 066

_____
Quelle: [6]

1. Mai 1927

Versetzung des Stellvertreters des Präsidenten, Ober-
regierungsrat Dr. G. Lommatzsch, in den Ruhestand

1. Mai 1927

Ernennung von Dr. Georg Hoffmann 
zum Stellvertreter des Präsidenten

16. Mai 1927

Wohnungszählung
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Tab. 2  Administrative Gliederung des Königreiches Sachsen 1836/1838

Bezirk Einwohner1) Bezirk Einwohner1) Bezirk Einwohner1)

I. Amtshauptmannschaft 187 1082) III. Amtshauptmannschaft7) 149 061 IV. Amtshauptmannschaft 133 014 
   Amt Dresden links der Elbe, einschl.    Amt Grimma8) 94 665    Amt Plauen mit Pausa 86 680 
      Stadt Dresden rechts der Elbe 116 506    Amt Mutzschen zu Wermsdorf …    Amt Voigtsberg 46 334 
   Amt Pirna links der Elbe 45 568    Amt Wurzen 14 594 
   Amt Grüllenburg mit Tharandt 10 966    Amt Oschatz … V. Amtshauptmannschaft
   Amt Dippoldiswalde 14 068    Rezessherrschaft Schönburg 68 573 

IV. Amtshauptmannschaft x    Herrschaft Glauchau 24 374 
II. Amtshauptmannschaft 60 5872)    Amt Nossen x    Herrschaft Waldenburg 10 852 
   Kreisamt Meißen links der Elbe. 60 587    Amt Mügeln mit Sornzig x    Herrschaft Lichtensein 15 976 

   Amt Leisnig 27 721    Herrschaft Hartenstein 11 849 
III. Amtshauptmannschaft 38 4563)    Herrschaft Stein 5 522 
   Amt Dresden rechts der Elbe  - Kreisdirektion Leipzig 367 753 
   Amt Pirna rechts der Elbe  - Kreisdirektion Zwickau 584 707 
   Amt Radeberg 12 0464) I. Amtshauptmannschaft
   Amt Hohnstein mit Lohmen 26 410    Amt Chemnitz 66 866   Oberlausitz 233 913 

   Amt Frankenberg mit Sachsenburg 19 110    Amt Stolpen 29 000 
IV. Amtshauptmannschaft 41 4905)    Amt Augustusburg 41 089 
   Kreisamt Meißen rechts der Elbe  -    Schönburgsche Rezessherrschaft Kreisdirektion Bautzen 262 913 
   Amt Großenhain 33 742       Remissen (Remse)9) 7 534 
   Amt Moritzburg 7 748 Militäretat 15 924 
   Amt Laußnitz  -6) II. Amtshauptmannschaft 133 530 Bergämter -

   Amt Zwickau mit Herrschaft
V. Amtshauptmannschaft 92 146       Wildenfels 56 949 Königreich Sachsen 1 652 114 
   Kreisamt Freiberg 76 588    Amt Wiesenburg 24 778 
   Amt Frauenstein 11 674    Amt Schwarzenberg 23 225 
   Amt Altenberg 3 884    Amt Eibenstock 22 669 

   Justiziariat Wiesenthal 5 909 
Kreisdirektion Dresden 420 817 

III. Amtshauptmannschaft 117 304 
I. Amtshauptmannschaft 143 419    Amt Wolkenstein mit
   Kreisamt Leipzig 94 665       Mühlenamt Annaberg 56 004 
   Amt Pegau 16 906    Amt Lauterstein 17 664 
   Amt Borna 31 848    Amt Grünhain 23 910 

   Amt Stollberg 19 726 
II. Amtshauptmannschaft 75 273 
   Amt Rochlitz mit den
     Justizien Penig, Rochsburg
     und Wechselburg 57 581 
   Amt Colditz 17 692 

___
Quellen: [8]; Bevölkerungszahlen der Volkszählung vom 1. Dezember 1837, veröffentlicht in: Mitteilungen, 10. Lieferung, 1838.
1) 1. Dezember 1837
2) einschl. der Ämter "rechts der Elbe"
3) ohne Dresden und Pirne rechts der Elbe
4) zusammen mit Laußnitz
5) ohne Meißen rechts der Elbe und Lausnitz
6) unter Radeberg mit erfasst
7) III. und VI. Amtshauptmannschaft
8) Erb- und Schulamt
9) nebst den Dingstühlen Ziegelheim und Tierschheim 
    (Einzelne Grundstücke der sachsen-altenburgischen Dörfer Ziegelheim und Tierschheim gehörten zum Königreich Sachsen.)

1. Mai 1927

Ernennung von Regierungsrat Prof. Dr. 
Felix Burkhardt zum Abteilungsvorstand 
(Bevölkerungs- und Kulturstatistik)

1928

100-jähriges Bestehen der technischen 
Hochschule Dresden; Eingliederung der 
Forstakademie Tharandt

1929

Beginn der Weltwirtschaftskrise
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Personen („Erb-, Lehn- und Gerichtsherr auf …“) als auch juris-
tische Personen (Städte, Klöster usw.) in Frage. Das bedeutete 
aber auch beispielsweise, dass Steuern nicht personenbezogen 
erhoben wurden, sondern der „Patron“ hatte die Steuern für sei-
nen Zuständigkeitsbereich pauschal zu entrichten. Ähnliches 
galt auch für andere Verwaltungsaufgaben. 

Periode von 1835 bis 1855

Im Jahre 1835 begann eine administrative Neugliederung Sach-
sens, die sich im Wesentlichen bis 1838 hinzog und bis 1855 
Bestand hatte. Diese Verwaltungsreform umfasste alle hie-

rarchischen Ebenen. Die fünf alten Kreise (Kreishauptmann-
schaften) und die Landesdirektion (Vorläufer der Ministerien) 
wurden aufgelöst, es wurden vier Kreisdirektionen geschaffen: 
Dresden, Leipzig, Zwickau und Bautzen (vgl. Tab. 2). [8] Die 
bisherige Sonderstellung des Markgraftums Oberlausitz („Ober-
amtsregierung zu Budissin“) wurde aufgehoben. Zwischen den 
alten Kreisen und den neuen Kreisdirektionen gab es wesent-
liche territoriale Verschiebungen. Die Kreisdirektion Dresden 
erhielt zu dem bisherigen Meißnischen Kreis die Ämter Alten-
berg, Frauenstein und Freiberg (also das Osterzgebirge). Das 
Amt Stolpen des Meißnischen Kreises ging an die Kreisdirektion 
Bautzen, das Amt Oschatz an die Kreisdirektion Leipzig. Aus 
dem Erzgebirgischen Kreis gingen die Ämter Nossen, Penig, 

1930

Eröffnung des Hygienemuseums 
in Dresden

1931

Jubiläum 100 Jahre amtliche 
Statistik in Sachsen

1929

Umbenennung der statistischen Zentralstelle Darm-
stadt in „Hessisches Landesstatistisches Amt“
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Rochsburg und Wechselburg an die Kreisdirektion Leipzig. Der 
Vogtländische Kreis und der Erzgebirgische Kreis (ohne die ab-
gegebenen Ämter) wurden zur Kreisdirektion Zwickau zusam-
mengefasst. [8] Die Gliederung der Kreisdirektionen in Amts-
hauptmannschaften wurde 1838 geändert. [9] Bis dahin bestand 
die Kreisdirektion Leipzig aus drei Amtshauptmannschaften und 
die Kreisdirektion Dresden aus fünf Amtshauptmannschaften. 
Danach hatten beide Kreisdirektionen je vier Amtshauptmann-

schaften. Die Kreisdirektion Bautzen war 1835 zuerst ungeteilt 
geblieben, wurde aber noch im gleichen Jahr in die zwei Amts-
hauptmannschaften Bautzen und Zittau geteilt. [10] Bis 1838 
erfolgte dann noch die Teilung der Amtshauptmannschaft Baut-
zen in das Kreisamt Bautzen und den Amtsbezirk Kamenz. In 
der Amtshauptmannschaft Zittau wurde der Amtsbezirk Löbau 
errichtet. [11] 1836 wurde das Prokuraturamt und das Schuljus-
tizamt Meißen mit dem Kreisamt Meißen vereinigt. [12] Neben 

Tab. 3  Administrative Gliederung des Königreiches Sachsen 1849

Bezirk Einwohner Bezirk Einwohner Bezirk Einwohner

I. Amtsh. (Dresden)  176 417 III. Amtsh. (Grimma)  86 338 IV. Amtsh. (Plauen)  154 582
   Amtsbezirk Dresden  149 489    Amtsbezirk Grimma  26 844    Amtsbezirk Plauen mit Pausa  102 816
   Amtsbezirk Radeberg mit Laußnitz  15 107    Amtsbezirk Mutzschen  7 714    Amtsbezirk Voigtsberg  33 029
   Amtsbezirk Moritzburg  11 821    Landgerichtsbezirk Wurzen  19 227    Amtsbezirk Adorf  18 737

   Landgerichtsbezirk Oschatz  32 553
II. Amtsh. (Meißen)  97 198 Rezessherrschaft Schönburg  86 286
   Amtsbezirk Großenhain  32 472 IV. Amtsh. (Döbeln)  77 901    Herrschaft Glauchau mit Forder-
   Kreisamtsbezirk Meißen  64 726    Amtsbezirk Nossen  36 376      und Hinterglauchau  35 345

   Amtsbezirk Mügeln mit Sornzig  10 585    Amtsbezirk Hartenstein  14 357
III. Amtsh. (Pirna)  96 909    Amtsbezirk Leisnig  30 940    Amtsbezirk Lichtenstein  18 242
   Amtsbezirk Pirna  51 816    Amtsbezirk Stein  6 158
   Amtsbezirk Hohnstein mit Kreisdirektion Leipzig  428 532    Amtsbezirk Waldenburg  12 184
     Lohmen  29 270
   Amtsbezirk Dippoldiswalde  15 823 Kreisdirektion Zwickau  694 268

I. Amtsh. (Chemnitz)  176 573
IV. Amtsh. (Freiberg)  110 518    Amtsbezirk Chemnitz  83 804
   Kreisamtsbezirk Freiberg  81 423    Amtsbezirk Frankenberg mit I. Amtsh. (Bautzen)  139 290
   Justitiariat Altenberg  3 967      Sachsenburg  21 868    Landgerichtsbezirk Bautzen  96 999
   Amtsbezirk Grüllenburg  13 019    Amtsbezirk Augustusburg  47 169    Amtsbezirk Kamenz  13 678
   Amtsbezirk Frauenstein  12 109 Amtsbezirk Stollberg  23 732    Amtsbezirk Stolpen  28 613

Kreisdirektion Dresden  481 042 II. Amtsh. (Zwickau)  160 325 II. Amtsh. (Zittau)  151 299
   Amtsbezirk Zwickau mit Herrschaft    Landgerichtsbezirk Löbau  151 299
     Wildenfels und Remse  47 730

I. Amtsh. (Leipzig)  176 304    Landgerichtsbezirk Kirchberg  28 165 Kreisdirektion Bautzen  290 589
   Kreisamtsbezirk Leipzig  122 831    Kreisamtsbezirk Schwarzenberg  28 913
   Amtsbezirk Pegau  18 311    Landgerichtsbezirk Eibenstock  27 281
   Amtsbezirk Borna  35 162    Amtsbezirk Werdau  28 236 Königreich Sachsen 1 894 431

II. Amtsh. (Rochlitz)  87 989 III. Amtsh. (Forchheim)  116 502
   Amtsbezirk Rochlitz mit den    Amtsbezirk Wolkenstein mit
     Justizien Penig, Rochsburg      Annaberg  62 929
     und Wechselburg  69 339    Amtsbezirk Lauterstein  22 458
   Amtsbezirk Colditz  18 650    Amtsbezirk Grünhain  23 637

   Gerichtsbezirk Oberwiesenthal  7 478

___
Quelle: [6]

1932

Vereinigung der Kreishauptmannschaften 
Dresden und Bautzen

30. Januar 1933

Ernennung Adolf Hitlers zum 
Reichskanzler durch Reichspräsident 
von Hindenburg

27. Februar 1933

Reichstagsbrand
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diesen Veränderungen wechselten zahlreiche Gemeinden ihre 
Zugehörigkeit zu der einen oder anderen Verwaltungseinheit. 
Erst nach 1838 stabilisierte sich die Verwaltungsgliederung.

Dass diese Verwaltungseinteilung aber noch nicht sehr gefestigt 
war, zeigt sich an der Tatsache, dass die Verwaltungsbefugnis 
der Amtshauptleute zum Teil über ihre Amtshauptmannschaft 
hinausging. So führt G. LOMMATZSCH das Beispiel von Rade-
burg an. Radeburg gehörte einerseits zum Amtsbezirk Großen-
hain der Amtshauptmannschaft Meißen, unterstand aber ande-
rerseits dem Amtshauptmann von Dresden, so dass Radeburg 
gelegentlich dem Amtsbezirk Moritzburg zugerechnet wurde. [6] 
Die Gemeinden Strehla, Oppitzsch, Gröba, Forberge und Gör-

zig waren in Elbufer- und Stromausbausachen der Kreisdirektion 
Dresden zugeordnet, während sie sonst der Kreisdirektion Leip-
zig unterstanden. [12] Die Verwaltungsreform in dieser Periode 
führte zu einer Verringerung der Zahl der Ämter von 54 im Jahre 
1830 auf 48 im Jahre 1855. 

Im Zuge der Verfassungsgebung für das Königreich Sachsen 
machte sich – analog der Entwicklung in Preußen nach 1807 
– auch eine Neuordnung der administrativen Gliederung des 
Landes auf der unteren, der Gemeindeebene, notwendig. Das 
betraf insbesondere den ländlichen Raum. Die Stadtgemeinden 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts verfügten in der Regel über eine 
eigenständige Verwaltung der unmittelbaren kommunalen Ange-

16. Juni 1933

Umfassende Volks-, Berufs- und Betriebs-
zählung (Sachsen: 5 196 652 EW)

1933

Einführung der Verwaltungsbe-
zeichnungen „Regierungsbezirk“
und „Landkreis“ in Sachsen

1933

Starke Zentralisierungen in der Reichssta-
tistik, Landesämter verlieren wesentliche 
Aufgaben
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legenheiten. Dafür stand ein mehr oder weniger ausgebildetes 
Personal und entsprechende (gewählte) Selbstverwaltungsinstitu-
tionen zur Verfügung (z. B. Stadtrat, Bürgermeister und dgl. mehr). 
Die Rechte der Städte waren differenziert. Zum Teil unterstanden 
aber auch sie der Aufsicht von Grundherren und Ämtern. Mit der 
neuen Städteordnung wurde 1832 eine einheitliche Stadtverfas-
sung eingeführt, die Städte unterstanden nunmehr direkt den 
Amtshauptleuten. [13] Auf dem Lande war das Bild anders. Dörfer 
waren keine Gemeinden im politisch-administrativen Sinne. Die 
Aufsicht wurde entweder vom Gutsbesitzer (Patrimonialgerichts-
barkeit) bzw. ihm gleichgestellten Inhabern von Rechten oder vom 
Amt ausgeübt. Das schließt nicht aus, dass es im Dorf eine be-
stimmte Selbstverwaltung geben konnte, für die es mannigfaltige 
Namen gab. Erinnert sei nur an den in Sachsen häufi gen Begriff 
„Erbgericht“ für Dorfgasthäuser. Diese „Erbrichter“ waren jedoch 
eingesetzt und handelten im Namen der übergeordneten Gewalt.

Die verfassungsgemäße Neuordnung fand ihren Niederschlag 
in der Sächsischen Gemeindeordnung. [14] Es entstanden prak-
tisch Gemeinden (Stadt- und Landgemeinden) im heutigen Sinne 
des Wortes, wenn sich dieser Prozess bei den Landgemeinden 
auch noch einige Zeit hinzog. Die direkte Unterstellung von Dör-
fern und anderen Grundstücken unter die Zentralgewalt (schrift-
sässiger Adel) wurde weitestgehend aufgehoben. Dies geschah 
im Rahmen der Neuordnung des Justizwesens in Sachsen. [15] 
Eine Sonderstellung hatte eine Zeitlang die Schönburgsche Re-
zessherrschaft, wobei eine stetige Angleichung der Rechtsver-
hältnisse an die allgemeine Norm stattfand. [16] Eine andere 
Sonderstellung gab es auch noch für die Standesherrschaften.

Neben den Stadt- und Landgemeinden kannte die Sächsische 
Gemeindeordnung den Begriff der „vom Landgemeindeverban-
de und den Gemeindebezirken ausgeschlossenen Besitzungen“. 
Dafür bürgerte sich später die Bezeichnung „selbstständige Guts-
bezirke“ ein. Zu selbstständigen Gutsbezirken wurden aber nicht 
nur Ritter- und Kammergüter oder Vorwerke erklärt, also große 
landwirtschaftliche Betriebe, sondern auch zahlreiche andere 
Grundstücke (Staats- und Privatforstreviere, Steinbrüche, Klö-
ster, Militärliegenschaften, königliche Schlösser usw.). Sie waren 
einer benachbarten Gemeinde in einem bestimmten Verhältnis 
zugeordnet (vgl. [7]).

In diese Periode (1835 bis 1855) fällt auch eine Korrektur der Au-
ßengrenze des Königreiches Sachsen. 1845 wird die so genannte 
Teichwolframsdorfer Enklave aus dem Großherzogtum Sachsen-
Weimar in das Königreich Sachsen eingegliedert (Amtshaupt-
mannschaft Zwickau) [6].5) Ebenfalls 1845 wird die Stadt Schir-

giswalde mit dem Gut Schirgiswalde und den Landgemeinden 
Neuschirgiswalde und Petersbach in das Königreich Sachsen 
eingegliedert. Bis dahin waren das böhmische Enklaven. [17] 
Zwischen 1846 und 1849 wird der „Hauptgrenz- und Territori-
alrezess“ zwischen Österreich und Sachsen beendet. Sachsen 
erhält die Landgemeinden Neu- und Niederleutersdorf mit Neu-
walde und Josephsdorf, eine ehemals böhmische Enklave in der 
Amtshauptmannschaft Zittau. Sachsen tritt dafür an Böhmen Ge-
bietsteile an der östlichen Grenze des heutigen „Sackes von Tu-
roszów“ (Polen) ab: Dörfel, Neuminkwitz, Niederweigsdorf, Teile 
von Mittelweigsdorf und Oberweigsdorf sowie Teile von Ober-
ullersdorf (Neuböhmisch-Oberullersorf) an der Südgrenze des 
Sackes von Turoszów. Diese ehemalige sächsisch-böhmische 
Grenze zackte im Tal der Wittig (poln.: Witka, tsch.: Smědá) über 
die Tallinie hin und her, bzw. es gab eine Enklave (zu Böhmen ge-
hörig) und zwei Exklaven (zu Sachsen gehörig). Das war sehr hin-
derlich für die Anlage einer leistungsfähigen Straßenverbindung 
(und später einer Eisenbahnlinie) in diesem Tal. Unter anderem 
deshalb kam es hier zu einer Grenzkorrektur (vgl. auch [18]).

Periode von 1855 bis 1873

Im Jahre 1855 wurden die bisherigen Ämter (Amtsbezirke) aufge-
hoben und an ihrer Stelle Gerichtsamtsbezirke eingerichtet (vgl. 
Tab. 4). [19] Dahinter stehen die weitere Trennung von Justiz und 
allgemeiner Verwaltung auch auf der unteren Ebene sowie die 
Verstaatlichung des gesamten Gerichtswesens. Die Patrimonial-
gerichtsbarkeit wurde aufgehoben. Das Rittergut verlor seine öf-

_____
5) Offensichtlich handelte es sich dabei jedoch um einen komplizierteren 

juristischen Sachverhalt, der bisher vom Autor im Einzelnen nicht auf-
geklärt werden konnte. Sowohl nach den Atlasdarstellungen (Stielers 
Handatlas, Andräs Handatals) als auch nach dem Gemeindeverzeich-
nis 1900 war Teichwolframsdorf zwar ein Wohnplatz (Gemeindeteil) der 
sächsischen Gemeinde Trünzig (südlich des Dorfes Trünzig gelegen 
und nicht zu verwechseln mit dem Wohnplatz Wolframsdorf, nordöstlich 
des Dorfes Trünzig gelegen), gehörte aber trotzdem weiter zum Groß-
herzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach. Teichwolframsdorf grenzte im 
Osten an das Königreich Sachsen und war im Westen durch die fürst-
lich-reußischen Dörfer Seitendorf und Kleinreinsdorf vom dahinter lie-
genden sachsen-weimar-eisenachischen Territorialkomplex getrennt. 
Bedeutung erlangte Teichwolframsdorf später dadurch, dass auf sei-
nem östlichsten Zipfel der Bahnhof Teichwolframsdorf der Eisenbahn-
linie Werdau-Seelingstädt-Weida entstand. Dass königlich-sächsische 
Dorfteile und thüringische Dorfteile (Sachsen-Altenburg und Reuß) 
jeweils eine Gemeinde bilden konnten, ist häufi ger vorgekommen. 

1934

Vereinigung des Preußischen 
Statistischen Landesamtes mit 
dem Statistischen Reichsamt

1935

Gründung des Statistischen Amtes 
des Provinzialverbandes Rheinland 
in Düsseldorf

22. August 1935

Tod des Leiters der Bibliothek, 
Regierungsrat Dr. E. Schmidt, 
Nachfolger: Dr. Johannes Richter
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Tab. 4  Administrative Gliederung des Königreiches Sachsen 1871

Bezirk Einwohner Bezirk Einwohner Bezirk Einwohner

Amtshauptmannschaft Dresden  321 265 Amtshauptmannschaft Rochlitz  111 422 Noch: Amtshauptmannschaft Plauen
   GAmtsbez. Dresden  224 055    GAmtsbez. Burgstädt  22 939    GAmtsbez. Reichenbach  28 973
   GAmtsbez. Dippoldiswalde  22 390    GAmtsbez. Colditz  12 165    GAmtsbez. Schöneck  6 021
   GAmtsbez. Döhlen  21 239    GAmtsbez. Frohburg  9 870    GAmtsbez. Treuen  11 277
   GAmtsbez. Moritzburg  6 189    GAmtsbez. Geithain  9 409 Amtshauptmannschaft Annaberg  131 255
   GAmtsbez. Radeberg  16 138    GAmtsbez. Mittweida  22 964    GAmtsbez. Annaberg  32 614
   GAmtsbez. Radeburg  9 886    GAmtsbez. Penig  16 895    GAmtsbez. Ehrenfriedersdorf  14 042
   GAmtsbez. Schönfeld  8 146    GAmtsbez. Rochlitz  17 180    GAmtsbez. Geyer  6 438
   GAmtsbez. Wilsdruff  13 222 Amtshauptmannschaft Döbeln  112 103    GAmtsbez. Grünhain  10 557
Amtshauptmannschaft Meißen  122 328    GAmtsbez. Döbeln  23 229    GAmtsbez. Lengefeld  12 452
   GAmtsbez. Großenhain  33 780    GAmtsbez. Geringswalde  7 112    GAmtsbez. Jöhstadt  6 664
   GAmtsbez. Lommatzsch  12 192    GAmtsbez. Hainichen  16 782    GAmtsbez. Marienberg  10 818
   GAmtsbez. Meißen  38 438    GAmtsbez. Hartha  6 548    GAmtsbez. Oberwiesenthal  8 759
   GAmtsbez. Nossen  20 786    GAmtsbez. Leisnig  18 442    GAmtsbez. Wolkenstein  14 307
   GAmtsbez. Riesa  17 131    GAmtsbez. Mügeln  10 929    GAmtsbez. Zöblitz  14 604
Amtshauptmannschaft Pirna  104 465    GAmtsbez. Roßwein  16 547 Rezessherrschaft Schönburg  131 328
   GAmtsbez. Pirna  34 645    GAmtsbez. Waldheim  12 514    GAmtsbez. Glauchau  33 780
   GAmtsbez. Lauenstein  9 145 Kreisdirektion Leipzig  589 377    GAmtsbez. Hartenstein  15 893
   GAmtsbez. Königstein  10 656    GAmtsbez. Hohenstein-Ernstthal  19 602
   GAmtsbez. Gottleuba  4 838 Amtshauptmannschaft Chemnitz  262 197    GAmtsbez. Lichtenstein  19 589
   GAmtsbez. Neustadt  9 691    GAmtsbez. Augustusburg  23 480    GAmtsbez. Lößnitz  8 315
   GAmtsbez. Schandau  12 240    GAmtsbez. Chemnitz  125 007    GAmtsbez. Meerane  22 003
   GAmtsbez. Sebnitz  10 369    GAmtsbez. Frankenberg  21 501    GAmtsbez. Waldenburg  12 146
   GAmtsbez. Stolpen  12 889    GAmtsbez. Limbach  20 938 Kreisdirektion Zwickau  959 063
Amtshauptmannschaft Freiberg  129 613    GAmtsbez. Öderan  11 664
   GAmtsbez. Altenberg  5 603    GAmtsbez. Stollberg  41 523 Amtshauptmannschaft Bautzen  162 862
   GAmtsbez. Brand  16 028    GAmtsbez. Zschopau  18 084    GAmtsbez. Bautzen  39 851
   GAmtsbez. Frauenstein  13 528 Amtshauptmannschaft Zwickau  231 402    GAmtsbez. Bischofswerda  22 481
   GAmtsbez. Freiberg  54 677    GAmtsbez. Crimmitschau  25 112    GAmtsbez. Kamenz  25 426
   GAmtsbez. Sayda  25 081    GAmtsbez. Eibenstock  19 042    GAmtsbez. Königsbrück  9 018
   GAmtsbez. Tharandt  14 696    GAmtsbez. Johanngeorgenstadt  7 237    GAmtsbez. Königswartha  7 303
Kreisdirektion Dresden  677 671    GAmtsbez. Kirchberg  21 861    GAmtsbez. Neusalza  20 844

   GAmtsbez. Scheibenberg  10 490    GAmtsbez. Pulsnitz  19 159
Amtshauptmannschaft Leipzig  258 644    GAmtsbez. Schneeberg  21 630    GAmtsbez. Schirgiswalde  18 780
   GAmtsbez. Borna  21 322    GAmtsbez. Schwarzenberg  19 966 Amtshauptmannschaft Löbau  167 271
   GAmtsbez. Leipzig I  145 462    GAmtsbez. Werdau  26 142    GAmtsbez. Bernstadt  8 241
   GAmtsbez. Leipzig II  43 910    GAmtsbez. Wildenfels  14 400    GAmtsbez. Ebersbach  19 269
   GAmtsbez. Markranstädt  7 095    GAmtsbez. Remse  5 722    GAmtsbez. Großschönau  17 346
   GAmtsbez. Pegau  14 802    GAmtsbez. Zwickau  59 800    GAmtsbez. Herrnhut  12 674
   GAmtsbez. Rötha  7 996 Amtshauptmannschaft Plauen  202 881    GAmtsbez. Löbau  28 977
   GAmtsbez. Taucha  8 771    GAmtsbez. Adorf  13 483    GAmtsbez. Ostritz  10 655
   GAmtsbez. Zwenkau  9 286    GAmtsbez. Auerbach  19 109    GAmtsbez. Reichenau  13 398
Amtshauptmannschaft Grimma  107 208    GAmtsbez. Elsterberg  7 356    GAmtsbez. Weißenberg  6 818
   GAmtsbez. Brandis  8 183    GAmtsbez. Falkenstein  14 900    GAmtsbez. Zittau  49 893
   GAmtsbez. Grimma  24 056    GAmtsbez. Klingenthal  10 265 Kreisdirektion Bautzen  330 133
   GAmtsbez. Lausigk  7 702    GAmtsbez. Lengenfeld  8 957
   GAmtsbez. Oschatz  25 693    GAmtsbez. Markneukirchen  7 885
   GAmtsbez. Strehla  7 418    GAmtsbez. Ölsnitz  21 445 Königreich Sachsen 2 556 244
   GAmtsbez. Wurzen  25 413    GAmtsbez. Pausa  10 176
   GAmtsbez. Wermsdorf  8 743    GAmtsbez. Plauen  43 034
_____
GAmtsbez. = Gerichtsamtsbezirk
Quelle: [6]

1. Juli 1936

Dr. Georg Hoffmann Präsident 
(bis Mai 1945)

1937

Statistisches Landesamt Hamburg 
wird städtisches Amt

30. Juni 1936

Präsident Dr. Arno Pfütze geht krank-
heitsbedingt in den Ruhestand
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fentlich-rechtlichen Befugnisse und wurde zum ausschließlichen 
Objekt des bürgerlichen Rechtes (vgl. dazu auch [1, S. 44 - 46]. 
Die Zahl der Amtshauptmannschaften blieb bei 14. Die Zuord-
nung einzelner Gerichtsamtsbezirke und Gemeinden wechselte 
aber wieder. Durch die Zuordnung des Gerichtsamtsbezirkes 
Nossen in die Meißner Kreisdirektion verschob sich die Grenze 
zwischen der Leipziger und der Meißner Kreisdirektion deutlich. 
Das Gerichtsamt Stolpen wurde aus der Amtshauptmannschaft 
Bautzen wieder in die Amtshauptmannschaft Pirna umgeglie-
dert. Die Schönburgsche Rezessherrschaft wurde erst 1865 in 
Gerichtsamtsbezirke aufgeteilt. Die Gerichtsamtsbezirke waren 
auch maßgeblich für die Aufteilung Sachsens in Wahlbezirke für 
die Reichstags- und Landtagswahlen. 

Periode von 1873 bis 1945/50

Im Jahre 1873/1874 kam es im Königreich Sachsen zu der         
bis dahin einschneidendsten Veränderung in der Verwaltungs-
gliederung. Durch das Gesetz vom 21. April 1873 [20] wurde 
die Justizverwaltung von der allgemeinen Verwaltung in den 
Gerichtsamtsbezirken getrennt. Die Gerichtsamtsbezirke exis-
tierten nur noch als Gerichtsbezirke der ersten Instanz bis 1879 
fort. [21] In diesem Jahr wurde dann in Sachsen die Gerichts-
struktur des Deutschen Reiches eingeführt, nämlich die Amtsge-
richte, Landgerichte usw. Der Gerichtsbezirk des Amtsgerichtes 
heißt ab dieser Zeit Amtsgerichtsbezirk. Die neue Verwaltungs-
struktur trat formell am 15. Oktober 1874 in Kraft. [22] Als un-

1938

Gründung des Statistischen Amtes 
des Provinzialverbandes Westfalen 
in Münster

28. Februar 1938

Ausscheiden von Abteilungsvorstand 
Prof. Dr. Dr. Felix Burkhardt aus dem 
StLA infolge seiner Ernennung zum 
a.o. Professor in Leipzig

17. Mai 1938

Geplante Volkszählung auf Grund 
des „Anschlusses“ von Österreich 
um ein Jahr verschoben
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tere Verwaltungsbehörden wurden die Amtshauptmannschaften 
eingerichtet, die bisher zwischen den Kreisdirektionen und den 
Gerichtsamtsbezirken in der Hierarchie gestanden hatten. Deren 
Zahl stieg von 14 auf 25. An die Stelle der Kreisdirektionen traten 
die Kreishauptmannschaften. Bis auf einige kleine Gebietsaus-
tausche hatten die Kreishauptmannschaften die gleiche Abgren-
zung wie ihre Vorgänger, die Kreisdirektionen. 

Ab 1874 hatte die Kreishauptmannschaft Bautzen (ab jetzt auch 
alphabetisch an erster Stelle genannt) vier Amtshauptmann-
schaften (Bautzen, Kamenz, Löbau, Zittau), die Kreishaupt-
mannschaft Dresden sechs Amtshauptmannschaften (Dres-
den, Dippoldiswalde, Freiberg, Großenhain, Meißen, Pirna), die 
Kreishauptmannschaft Leipzig sechs Amtshauptmannschaften 
(Borna, Döbeln, Grimma, Leipzig, Oschatz, Rochlitz) und die 
Kreishauptmannschaft Zwickau neun Amtshauptmannschaften 
(Annaberg, Auerbach, Chemnitz, Flöha, Marienberg, Ölsnitz, 
Plauen, Schwarzenberg, Zwickau). Darüber hinaus gehörte zur 
Kreishauptmannschaft Zwickau die Schönburgsche Rezessherr-
schaft, die durch eine so genannte Gesamtkanzlei verwaltet wur-
de. 1874 trat eine Königliche Verwaltungskommission an deren 
Stelle. 1878 ging die Gerichtsbarkeit der Schönburgschen Re-
zessherrschaft an den Staat und es wurde die Amtshauptmann-
schaft Glauchau als 26. Amtshauptmannschaft eingerichtet. Sie 
bestand aus den bisherigen Gerichtsämtern Glauchau, Lichten-
stein, Hohenstein-Ernstthal, Meerane und Waldenburg. Das Ge-
richtsamt Hartenstein wurde in die Amtshauptmannschaft Zwi-
ckau und das Gerichtsamt Lößnitz in die Amtshauptmannschaft 
Schwarzenberg eingegliedert. 1880 wurde die Amtshauptmann-
schaft Dresden in die Amtshauptmannschaften Dresden-Altstadt 
und Dresden-Neustadt geteilt. 

Ab 1. Oktober 1900 wurde von der Kreishauptmannschaft Zwi-
ckau als fünfte die Kreishauptmannschaft Chemnitz abgeteilt. 
Sie umfasste die Amtshauptmannschaften Annaberg, Chemnitz, 
Flöha, Glauchau und Marienberg. [23]  Diese Verwaltungsre-
form hatte bis in die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg Bestand, 
in ihren Grundzügen sogar bis nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Veränderungen gab es im Umfeld der Großstädte. Durch Einge-
meindungen verloren die umliegenden Amtshauptmannschaften 
Fläche und Einwohner. (Zur Verwaltungsgliederung im Jahre 
1900 siehe Tab. 5. und Abb. 4.)

Im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts begann eine Entwick-
lung, in deren Verlauf eine Reihe von größeren Städten aus dem 
Verbund der Amtshauptmannschaften ausgegliedert wurde, sie 
wurden so genannte bezirksfreie Städte und waren der jewei-

Amtshauptmannschaft
Kreishauptmannschaft

Fläche
in km2 Einwohner1)

Bautzen 826,49  119 939 
Kamenz 695,94  69 546 
Löbau 523,09  102 233 
Zittau 424,21  113 455 

Kreishauptmannachaft Bautzen 2 469,73  405 173 

Stadt Chemnitz 36,50  206 913 
Annaberg 433,63  104 709 
Chemnitz 475,86  182 136 
Flöha 404,43  87 943 
Glauchau 316,08  147 456 
Marienberg 404,49  63 227 

Kreishauptmannschaft Chemnitz 2 070,99  792 393 

Stadt Dresden 43,09  396 146 
Dippoldiswalde 652,12  53 906 
Dresden-Altstadt 244,28  166 840 
Dresden-Neustadt 358,45  126 706 
Freiberg 653,98  116 230 
Großenhain 795,71  83 739 
Meißen 683,17  123 581 
Pirna 906,06  149 341 

Kreishauptmannschaft Dresden 4 336,86 1 216 489 

Stadt Leipzig 57,00  456 124 
Borna 548,76  75 605 
Döbeln 583,94  117 882 
Grimma 846,53  103 009 
Leipzig 441,65  137 031 
Oschatz 572,71  57 446 
Rochlitz 516,76  113 535 

Kreishauptmannschaft Leipzig 3 567,35 1 060 632 

Auerbach 426,53  99 751 
Ölsnitz 457,07  69 386 
Plauen 542,53  170 215 
Schwarzenberg 511,49  122 267 
Zwickau 610,39  265 910 

Kreishauptmannschaft Zwickau 2 548,01  727 529 

Königreich Sachsen 14 992,94 4 202 216 
___
1) 1. Dezember 1900

Tab. 5   Administrative Gliederung des Königreiches 
              Sachsen 1900

17. Mai 1939

Volks-, Berufs- und Betriebszählung 
(Sachsen: 5 231 739 EW)

1. August 1939

Wiedereintritt von Präsident a. D. 
Dr. Arno Pfütze in das Statistische 
Landesamt

9. November 1938

Reichskristallnacht
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ligen Kreishauptmannschaft direkt unterstellt. Plauen und Zwi-
ckau wurden 1907 bezirksfrei. [24] Am 1. Januar 1915 folgten die 
Städte Freiberg, Meißen, Zittau und Bautzen. [25] Im Jahre 1924 
kam dann eine weitere Gruppe hinzu: Döbeln, Freital, Glauchau, 
Meerane, Mittweida, Reichenbach, Pirna, Wurzen (1. April 1924); 
Aue (30. Juni 1924); Crimmitschau, Werdau (1. Juli 1924); Riesa 
(1. Oktober 1924). [26] Am 1. Januar 1935 wurde schließlich Ra-
debeul bezirksfrei. 

Ab 1. Juli 1910 wurde von der Amtshauptmannschaft Chemnitz 
die Amtshauptmannschaft Stollberg abgetrennt. [27] Ab 1. Juli 
1919 wurde in der Amtshauptmannschaft Zwickau ein amtshaupt-
mannschaftliches Zweigamt in Werdau gebildet. [28] Am 1. Juli 

1920 wurde eine Amtshauptmannschaft Werdau begründet. [29] 
Sie hatte allerdings nur bis zum 1. März 1933 Bestand. Dann 
wurde sie wieder in die Amtshauptmannschaft Zwickau eingeglie-
dert. 1874 waren in vier Amtshauptmannschaften so genannte 
amtshauptmannschaftliche Delegationen eingerichtet worden: 
Döhlen (heute Ortsteil von Freital), Schandau (heute Bad Schan-
dau), Sayda, Crimmitschau. [30] Über ihre Wirksamkeit ist bis auf 
Sayda nichts bekannt. Sie wurde wahrscheinlich 1939 endgültig 
aufgelöst. [31] Bei Crimmitschau lässt sich vermuten, dass die 
Funktionen auf das Zweigamt Werdau übergegangen sein kön-
nen. Ab 1. Juli 1924 wurden die Amtshauptmannschaften Dres-
den-Altstadt und Dresden-Neustadt zur Amtshauptmannschaft 
Dresden vereinigt. [32]

1. September 1939

Beginn des Zweiten Weltkrieges 
mit dem Überfall auf Polen

1939

Schließung der Bibliothek des 
StLA für die öffentliche Nutzung 
nach Kriegsbeginn

1940

Zunehmende Umstellung der 
Statistik auf Belange der Kriegs-
führung und Kriegswirtschaft
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Im Jahr 1928 erfolgte auch eine Korrektur der Grenze zwischen 
Sachsen und Thüringen. [33, 34] Bis dahin hatte es die größere 
sachsen-altenburgische Enklave Rußdorf südlich von Limbach 
und Oberfrohna gegeben, sowie zwei größere sächsische Exkla-
ven in Thüringen: Liebschwitz und weitere Gemeinden (heute im 
südlichen Stadtgebiet von Gera gelegen), Hilbersdorf (südöstlich 
von Gera). Dazu kamen weitere kleinere Enklaven und Exklaven 
sowie ein an einigen Stellen hochkomplizierter Grenzverlauf.6) 
(Vgl. auch [33].)

Die Zahl der Kreishauptmannschaften wurde per 1. Juli 1932 
um eine verringert, indem die Kreishauptmannschaften Dresden 
und Bautzen zur Kreishauptmannschaft Dresden-Bautzen zu-
sammengelegt wurden. [36] In den 1930er Jahren erfolgte eine 

Angleichung der sächsischen Bezeichnungen für die Verwal-
tungseinheiten an den deutschen (bzw. ursächlich preußischen) 
Standard. Zum 1. April 1935 wurden die bezirksfreien Städte in 
Stadtkreis umbenannt und zum 1. Januar 1939 die Kreishaupt-
mannschaften in Regierungsbezirke und die Amtshauptmann-
schaften in Landkreise. [37] 7) Der Begriff „bezirksfreie Stadt“ ist 
in statistischen Veröffentlichungen auch weiterhin neben „kreis-
freie Stadt“ oder „Stadtkreis“ zu fi nden. Tabelle 6 zeigt die po-
litisch-administrative Gliederung des Freistaates Sachsen 1939 
mit den entsprechenden Volkszählungsergebnissen.

Während der Zeit des Zweiten Weltkrieges unterblieben Verän-
derungen in der administrativen Gliederung des Landes Sachsen 
weitestgehend. Im Mai 1945 wurde der östlich der Neiße gele-

30. September 1941

Endgültiges Ausscheiden von Dr. Arno 
Pfütze aus dem Statistischen Landesamt

Dezember 1943

89. Jg. der Zeitschrift erscheint „Streng ver-
traulich“ und „Nur für den Dienstgebrauch“

um 1940

Entstehung des Lippischen 
Statistischen Amtes
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gene Teil des Landkreises Zittau, der später so genannte „Sack 
von Turoszów“ aus dem Verwaltungsverbund des Landes Sach-
sen ausgegliedert. (Vgl. auch [18]). Durch Befehl der SMA vom 
9. Juli 1945 wurden die Landkreise Görlitz, Hoyerswerda und 
Weißwasser sowie der Stadtkreis Görlitz aus der ehemaligen 
Provinz Niederschlesien des Landes Preußen nach Sachsen 
umgegliedert. Tabelle 7 zeigt die administrative Gliederung und 
die Bevölkerungszahlen von 1945. Per 16. Januar 1947 wurden 
die Landkreise Weißwasser und Görlitz zum Landkreis Weißwas-
ser-Görlitz mit dem Kreissitz Weißwasser zusammengefasst. Ab 
12. Januar 1948 wurde er in Landkreis Niesky umbenannt. [31] 

In diese Periode fällt auch die Eingliederung der 17 Stadtkreise 
Aue, Bautzen, Crimmitschau, Döbeln, Freiberg, Freital, Glauchau, 
Meerane, Meißen, Mittweida, Radebeul, Reichenbach, Riesa, 
Pirna, Werdau, Wurzen und Zittau in die umliegenden Land-
kreise. Vermutlich ist das schon 1946 geschehen, denn die Er-
gebnisdarstellung der Volkszählung vom Oktober 1946 weist nur 
noch die restlichen sechs Stadtkreise auf.

Nach 1945 gab es offensichtlich gewisse Unklarheiten darüber, 
ob Bezirksverwaltungen existieren sollten oder nicht. Eine Verord-
nung der Landesverwaltung Sachsen vom 26. April 1946 über die 
Errichtung von Bezirksverwaltungen [39] kam nicht zur Durchfüh-
rung. Durch eine Verordnung des Sächsischen Ministeriums des 
Innern wurden im März 1947 die Bezirksverwaltungen formal auf-
gehoben. [40] Als Grund wurde angegeben, dass das Land Sach-
sen laut seiner Verfassung aus Landkreisen und Gemeinden beste-
he. Die Errichtung von Bezirksverwaltungen galt offensichtlich als 
nicht verfassungskonform. Mit Wirkung vom 28. Mai 1948 wurden 
schließlich alle bis dahin noch existierenden selbstständigen Guts-
bezirke aufgelöst und in benachbarte Gemeinden eingegliedert. 
[41] Das heißt, am Ende dieser Periode verfügte das Land Sach-

Verwaltungsbezirk Fläche in km2 Einwohner1)

Stadtkreis Chemnitz  77,60  334 713 
Stadtkreis Glauchau  24,72  33 087 
Stadtkreis Meerane  10,56  24 438 
Landkreis Annaberg  433,96  114 495 
Landkreis Chemnitz  280,81  157 693 
Landkreis Flöha  384,18  103 261 
Landkreis Glauchau  304,17  105 363 
Landkreis Marienberg  397,43  68 583 
Landkreis Stollberg  198,62  85 948 
Regierungsbezirk Chemnitz 2 112,05 1 027 581 
Stadtkreis Bautzen  17,43  40 260 
Stadtkreis Dresden  118,89  629 713 
Stadtkreis Freiberg  20,94  35 712 
Stadtkreis Freital  15,37  37 167 
Stadtkreis Meißen  21,49  46 648 
Stadtkreis Pirna  25,62  35 469 
Stadtkreis Radebeul  25,56  37 640 
Stadtkreis Riesa  21,41  28 321 
Stadtkreis Zittau  20,38  37 924 
Landkreis Bautzen  810,47  112 953 
Landkreis Dippoldiswalde  643,97  61 875 
Landkreis Dresden  505,84  148 490 
Landkreis Freiberg  623,77  81 007 
Landkreis Großenhain  747,47  78 655 
Landkreis Kamenz  689,84  83 055 
Landkreis Löbau  531,66  107 479 
Landkreis Meißen  675,04  95 818 
Landkreis Pirna  886,84  141 060 
Landkreis Zittau  406,29  85 357 
Regierungsbezirk
   Dresden-Bautzen 6 808,28 1 924 603 
Stadtkreis Döbeln  14,97  24 547 
Stadtkreis Leipzig  142,35  702 155 
Stadtkreis Mittweida  12,27  18 734 
Stadtkreis Wurzen  10,75  18 483 
Landkreis Borna  605,15  96 109 
Landkreis Döbeln  513,27  101 279 
Landkreis Grimma  832,12  105 013 
Landkreis Leipzig  356,86  144 032 
Landkreis Oschatz  565,48  61 972 
Landkreis Rochlitz  508,60  106 841 
Regierungsbezirk Leipzig 3 561,82 1 379 165 
Stadtkreis Aue  19,88  25 435 
Stadtkreis Crimmitschau  10,70  27 225 
Stadtkreis Plauen  34,10  109 556 
Stadtkreis Reichenbach  15,04  31 681 
Stadtkreis Werdau  8,67  21 354 
Stadtkreis Zwickau  32,97  84 399 
Landkreis Auerbach  431,08  125 592 
Landkreis Oelsnitz  447,04  69 788 
Landkreis Plauen  475,54  66 386 
Landkreis Schwarzenberg  494,35  131 231 
Landkreis Zwickau  543,18  161 333 
Regierungsbezirk Zwickau 2 512,55  853 980 

Freistaat Sachsen 14 994,70 5 185 329 ___

Tab. 6   Administrative Gliederung des Freistaates 
              Sachsen 1939

1) Wohnbevölkerung am 17. Mai 1939 ohne Soldaten und ohne 
     diensttuende Arbeitsdienstleute

_____
6) Die Beschreibung im Einzelnen soll hier unterbleiben, weil die Situa-

tion ohne Ortskenntnis nur sehr schwer nachvollziehbar ist. In [34] ist 
eine vollständige Aufl istung der betroffenen Gebietsteile mit Flächen-
größe und Einwohnerzahl enthalten. Der Grenzverlauf kann etwas 
generalisiert aus einschlägigen (alten) Atlanten entnommen werden, 
z. B. die Thüringen-Karten mit farbigen politischen Grenzen in Andräs 
Handatlas oder Stielers Handatals. Für Details sei aber auf den (neu-
en) Atlas zur Geschichte und Landeskunde von Sachsen [35] verwie-
sen, hier besonders die Karten C IV 2, 2.1, 2.2 und 2.3. Sie zeigen den 
komplizierten Grenzverlauf im Detail.

7) Neben Sachsen waren auch Baden und Württemberg von dieser Maß-
nahme betroffen.

9. Februar 1944

Tod des Leiters der Bibliothek, Dr. Jo-
hannes Richter, nach schwerer Krankheit

1944

Einstellung der Veröffent-
lichungstätigkeit des StLA

13./14. Februar 1945

Bombenangriff auf Dresden: Zerstörung 
des Gebäudes des Statistischen Landes-
amtes in der Ritterstraße
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sen über einen zweigliedrigen Verwaltungsaufbau: Gemeinden 
(Stadt- und Landgemeinden) und Kreise (Land- und Stadtkreise).

Periode von 1950/52 bis 1990/94

Im Jahr 1950 fand die erste umfassende Gebietsreform in der DDR 
statt. (Vgl. dazu [42, S. 9, 36].) So wie in den anderen (noch existie-
renden) Ländern der DDR wurde auch in Sachsen im April 1950 ein 
„Gesetz zur Änderung der Kreis- und Gemeindegrenzen“ erlassen. 
Seine Ausführung wurde am 1. Juli 1950 wirksam. [44]  In Sachsen 
bestanden die Auswirkungen dieser Verwaltungsneugliederung 
auf der Kreisebene hauptsächlich darin, dass die Abgrenzung der 
Kreise zueinander verändert wurde. Der 1910 geschaffene Land-
kreis Stollberg wurde wieder aufgelöst und auf die Landkreise 
Chemnitz, Aue und Zwickau aufgeteilt. Hintergrund dafür dürfte 
in erster Linie die territoriale Entwicklung des Stadtkreises Chem-
nitz gewesen sein. Durch Eingemeindungen an seiner Südgren-
ze ist der Landkreis Chemnitz hier stark verkleinert worden (vgl. 
Abb. 5). Darüber hinaus wurden jedoch in Sachsen keine Kreise 
aufgelöst oder neu gebildet. Auf der Gemeinde ebene waren die 
Folgen dieser Gebietsreform in Sachsen deutlich größer. Rund 
350 kleine und kleinste Gemeinden verloren ihre Selbstständigkeit 
und wurden in benachbarte Gemeinden eingegliedert. In anderen 
Ländern der DDR waren die Auswirkungen dieser Gebietsreform 
größer. Insgesamt wurden rund 2 400 Gemeinden, ein Fünftel aller 
bestehenden Gemeinden der DDR aufgelöst. [42, S. 9] Diese Ge-
bietsreform ist im Bewusstsein vieler Menschen weniger präsent, 
hatte sie doch auch nur kurzen Bestand. Am Ende dieser Periode 
wurden noch am 17. Dezember 1951 die Stadtkreise Schneeberg 
und Johanngeorgenstadt aus dem Landkreis Aue ausgegliedert. 
Die Begründung dafür ist im Uranbergbau der Wismut zu suchen. 
Zum gleichen Zeitpunkt entstand aus einem Teil der Gemeinden 
des Landkreises Aue der Landkreis Schwarzenberg.

Im Jahre 1952 erfolgte eine grundsätzliche Neugliederung des 
Territoriums der Deutschen Demokratischen Republik. [45] Die 
bisherigen Länder wurden aufgelöst. In § 4 Buchstabe a) des 
„Gesetzes über die weitere Demokratisierung des Aufbaus und 
der Arbeitsweise der staatlichen Organe in den Ländern der 
Deutschen Demokratischen Republik“ wurde angeordnet, dass 
die Länder die „bisher von den Landesregierungen wahrgenom-
menen Aufgaben auf die Organe der Bezirke“ überzuleiten haben. 
§ 1 Ziffer 1 legt fest: „Die Länder haben eine Neugliederung ihrer 
Gebiete in Kreise vorzunehmen.“ § 2 Ziffer 1 lautet: „Die Länder 
haben jeweils Kreise in Bezirke zusammenzufassen.“ Das heißt, 
der bis dahin zweigliedrige Verwaltungsaufbau der Deutschen 

Kreis Fläche in km2 Einwohner1)

Stadtkreise

Stadtkreis Aue 19,95 24 611 
Stadtkreis Bautzen 17,43 35 434 
Stadtkreis Chemnitz 77,65 243 613 
Stadtkreis Crimmitschau 10,71 27 767 
Stadtkreis Döbeln 14,95 25 094 
Stadtkreis Dresden 127,89 454 249 
Stadtkreis Freiberg 20,94 38 624 
Stadtkreis Freital 15,37 37 140 
Stadtkreis Glauchau 24,72 32 379 
Stadtkreis Görlitz 15,26 73 583 
Stadtkreis Leipzig 141,42 581 528 
Stadtkreis Meerane 10,56 25 174 
Stadtkreis Meißen 21,70 46 084 
Stadtkreis Mittweida 12,27 19 857 
Stadtkreis Pirna 25,95 36 950 
Stadtkreis Plauen 36,23 82 134 
Stadtkreis Radebeul 25,56 40 072 
Stadtkreis Reichenbach 15,04 31 125 
Stadtkreis Riesa 21,41 29 988 
Stadtkreis Werdau 8,67 21 429 
Stadtkreis Wurzen 10,75 20 139 
Stadtkreis Zittau 19,37 43 968 
Stadtkreis Zwickau 44,97 115 780 

Landkreise

Landkreis Annaberg 434,18 107 774 
Landkreis Auerbach 428,43 124 879 
Landkreis Bautzen 810,46 114 608 
Landkreis Borna 603,87 124 743 
Landkreis Chemnitz 279,54 160 712 
Landkreis Dippoldiswalde 644,70 76 161 
Landkreis Döbeln 513,27 115 202 
Landkreis Dresden 496,93 146 260 
Landkreis Flöha 384,28 109 442 
Landkreis Freiberg 622,65 92 360 
Landkreis Glauchau 304,17 117 144 
Landkreis Görlitz 271,80 31 207 
Landkreis Grimma 832,02 122 137 
Landkreis Großenhain 747,47 91 667 
Landkreis Hoyerswerda 869,83 59 708 
Landkreis Kamenz 689,85 82 262 
Landkreis Leipzig 358,96 162 142 
Landkreis Löbau 531,66 120 033 
Landkreis Marienberg 397,32 70 220 
Landkreis Meißen 674,77 114 143 
Landkreis Oelsnitz 447,31 76 573 
Landkreis Oschatz 565,58 85 492 
Landkreis Pirna 886,94 159 378 
Landkreis Plauen 474,59 77 819 
Landkreis Rochlitz 508,60 131 969 
Landkreis Schwarzenberg 496,33 123 617 
Landkreis Stollberg 199,90 86 090 
Landkreis Weißwasser 980,00 69 031 
Landkreis Zittau 267,63 72 684 
Landkreis Zwickau 530,11 140 491 

Bundesland Sachsen 16 991,92 5 252 670 
___

Tab. 7   Administrative Gliederung des Bundeslandes 
              Sachsen 1945

1) Wohnbevölkerung einschl. Umsiedler ohne festen Wohnsitz 
    am 1. Dezember 1945

Mai 1945

Wiederaufnahme statistischer Arbeiten 
im Gebäude des Hauptstaatsarchives

Mai 1945

Umgliederung der Landkreise Görlitz, 
Hoyerswerda, Weißwasser und der Stadt 
Görlitz nach Sachsen

8. Mai 1945

Ende des Zweiten Weltkrieges



© Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 85

175 Jahre

Demokratischen Republik (Länder, Land- und Stadtkreise) wur-
de durch einen anderen zweigliedrigen Verwaltungsaufbau (Be-
zirke, Land- und Stadtkreise) abgelöst. Die Begründung für diese 
Verwaltungsreform fi ndet man in § 1 und 2 (jeweils in Ziffer 2), wo 
es heißt: „Die Abgrenzung der Kreise (Bezirke) hat so zu erfol-
gen, dass sie den wirtschaftlichen Erfordernissen entspricht und 
die Durchführung aller staatlichen Aufgaben, insbesondere die 
wirksame Anleitung und Kontrolle der staatlichen Organe in den 
Gemeinden (Kreisen) gewährleistet ist.“ 

Aus dem Land Sachsen entstanden drei Bezirke: Chemnitz, Dres-
den und Leipzig. Dabei kam es zu Verschiebungen der Grenzen 
der neuen Bezirke und der alten Länder. Die neu gebildeten Land-
kreise Hoyerswerda und Weißwasser wurden dem Bezirk Cott-

bus zugeordnet. Dafür hatten in erster Linie wirtschaftliche Grün-
de gesprochen (Braunkohlengewinnung und Energiewirtschaft). 
Aus dem Land Thüringen wurden die Landkreise Altenburg und 
Schmölln dem Bezirk Leipzig zugeschlagen. Aus Sachsen-An-
halt gelangten große Teile der bisherigen Landkreise Delitzsch 
und Torgau sowie einzelne Gemeinden der bisherigen Land-
kreise Bitterfeld, Merseburg, Weißenfels und Wittenberg in den 
Bezirk Leipzig. Daraus wurden die neuen Landkreise Delitzsch, 
Eilenburg und Torgau gebildet. Dabei ergab sich zwischen den 
Bezirken Chemnitz und Leipzig einerseits und den Bezirken Gera 
und Halle andererseits eine Grenzziehung, die von der früheren 
im Detail stark abwich (vgl. dazu [29]). In beiden Fällen lassen 
sich für die Umgliederung von Territorien wirtschaftliche Gründe 
anführen. Bis 1952 lag Leipzig relativ peripher an der Nordwest-

3. August 1945

Aufnahme des allgemeinen 
Postverkehrs in der Sowjetischen 
Besatzungszone (SBZ)

15. September 1945

Gründung des Statistischen Amtes 
der Provinz Brandenburg

19. Oktober 1945

Befehl Nr. 105 des Sowjetischen Militär-
administration (SMAD): Errichtung einer 
„Deutschen Zentralverwaltung für Statis-
tik in der SBZ“
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grenze Sachsens. Mit der Zuordnung der drei nördlichen Land-
kreise zur Bezirksstadt Leipzig erhielt dieses Oberzentrum ein 
entsprechendes Umland. Die wirtschaftlichen Gründe im Einzel-
nen können hier nicht weiter dargestellt werden, FRANK RICH-
TER hat diesen Aspekt ausführlich untersucht.8) [46]

Die drei Bezirke waren in 48 Landkreise und acht Stadtkreise 
(Dresden, Görlitz; Leipzig; Chemnitz, Johanngeorgenstadt, 

Plauen, Schneeberg, Zwickau) gegliedert. Von den früheren 24 
Stadtkreisen hatten nur die sechs größten mit jeweils mehr als 
70 000 Einwohnern auf Dauer Bestand. Johanngeorgenstadt und 
Schneeberg blieben erst einmal kreisfrei auf Grund der hier täti-
gen Wismut.

Die in Tabelle 8 und Abbildung 7 gezeigte Verwaltungsgliederung 
hatte im Wesentlichen bis 1990 Bestand. Der Stadtkreis Johann-

Tab. 8  Administrative Gliederung der drei sächsischen Bezirke ab 1952

Kreis, Bezirk
Fläche
in km2

Einwohner1)

in 1 000
Kreis, Bezirk

Fläche
in km2

Einwohner1)

in 1 000

1201 Landkreis Bautzen 682 133,4 1401 Landkreis Annaberg 381 101,0
1202 Landkreis Bischofswerda 317 75,9 1402 Landkreis Aue 332 115,2
1203 Landkreis Dippoldiswalde 458 54,2 1403 Landkreis Auerbach 232 92,8
1204 Landkreis Dresden 355 136,6 1404 Landkreis Brand-Erbisdorf 354 41,5
1205 Landkreis Freital 313 107,5 1405 Landkreis Flöha 263 64,9
1206 Landkreis Görlitz 360 39,1 1406 Landkreis Freiberg 296 90,0
1207 Landkreis Großenhain 454 48,7 1407 Landkreis Glauchau 166 84,0
1208 Landkreis Kamenz 622 64,0 1408 Landkreis Hainichen 319 83,8
1210 Landkreis Löbau 396 118,3 1410 Landkreis Hohenstein-Ernstthal 135 72,7
1211 Landkreis Meißen 503 137,9 1411 Landkreis Karl-Marx-Stadt 289 140,1
1212 Landkreis Niesky 522 42,8 1418 Landkreis Klingenthal 236 45,2
1213 Landkreis Pirna 523 126,0 1412 Landkreis Marienberg 434 75,0
1214 Landkreis Riesa 364 91,9 1413 Landkreis Oelsnitz 350 50,1
1215 Landkreis Sebnitz 354 57,1 1414 LandkreisPlauen 306 28,8
1216 Landkreis Zittau 256 115,3 1415 Landkreis Reichenbach 156 74,4
1231 Stadtkreis Dresden 222 496,5 1416 Landkreis Rochlitz 311 62,3
1232 Stadtkreis Görlitz 26 96,1 1417 Landkreis Schwarzenberg 177 55,3

1409 Landkreis Stollberg 196 103,6
12 Bezirk Dresden 6 727 1 941,3 1419 Landkreis Werdau 244 99,6

1420 Landkreis Zschopau 215 62,4
1301 Landkreis Altenburg 346 118,6 1421 Landkreis Zwickau 332 115,3
1302 Landkreis Borna 372 100,0 1431 Stadtkreis Karl-Marx-Stadt 128 290,2
1303 Landkreis Delitzsch 384 60,6 1432 Stadtkreis Johanngeorgenstadt 28 21,5
1304 Landkreis Döbeln 424 114,5 1433 Stadtkreis Plauen 58 82,0
1305 Landkreis Eilenburg 489 49,6 1434 Stadtkreis Schneeberg 33 30,7
1306 Landkreis Geithain 263 41,5 1435 Stadtkreis Zwickau 57 135,8
1307 Landkreis Grimma 462 73,9
1308 Landkreis Leipzig 439 187,2 14 Bezirk Karl-Marx-Stadt 6 028 2 218,0 
1309 Landkreis Oschatz 459 59,2
1310 Landkreis Schmölln 225 43,9 Summe 17 725 5 741,5 
1311 Landkreis Torgau 612 61,3
1312 Landkreis Wurzen 354 58,2
1331 Stadtkreus Leipzig 141 613,7

13 Bezirk Leipzig 4 970 1 582,2 
___
1) 31. Dezember 1955

Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1955. 1. Jg., Berlin 1956, S. 13. 

Nr.Nr.

3. November 1945

Erste Nachkriegsvolkszählung in Sachsen

1. Dezember 1945

Volks- und Berufszählung in der SBZ 
(Sachsen: 5 262 570 EW)

Oktober 1945

Neuerrichtung des Statistischen Landesamtes im 
Gebäude Nordplatz 3 (später Dr.-Kurt-Fischer-Platz, 
heute Olbrichtplatz), Direktor: Dr. Friedrich Walter
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georgenstadt wurde durch Beschluss der Stadtverordneten vom 
13. Juni 1957 aufgelöst und in den Landkreis Schwarzenberg ein-
gegliedert. Der Stadtkreis Schneeberg wurde am 23. November 
1958 wieder aufgelöst und in Form der Gemeinden Schneeberg, 
Lindenau und Schlema in den Landkreis Aue eingegliedert. [42]

Die formalen, im Gesetzestext enthaltenen Begründungen für die 
Verwaltungsneugliederung im Jahre 1952 sind bereits eingangs 
dieses Abschnittes angeführt worden. Der ersten dort angeführten 
Begründung, dass die Verwaltungsgliederung wirtschaftlichen 
Erfordernissen entsprechen müsse, ist wohl kaum zu widerspre-
chen. Das hat zuletzt auch F. RICHTER [46] aufgezeigt. Diese 
Begründung galt unter anderen Rahmenbedingungen auch schon 
früher und gilt auch später noch. Da sich die wirtschaftlichen Er-
fordernisse seit 1873/74 beträchtlich geändert hatten, kann einer 
Anpassung der Verwaltungsgliederung (Zahl und Abgrenzung der 
Verwaltungseinheiten) nach einem Dreiviertel Jahrhundert an die-
se veränderten wirtschaftlichen Gegebenheiten erst einmal grund-
sätzlich nichts Negatives inne wohnen.9) Ohne an dieser Stelle auf 
Einzelheiten eingehen zu können, so ist doch festzuhalten, dass 
sich die Bezirksstädte als „Oberzentren“ in ihrem jeweiligen Bezirk 
unter den Bedingungen in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik durchgesetzt haben. Für die Kreisstädte ist das in den drei 
sächsischen Bezirken im Wesentlichen im Hinblick auf ihre Funkti-
on als „Mittelzentren“ auch zu sagen. Die Kreisstädte waren nicht 
nur politisch-administrative Zentren, sondern zunehmend auch 
wirtschaftliche Zentren in ihrem Kreisgebiet.10) In monozentrisch 
strukturierten Landkreisen (vor allem in den Altkreisen) waren 
die Wirtschaftsbeziehungen, das schließt auch die Verkehrsin-
frastruktur ein, schon immer stark auf die Kreisstadt ausgerichtet 
(z. B. Freiberg, Bautzen, Kamenz, Grimma u. a.). In polyzentrisch 
strukturierten Kreisen war die Stellung der Kreisstadt als Wirt-
schaftszentrum immer etwas schwächer ausgeprägt. Unter den 
Bedingungen der Planwirtschaft (gezielte und gelenkte Investiti-
onstätigkeit u. a. in die Kreisstädte) konnten die Kreisstädte als 
wirtschaftliche Zentren oft aufgewertet werden (z. B. im Kreis Dö-
beln: die Stadt Döbeln gegenüber den Städten Hartha, Leisnig, 
Waldheim). Es gab allerdings auch Kreissitze, deren Funktion als 
wirtschaftliche Zentren im Vergleich zu anderen, benachbarten 
Kreissitzen schwächer entwickelt war. Neben dem schon genann-
ten Sebnitz kann auf Beispiele, wie Brand-Erbisdorf (Nähe zu Frei-
berg mit Teilfunktionen eines Oberzentrums) oder Geithain (Bad 
Lausick als weitere  kreisangehörige Stadt) verwiesen werden.

Die zweite Begründung „Anleitung und Kontrolle“ stellt für sich 
genommen auch kein Novum dar. Auch die Amtshauptleute des 
19. Jahrhunderts hatten anzuleiten und zu kontrollieren. Der 

Kontrollaspekt gewinnt aber an Bedeutung, wenn man sieht, 
dass an Stelle des Landes Sachsen mit einer Landesregierung 
drei Bezirke mit jeweils einem eigenen Rat des Bezirkes tra-
ten, also drei Verwaltungen. Die Zergliederung ehemals groß-
er Landkreise und die Schaffung einer größeren Zahl kleinerer 
neuer Landkreise (vgl. dazu auch [46]) erleichterte nicht nur die 
„Kontrolle und Anleitung“ der Staatsorgane, sondern auch der 
Wirtschaftseinheiten und einzelner Personen. 

Ein dritter Grund für die Verwaltungsneugliederung im Jahre 
1952 fi ndet sich in der Präambel des Gesetzes [45]. Hier heißt 
es: „Der Staat des alten Deutschlands [– gemeint ist sicherlich 
der Staatsapparat – A.O. –] hatte nichts mit der Leitung der Wirt-
schaft zu tun, da Fabriken, Werke und Gruben sowie die Ban-
ken einzelnen Großkapitalisten gehörten... Der neue, wahrhaft 
demokratische Staat ...leitet im Auftrage des Volkes auch die 
Wirtschaft...“. Was hier nach wirtschaftlicher Begründung klingt, 
ist aber in Wirklichkeit eine politische Begründung. Die politisch 
gewollte Zentralisierung der Wirtschaftsleitung erforderte über-
schaubare politisch-administrative Einheiten. 

Mit der Verwaltungsreform vom Jahre 1952 wurde mit den bis 
dahin wirksamen Prinzipien der Verwaltungsgliederung (in 
Sachsen) gebrochen. Bis dahin war die Tendenz erkennbar, die 

_____
8) Seine Arbeit enthält auch weitere Literaturhinweise zu dieser Proble-

matik und eine Diskussion der verschiedenen wissenschaftlichen Auf-
fassungen dazu. 

9) Beispielsweise waren Flüsse bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts hi-
nein nicht nur natürliche Grenzen, sondern auch wirtschaftliche und 
politische Grenzen. Wirtschaftsverkehr über einen größeren Fluss 
hinweg war oft durch fehlende Brücken sehr schwierig. Das beste Bei-
spiel in Sachsen bildet die Elbe (Ämter „rechts der Elbe“ und „links der 
Elbe“). Kleinere Flüsse waren ebenfalls häufi g traditionelle politisch-
administrative Grenzen. Da sie dem Wirtschaftsverkehr aber wesent-
lich weniger hinderlich waren, entwickelten sich Wirtschaftsgebiete 
über diese Grenzen hinweg. Die Zugehörigkeit eines zusammenhän-
genden Wirtschaftsgebietes zu verschiedenen Verwaltungseinheiten 
(Amtshauptmannschaften, Landkreisen) konnte – musste aber nicht 
zwangsläufi g – für die Wirtschaftsentwicklung hinderlich sein. Als Bei-
spiel sei das obere Flöhagebiet bei Olbernhau genannt. Das rechte 
Ufer gehörte weitestgehend zur Amtshauptmannschaft Freiberg, das 
linke zur Amtshauptmannschaft Marienberg. Erst 1952 wurde dieses 
zusammengehörige Wirtschaftsgebiet im Landkreis Marienberg erst-
mals einer Verwaltungseinheit unterstellt.

10) Eine Ausnahme zumindest bildete die Stadt Sebnitz, die sich nie so 
richtig gegenüber Neustadt als wirtschaftlichem Zentrum des Kreises 
durchsetzen konnte.

11. Dezember 1945

Gründung des Hessischen Statistischen 
Landesamtes in Wiesbaden

ab Dezember 1945

Einsatz von Hollerith-Maschinen bei 
der Aufbereitung der Volkszählung

1. Januar 1946

Einmalige Erfassung aller Land-
wirtschaftsbetriebe in der SBZ
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Zahl der unteren Verwaltungseinheiten zu reduzieren (vgl. 
Tab. 12): 1830: 54 Ämter; 1849: 48 Amtsbezirke; ab 1873: 26/27 
Amtshauptmannschaften/Landkreise. In diesen Kontext passt 
auch, dass ab 1900 beginnend insgesamt 22 Städte zu bezirks-
freien Städten (Stadtkreisen) wurden. Damit wurden staatliche 
Verwaltungsbefugnisse von den Amtshauptmannschaften/
Landräten in die Städte selbst delegiert. Diese Städte erhielten 
vermehrte Selbstverwaltungsbefugnisse. Die Neugliederung der 
Verwaltung im Jahr 1952 brachte ein kleinteiliger strukturiertes 
Verwaltungssystem hervor. Vermehrte Aufgaben der staatlichen 
Organe (direkte Lenkung und Leitung der Wirtschaft) sowie ein 
erhöhtes Kontrollbedürfnis waren Bedingungen, die in „großen“ 
Territorien nicht effektiv umgesetzt werden konnten.

Periode seit 1990/94

Die 1952 entstandene Verwaltungsgliederung blieb für den säch-
sischen Raum bis 1990 im Wesentlichen bestehen. 1990 begann 
eine Übergangsperiode, die 1994 in die Kreisgebietsreform mün-
dete (ohne die Gemeindegebietsreform), und in der ein genereller 
Umbau der Verwaltungsgliederung stattfand. Diese Übergangs-
phase soll der letzten hier zu betrachtenden Periode seit 1990/94 
zugeordnet werden, da in ihr die heute gültige politisch-adminis-
trative Gliederung des Freistaates Sachsen entstand.

Nach der politischen Wende in der Deutschen Demokratischen 
Republik im Oktober 1989 war der Zusammenschluss mit der 

29. Oktober 1946

Volks- und Berufszählung in allen Besat-
zungszonen (Sachsen: 5 558 566 EW)

Oktober 1946

Monatszeitschrift „Statistische Praxis“ 
erscheint in Berlin

1. September 1946

Dr. Johanna Heß Direktorin des StLA 
mit 78 Planstellen
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Bundesrepublik Deutschland abzusehen. Die Angleichung an 
die Verwaltungsgliederung der Bundesrepublik stand auf der 
Tagesordnung. Mit dem Ländereinführungsgesetz [47] wurden 
mit Wirkung vom 14. Oktober 1990 auf dem Territorium der DDR 
die Länder wieder geschaffen so auch das Land Sachsen. Diese 
Maßnahme fand damals breiteste Zustimmung in allen Kreisen 
der Bevölkerung. Das Land Sachsen stimmt in seinen Grenzen 
mit dem 1952 aufgelösten Land Sachsen nur zum Teil überein. 
Die Kreise Hoyerswerda und Weißwasser, die 1952 dem Bezirk 
Cottbus zugeordnet worden waren, kamen wieder zu Sachsen. 
Die Kreise Altenburg und Schmölln, die der Bezirk Leipzig 1952 

erhalten hatte, wurden wieder dem Land Thüringen zugeordnet. 
(Obwohl in Volksbefragungen mehrheitlich für den Verbleib in 
Sachsen gestimmt worden ist, haben die Kreistage sich für Thü-
ringen entschieden.) Die nördlichen Kreise des Bezirkes Leipzig 
(Delitzsch, Eilenburg, Torgau), die 1952 vom Land Sachsen-An-
halt gekommen waren, verblieben auf Grund der Ergebnisse der 
Volksbefragungen beim Freistaat Sachsen. Die Verwaltungsglie-
derung Sachsens im Jahre 1991 zeigt Tabelle 9.

Die Außengrenze des Freistaates Sachsen wurde drei Mal ver-
ändert. Gemäß Staatsvertrag vom 4. März 1992 zwischen dem 

Tab. 9  Administrative Gliederung Sachsens 1991

Kreis
Fläche
in km2 Einwohner1) Kreis

Fläche
in km2 Einwohner1)

Stadtkreise

14001 Chemnitz  129,74  287 511 noch: Landkreise
14002 Dresden  225,75  485 132 14032 Hainichen  318,45  61 575 
14003 Görlitz  25,85  70 448 14033 Hohenstein-Ernstthal  134,29  56 549 
14004 Leipzig  145,69  503 191 14034 Hoyerswerda  668,37  102 501 
14005 Plauen  58,29  70 856 14035 Kamenz  616,64  58 858 
14006 Zwickau  56,98  112 565 14036 Klingenthal  236,12  32 676 

14037 Leipzig-Land  440,41  125 138 
Landkreise 14038 Löbau  399,92  89 805 

14039 Marienberg  433,88  60 634 
14011 Annaberg  382,31  77 394 14040 Meißen  505,71  108 035 
14012 Aue  364,74  111 065 14041 Niesky  520,80  37 229 
14013 Auerbach  233,26  66 764 14042 Oelsnitz  348,25  35 729 
14014 Bautzen  689,65  118 755 14043 Oschatz  458,37  49 060 
14015 Bischofswerda  316,41  61 654 14044 Pirna  520,97  103 842 
14016 Borna  364,16  81 284 14045 Plauen-Land  307,75  22 361 
14017 Brand-Erbisdorf  353,73  34 714 14046 Reichenbach  155,24  51 723 
14018 Chemnitz-Land  290,69  94 536 14047 Riesa  368,65  90 753 
14019 Delitzsch  384,35  52 296 14048 Rochlitz  310,53  46 811 
14020 Dippoldiswalde  458,41  42 606 14049 Schwarzenberg  197,62  55 628 
14021 Döbeln  421,56  84 792 14050 Sebnitz  351,16  47 872 
14022 Dresden-Land  356,51  100 114 14051 Stollberg  195,93  74 729 
14023 Eilenburg  489,37  49 085 14052 Torgau  611,92  53 340 
14024 Flöha  263,33  49 621 14053 Weißwasser  524,84  57 132 
14025 Freiberg  309,96  76 104 14054 Werdau  208,19  65 884 
14026 Freital  313,66  74 970 14055 Wurzen  352,24  48 229 
14027 Geithain  271,53  34 285 14056 Zittau  255,92  81 589 
14028 Glauchau  174,36  61 142 14057 Zschopau  214,15  53 936 
14029 Görlitz-Land  359,13  26 835 14058 Zwickau-Land  331,86  77 792 
14030 Grimma  456,67  61 578 
14031 Großenhain  453,49  40 170 Sachsen 18 337,77 4 678 877 

___
1) 31. Dezember 1991

Schlüssel-
Nr.

Schlüssel-
Nr.

1946

Gründung des Statistischen Amtes der 
britischen Besatzungszone in Hamburg

1947

Aufbau der Bevölkerungsfort-
schreibung einschließlich der 
Wanderungen in Sachsen

1947

Erweiterung des Personalbestandes 
auf 121 Planstellen
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Freistaat Sachsen und dem Land Thüringen [48] kamen ab 
1. April 1992 neun Gemeinden zu Sachsen (Ebersgrün – ohne 
OT Wolfshain, Elsterberg (Stadt), Görschnitz, Langenbach, Mühl-
troff (Stadt), Pausa/Vogtl. (Stadt), Ranspach, Thierbach, Unterrei-
chenau). Sie wurden in den Landkreis Plauen eingegliedert. Bei 
diesen Gemeinden handelt es sich um Gemeinden, die bis 1952 
zu Sachsen gehört hatten. Gemäß Ländereinführungsgesetz 
konnten solche Gemeinden wählen, ob sie in Thüringen bleiben 
oder wieder nach Sachsen kommen wollen. Am 1. August 1994 
wechselte der Ortsteil Cunsdorf der thüringischen Gemeinde 
Schönbach als Gemeinde Cunsdorf nach Sachsen. [49] Die Lan-
desgrenze zwischen dem Freistaat Sachsen und dem Land Bran-
denburg wurde durch den Staatsvertrag vom 9. Dezember 1998 

geringfügig geändert. [50] Es fand ein Gebietsaustausch statt. 
Zwischen der Gemeinde Spreetal (Sachsen) und der ehemaligen 
Gemeinde Schwarze Pumpe (Brandenburg) – am 27. September 
1998 war Schwarze Pumpe in die Stadt Spremberg eingemein-
det worden – wurden Flurstücke ausgetauscht. Darüber hinaus 
wurde ein Flächenstück der sächsischen Gemeinde Schleife in 
die brandenburgische Gemeinde Graustein ausgegliedert. Hin-
tergrund für diesen Gebietsaustausch ist die Tatsache, dass das 
Chemiewerk Schwarze Pumpe in den 1950er und 1960er Jahren 
ohne Berücksichtigung früherer Gemeinde- und Ländergrenzen 
errichtet worden war. Damit war 1990 eine Situation entstanden, 
dass die neue (alte) Ländergrenze mitten durch den Industrie-
komplex verlief.

Anfang 1948

Übergang der Aufgaben des Lippischen 
Statistischen Amtes auf das Amt in Münster

1948

Gründung des Statistischen Amtes 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
(Bizone) in Wiesbaden

1947

Gründung der Sowjetischen Aktien-
gesellschaft (SAG) Wismut
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Einige Jahre gab es Unstimmigkeiten darüber, ob es in Sachsen 
Regierungsbezirke gibt oder nicht. Im November 1990 nahmen 
durch Kabinettsbeschluss drei Regierungspräsidien ihre Arbeit 
auf (Chemnitz, Dresden, Leipzig). Eine Verwaltungsvorschrift 
des SMI vom 31. Mai 1994 regelte die Kennzeichnung der Regie-
rungsbezirke im Gemeindeschlüssel. [51] In statistischen Veröf-
fentlichungen wurden die Regierungsbezirke nach Anordnung des 
Bundesministeriums des Innern zum 31. Dezember 1995 wirk-
sam. Abschließend wurde der Zuschnitt der Regierungsbezirke in 
Sachsen in einem Gesetz vom 10. Dezember 1998 geregelt. [52]

1991 begann der Prozess der Kreis- und Gemeindereform. Die 
Kreisreform und die Gemeindereform liefen eine Zeitlang paral-
lel ab. Beim Zuschnitt der Kreise waren auch bestimmte später 
in Aussicht stehende Gemeindezusammenlegungen oder Ein-
gemeindungen zu beachten. Der Prozess der Kreisreform fand 
in der Öffentlichkeit ein breites Echo. Die Entwürfe für die Zu-
schnitte der Kreisgrenzen und die Festlegungen der jeweiligen 
Kreissitze wurden wiederholt revidiert. Im Ergebnis dieses höchst 
komplizierten und in sich nicht widerspruchsfreien Prozesses 
fand die Kreisreform am 1. August 1994 in Sachsen einen ersten 
Abschluss im Kreisgebietsreformgesetz [53]. Die politisch-admi-
nistrative Gliederung, wie sie nach dem Kreisgebietsreformge-
setz vorgesehen war, zeigt Tabelle 10 und wie sie ab 1. August 
1994 dann praktisch wirksam wurde, Tabelle 11. 

Die Kreisneugliederung lässt zum einen alte bis nach dem Zwei-
ten Weltkrieg existierende Verwaltungseinheiten wieder aufl e-
ben. So entspricht der Landkreis Löbau-Zittau im Wesentlichen 
der Summe der alten Amtshauptmannschaften Löbau und Zittau 
(ohne den östlich der Neiße gelegenen Teil). [18] Für den Land-
kreis Bautzen ist ähnliches zu sagen. Bei anderen Landkreisen 
schimmert die Amtshauptmannschaft durch, man hat aber die 
Grenzverläufe im Detail verändert. So umfasst der Landkreis 
Freiberg den größten Teil der ehemaligen Amtshauptmannschaft 
Freiberg, ergänzt durch den größten Teil des (Alt)kreises Flöha 
(als Teil der ehemaligen Amtshauptmannschaft Flöha). Eine dritte 
Gruppe von Landkreisen hat einen Zuschnitt, bei dem historische 
Vorbilder nur schwer auszumachen sind.

Auf Grund von Klagen vor dem Sächsischen Verfassungsge-
richt wurden der Westlausitzkreis und der Kreis Meißen-Dres-
den sowie der Elstertalkreis und der Göltzschtalkreis vorerst 
nicht gebildet. Die (Alt)kreise Dresden-Land, Meißen, Kamenz 
und Hoyerswerda sowie die (Alt)kreise Auerbach, Klingenthal, 
Oelsnitz, Plauen und Reichenbach blieben erst einmal beste-
hen. In den Landkreis Kamenz wurden sechs Gemeinden aus 

Tab. 10   Geplante Kreisgliederung 19941)

Verwaltungseinheit
Fläche
in km2 Einwohner

14161 Chemnitz, Stadt   129,75  279 520 
14166 Plauen, Stadt   58,31  69 387 
14167 Zwickau, Stadt   59,86  107 988 

14171 Annaberg   438,13  93 222 
14173 Chemnitzer Land   368,34  150 717 
14176 Elstertalkreis   839,17  82 874 
14177 Freiberg   926,34  157 688 
14178 Göltzschtalkreis   510,68  134 608 
14181 Mittlerer Erzgebirgskreis   608,65  99 842 
14182 Mittweida   779,56  143 689 
14188 Stollberg   285,99  99 311 
14191 Aue-Schwarzenberg   528,25  152 965 
14193 Zwickauer Land   553,75  144 324 

141 Regierungsbezirk Chemnitz  6 086,79 1 716 135 

14262 Dresden, Stadt   225,75  479 273 
14263 Görlitz, Stadt   25,85  67 647 
14264 Hoyerswerda, Stadt   31,14  60 894 

14272 Bautzen   974,22  163 379 
14280 Meißen-Dresden   856,05  204 522 

14284 Niederschlesischer
   Oberlausitzkreis  1 377,48  113 611 

14285 Riesa-Großenhain   839,06  129 953 
14286 Sächsischer Oberlausitzkreis   698,49  166 319 
14287 Sächsische Schweiz   929,09  156 658 
14290 Weißeritzkreis   732,02  112 071 
14292 Westlausitzkreis  1 259,59  115 884 

142 Regierungsbezirk Dresden  7 948,73 1 770 211 

14365 Leipzig, Stadt   148,58  490 851 

14374 Delitzsch   778,78  96 328 
14375 Döbeln   423,97  82 953 
14379 Leipziger Land   998,69  228 412 
14383 Muldentalkreis   874,10  118 555 
14389 Torgau-Oschatz  1 149,00  104 215 

143 Regierungsbezirk Leipzig  4 373,12 1 121 314 

14 Freistaat Sachsen  18 408,64 4 607 660 
___
1) Fläche und Einwohner am 31. Dezember 1993

Schlüssel-
Nr.

Juli 1948

Zusammenschluss der Statistischen 
Ämter Müster und Düsseldorf zum Statis-
tischen Landesamt Nordrhein-Westfalen

1948

Anmeldepflicht für alle Statistiken in der 
SBZ beim Statistischen Zentralamt Berlin

1. Juni 1949

Dr. Johanna Heß wird stellver-
tretende Leiterin des Statistischen 
Zentralamtes Berlin
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dem aufgelösten Altkreis Bischofswerda umgegliedert. Diese 
Verfassungsklagen hatten jedoch keinen Erfolg. Mit dem Ersten 
Kreisgebietsreformänderungsgesetz [54] vom 6. September 
1995 wurden die offenen Fragen im Raum Dresden/Westlausitz 
geklärt. Die Stadt Hoyerswerda wurde die siebte Kreisfreie Stadt 
in Sachsen. Es entstanden die Landkreise Meißen-Radebeul 
und Westlausitz-Dresdner Land. Der Landkreis Meißen-Rade-
beul umfasst den gesamten (Alt)kreis Meißen und den nordwest-
lichen Teil des (Alt)kreises Dresden-Land sowie die Gemeinden 
Helbigsdorf-Blankenstein und Wilsdruff vom (Alt)kreis Freital. 
Der Kreis Westlausitz-Dresdner Land umfasst die (Alt)kreise 
Hoyerswerda (ohne die Stadt Hoyerswerda und die Gemeinde 
Uhyst) und Kamenz, den nördlichen Teil des (Alt)kreises Dres-

den-Land (ohne Schönfeld-Weißig) sowie den westlichen Teil 
des (Alt)kreises Bischofswerda. Die Namen der beiden neuen 
Landkreise erwiesen sich schon bald als sperrig und für den 
praktischen Gebrauch ungeeignet. Der Kreis Westlausitz-Dresd-
ner Land wurde zu Westlausitzkreis vereinfacht und schließlich 
ab 1. April 1996 in Landkreis Kamenz umbenannt. [55] Im Na-
men Meißen-Radebeul wurde der Zusatz Radebeul ab 1. März 
1997 gestrichen. [56]

Mit dem Zweiten Kreisgebietsreformänderungsgesetz [57], 
ebenfalls vom 6. September 1995, wurden die (Alt)kreise Au-
erbach, Klingenthal, Oelsnitz, Plauen und Reichenbach zum 
neuen Vogtlandkreis vereinigt. Der ursprüngliche Gedanke an 

1949

Gründung des Statistischen Bundesamtes 
in Wiesbaden

Oktober 1949

Statistisches Zentralamt Berlin 
Teil des Ministeriums für Planung

1949

Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik
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Kreis
Fläche
in km2 Einwohner1)

Kreisfreie Städte

14061 Chemnitz   141,48  274 162
14062 Dresden   225,75  474 443
14063 Görlitz   44,11  67 755
14065 Leipzig   148,60  481 121
14066 Plauen   61,30  68 308
14067 Zwickau   59,90  104 921

Landkreise

14013 Auerbach   244,41  66 374
14036 Klingenthal   220,50  31 291
14042 Oelsnitz   342,60  35 333
14045 Plauen-Land   395,40  35 425
14046 Reichenbach   147,70  49 759
14071 Annaberg   438,10  92 554
14072 Bautzen   954,47  162 759
14073 Chemnitzer Land   368,30  151 829
14074 Delitzsch   778,80  96 567
14075 Döbeln   423,96  82 155
14077 Freiberg   914,94  156 091
14079 Leipziger Land   995,80  229 931
14080 Meißen   540,69  110 274
14081 Mittlerer Erzgebirgskreis   608,65  99 376
14082 Mittweida   779,21  143 719
14083 Muldentalkreis   876,97  120 786
14084 Niederschlesischer

   Oberlausitzkreis  1 313,50  110 505
14085 Riesa-Großenhain   822,69  127 958
14086 Sächsischer

   Oberlausitzkreis   698,50  164 943
14087 Sächsische Schweiz   887,90  150 597
14088 Stollberg   286,20  99 569
14089 Torgau-Oschatz  1 165,30  105 120
14090 Weißeritzkreis   732,00  113 738
14091 Westerzgebirgskreis   528,23  151 480
14092 Kamenz   690,70  78 738
14093 Zwickauer Land   553,70  145 518
14094 Dresden-Land   356,51  103 548
14095 Hoyerswerda   665,50  98 698

14 Freistaat Sachsen  18 411,70 4 584 345
___

Schlüssel-
Nr.

Tab. 11  Administrative Gliederung Sachsens 
               ab 1. August 1994

1) 31. Dezember 1994
Kursiv:  Kreise, die auf Grund der Einsprüche gegen das Kreisgebiets-
              reformgesetz vorläufig weiter bestanden. 

Kreis
Fläche
in km2 Einwohner1)

14161 Chemnitz, Stadt   220,85  268 266
14166 Plauen, Stadt   104,85  72 377
14167 Zwickau, Stadt   102,65  105 369

14171 Annaberg   438,17  90 192
14173 Chemnitzer Land   335,49  143 062
14177 Freiberg   913,53  155 619
14178 Vogtlandkreis  1 307,09  206 609
14181 Mittlerer Erzgebirgskreis   595,35  96 127
14182 Mittweida   773,19  140 266
14188 Stollberg   266,49  95 148
14191 Aue-Schwarzenberg   528,24  144 279
14193 Zwickauer Land   510,95  137 451

141 Regierungsbezirk Chemnitz  6 096,84 1 654 765

14262 Dresden, Stadt   328,32  478 310
14263 Görlitz, Stadt   67,93  64 084
14264 Hoyerswerda, Stadt   95,85  54 157

14272 Bautzen   955,45  160 486
14280 Meißen   631,64  153 904
14284 Niederschlesischer

   Oberlausitzkreis  1 339,52  110 099
14285 Riesa-Großenhain   820,51  124 991
14286 Löbau-Zittau   698,51  159 172
14287 Sächsische Schweiz   887,84  149 816
14290 Weißeritzkreis   765,60  124 524
14292 Kamenz  1 339,12  156 449

142 Regierungsbezirk Dresden  7 930,30 1 735 992

14365 Leipzig, Stadt   291,10  491 086

14374 Delitzsch   837,40  127 268
14375 Döbeln   423,95  79 821
14379 Leipziger Land   773,03  160 771
14383 Muldentalkreis   892,57  136 122
14389 Torgau-Oschatz  1 167,51  103 590

143 Regierungsbezirk Leipzig  4 385,57 1 098 658

14 Freistaat Sachsen  18 412,71 4 489 415
___
1) 1. Januar 1999

Tab. 12  Administrative Gliederung Sachsens ab 
                1. Januar 1999

Schlüssel-
Nr.

1950

Beitritt der DDR zum Rat für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe

16. Februar 1950

Unterstellung der Statistischen 
Landes- und Kreisämter unter das 
Statistische Zentralamt der DDR

31. August 1950

Volks-, Berufs-, Wohnungs- und 
nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstätten-
zählung (Sachsen: 5 682 802 EW)
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zwei vogtländische Kreise wurde aufgegeben. Durch ein Drittes 
Kreisgebietsreformänderungsgesetz [58] wurde der Kreissitz des 
Niederschlesischen Oberlausitzkreises von Görlitz nach Niesky 
verlagert. Veränderungen im Zuschnitt der Kreise hat es dann 
noch einmal im Umfeld der Kreisfreien Städte gegeben. Durch 
Eingemeindungen in diese Kreisfreien Städte veränderten sich 
die Grenzen zu den benachbarten Landkreisen. [59] Die Verwal-
tungsgliederung nach dem faktischen Abschluss der Kreis- und 
Gemeindereform zeigt Tab. 12.

Traditionell wurden in Sachsen die Landkreise nach dem Sitz der 
Kreisverwaltung benannt. Ab 1994 erfolgt das auch wieder bei 
einer Anzahl von Fällen (wie z. B. Freiberg, Bautzen, Stollberg). 
Daneben wurden Doppelnamen gebildet, die die im neuen Kreis 
aufgegangenen Vorgänger bewahren (wie Aue-Schwarzenberg, 
Torgau-Oschatz, Riesa-Großenhain). In drei Fällen wurde der 
Name der benachbarten Großstadt aufgegriffen (Chemnitzer, 
Leipziger, Zwickauer Land). Darüber hinaus beruhen Landkreis-
namen auf einer Landschaftsbezeichnung (wie Vogtlandkreis, 
Niederschlesischer Oberlausitzkreis). Diese letzte Variante der 
Namensgebung stellt für Sachsen eine Neuheit dar.

Die Namensgebung im Einzelnen zeigt, dass neben historischen 
Gesichtspunkten und anderen nachvollziehbaren Erwägungen 
auch ein gewisses Maß an – aus einem gewissen zeitlichen Ab-
stand inzwischen schon – schwer nachvollziehbaren Gesichts-
punkten eine Rolle gespielt haben muss. Das lässt sich zum 
einen in der Korrektur des ursprünglichen Namens festmachen. 
Der Kreistag des Sächsischen Oberlausitzkreises sprach sich 
für eine Umbenennung in Kreis Löbau-Zittau aus. Da weiß doch 
auch der Westsachse, wo dieser Kreis ungefähr zu suchen ist. 
Zum Teil wurden Landschaftsbezeichnungen aufgegriffen, die 
für etwas weiter entfernt Beheimatete nur einen geringen Wie-
dererkennungswert besitzen.11)

Im Zuge der Verwaltungsreform konnten Kreisstädte den Status 
einer Großen Kreisstadt erwerben. Dieses Recht wurde auch 
allen Städten zugebilligt, die im Rahmen der Verwaltungsreform 
den Kreissitz abgeben mussten. Die Stadtverwaltungen der 
Großen Kreisstädte regeln eine Reihe von Verwaltungsangele-
genheiten selbstständig, welche ansonsten für die kreisange-
hörigen Städte durch die Landratsämter wahrgenommen wird. 
Einen Überblick über die Großen Kreisstädte gibt Tabelle 13. 
Die unterste Ebene der Verwaltungsgliederung, die Gemeinden, 
soll im Rahmen dieses Beitrages nicht weiter verfolgt werden. Im 
Zuge der Verwaltungsreform hat sich in dieser Periode die Zahl 
der Gemeinden von 1 626 (1. Januar 1990) auf 544 (1. Januar 

2000) verringert.12) Zusätzlich haben sich kleinere Gemeinden in 
Gemeindeverbänden und Verwaltungsgemeinschaften zusam-
mengeschlossen, um eine effektive Gestaltung der Verwaltungs-
tätigkeiten auf dieser Ebene zu ermöglichen.

Zusammenfassung

Die Verwaltungsgliederung im ersten Drittel des 19. Jahrhun-
derts war noch stark von historisch überkommenen Gegeben-
heiten geprägt. Das betrifft sowohl die Sitze der Verwaltungen 
als auch die Ausgliederung von Verwaltungseinheiten und de-

Tab. 13 Große Kreisstädte in Sachsen

Schlüssel-
Nr. Name

Große Kreisstadt 
seit…

14 1 73 070 Glauchau 01.10.1994
14 1 73 140 Limbach-Oberfrohna 01.10.1994
14 1 93 020 Crimmitschau 01.10.1994
14 2 85 250 Riesa 01.10.1994
14 3 79 100 Borna 01.10.1994
14 2 72 010 Bautzen 01.01.1995
14 2 87 370 Sebnitz 01.01.1995
14 2 80 310 Radebeul 01.03.1995
14 1 73 100 Hohenstein-Ernstthal 01.05.1995
14 2 86 470 Zittau 01.01.1996
14 1 71 010 Annaberg-Buchholz 01.04.1997
14 1 77 030 Brand-Erbisdorf 01.04.1997
14 1 77 120 Flöha 01.04.1997
14 1 77 150 Freiberg 01.04.1997
14 1 78 030 Auerbach/Vogtl. 01.04.1997
14 1 78 470 Oelsnitz 01.04.1997
14 1 78 510 Reichenbach im Vogtland 01.04.1997
14 1 82 350 Rochlitz 01.04.1997
14 1 93 490 Werdau 01.04.1997
14 2 80 040 Coswig 01.04.1997
14 2 80 240 Meißen 01.04.1997
14 2 84 470 Weißwasser/O.L. 01.04.1997
14 2 87 290 Pirna 01.04.1997
14 2 90 130 Freital 01.04.1997
14 3 74 060 Delitzsch 01.04.1997
14 3 74 090 Eilenburg 01.04.1997
14 3 83 140 Wurzen 01.04.1997
14 3 89 240 Oschatz 01.04.1997
14 2 72 020 Bischofswerda 01.04.1998
14 1 81 420 Zschopau 01.01.1999
14 2 86 230 Löbau 01.01.2000
14 3 79 450 Markkleeberg 01.09.2000
14 1 91 300 Schwarzenberg/Erzgeb. 01.11.2000

1952

Auflösung der Länder und bisherigen 
Kreise in der DDR

1952

Gründung der Bezirke Dresden, Leipzig 
und Karl-Marx-Stadt mit 48 Land- und 
8 Stadtkreisen auf sächsischem Gebiet

1951

Umbenennung in: Statistisches Zentral-
amt der Staatlichen Plankommission
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ren Abgrenzung voneinander. Die allgemeine Verwaltung wird 
stark von der Justizverwaltung dominiert. Die Zuständigkeiten 
der verschiedenen Träger der Verwaltung im Königreich Sach-
sen sind noch nicht eindeutig voneinander abgegrenzt, es gibt 
viele Überschneidungen. Bestimmte wirtschaftlich und politisch 
wichtige Teile der Verwaltung, wie die Bergbau- und die Militär-
verwaltung, waren nicht in das System der Territorialverwaltung 
einbezogen, sie existierten nebengeordnet als zentrale Behör-
den (Bergämter, Militäretat). Einzelne Territorien, wie das Mark-
graftum Oberlausitz und die Schönburgsche Rezessherrschaft 
verfügten über bestimmte Sonderrechte. Das Gleiche gilt für die 
Standesherrschaften und den schriftsässigen Adel. 

Es musste ein noch weitgehend agrarisch geprägter Raum ver-
waltet werden. Längere Wege zur Erledigung von (einfacheren) 

juristischen und Verwaltungsangelegenheiten konnten weder 
von den Verwaltungsbediensteten noch von den Betroffenen 
bewältigt werden. Eisenbahnen gab es noch nicht, das Stra-
ßen- und Wegenetz ist nicht entfernt mit heutigen Verhältnissen 
vergleichbar. Dresden und Meißen waren zum Beispiel in die-
ser Zeit eine Tagesreise mit der Kutsche voneinander entfernt. 
Und die Reisekosten waren selbst für Begüterte hoch. [60] Die 
Ämter als Gerichte erster Instanz waren für ein Gebiet zustän-
dig, in dem ärmere Leute zumindest teilweise bei Bedarf den 
Weg vom Wohnort zum Gerichts-/Amtssitz und zurück in einem 
Tag zu Fuß bewältigen konnten, Start vor Morgengrauen und 
Rückkehr nach Einbruch der Dunkelheit. Die Ämter hatten eine 
sehr unterschiedliche Größe. Das kleinste Amt Annaberg hatte 
1830 gerade einmal 1 165 Einwohner, im größten Amt Leipzig 
(mit Universität) lebten fast 78 000 Menschen. Auch die Amts-

hauptmannschaften schwankten 
in ihren Einwohnerzahlen (1830) 
zwischen 43 478 (IV. Amtshaupt-
mannschaft im Meißner Kreis 
[Meißen]) und 175 359 (I. Amts-
hauptmannschaft im Erzgebir-
gischen Kreis [Chemnitz]).

Mit der Verwaltungsreform 1835/ 
38 wurde die Zahl der Amtsbe-
zirke etwas verringert. Adminis-
trative Teilungen, die nicht mehr 

_____
11) Der Kreisname hat eine innere 

identitätsstiftende Wirkung (beim 
Vogtlandkreis bestens verwirkli-
cht) und eine nach außen gerich-
tete Wirkung (Kreisfremde sollen 
sich unter dem Namen etwas 
vorstellen). Einige Kreisbezeich-
nungen waren/sind rechte Wort-
ungetüme, die im praktischen 
Leben nach Vereinfachung und 
Abkürzung verlangen. Solchen 
Abkürzungen wohnt gelegentlich 
ein nicht ganz ernster Unterton 
bei. Es stellt sich die Frage, ob 
das die Intentionen derjenigen 
waren, die sich für den entspre-
chenden Namen stark gemacht 
hatten. 

12) Bei  Redaktionsschluss waren es 
nur noch 511 (1. Januar 2006).

Tab. 14  Anzahl der Verwaltungseinheiten Sachsens

Mittlere Untere

1830 5 Kreise 11 Amtshauptmannschaften 54 Ämter

1835/36 4 Kreisdirektionen 14 (15) Amtshauptmannschaften 48 Amtsbezirke

1855/56 4 Kreisdirektionen 14 (15) Amtshauptmannschaften 123 Gerichtsamtsbezirke

1873/74 4 Kreishauptmannschaften 25 (26) Amtshauptmannschaften (Amtsgerichtsbezirke)2)

1900 5 Kreishauptmannschaften 27 Amtshauptmannschaften (107 Amtsgerichtsbezirke)2)

3 bezirksfreie Städte

1939 4 Regierungsbezirke

Juli 1)
1945

1951 (Bezirke 1947 aufgehoben)

Juli 3 Bezirke
1952

1991 3 Regierungsbezirke

1. August 3 Regierungsbezirke
1994

1. Januar 3 Regierungsbezirke
1996

___
1)  Vom 2. Halbjahr 1945 bis ins Jahr 1947 hinein herrschten gewisse Unklarheiten, ob die Bezirke fortbestehen, ob 
      sie neu formiert werden oder nicht.
2)  Die Amtsgerichtsbezirke sind keine administrativen Einheiten mehr, sondern nur noch die Gerichtsbezirke. Die 
      Amtshauptmannschaft besteht aus Stadt- und Landgemeinden. Trotzdem wurden in den statistischen Veröffent-
      lichungen regelmäßig die Einwohnerzahlen nach Amtsgerichtsbezirken ermittelt.

6 (8) Stadtkreise

22 Landkreise
7 Kreisfreie Städte

48 Landkreise
6 Kreisfreie Städte

28 Landkreise
6 Kreisfreie Städte

Jahr
Obere

48 Landkreise
8 Stadtkreise

hierarchische Ebene

27 Landkreise
22 Stadtkreise

30 Landkreise
23 Stadtkreise

30 Landkreise

1952

Auflösung des Sächsischen Statis-
tischen Landesamtes in Dresden

1952

Gründung der Bezirksstelle für Statistik 
Dresden in den Räumen des ehemaligen 
Landesamtes Nordplatz 3

1952

Umbenennung des Statistischen 
Zentralamtes in: Staatliche Zent-
ralverwaltung für Statistik (SZS)
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den wirtschaftlichen Erfordernissen entsprachen, wurden auf-
gehoben, so z. B. die Zusammenlegung der diversen in Meißen 
sitzenden Ämter zum Kreisamt Meißen (vgl. Tab. 1 und 2), oder 
die Vereinigung der Ämter Dresden rechts und links der Elbe zu 
einem Amtsbezirk. 

Die Verwaltungsreform 1855/56 brachte keine so schwerwie-
genden Veränderungen – die Reform der mittleren und höheren 
juristischen Instanzen soll hier einmal unberücksichtigt bleiben. 
Auffällig ist aber die Schaffung von 123 Gerichtsamtsbezirken als 
der untersten Ebene in der Verwaltungshierarchie (nach den Ge-
meinden). Eine so große Zahl von Verwaltungseinheiten hat es 
weder vorher noch jemals nachher in Sachsen gegeben. 

Mit der Verwaltungsreform von 1873/74, die sich zum Teil bis 1879 
erstreckte, wird die Justizverwaltung von der allgemeinen Terri-
torialverwaltung endgültig abgetrennt. Es entsteht eine Verwal-
tungsgliederung, die in ihren Kernbereichen bis nach dem Zweiten 
Weltkrieg Bestand hat. Die Zahl der Amtshauptmannschaften/
Landkreise in Sachsen stabilisiert sich. Etwas Bewegung ist im 
Chemnitzer Raum zu beobachten (Werdau, Stollberg).

Die Gebietsreform von 1950 hatte in Sachsen für die Ebene der 
Kreise nur geringe Auswirkungen. Die Verwaltungsreform von 
1952 dagegen brach mit grundsätzlichen Prinzipien der Verwal-
tungsgliederung, wie sie bis dahin in Sachsen zu beobachten 
waren. Dies ist als Ausdruck andersgearteter politischer und wirt-
schaftlicher Prämissen zu sehen. Mit der Verwaltungsreform seit 
1990/94 wurden teilweise administrative Strukturen aus der Zeit 
vor 1952 wieder aufgegriffen. Die Verwaltungsgliederung von vor 
1952 wurde jedoch keineswegs kopiert. Veränderte politische 
und wirtschaftliche Rahmenbedingungen erforderten wiederum 
neue Entscheidungen. Im Zeitraum von 1952 bis 1990 waren 
aber durchaus auch Strukturen entstanden, die bei der Kreisge-
bietsneugliederung 1990/94 zu beachten gewesen waren. Einen 
Überblick über die Zahl der verschiedenen Verwaltungseinheiten 
Sachsens im 19. und 20. Jahrhundert gibt Tabelle 14. 

Ausblick

Am Anfang des 21. Jahrhunderts wird die jüngst entstandene 
politisch-administrative Gliederung des Freistaates Sachsen von 
manchen Zeitgenossen schon wieder in Frage gestellt. Grund-
sätzlich muss man davon ausgehen, dass es für ein Problem wie 
der Verwaltungsgliederung eines Landes keine optimale oder 
Patentlösung gibt. Die Gliederung eines Territoriums in Teilter-

ritorien – wie sie denn auch immer zu Stande kommt, ist in je-
dem Fall das Resultat objektiver wirtschaftlicher, politischer und 
anderer Zwänge, historischer Reminiszenzen und subjektiver 
Interessenslagen der unterschiedlichsten Kräfte. In der Verwal-
tungspraxis zeigt sich dann in aller Regel, dass man mit den Un-
zulänglichkeiten der Verwaltungsgliederung zu Recht kommt.

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen werden sich ständig 
verändern. Daraus werden auch neue Vorstellungen zur Verwal-
tungsgliederung erwachsen.

Dr. Andreas Oettel, 
Schriftleiter der Zeitschrift „Statistik in Sachsen“
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Volkszählungen in Sachsen – gestern und heute

Anke Puschmann

Vorbemerkung

Volkszählungen (Zensen) haben national wie international die 
Funktion, in größeren regelmäßigen Abständen bevölkerungs-, 
erwerbs- und wohnungsstatistische Informationen in tiefer regi-
onaler Gliederung zu liefern. Ihre Ergebnisse sind unmittelbar 
oder mittelbar Grundlage für politische und wirtschaftliche Pla-
nungsprozesse sowie für das statistische Gesamtsystem, z. B. 
als Fortschreibungs- und Auswahlgrundlage. In den meisten 
Staaten werden sie in einem regelmäßigen 10-Jahres-Rhythmus 
durchgeführt. Die Geschichte der Volkszählungen in Sachsen ist 
von Beginn an eng verbunden mit der Entwicklung der amtlichen 
Statistik. Seit der Gründung des Statistischen Vereins war ihre 
Bearbeitung eine der umfassendsten Aufgaben der Landessta-
tistik und zunehmend von Interesse für eine breite Öffentlich-
keit. Die Durchführung der Volkszählung wurde auch beeinfl usst 
durch die fortschreitende Entwicklung einer vom Föderalismus 
geprägten amtlichen Statistik für Deutschland. In jüngerer Zeit 
wachsen die Anforderungen auf internationaler Ebene. Seit der 
letzten Volkszählung auf dem Gebiet des heutigen Sachsen 
(1981) sind 25 Jahre vergangen. Derzeit wird in Deutschland in-
tensiv am Konzept einer künftigen Volkszählung gearbeitet, das 
einen grundlegenden Methodenwechsel zu einem registerge-
stützten Zensus vorsieht.

Frühe Volkszählungen

Zentrale Aufgabe einer Volkszählung ist bis heute die Ermittlung 
der amtlichen Einwohnerzahl für Bund, Länder und Gemeinden. 
Doch bereits in frühen Staatsformen bestand ein Interesse an 
einer möglichst vollständigen Bevölkerungsaufnahme. Der ältes-
te Bericht von einer derartigen Erhebung im Jahr 2042 v. u. Z. 
stammt aus China. Die Ergebnisse wurden genutzt für eine Klas-
sifi zierung der Provinzen, u. a. nach ihrer Steuerfähigkeit. [1] 
Ebenfalls überliefert sind Bevölkerungsstatistiken aus Ägypten, 
aus Persien, von den Hebräern und den Griechen. [2]

Ihre vorerst stärkste Ausprägung erreichte diese Entwicklung 
im antiken Rom. Der erste “Census“ wird SERVIUS TULLIUS 
im Jahr 578 v. u. Z. zugeschrieben. Zweck dieser Erhebung, die 
später zeitweise alle fünf Jahre durchgeführt wurde, war eine 
Schätzung der Vermögen der Bürger, um sie in Klassen mit un-
terschiedlichen Rechten und Pfl ichten einzuteilen.1) Im Ergebnis 
periodisch durchgeführter Zählungen über einen Zeitraum von 
800 Jahren wurden insgesamt 36 Gesamtergebnisse der Rö-
mischen Volkszahl überliefert. Die „Schätzung“ der biblischen 
Weihnachtsgeschichte verweist also auf einen realen Hinter-
grund. [1, 2] Viele Erhebungen des Altertums wurden allerdings 
nur einmalig durchgeführt. Hauptsächliches Ziel waren Fest-
stellungen zu Steuererhebungen und zur Zahl der wehrfähigen 
Männer. [2]

Nach einer längeren Unterbrechung wurden in Europa erst in 
neuerer Zeit wieder Volkszählungen durchgeführt. Vor allem in 
kleineren deutschen Territorien fanden sie unregelmäßig oder 
nur einmalig statt. Im 18. Jahrhundert kam den nordischen Län-
dern eine gewisse Vorreiterrolle zu. Die frühesten Berichte be-
ziehen sich dabei auf eine Zählung in Island im Jahr 1703. Über 
eine reine Registrierung der vollständigen Bevölkerung hinaus 
reichte erstmals die Volkszählung von 1748/49 in Schweden, für 
deren Aufbereitung eigens eine Tabellenkommission ins Leben 
gerufen wurde. [3]

_____
1) Auf diesen Zweck von frühen Volkszählungen weisen die deutschen 

Übersetzungen des lateinischen Wortes „census“ mit „Steuerkataster, 
Schätzung, geschätztes Vermögen, Steuereinschätzung oder eben 
auch Zensus“ hin. 
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Von der „Zahl der ansässigen 
Bewohner“ zur Konsumentenliste

Erste unregelmäßige Aufzeichnungen

Auch in Sachsen wurden zunächst nur in größeren, unregelmä-
ßigen Abständen Aufnahmen der Bevölkerung durchgeführt. 
Die erste bekannte Bevölkerungsaufnahme stammt aus dem 
Jahr 1474. Auf Anordnung der Regierung wurden das im Lande 
vorhandene Vermögen und die Zahl der ansässigen Einwohner 
festgestellt. Die Auskünfte wurden für Hausgrundstücke erteilt. 
In neuerer Zeit sind daraus Bevölkerungszahlen für sächsische 
Städte ermittelt worden. In Dresden und Leipzig lebten demnach 
je etwa 4 000 Menschen, während Freiberg 5 000 Einwohner 
aufwies.

Auch danach wurden bis zum Ende des 17. Jahrhunderts nur 
vereinzelte landesweite Erhebungen durchgeführt. Erfassungen 
der Bevölkerung erfolgten wiederum vor allem zur Feststellung 
der Steuerkraft oder der Zahl der wehrfähigen Männer (weshalb 
häufi g auch nur diese Bevölkerungsgruppe gezählt wurde), das 
heißt zur Erfassung eines „Besitzes“. Daneben entwickelte sich 
ein weiteres Interesse an verlässlichen Bevölkerungszahlen aus 
der Aufgabe der Landesherrschaft, auch in Notzeiten eine aus-
reichende Versorgung der Bevölkerung (also der „Konsumenten“ 
von Produkten) zu sichern.

In unregelmäßigen Zeitabständen wurde deshalb die Bevölke-
rung im Zusammenhang mit der Aufstellung von „Konsumenten-
listen“ erfasst, die zunächst jedoch nur ungenaue Ergebnisse 
lieferten. Der hohe Stand der Getreidepreise zum Ende des 
18. Jahrhunderts erhöhte den Bedarf an verlässlichen Daten 
zur Versorgungslage der Bevölkerung. Es galt festzustellen, ob 
die Inlandsproduktion insbesondere von Getreide und Kartof-
feln ausreichend sei, um die Bevölkerung zu ernähren. Voraus-
setzung dafür war zum einen die Kenntnis über gelagerte bzw. 
geerntete Nahrungsmittel, zum anderen eine möglichst exakte 
Feststellung der zu versorgenden Bevölkerung. 

Jährliche Erfassung in Konsumentenlisten

Seit 1771 wurde dafür mit mehreren Generalverordnungen eine 
rechtliche Grundlage geschaffen. Unaufgefordert und bei An-
drohung von Strafe waren jährlich bei den zuständigen Ämtern 
die geforderten Listen einzureichen. Diese enthielten vorrangig 
Übersichten über Ernte und Vorräte an ausgewählten Landwirt-

schaftsprodukten. In einem Anhang war die Bevölkerung an-
zugeben. Seit 1772 erfolgte deren Erfassung tabellarisch nach 
einem vorgegebenen Schema: die Zahl der Einwohner wurde ge-
trennt angegeben nach Geschlecht und drei Altersgruppen (bis 
14. Lebensjahr, bis 60. Lebensjahr, älter als 60 Jahre). Unter-
schieden wurde außerdem nach wesentlichem bzw. dauerndem, 
zeitweiligem oder vorübergehendem Aufenthalt. [1] Festgelegt 
war auch, dass diese Listen im Monat November einzureichen 
waren. Eine Vorschrift über einen einheitlichen Stichtag, auf den 
sich die Angaben zur Bevölkerung beziehen sollten, gab es je-
doch nicht. [4, S. 51]

Auch in der letzten „Generalverordnung, die alljährlich einzu-
sendenden Erndte-Ertrags- und Vorraths-Consignationes, auch 
Consumenten-Verzeichnisse betreffend vom 19. August 1791“ 
wurde ausdrücklich noch einmal darauf hingewiesen, dass diese 
Praxis der alljährlich einzureichenden Verzeichnisse fortzuset-
zen ist, wobei es offenbar für notwendig gehalten wurde, eine 
genaue Aufzeichnung der Konsumenten erneut anzumahnen. 

Die Erfassung der Bevölkerung erfolgte in Ortslisten. Verant-
wortlich dafür waren die lokalen Behörden, die die Aufgabe an 
spezielle Bearbeiter übertrugen. Für dieses Amt wurden vor 
allem Pfarrer und Schullehrer ausgewählt. Sie galten einerseits 
als befähigt und zuverlässig, um diese wichtige Arbeit ausführen 
zu können. Andererseits bot ihre genaue Kenntnis der Gegeben-
heiten vor Ort eine gute Voraussetzung für relativ zuverlässige 
Resultate. Zudem waren die Listen zur Erfassung einfach und 
leicht verständlich aufgebaut. [5, S. 1f.] 

Durch die Königliche Verordnung vom 15. Mai 1832 wurde die 
Generalverordnung von 1791 aufgehoben. Damit wurde die Lie-
ferung der Konsumentenverzeichnisse eingestellt, die bis zur 
letzten Erhebung im Jahr 1830 die einzige vollständige amtliche 
Quelle zum Bevölkerungsstand in Sachsen geblieben waren. 
Aus diesem Grund wurde angeordnet, im Abstand von drei bis 
fünf Jahren regelmäßige Volkszählungen durchzuführen. Als ers-
ter Termin wurde der 3. Juli 1832 festgesetzt. [1, S. 148f.]

Erste Volkszählungen in Sachsen

Erster Großauftrag für den Statistischen Verein

Die Geschichte der Volkszählungen in Sachsen beginnt fast 
gleichzeitig mit der Geschichte des Statistischen Vereins. 1832, 
im zweiten Jahr seines Bestehens, wurde ihm die Bearbeitung, 
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das heißt die „Prüfung, Zusammenstellung und Vergleichung 
der Resultate“ [6, Vorwort] der Volkszählung vom 3. Juli 1832 
übertragen. Das war der erste offi zielle Auftrag einer königlichen 
Behörde für den statistischen Verein.

Der entscheidende Unterschied dieser Volkszählung gegenüber 
den bisherigen Konsumentenlisten war, dass damit der Über-
gang von einer zusammengefassten zu einer individuellen Erfas-
sung der Personen begann. Erstmals erfolgte die Erfassung der 
Bewohner in neu eingeführten „Hauslisten“. Deren Überschrift 
„Bestand der Konsumenten im Hause Nr. …“ verweist noch auf 
die Vorläufer in Form der Konsumentenlisten. [5, S. 2] 

Eine namentliche Erfassung aller Bewohner war gewünscht, 
wenn auch noch nicht zwingend vorgeschrieben. Für die er-
fassten Personen waren Familienstand, Alter, Konfession, Stand 
oder Gewerbe anzugeben; außerdem wurde eingetragen, ob 
Personen blind oder taubstumm waren. Gesondert erfasst wur-
den die zur Zeit der Erhebung anwesenden Fremden, getrennt 
nach Handwerksgesellen, Dienstleuten und Anderen. Verant-
wortlich für das Ausfüllen der Listen waren die Hauswirte.

Aufgabe der Ortsbehörden war es dann, aus den gesammelten 
Hauslisten nach einem vorgegebenen Schema die Haupttabelle 
des Ortes zu erstellen. Anzugeben waren die Zahl der Personen 
mit Unterscheidung der Geschlechter, die Zahl der Haushal-
tungen sowie die Zahl der Ehepaare. Diese Ortstabellen wurden 
an die Amtshauptleute übersandt, die ihrerseits eine Gesamt-
übersicht des amtshauptmannschaftlichen Bezirks erstellten 
bzw. erstellen ließen. Diese Gesamtübersicht bzw. Konzentrati-
onstabelle wurde schließlich zusammen mit dem gesamten Zäh-
lungsmaterial an die Landesdirektion2) weitergeleitet.

Das Centralcomité des statistischen Vereins übernahm die noch-
malige Prüfung der Erhebungslisten und der daraus erstellten 
Übersichten. Da häufi g nicht die Hauslisten mit den Individualan-
gaben, sondern nur zusammengefasste Ergebnisse eingesandt 
worden waren, konnten die Vorteile der neuen Erfassungsme-
thode noch nicht durchgängig genutzt werden. Dennoch zeigen 
die Ergebnisse, dass die Vollständigkeit der Erfassung erheblich 
verbessert worden war. War die Bevölkerungsentwicklung seit 
1816, nach dem Ende der Napoleonischen Kriege und der Tei-
lung Sachsens in Folge des Wiener Kongresses, relativ gleich-
mäßig verlaufen, wurde nun im Ergebnis der ersten Volkszählung 
eine um mehr als ein Zehntel höhere Bevölkerung festgestellt. 
[5, S. 2]

Beginn des Zusammenwirkens im Zollverein

Diese positiven Erfahrungen mit der neuen Erhebungsmethode 
konnten bereits zweieinhalb Jahre später bei der nächsten Volks-
zählung fortgeführt werden. Deren vorzeitige Anordnung war durch 
den Beitritt des Königreichs Sachsen zum Deutschen Zollverein 
notwendig geworden. Artikel 22 des Zollvereinigungsvertrages 
von 1833 legte fest, dass dessen Einnahmen unter allen beteilig-
ten Ländern im Verhältnis ihrer Bevölkerungszahlen aufgeteilt 
werden sollten und der Bevölkerungsstand in den Mitgliedsländern 
„alle drei Jahre von einem noch zu verabredenden Termine an 
ausgemittelt“ wird. [7] Die Entscheidung über die Wahl des Zäh-
lungstages und die Defi nition der zu erfassenden „Zollvereinsbe-
völkerung“ war nun einheitlich geregelt. Alles weitere – Zählungs-
methode, Gestaltung der Unterlagen, Erhebungsmerkmale – blieb 
jedoch auch künftig den einzelnen Mitgliedsstaaten überlassen. 

Die erste Zollvereins-Zählung wurde am 1. Dezember 1834 durch-
geführt. In Sachsen bestand der wesentliche Unterschied zur Zäh-
lung von 1832 darin, dass die namentliche Erfassung der Bewoh-
ner in der Hausliste nun zwingend vorgeschrieben war. [8, S. 6] 

Anzahl Prozent

1816 1 192 789 x x
1818 1 216 833  24 044 2,0
1820 1 248 947  32 114 2,6
1822 1 280 627  31 680 2,5
1824 1 311 483  30 856 2,4
1826 1 350 455  38 972 3,0
1828 1 382 920  32 465 2,4
1830 1 402 066  19 146 1,4
1832 1 558 153  156 087 11,1

___
Quelle: [5]

BevölkerungszunahmeOrtsanwesende
Bevölkerung

Jahr

Tab. 1   Bevölkerungsentwicklung des Königreichs 
             Sachsen 1816 bis 1832

_____
2) Die Landesdirektion war eine Behörde, die bis zur Einrichtung von Mi-

nisterien existierte und für die Erledigung praktischer Verwaltungsauf-
gaben zuständig war. 

1959

Einführung dreistelliger Ziffernkom-
binationen als Kurzbezeichnungen 
der Statistiken in der DDR

Herbst 1959

Herausgabe der „Vierteljahreshefte 
zur Statistik der DDR“ aus politischen 
Gründen eingestellt

1960

Bildung der Abteilungen „Aufbereitung“ 
in der SZS und den Bezirksstellen (später: 
„Information und Datenverarbeitung“)
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Im Ergebnis der Zählung von 1834 wurde gegenüber 1832 ein 
Bevölkerungsanstieg um 37 500 Einwohner festgestellt, der un-
gefähr wieder der Bevölkerungsentwicklung des zurückliegenden 
Jahrzehnts entsprach. Die mit Einführung der Volkszählung seit 
1832 verbesserte Methodik zur Ermittlung von Bevölkerungs-
zahlen zahlte sich für Sachsen nun auch fi nanziell aus: 100 000 
zusätzliche Einwohner erbrachten rund 60 000 Taler zusätzliche 
Einnahmen für den Staatshaushalt. Der gesamte Etat des statis-
tischen Vereins belief sich im Jahr 1832 auf 1 200 Taler, darin 
bereits enthalten waren 196 Taler aus der Staatskasse als Ver-
gütung für die Bearbeitung der Volkszählung.

1846 wurde zum ersten Mal versucht, in Verbindung mit der 
Volkszählung auch Unterlagen zu bearbeiten, aus denen die für 
eine Gewerbestatistik des Zollvereinsgebietes erforderlichen 
Daten gewonnen werden konnten. [5, S. 3] Auch in der Folge-
zeit wurden immer wieder andere Großzählungen (zum Beispiel 
Berufs-, Arbeitsstätten-, Landwirtschafts- oder Viehzählungen) 
parallel zur Volkszählung durchgeführt. Damit konnte der hohe 
organisatorische und logistische Aufwand, den eine vollständige 
Befragung der Bevölkerung erfordert, für mehrere Zwecke gleich-
zeitig genutzt werden. Zudem bezogen sich die Ergebnisse aller 
betreffenden Zählungen auf einen einheitlichen Stichtag.

Beginnend mit der ersten sächsischen Volkszählung von 1832 
wurden die Ergebnisse in den „Mittheilungen des Statistischen 
Vereins für das Königreich Sachsen“ bzw. den nachfolgenden 
Publikationen des späteren Statistischen Bureaus veröffentlicht. 
Dabei handelte es sich zunächst vor allem um umfangreiche 
Tabellen mit Ergebnissen für alle Gemeinden. Von Beginn an 
wurden jedoch auch kommentierende „vergleichende Bemer-
kungen“ angefügt. Im Lauf der Jahre wurden diese Kommentare 
zunehmend ausführlicher und um methodische Erläuterungen 
sowie Berichte über die Organisation der Zählungen ergänzt.

ERNST ENGEL und die Volkszählung in Sachsen

Die Volkszählung 1852 war die erste nach dem Amtsantritt von 
ERNST ENGEL als Leiter des Statistischen Bureaus des König-
lich-Sächsischen Ministeriums des Innern, das 1850 aus dem 
Statistischen Verein hervorgegangen war. Bei seiner Tätigkeit 
stützte er sich auch auf Erfahrungen anderer statistischer Ämter, 
die er selbst auf Auslandsreisen besuchte. So hatte er sich in 
Brüssel über die für viele Länder beispielhafte erste belgische 
Volkszählung von 1846 informiert. 

In „seine“ erste Zählung von 1852 brachte er die Erfahrungen 
seiner Reise nach Brüssel ein. Nach dem Beispiel Belgiens 
wurden nun die Bewohner eines Gebäudes nicht mehr in einer 
gemeinsamen Hausliste erfasst, sondern jeder Haushalt, auch 
jede einzeln lebende und selbstständig wirtschaftende Person, 
war in eine eigene Haushaltungsliste einzutragen. Die Fragen 
waren für alle Personen vom Haushaltsvorstand zu beantworten 
und durch Unterschrift zu beglaubigen. Das Verteilen und Ein-
sammeln dieser Haushaltungslisten war Aufgabe der Hausbe-
sitzer. Zur besseren Kontrolle erhielten sie auch weiterhin eine 
gesonderte Hausliste, in der neben einer Aufstellung der Haus-
haltungen auch Angaben über Lage und Beschaffenheit der Ge-
bäude gemacht wurden. [9, S. 44] 

Nachdem bereits seit 1837 auf eine Einbeziehung der Amts-
hauptmannschaften in die Aufbereitung verzichtet worden war, 
wurden nun auch die bisher von den Gemeindebehörden be-
arbeiteten Ortslisten abgeschafft. Alle Aufbereitungsarbeiten 
wurden ab sofort allein vom Statistischen Bureau ausgeführt. [5, 
S. 3]

Dem erneuten methodischen „Sprung“ der Einführung von 
Haushaltungslisten folgte wiederum auch ein sprunghafter An-
stieg der ermittelten Bevölkerungszahl. Diese wies gegenüber 
der vorangegangenen Zählung von 1849 einen Anstieg um mehr 
als 93 000 Einwohner aus. ENGEL selbst schätzte, ausgehend 
von der bisherigen Entwicklung, die tatsächliche Bevölkerungs-
zunahme gegenüber 1849 auf 63 000. Somit waren noch einmal 
30 000 Personen zusätzlich über die verbesserte Zählmethodik 
erfasst worden. Die daraus resultierenden zusätzlichen Zollver-
einseinkünfte in Höhe von 8 000 Talern entsprachen dem Bud-
get des Statistischen Bureaus. [1, S. 150] 

ENGEL war jedoch vor allem davon überzeugt, dass 

„… die Statistik, um ihrer Aufgabe Genüge zu leisten, nicht 
bloss die Zwecke der Verwaltung, sondern auch die der Wis-
senschaft im Auge haben und verfolgen muss. Bei der ge-
genwärtigen geringen Verbreitung statistischer Kenntnisse 
mag es allerdings für eine grosse Zahl von Verwaltungszwe-
cken hinreichend erscheinen (wenn auch nicht sein), die ein-
fache numerische Darstellung der jüngst vergangenen Zu-
stände vor sich zu haben, für eine noch grössere Zahl dem 
staatswirtschaftlichen Gebiete angehörender Thatsachen 
genügt diess aber offenbar nicht, sondern es handelt sich 
dabei nicht lediglich um die Thatsache selbst, als vielmehr 
um die Verursachung, um den Nachweis des Causalzusam-

13. August 1961

Errichtung der Berliner Mauer

1962

Gründung der Ständigen Kommission 
des RGW auf dem Gebiet der Statistik

15. März 1961

Gebäude- und Wohnungszählung in der DDR
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menhanges, um die Darlegung der Gesetze oder doch des 
Regelmässigen der statistisch direct oder indirect erfass-
baren Erscheinungen des öffentlichen Lebens.“ [10, S. VI]

Die Ideen ERNST ENGELs zur Bevölkerungsstatistik reichen 
weit über das bisher in Sachsen Gewohnte hinaus. 

„Und hat die Statistik alle (…) Daten über alle Bewohner 
eines Landes gesammelt, so untersucht sie, nach welchen 
Naturgesetzen sich die Zeugung des Menschen, die Ent-
wickelung seines Wuchses, seiner körperlichen Kräfte, 
seiner geistigen Intelligenz und seiner Moralität richtet. Sie 
erforscht, in welcher Verbindung seine Production zur Con-
sumtion steht, nach welchen Gesetzen seine Sterblichkeit 
erfolgt usw. Könnte es wohl einen würdigern und wichtigern 
Gegenstand der Untersuchungen geben?“ [1, S. 144]

Diese Pläne zur Erstellung eines umfangreichen Zahlenwerks 
zur Erforschung der Naturgesetze der Menschen münden in ein 
neues, inhaltlich erweitertes Konzept für die Volkszählung 1855, 
die verbunden wurde mit einer Erhebung zur Produktions- und 
Konsumtionsstatistik. Mit mehreren umfangreichen Artikeln in 
der Zeitschrift des Statistischen Bureaus wirbt ENGEL dafür um 
das Verständnis der Öffentlichkeit und seiner Vorgesetzten.

Der Erfolg dieser Bemühungen blieb ihm jedoch versagt. Der „leb-
hafte Unwillen bei der Bevölkerung, besonders bei der landwirt-
schaftlichen, von der auch tatsächlich sehr detaillierte Auskünfte 
verlangt wurden“ [14, S. 8], trug bei zu ENGELs Scheitern als 
Leiter des Statistischen Bureaus. Nach seinem Weggang wurden 
die Volkszählungen wieder in einem deutlich verringerten Umfang 
durchgeführt, bewährte Neuerungen, wie die Haushaltungsliste, 
blieben dennoch erhalten. ENGEL selbst setzte seine Tätigkeit in 
Preußen fort, wo er sich u. a. weiterhin für Weiterentwicklungen 
der Erhebungsmethode zur Volkszählung einsetzte.3)

In diese Zeit fi elen bereits zunehmende Bestrebungen der Staa-
ten des Zollvereins, aus dem sich der Norddeutsche Bund ent-
wickelte, für eine stärkere Zusammenarbeit und Anpassung der 
statistischen Arbeiten. Dazu gehören sollte u. a. auch eine wei-
tere Anpassung der Erhebung und Veröffentlichung von Volks-
zählungsdaten. [11, S. 34ff.] Am 9. Oktober 1867 wurde der 
Bundesratsbeschluss über die Volkszählung verabschiedet, der 
z. B. klare Vorgaben für die Erhebung der Bevölkerung sowie 
der Staatsangehörigen enthielt. Der übrige Inhalt der Erhebung 
blieb jedoch auch weiterhin den einzelnen Staaten überlassen. 
[11, S. 42]

Im Zuge der angestrebten Vereinheitlichungen waren die säch-
sischen Formulare bereits zuvor einer kritischen Prüfung unter-
zogen worden. (Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass 
man sich dabei vor allem an den preußischen Unterlagen ori-
entiert hatte: Direktor des Preußischen Statistischen Büros war 
ERNST ENGEL.) In der Folge wurden einige Änderungen über-
nommen. So war zur Gewinnung der Altersangaben wieder das 
Geburtsjahr einzutragen. Zwischenzeitlich war stattdessen direkt 
das Alter abgefragt worden, was sich jedoch nicht bewährt hatte. 
Zum einen war es zu Unklarheiten gekommen, ob dabei das lau-
fende oder das letzte vollendete Lebensjahr gemeint war. Zum 
anderen war auch in den Veröffentlichungen des Statistischen 
Bureaus mehrmals beklagt (und durch umfangreiche Analysen 
belegt) worden, dass dieses Verfahren der „Neigung der Bevöl-
kerung zum Abrunden der betr. Angaben“ eine „verlockende Ge-
legenheit“ geboten hatte. [11, S. 44f.] 

Die nächste Volkszählung war entsprechend dem gewohnten 
Rhythmus ursprünglich für den 1. Dezember 1870 vorgesehen, 
wurde jedoch wegen des Deutsch-Französischen Krieges um 
ein Jahr verschoben.

Erste gesamtdeutsche Volkszählung 
im Jahr 1871

Nach Gründung des Deutschen Reiches als einheitliches Staats-
wesen bestand mehr als zuvor die Notwendigkeit, genaue An-
gaben über dessen Bevölkerung zu erhalten, und zwar in einer 
Form, die der bisher von den Einzelstaaten bei der Gestaltung 
ihrer individuellen Volkszählungen entsprach. So mussten ge-
naue Vorschriften über Zählverfahren nun im gesamten Reich 
einheitlich angewandt werden. [12, S. 97f.]

Anknüpfend an die Zusammenarbeit bei der Vorbereitung der 
Volkszählung 1867 befasste sich im Auftrag des Zollvereins seit 
1869 eine Kommission mit der Erstellung eines umfangreichen 
Regelwerkes für die Durchführung von Volkszählungen, das  auf 
eine weitere Vereinheitlichung der Erhebungen in den Einzel-

_____
3) Zum Wirken – und auch Scheitern – Engels in Sachsen, wodurch 

sein Weggang veranlasst wurde, vgl. ausführlicher den Beitrag von 
D. Schmidt in diesem Heft.

1963

Beginn der Arbeiten zur Entwicklung 
des Systems von Rechnungsführung 
und Statistik

1964

SZS erhält Verantwortung 
für das Rechnungswesen

1964

Volks- und Berufszählung (Sachsen zum 
Gebietsstand 31.12.1990: 5 463 571 EW)
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staaten abzielte, ohne jedoch den föderalistischen Grundgedan-
ken völlig aufzugeben. Die Durchführung der Zählung sollte wei-
terhin in der Verantwortung der Teilstaaten bleiben. Der Anfang 
des Jahres 1870 vorgelegte Bericht enthielt einen vollständigen 
Plan einer in ganz Deutschland einheitlichen Volkszählung, mit 
Schemata für Erhebung und Zusammenstellung der Ergebnisse, 
Instruktionen für Zähler u. a. Dagegen blieben organisatorische 
Fragen, wie etwa die Entscheidung über den Einsatz von Zäh-
lern, weiterhin den Ländern vorbehalten. [13; 12, S. 97f.]

Die Vorgaben für ein einheitliches Vorgehen betrafen vor allem: 
den Zählungstermin, den Kreis der zu zählenden Personen, 
die Zählungsmethode, die in allen Staaten verbindlich zu erhe-
benden Erhebungsmerkmale („Individualangaben“), die Einrich-
tung der Zählungsformulare, Instruktionen für die Zähler sowie 
zur Prüfung des Zählungsmaterials durch die Lokalbehörden 
bzw. Zählungskommissionen und Anordnungen für die weitere 
Prüfung bzw. Zusammenstellung der Zählungsergebnisse so-
wie über alle Übersichten der Volkszählungsergebnisse, die von 
den einzelnen Staaten für die Reichsstatistik zu erstellen waren. 
Viele Themen, die Bestandteil dieser Regelung waren, gehören 
bis heute zu den methodischen und organisatorischen Kernfra-
gen einer Volkszählung.

Eine Neuerung erfuhr der Rhythmus der Zählungen: diese wur-
den nun nicht mehr alle drei Jahre, sondern nur noch im Abstand 
von fünf Jahren durchgeführt. Die Leitung der Zählung lag in der 
Verantwortung der Lokalbehörden. Empfohlen, aber nicht ver-
bindlich, war der Einsatz von freiwilligen Zählern. Neu eingeführt 
wurde dafür die Einteilung der Gemeinden in Zählbezirke, die in 
der Regel nicht mehr als 50 Haushalte umfassen sollten. Größe-
re Anstalten bildeten selbstständige Zählbezirke. Diese Empfeh-
lung wurde in den meisten Staaten umgesetzt. Sachsen bildete 
jedoch eine Ausnahme. Hier wurden die Listen von den Ortspo-
lizeibehörden oder den Gemeindevorständen direkt an Hausbe-
sitzer, -pächter oder -verwalter verteilt (und auch auf gleichem 
Weg eingesammelt), die diese wiederum entsprechend an Haus-
haltsvorstände bzw. Anstaltsleiter weitergaben. [12, S. 102f.]

Die Erhebungsmerkmale der Volkszählung von 1871 waren 
von vornherein auf einen umfangreichen Gesamtüberblick für 
Deutschland ausgerichtet. Die Grundsätze für künftige Volks-
zählungen sahen vor, dass die Individualangaben jeweils bis 
zum 1. Juni des Zählungsjahres vom Bundesrat zu bestimmen 
sind. Damit war zum einen die Möglichkeit einer Anpassung an 
aktuelle Erfordernisse im Regelwerk fest eingearbeitet worden. 
Gleichzeitig bestand damit auch die Möglichkeit einer laufenden 

Überprüfung und ggf. Anpassung des bisherigen Inhalts. Bei der 
Volkszählung 1871 waren folgende Merkmale verbindlich:

- Namen der ortsanwesenden Personen,
- Stellung in der Haushaltung,
- Geschlecht,
- Geburtsort, Geburtsjahr,
- Familienstand,
- Religionsbekenntnis,
- Beruf oder Erwerbszweig,
- Staatsangehörigkeit (unterschieden wurden hier 
 auch alle Staaten des Deutschen Reiches4)),
- Wohnort;
- außerdem Name und Stellung in der Haushaltung 
 aller ortsabwesenden Haushaltungsmitglieder.

Eine Erweiterung der Merkmale war ausdrücklich zugelassen,  
wovon die meisten Staaten Gebrauch machten. So wurden nur in 
Sachsen alle Ortsanwesenden zusätzlich nach ihrer Mutterspra-
che befragt. Der Zusatz „wenn nicht deutsch, insbesondere ob 
wendisch?“ verweist auf den Hintergrund dieser Frage. Bereits in 
früheren Volkszählungen waren Fragen enthalten gewesen, die 
eine Zählung der wendischen (sorbischen) Bevölkerung ermög-
lichten. Allerdings kam es auch in der Folgezeit immer wieder zu 
Problemen mit einer eindeutigen Abgrenzung und Defi nition. Die 
wiederholt zwischen Sprache (wobei wiederum Unterschiede 
zwischen Mutter- und zweiter Sprache möglich waren) und Na-
tionalität (noch 1867 war in einer gesonderten Spalte für das 
Merkmal „Wenden“ die entsprechende Eintragung vorzunehmen) 
wechselnden Kriterien führten teilweise zu widersprüchlichen 
Ergebnissen. Ergänzt wurde der sächsische Fragebogen au-
ßerdem um gesonderte Angaben über „besondere Gebrechen“, 
und zwar konkret „blind“, „taubstumm“, „irrsinnig“, „blödsinnig“. 
Diese Merkmale waren in Volkszählungen der damaligen Zeit 
allgemein gebräuchlich und so oder in ähnlicher Form in vielen 
Staaten erhoben worden. [12, S. 104ff.]

Eine Einigung über ein gemeinsames Formular hatte sich bereits 
im Vorfeld als unmöglich erwiesen. Die Regelung, dass der Bun-
desrat jeweils bis Juni des Zählungsjahres über die Individualan-
gaben zu entscheiden hatte, und die Möglichkeit der Aufnahme 
von zusätzlichen Merkmalen in den einzelnen Staaten schlossen 
auch einen verbindlichen Entwurf für künftige Zählungen aus. 
Ergebnis der Beratungen war ein Formular, an dem die konkrete 
Gestaltung auszurichten war. Dabei war es den Staaten freige-
stellt, die Zählungslisten, in denen mehrere Personen erfasst 
wurden, durch individuelle Zählkarten zu ersetzen. [12, S. 108]

1965

Umzug der Bezirksstelle für Statistik Dresden 
in das neue Gebäude Dr.-Otto-Nuschke-Str. 20 
(heute: Marienstr.)

1966

Bildung von VEB Maschinelles Rechnen 
in den Bezirken und Gründung der VVB 
Maschinelles Rechnen in Berlin

1965

Bildung der Zentralstelle für 
Primärdokumentation
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Eine Ausdehnung des Volkszählungsformulars auf andere Erhe-
bungen war bisher allen Zollvereinsstaaten freigestellt. Lediglich 
für die Volkszählung von 1855 war die zusätzliche Aufnahme 
der Gewerbestatistik ausdrücklich empfohlen worden. So waren 
in der Folge in einigen Staaten Wohnungs- und Gebäudebe-
stand, Wohnverhältnisse, Vieh- und Landwirtschaftszählungen, 
Aus- und Einwanderungen u. a. erfasst worden. Die dabei ge-
machten Erfahrungen zeigten jedoch, dass zu umfangreiche 
Zusatzerhebungen die Qualität der eigentlichen Erhebung ver-
ringerten. Empfohlen wurde nun nur noch die Ermittlung der 
Wohnverhältnisse. Andere umfassendere Erhebungen, nament-
lich genannt werden die der landwirtschaftlichen und Gewerbs-
verhältnisse, sollten nicht mehr mit der Volkszählung verbunden 
werden. [12, S. 106ff.]

Diese Bestimmungen bewirkten in Sachsen noch einmal inten-
sive Überlegungen zum bisher gebräuchlichen Verfahren der 
Haushaltungslisten. Zwar war diese Erhebungsmethode auch 
weiterhin ausdrücklich zugelassen. Jedoch war offenbar nicht 
auszuschließen, dass in der Zukunft bald nur noch das in Preu-
ßen gebräuchliche Verfahren der Erhebung mit „Zählkarten“ an-
gewendet werden könnte, bei dem zu jeder Person ein eigener 
Erhebungsbogen (Zählkarte) für die Individualangaben auszufül-
len war. Dieses Verfahren allerdings wäre mit der in Sachsen 
praktizierten „Selbstzählung“ durch die Haushalte nicht realisier-
bar gewesen, so dass man gezwungen wäre, eine ausreichend 
große Anzahl freiwilliger Zähler zu gewinnen. Man entschied sich 
daher, das System der Haushaltungslisten und ihrer Verteilung 
durch die Hausbesitzer vorerst beizubehalten. [13, S. 33f.]

Werben um Zähler und öffentliches 
Interesse

Für die darauf folgende Volkszählung 1875 wurde jedoch auch in 
Sachsen der Einsatz von Zählern geplant. Inzwischen hatte sich 
die Ansicht durchgesetzt, dass man so weitere Kreise der Bevöl-
kerung für die Zählungsarbeiten interessieren und auch damit 
die Richtigkeit der Ergebnisse erhöhen könne. [9, S. 45ff.] Die 
ursprünglichen Bedenken, eine ausreichende Zahl geeigneter 
Bewerber zu fi nden, gab es ebenfalls nicht mehr:

„Da man in Preussen und Bayern an den meisten Orten 
freiwillige Zähler gefunden und diese Einrichtung dort ganz 
bewährt gefunden hatte, so durfte man vertrauen, auch im 
Königreiche Sachsen mit seiner so viel dichteren und auf 

keiner niedrigeren Bildungsstufe stehenden Bevölkerung 
eine genügende Anzahl von freiwilligen Zählern in jeder Ge-
meinde zu gewinnen. Dieses Vertrauen ist nicht getäuscht 
worden. Das Amt eines Zählers ist von der Bevölkerung als 
ein Ehrenamt aufgefasst worden (…).“ [9, S. 46]

Bei der Gewinnung der Zähler richtete das Statistische Bureau 
seine Aufmerksamkeit von vornherein besonders auf „eine mög-
lichst umfangreiche Heranziehung des sächsischen Lehrer-
standes“. Eine gute Gelegenheit dafür bot die allgemeine säch-
sische Lehrerversammlung im September 1875 in Schneeberg. 
Vor 800 Lehrern aus allen Landesteilen sprach der Direktor des 
Statistischen Bureaus, Professor Dr. V. BÖHMERT, persönlich 
über „die Mitarbeit des Lehrerstandes an der Landesstatistik mit 
Rücksicht auf die am 1. December 1875 stattfi ndende Volks- und 
Gewerbezählung“, verteilte Haushaltungslisten und Gewerbe-
fragebogen. Auch das Kultusministerium unterstützte die Bemü-
hungen um eine Bereitschaft zur Mitarbeit an der Volkszählung. 
Alle Lehrer, die als freiwillige Zähler im Einsatz waren, sowie 
auch die Schüler der höheren Klassen, die ebenfalls als Zähler 
oder Helfer mitwirkten, wurden für den 2. Dezember 1875 vom 
Unterricht freigestellt. Insgesamt wurden ohne größere Schwie-
rigkeiten rund 15 000 Zähler geworben. Nur auf dem Lande konn-
te der Bedarf nicht vollständig gedeckt werden, so dass einige 
Zähler mehrere Zählbezirke bearbeiten mussten. [9, S. 45ff.]

Trotz des Einsatzes der Zähler wurde jedoch auch weiterhin die 
Haushaltungsliste beibehalten und auf einen Wechsel zur Erhe-
bung mit Zählkarten verzichtet. Die gewohnte Haushaltungsliste 
war leichter auszufüllen und zu kontrollieren als einzelne Zähl-
karten. Zudem sollte den Sachsen neben der Einführung der 
Zähler keine weitere Neuerung zugemutet werden. Die Zähler 
übernahmen zwar das Verteilen und Einsammeln der Unterlagen 
bei den Haushalten, das Ausfüllen war jedoch auch weiterhin 
Aufgabe der Befragten. [9, S. 44f.]

Die umfassende Werbung in der Öffentlichkeit hatte jedoch nicht 
nur das Ziel, ausreichend Zähler zu gewinnen. Große Aufmerk-
samkeit widmete man auch der Aufgabe, bei der Bevölkerung 
für die Notwendigkeit der Volkszählung zu werben und deren 

_____
4) Im sächsischen Erhebungsbogen gibt es dazu genaue Anweisungen, 

u. a.: „Bei Mecklenburg, Schwarzburg, Reuss ist genau anzugeben, ob 
Mecklenb.-Schwerin oder Strelitz, Schwarzb.-Sondershsn. od. Rudol-
stadt, Reuss ält. (Greiz) oder jüng. Linie (Schleiz, Gera) etc.“

1967
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1968

Einführung einheitlicher datenverar-
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(Datensätze, Fragebögen u. a.)
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Ablauf bekannt zu machen. Direktor V. BÖHMERT hielt weitere 
Vorträge im Dresdner Gewerbeverein und in der „ökonomischen 
Gesellschaft für das Königreich Sachsen“. Auch die Direktoren 
der statistischen Bureaus in Dresden, Leipzig und Chemnitz 
versuchten, durch Vorträge das Interesse zu erhöhen. Die wich-
tigsten Inhalte dieser Vorträge und Mitteilungen im Zusammen-
hang mit der Volkszählung wurden von der Lokalpresse verbrei-
tet. Zur besseren Information der Befragten wurde zudem auf 
dem Erhebungsformular eine kurze „Ansprache“ an den Haus-
haltungsvorstand eingefügt, in der die Bedeutung der Volkszäh-
lung verdeutlicht wurde. [9, S. 44ff.]

Von der „Strichelliste“ zur Lochkarte

Ausführliche Ergebnisse der Volkszählungen wurden wie bisher 
in der Zeitschrift des Königlich Sächsischen Statistischen Bu-
reaus veröffentlicht. Die umfangreichen tabellarischen Zusam-
menstellungen der Ergebnisse für fast 2,8 Millionen Sachsen 
lassen nicht mehr erkennen, dass alle Aufbereitungsarbeiten 
fast ausschließlich manuell ausgeführt wurden. Im Statistischen 
Bureau gab es zu dieser Zeit lediglich Additionsmaschinen so-
wie erste technische Hilfsmittel zur Berechnung von Verhältnis-
zahlen. Ansonsten basierte die gesamte Aufbereitung weitge-
hend auf „Strichellisten“. [14] 

Das eingehende Urmaterial bestand im Wesentlichen aus Lis-
ten oder Tabellen. Die Zusammenstellung (Konzentration) der 
Ergebnisse erfolgte durch Abschrift oder durch Eintragung 
von Strichen in eine Konzentrationstabelle. [4] Seit 1870 wur-
de schrittweise zum „Legeverfahren“ übergegangen, das für die 
Volkszählung erstmals 1880 zur Anwendung kam, wobei zu-
nächst nur die Individualangaben über „Gebrechliche und alte 
Personen“ nachträglich auf Zählblättchen übertragen wurden. 
[14, S. 10] Für jede zu beobachtende Einheit (in diesem Fall jede 
Person) wurde ein besonderes Zählkartenformular ausgefüllt, in 
das die Erhebungsmerkmale eingetragen wurden. Diese Zähl-
karten konnten dann beliebig zusammengestellt (gelegt), sortiert 
und gezählt werden. Damit konnten wesentliche Fortschritte für 
die Genauigkeit der Ergebnisse erreicht werden, weil Übertra-
gungsfehler (abgesehen vom Ausfüllen der Zählkärtchen) sowie 
Mehrfachzählungen vermieden wurden. [4, S. 9]

Für die Ausdehnung dieser Auswertungsmethode erschien es 
sinnvoll, künftig bei der Erhebung auch für Sachsen auf die Ein-
tragung der Personenangaben in individuelle Zählkarten anstelle 
der gemeinsamen Eintragung in Haushaltungslisten überzuge-

hen. Dieser Schritt war zunächst für die Volkszählung 1890 vor-
gesehen, wurde jedoch erneut nicht vollzogen. Zum einen wollte 
man noch auf umfangreichere Erfahrungen anderer deutscher 
Staaten mit diesem Verfahren warten. Zum anderen war zu be-
denken, dass „… die Behörden und die Bevölkerung gerade im 
Jahre 1890 insbesondere wegen der Vorbereitungen zur Einfüh-
rung der Invaliditäts- und Alters-Versicherung schon so vielfach 
mit Schreibereien und Ausfüllung von Formularen in Anspruch 
genommen worden sind, dass man Bedenken trug, das Schreib-
werk bei der Volkszählung noch in ganz ungewöhnlicher Weise 
zu vermehren und den mit Statistik überbürdeten Gemeindebe-
hörden neue Lasten und Pfl ichten aufzulegen.“ [4, S. 11] 

Bei der Volkszählung 1910 wurde durch Einführung der Hollerith-
Maschinen eine entscheidende Verbesserung der Auswertungs-
technik erreicht. Erstmals wurden alle Zählkartenoperationen 
maschinell durchgeführt. Anstelle der von Hand ausgefüllten 
Zählkärtchen kamen Lochkarten zum Einsatz, in die mittels ei-
ner Lochmaschine die Individualangaben eingetragen wurden. 
Das Ergebnis der Volkszählung umfasste insgesamt 4 800 000 
Karten, die anschließend maschinell beliebig sortiert und addiert 
werden konnten. 5) [14, S. 11; 15]

Die Erhebung war in Sachsen wie bisher mit Haushaltungs-
listen durchgeführt worden. Etwa die Hälfte der Bundesstaaten 
war dieser Methode weiterhin gefolgt, während Preußen und elf 
kleinere Staaten mit Individualzählkarten arbeiteten. Deren bis-
heriger Vorteil für die Auswertung ging mit der Einführung der 
Hollerith-Lochkartentechnik jedoch verloren, da in jedem Fall 
eine Übertragung auf die Lochkarten erforderlich war. Für die 
Erhebung in den Haushalten wiesen die Zählkarten gegenüber 
der Haushaltungsliste von vornherein Nachteile auf, da diese 
besser zu handhaben, übersichtlicher und leichter nachprüfbar 
war. [15, S. 1ff.] Eine weitere Konsequenz aus der Einführung 
der neuen Technik war die erneute Konzentration der Arbeiten 
im Statistischen Landesamt, nachdem in der Vergangenheit die 
Statistischen Bureaus der Stadtverwaltungen Dresden, Leipzig 
und Chemnitz mehrfach selbst die Auswertung für ihre Städte 
vorgenommen hatten.

Erster Weltkrieg und Nachkriegsjahre

1914 begann der Erste Weltkrieg. Zusätzlich zur normalen Be-
völkerungsentwicklung zwischen zwei Volkszählungen führten 
Einberufungen, aber auch eine zunehmende Binnenwanderung 
zu einer verstärkten Bevölkerungsbewegung. Die Auswirkungen 
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des Krieges auf Deutschland erforderten umgehende Informa-
tionen über die zu versorgende Zivilbevölkerung, um Vorkeh-
rungen für eine ausreichende Erzeugung und Verteilung von 
Nahrungsmitteln und anderen Gütern treffen zu können. Die 
planmäßige Volkszählung von 1915 schien noch zu weit entfernt, 
um die benötigten Daten bereitstellen zu können, und wurde spä-
ter komplett abgesagt. Aus diesem Grund wurde im Statistischen 
Landesamt zunächst eine näherungsweise Berechnung vorge-
nommen, die bis Ende 1916 für die Schätzung der Zivilpersonen 
gültig blieb. [16, S. 457f.]

Dennoch bestand auch weiterhin die Notwendigkeit tiefer ge-
hender Untersuchungen zum Stand der Bevölkerung, da die 
zunehmend schwierigere Versorgungslage immer umfang-
reichere wirtschaftliche Maßnahmen erforderte. Deshalb wurde 
am 1. Dezember 1916 die ausgefallene Volkszählung von 1915 
nachgeholt. Die Erfassung der Gesamtbevölkerungszahl war da-
bei erheblich erschwert, weil zur deutschen Bevölkerung nur die 
Zivilbevölkerung und die sich innerhalb der Reichsgrenzen auf-
haltenden Militärpersonen erfasst werden konnten. Gleichzeitig 
wurden jedoch auch ausländische Kriegs- und Zivilgefangene 
erhoben. [17, S. 1] Eine Aufbereitung der Ergebnisse erfolgte je-
doch nur in sehr beschränktem Maße. 

Die nächste Volkszählung wurde bereits ein Jahr später am 
5. Dezember 1917 durchgeführt. Vor dem Hintergrund der immer 
kritischeren Versorgungslage beschränkte sie sich weitgehend 
auf die Feststellung der versorgungsberechtigten Zivilpersonen. 
Außerdem wurden besondere Fragen zur Art der Brotversor-
gung zusätzlich aufgenommen. [18, S. 193] Im sächsischen 
Statistischen Landesamt wurde neben den Auswertungen für 
Sachsen auch die Aufbereitung für Thüringen durchgeführt. Das 
Ergebnis der Volkszählung von 1917 diente als Grundlage von 
Berechnungen zur vierteljährlichen Bevölkerungsfortschreibung, 
die auch nach dem Krieg fortgesetzt wurden. Die ursprünglich 
für den 4. Dezember 1918 geplante dritte Kriegsvolkszählung 
wurde infolge des Waffenstillstandes und vor allem der innen-
politischen Entwicklung zunächst abgesagt und am 8. Oktober 
1919 nachgeholt. [19, S. 28]

Völlig unberücksichtigt blieb bei diesen drei Kriegszählungen 
ein großer Teil der männlichen Bevölkerung, der sich außerhalb 
Sachsens bzw. Deutschlands befand. Im Jahr 1919 betraf das 
noch immer zahlreiche Kriegsgefangene. Zudem wies die Bevöl-
kerung noch eine hohe Mobilität auf, die angesichts einer hohen 
Erwerbslosigkeit vor allem durch die Arbeitssuche bedingt war. 
Die Auswirkungen dieser Erfassungsprobleme zeigt die Tabelle 

2. Im Vergleich zu 1910 lebten demnach 1917 rund eine halbe 
Million Männer, das war mehr als ein Fünftel, weniger in Sach-
sen, was vor allem durch Einberufungen begründet war. Bis 1919 
erhöhte sich ihre Zahl wieder um 370 000, blieb aber dennoch 
um fast 150 000 Männer unter der Zahl von 1910, während die 
Zahl der Frauen in diesen neun Jahren um 12 000 anstieg.

Auf die Volkszählung von 1920, die dem üblichen 5-Jahres-
Rhythmus gefolgt wäre, wurde verzichtet, da die Wanderungs-
bewegungen noch immer zu stark waren, um die Grundlage für 
eine zuverlässige Übersicht über die Bevölkerung im Deutschen 
Reich zu gewinnen. [19, S. 28]

Am 16. Juni 1925 wurde schließlich wieder eine reguläre Volks-
zählung, die erste seit 1910, durchgeführt. Der Termin im Som-
mer war für eine Volkszählung eigentlich nachteilig, da zu dieser 
Zeit die Fluktuation in der Bevölkerung wesentlich größer ist als 
im Winter. Gleichzeitig mit der Volkszählung sollte jedoch auch 
eine Berufs- und Betriebszählung durchgeführt werden. Diese 
war ebenfalls dringend erforderlich, nachdem zuletzt 1907 ent-
sprechende Daten erhoben worden waren. Die stärkere Aus-
prägung der wirtschaftlichen Tätigkeit im Sommer gab den Aus-
schlag für die Wahl des Zählungstermins. Um die Ergebnisse 
zur Bevölkerung mit denen früherer Zählungen vergleichen zu 
können, wurde deshalb nicht wie bisher üblich die ortsanwe-
sende Bevölkerung herangezogen, sondern auf die Wohnbevöl-
kerung zurückgegriffen, bei deren Ermittlung die vorübergehend 
An- bzw. Abwesenden abgezogen bzw. hinzugerechnet wurden. 
[19, S. 29f.]

Datum der Volkszählung Insgesamt Männlich Weiblich

1. Dezember 1910 4 806 661 2 323 903 2 482 758 
1. Dezember 1916 4 443 953 1 880 708 2 563 245 
5. Dezember 1917 4 343 575 1 809 226 2 534 349 
8. Oktober 1919 4 670 311 2 175 078 2 495 233 
_____
Quelle: [17, S. 2]

Tab. 2   Ortsanwesende Bevölkerung im Ergebnis der 
              Volkszählungen 1910, 1916, 1917 und 1919

_____
5) Vgl. dazu auch den Beitrag von S. Israel in diesem Heft.
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Die Volkszählungen von 1933 bis 
zum Zweiten Weltkrieg

Die nächste Volkszählung, die planmäßig 1930 stattfi nden sollte, 
wurde aus fi nanziellen Gründen immer wieder verschoben. [20, 
S. 1] 

Nach der Machtübernahme durch die Nationalsozialisten war 
die Anordnung der Volkszählung für den 16. Juni 1933 eine der 
ersten Maßnahmen. Im Namen des Statistischen Reichsamtes 
begrüßte der zuständige Direktor FRIEDRICH BURGDÖRFER, 

„dass die Regierung der nationalen Erhebung im Wege der 
durch das Ermächtigungsgesetz ermöglichten vereinfach-
ten Form der Gesetzgebung die bisherigen Hemmungen 
und Widerstände einzelner Länder überwunden und die 
Durchführung einer neuen Inventur des deutschen Volkes 
und der deutschen Volkswirtschaft durch Reichsgesetz vom 
12. April 1933 angeordnet hat“. [zitiert nach 21, S. 27]

Auch bei den Volkszählungen unter der NS-Regierung blieb die 
grundsätzliche Verfahrensweise erhalten. Die Zählung wurde 
durch ein Reichsgesetz angeordnet, die Oberleitung lag beim 
Statistischen Reichsamt. Die einheitlichen Vorgaben beinhal-
teten u. a. Muster der Erhebungspapiere sowie der zu veröffent-
lichenden Übersichtstafeln der Zählungsergebnisse. Für Vorbe-
reitung und Leitung der Volkszählung im Land Sachsen war das 
Statistische Landesamt verantwortlich. Auch weiterhin bestand 
dabei die Möglichkeit landesspezifi scher Ergänzungsfragen und 
Auswertungen. [22, S. 1] Wie schon 1925 wurden zusammen mit 
der Volkszählung eine Berufszählung, eine landwirtschaftliche 
Betriebszählung sowie eine Zählung aller nichtlandwirtschaft-
lichen Arbeitsstätten durchgeführt.

Erstmalig wurde mit der Volkszählung, die bisher vor allem an Haus-
halte und Personen gerichtet war, auch eine „familienstatistische 
Erhebung“ verbunden. Merkmale wie Eheschließungsjahr und Ge-
samtzahl der in der jetzigen Ehe geborenen Kinder sollten nicht nur 
eine Vorausberechnung der künftigen Bevölkerungsentwicklung 
unterstützen, sondern dienten auch einer „Beurteilung der eheli-
chen Fruchtbarkeit“, einer „Fortschreibung der Gebärleistungen“ 
zur Bestimmung eines „Geburtensolls“, dass durch entsprechende 
Maßnahmen (natürlich nur für Arier, die „in erbhygienischer Sicht 
einwandfrei waren“) zu steuern war.6) [22, S. 421; 21, S. 27f.] 

Dem traditionellen Fünf-Jahres-Rhythmus folgend war die näch-
ste Volkszählung ursprünglich für den 17. Mai 1938 vorgesehen, 

wurde jedoch wegen des „Anschlusses“ Österreichs an das 
Deutsche Reich um ein Jahr verschoben. Wie 1925 und 1933 
wurde 1939 zusammen mit der Volkszählung auch eine Berufs-
zählung, eine landwirtschaftliche Betriebszählung und eine Zäh-
lung aller nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten (die erstmals 
auch für freie Berufe galt) durchgeführt. Alle Befragten mussten 
zudem eine „Ergänzungskarte für Angaben über die Abstam-
mung und die Vorbildung“ ausfüllen. [23, S. 1] Die Fragen zu 
„Vor- und Ausbildung“ waren im Auftrag der Wehrmacht gestellt 
worden, die aus diesen Informationen zum erlernten Beruf die 
Einrichtung eines Personenregisters plante. Aus den Fragen zur 
Abstammung („Ist oder war einer der vier Großeltern Jude?“) 
sollte die Meldekartei ergänzt werden. [21, S. 31f.] 

Mit dem Überfall auf Polen am 1. September 1939 begann der 
Zweite Weltkrieg. Für die amtliche Statistik bedeutete das zum 
einen, dass auf Grund von Einberufungen zunehmend weniger 
Personal zur Verfügung stand. Zum anderen ergab sich aus den 
zu erwartenden Einschränkungen bei der Lebensmittelversor-
gung ein neuer Bedarf an Daten, die auch aus der gerade durch-
geführten Volkszählung bereitgestellt werden konnten. Unmit-
telbar nach Kriegsbeginn kam es deshalb zu einem Treffen der 
Spitzen aller wichtigen Ministerien im Statistischen Reichsamt, 
um Prioritäten für die Auswertung der Volkszählungsergebnisse 
zu besprechen. Im Protokoll dazu heißt es u. a.: 

„Das Reichsernährungsministerium und der Reichsnähr-
stand legten größten Wert auf beschleunigte Erstellung 
der Zahlen über die Wohnbevölkerung in ihrer Gliederung 
nach Geschlecht und nach den Altersklassen der Kinder und 
Jugendlichen, und zwar für die einzelnen Gemeinden, weil 
diese Zahlen die wesentliche Grundlage für die Bewirtschaf-
tung der verfügbaren Nahrungsmittel bilden. Die Vertreter 
des Reichsinnenministeriums und des Reichsführers SS 
hielten die Fertigung von Namenslisten für die Ausländer 
und die Personen mit fremder Volkszugehörigkeit sowie die 
Auszählung der Juden und jüdischen Mischlinge für ihre Ar-
beiten als durchaus vordringlich. Demgemäß wurde die Er-
ledigung der vorbezeichneten Aufgaben als ein ‚Sofortpro-
gramm‘ angesehen, dessen Fertigstellung das Statistische 
Reichsamt etwa für Ende November 1939 in Aussicht stell-
te. Nach Beendigung dieser Arbeiten soll nach dringendem 
Wunsch des Oberkommandos der Wehrmacht und des 
Reichsarbeitsministeriums die Aufbereitung der Berufszäh-
lung (Berufe in Kombination mit dem sozialen Aufbau) erfol-
gen, für welche das Statistische Reichsamt einen Zeitraum 
bis Mitte nächsten Jahres benötigt.“ [zitiert nach 21, S. 31f.]
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Die zunehmenden Auswirkungen des Krieges betrafen auch 
die Veröffentlichungen. In der Zeitschrift des Sächsischen Sta-
tistischen Landesamtes wurden noch bis 1943 die jeweils bis 
dahin vorliegenden Ergebnisse der Volks-, Berufs- und Arbeits-
stättenzählung abgedruckt. 

Drei Volkszählungen in zwölf Monaten

Nach Kriegsende war die Situation in Deutschland durch eine 
im Um- und Neuaufbau befi ndliche Verwaltung gekennzeichnet, 
die unter dem Einfl uss der jeweiligen Besatzungsmächte stand. 
Wichtigste Aufgabe war die Sicherung der Versorgung der Be-
völkerung mit Nahrungsmitteln, Wohnraum und anderen Grund-
lagen des täglichen Lebens. Dafür war auch eine schnelle und 
umfassende Bestandsaufnahme der Bevölkerung sowie des – in 
unterschiedlichem Umfang durch den Krieg beschädigten oder 
zerstörten – Wohnungsbestandes erforderlich. 

Für die Lösung dieser Aufgaben wurde auf die Volkszählung als 
traditionelle Form einer Vollerhebung der Bevölkerung zurück-
gegriffen. Darüber wurde zunächst in einzelnen Ländern selbst-
ständig entschieden, um schnell über die dringend benötigten 
Informationen verfügen zu können. Mit der Entwicklung neuer 
politischer Strukturen in Deutschland ergaben sich jedoch auch 
neue Anforderungen für eine einheitliche Datengrundlage, um 
nicht mehr nur die dringendsten Versorgungsprobleme lösen 
zu können, sondern auch mittelfristig die Grundlagen für ein 
geordnetes Handeln der öffentlichen Organe schaffen zu kön-
nen. Diese unterschiedlichen Anforderungen führten schließlich 
dazu, dass im damaligen Land Sachsen innerhalb von nicht ein-
mal zwölf Monaten gleich drei fl ächendeckende Volkszählungen 
durchgeführt wurden.

Die erste Nachkriegs-Volkszählung in Sachsen wurde auf An-
ordnung der Landesverwaltung am 3. November 1945 durchge-
führt. Sie hatte vorrangig die Aufgabe, „überhaupt nach dem Zu-
sammenbruch schnell einen Überblick über die ortsanwesende 
Bevölkerung zu gewinnen als Grundlage für die Verteilung der 
Lebensmittel und bewirtschafteten Güter an die Bevölkerung“. 
[24; 25, Beilage, S. 111] Der Schwerpunkt lag dabei auf der Zäh-
lung der Gebäude, Wohnungen und Haushaltungen, während 
die ortsanwesende Bevölkerung nur nach Geschlecht, ohne wei-
tere Untergliederung, erfasst wurde. Die Erhebungsunterlagen 
(Wohnungslisten und Fragebogen für eine Zählung gewerblicher 
Betriebe) wurden von ehrenamtlichen Zählern ausgegeben und 
am 4. November wieder eingesammelt. Über die Aufbereitung 

der Ergebnisse ist nichts Genaues bekannt, vermutlich wurde sie 
im Statistischen Landesamt durchgeführt. [25, S. 113ff.]

Die Volkszählung vom 1. Dezember 1945 erstreckte sich auf die 
gesamte sowjetische Besatzungszone mit Ausnahme von Berlin, 
wo bereits am 12. August 1945 eine Volkszählung durchgeführt 
worden war. Die Erhebung war mit einer Personenstandsaufnah-
me für die Finanzbehörden und einer Betriebszählung gekoppelt, 
außerdem wurden Fragen der Zonenverwaltung zu Handel und 
Versorgung integriert. [24, 25] Diese Volkszählung wurde im Sta-
tistischen Landesamt durchgeführt, wurde doch dafür extra eine 
Hollerith-Abteilung eingerichtet. [26] Inhaltliche Schwerpunkte wa-
ren Angaben zur Wohnbevölkerung, zu Haushalten, Berufstätigen 
und Arbeitslosen sowie zu Betrieben. Neben der Gewinnung von 
Zahlenmaterial für künftige Planungen ging es auch um Feststel-
lungen über die Aufenthaltsorte von Millionen deutscher Flüchtlinge 
sowie die Ergebnisse der Wanderungsbewegungen seit Ausbruch 
des Krieges, d. h. nach der letzten Volkszählung für Deutschland. 
Erhoben wurde deshalb auch der Wohnsitz im August 1939. [25] 

Als Erhebungsunterlagen wurden nun wieder Haushalts- und 
Hauslisten eingesetzt, die in allen Ländern der Sowjetischen Be-
satzungszone einheitlich bearbeitet wurden. [25, Beilage S. 117] 
Wie zuvor bereits bei der Berliner Zählung vom 12. August 1945 
wurde erneut angestrebt, neben den statistischen Ergebnissen 
auch „Karteimaterial für die Arbeits-, Wirtschafts- und Sozialämter“ 
zu erarbeiten. Die schwierigen Bedingungen zu dieser Zeit bis hin 
zur Papierbeschaffung (etwa fünf bis sechs Waggons für diese 
Volkszählung) zwangen zur Konzentration der vielen dringenden 
Arbeiten. Ein weiteres Argument für eine solche Zusammenfas-
sung war „die schonende Behandlung der Befragten“. [25, S. 150]

Der manuelle Teil der Aufbereitung wurde in den Statistischen 
Landesämtern durchgeführt. Dazu gehörte auch die Signierung 
der Listen zur Vorbereitung auf die maschinelle Aufbereitung. Auf 
Anordnung der Deutschen Zentralverwaltung für Handel und Ver-
sorgung wurden aus einer Eilmeldung in der Haushaltsliste vor-
läufi ge Ergebnisse gewonnen, die bis zum 15. Dezember von den 
Statistischen Landesämtern an das Statistische Zentralamt in Ber-
lin zu übergeben waren. [25, Beilage S. 118ff.]

_____
6) Zur Bevölkerungsstatistik in der NS-Zeit und zu ihrer Beurteilung vgl. 

den Beitrag von M. C. Schneider in diesem Heft.
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Am 29. Oktober 1946 wurde in ganz Deutschland die erste all-
gemeine Nachkriegszählung durchgeführt. Der Umfang dieser 
Volkszählung entsprach in etwa wieder den deutschen Volkszäh-
lungen von 1925 bis 1939. Grundlage dieser Zählung war das 
Gesetz Nr. 33 des Alliierten Kontrollrates für Deutschland über 
eine Zählung der Gesamtbevölkerung in der amerikanischen, 
britischen, französischen und sowjetischen Besatzungszone zu 
einheitlichem Stand. Insgesamt 14 Fragen waren obligatorisch, 
die Befehlshaber der Besatzungszonen konnten nach eigenem 
Ermessen Fragen hinzufügen und bestimmten Form und Aus-
führung der Zählkarte (in der Sowjetischen Besatzungszone trug 
diese die offi zielle Bezeichnung „Haushaltungsliste“). Die Ausfüh-
rung der Zählung oblag den örtlichen deutschen Behörden unter 
der Kontrolle der Militärregierung jeder Zone. In der Sowjetischen 
Besatzungszone (SBZ) wurde die Durchführung dem Präsidenten 
der Deutschen Verwaltung für Statistik in der SBZ sowie den Prä-
sidenten der Provinzen und Länder übertragen. [25, S. 12ff.]

Die Aufbereitung der Ergebnisse erfolgte in drei Schritten. Zu-
nächst wurde dezentral in acht Aufbereitungsstellen (für das Land 
Sachsen in Dresden) eine manuelle Aufbereitung bis zur Signie-
rung vorgenommen. Diese Arbeiten verzögerten sich durch den 
unerwartet langen und strengen Winter, weil die meisten Büros 
wegen Kohlemangels zeitweise geschlossen werden mussten. Bei 
der anschließenden maschinellen Aufbereitung im Statistischen 
Zentralamt in Berlin wurde für jede Person eine Lochkarte ange-
legt. In einem dritten Arbeitsschritt wurden schließlich mit Hilfe 
einer Tabelliermaschine die Tabellen erstellt. Durch die Maschine 
wurden die Karten selbsttätig entsprechend den vorgenommenen 
Sortierungen ausgezählt und die Ergebnisse auf Streifen nieder-
geschrieben, aus denen dann Tabellen mit bis zu 100 Spalten zu-
sammengestellt werden konnten. [25, S. 40ff., 100ff.]

Volkszählungen in der DDR

Am 31. August 1950 wurde erstmals nach Gründung der DDR 
eine Volks- und Berufszählung durchgeführt. Für dieses Jahr hat-
ten die Vereinten Nationen in allen Ländern der Welt eine Volks-, 
Berufs- und Betriebszählung vorgesehen, die ein Mindestpro-
gramm nach möglichst einheitlichen Gesichtspunkten zur Grund-
lage hatte. Obwohl zu diesem Zeitpunkt bereits zwei getrennte 
deutsche Staaten existierten, gab es zudem weiterhin ein Zusam-
menwirken der statistischen Fachkreise im „Ausschuss der Deut-
schen Statistiker für die Volks- und Berufszählung“, der ursprüng-
lich nur für die zusammenfassende Bearbeitung der Volks- und 
Berufszählung 1946 geschaffen worden war. [27, S. 60]

Vier Jahre nach der Volkszählung von 1946 und fünf Jahre 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges war eine relative Be-
ruhigung der umfangreichen Bewegung der Bevölkerung durch 
Kriegs- und Nachkriegsereignisse (Umsiedler, Evakuierte, Aus-
gebombte, Heimkehrer aus Kriegsgefangenschaft usw.) einge-
treten. Durch die neuen gesellschaftlichen Verhältnisse bestand 
überdies ein hoher Bedarf an statistischen Informationen als 
Planungsgrundlage für die weitere Entwicklung. [27, S. 3]

Verantwortlich für die Durchführung war das Statistische Zen-
tralamt der DDR. In die Organisation der Abläufe fest eingebun-
den waren neben den damals noch bestehenden Statistischen 
Landesämtern nun auch die Statistischen Kreisämter. Die Ein-
teilung der Gemeinden in Zählbezirke, das Gewinnen ehrenamt-
licher Zähler sowie die Sicherung des Verteilens, Einsammelns 
und Prüfens der Zählpapiere waren Aufgabe der Gemeinden. 
[27, S. 3ff.] Wie bereits 1946 wurde die manuelle Aufbereitung 
in den Landesämtern, die maschinelle Aufbereitung im Statis-
tischen Zentralamt durchgeführt. [27, S. 41] 

Die Volkszählung vom 31. Dezember 1964 war, der politischen 
Entwicklung folgend, erstmals nicht mehr auf gesamtdeutsche 
Ergebnisse orientiert. [28, S. 345] Als Erhebungstermin war ur-
sprünglich der 15. Januar 1959 geplant gewesen. Einen Monat 
zuvor wurde die Zählung jedoch durch einen Volkskammerbe-
schluss ausgesetzt. 

„Die damalige politische Situation erforderte die vorran-
gige Orientierung aller Kräfte unserer Republik auf solche 
gesellschaftliche Hauptfragen [sic!], wie ‚die Lösung der 
vom V. Parteitag der SED gestellten Hauptaufgabe und 
der politischen Aufgaben zur friedlichen Lösung der Pro-
bleme der deutschen Hauptstadt Berlin.’ Zur Realisierung 
dieser Aufgabenstellung wurden große Teile der Bevölke-
rung herangezogen, so dass es zweckmäßig erschien, den 
Zählungstag zu verlegen. Außerdem war die damalige Zeit 
härtester internationaler Klassenauseinandersetzungen, 
die die DDR unter den Bedingungen der nach dem Westen 
offenen Staatsgrenze führen musste, keineswegs geeignet, 
eine exakte Durchführung und Auswertung einer solchen 
umfassenden Zählung zu gewährleisten.“ [29, S. 5]

Zuvor war im Kreis Leipzig-Land bereits erstmals eine Probe-
zählung durchgeführt worden. [29, S. 4ff.] Die ursprünglich zum 
gleichen Termin vorgesehene Gebäude- und Wohnungszählung 
war bereits am 15. März 1961 nachgeholt worden.
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1976

Vereinfachung im Berichtswesen 
der Industrie- und Baubetriebe



© Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 111

175 Jahre

Für die Vorbereitung und Durchführung der Volks- und Berufs-
zählung wurde eine eigene Organisationsstruktur geschaffen. 
Bei der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik sowie den Be-
zirks- und Kreisstellen wurden Zählbüros gebildet und Zählkom-
missionen für die jeweiligen Ebenen eingerichtet. Die Räte der 
Bezirke, Kreise, Städte, Stadtbezirke und Gemeinden waren in die 
Arbeiten eingebunden. Zusätzlich wurden durch die Bürgermeis-
ter der Städte und Gemeinden Organisationsbüros eingerichtet, 
die ihrerseits in den Wohngebieten teilweise eigene Stützpunkte 
unterhielten. Diese umfangreiche Struktur erforderte einen hohen 
zusätzlichen Personal- und Raumbedarf. [29, S. 11ff.]

Der Ablauf der Zählung folgte der gewohnten Verfahrensweise. 
Die Haushaltslisten wurden zeitnah zum Erhebungstag verteilt 
und nach dem Stichtag durch die Zähler eingesammelt. [29, 
S. 12] „Abgesehen von einigen wenigen Fällen des Versuchs 
der Ablehnung der Ausfüllung der Haushaltslisten wegen per-
sönlicher Verärgerung (meistens Wohnungsangelegenheiten) 
war die Einstellung sehr gut und aufgeschlossen.“ [29, S. 70] 

Zu den Aufgaben der Zähler gehörte eine erste Prüfung der 
Urlisten. Nach weiteren Prüfungen durch Oberzähler, Mitarbei-
ter in den Organisationsbüros und Stützpunkten sowie in den 
Kreiszählbüros wurde aus diesem Material durch „Ausstricheln“ 
nach Geburtsjahren eine vorläufi ge Einwohnerzahl ermittelt. Die 
eigentliche Aufbereitung erfolgte dann zunächst in der Zentralen 
Signierstelle Leipzig (Messehalle 15) mit etwa 4 000 Beschäf-
tigten, wobei die Angaben zu jeder Person (47 Merkmale) in eine 
Zeile der Signierliste übertragen wurden. Nach einer erneuten 
Prüfung wurden diese signierten Angaben in den 15 Zweigstel-
len des VEB Maschinelles Rechnen auf Lochkarten übertragen 
und schließlich zentral in Berlin ausgewertet. Dabei kamen an-
stelle der bisher gebräuchlichen Hollerith-Maschinen erstmals 
die kleineren elektronischen Datenverarbeitungsanlagen „Bull 
Gamma 10“ zum Einsatz. [29, S. 74 ff.]

1967 wurde das Gesetz über die Durchführung von Volks-, Be-
rufs-, Wohnraum- und Gebäudezählungen verabschiedet. Damit 
wurde für künftige Erhebungen wieder die gleichzeitige Durch-
führung von Volks- und Wohnungszählung festgeschrieben. Zu-
dem wurden die folgenden Erhebungstermine den internationa-
len Empfehlungen angepasst. [28, S. 345]

Die Volks-, Berufs-, Wohnraum- und Gebäudezählungen vom 
1. Januar 1971 und vom 31. Dezember 1981 wurden auf die-
ser Grundlage durchgeführt. Bei der letzten DDR-Volkszählung 
1981 wurde anstelle des bisher genutzten Lochkartenverfahrens 

für die Zählungsaufbereitung erstmals mit optischer Beleglesung 
gearbeitet. Damit wurde der manuelle Aufwand für die Auswer-
tung erheblich reduziert und die Bereitstellung der Ergebnisse 
beschleunigt. 

Die Erhebungsunterlagen waren zweigeteilt gestaltet, mit einem 
Frage- und einem Leseteil. Die Haushalts-, Personen- und Woh-
nungslisten konnten so im Frageteil weiterhin von den Befragten 
selbst ausgefüllt werden. Bei der späteren Aufbereitung wurden 
die hier als Ziffer oder Ankreuzung eingetragenen Angaben 
durch Kennzeichnung der entsprechenden Signierkästchen im 
benachbarten Leseteil umgesetzt. Anschließend wurden die Da-
ten mit Hilfe von Lesegeräten direkt auf Magnetbänder übernom-
men. [30, S. 196ff.]

Die bislang letzte Volkszählung im früheren Bundesgebiet sollte 
zunächst im Jahr 1983 stattfi nden. Mehrere Klagen vor dem Bun-
desverfassungsgericht verhinderten jedoch die Durchführung in 
der ursprünglich geplanten Form. Befürchtet wurde von vielen ein 
Missbrauch ihrer bei der Volkszählung erhobenen Daten, deren 
weitere Verwendung und Nutzung für den einzelnen Bürger nicht 
mehr nachvollziehbar war. Das so genannte „Volkszählungsur-
teil“ des Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 
verankerte das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. 
In der Folge wurden bis 1990 das Bundesdatenschutzgesetz 
und mehrere Landesdatenschutzgesetze novelliert. Nach dem 
Scheitern des Gesetzes für die Volkszählung von 1983 wurde 
die Erhebung auf einer neuen gesetzlichen Grundlage im Jahr 
1987 durchgeführt. 

Vorbereitungen für einen 
registergestützten Zensus

Seit den letzten Volkszählungen von 1981 bzw. 1987 hat sich die 
Situation in Deutschland erheblich verändert. Wiedervereinigung 
und europäische Integration haben zu verstärkten Wanderungs-
bewegungen geführt, das wirtschaftliche Umfeld und die Lebens-
gewohnheiten der Menschen wandeln sich. Neue, zuverlässige 
Informationen über die Bevölkerung, den Arbeits- und Wohnungs-
markt werden dringend benötigt. Volkszählungsergebnisse sind 
zudem nicht nur die Quelle für statistische Informationen, die sich 
auf den Zeitpunkt der Erhebung beziehen. Sie dienen auch als 
Grundlage für Fortschreibungen (zum Beispiel der amtlichen Ein-
wohnerzahl oder des Gebäude- und Wohnungsbestandes) und 
Hochrechnungen. Auf Grund der im Laufe der Zeit unvermeidlich 
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zunehmenden Fortschreibungsfehler ist eine regelmäßige Aktu-
alisierung dieser Datengrundlage ebenfalls unerlässlich. Die zu-
nehmende europäische Integration bringt ebenfalls einen Bedarf 
an international vergleichbaren statistischen Informationen mit 
sich. Auch die EU fordert deshalb, in Übereinstimmung mit Emp-
fehlungen der UNO, ihre Mitglieder auf, in einem etwa 10-jähr-
lichen Rhythmus nach einem abgestimmten inhaltlichen Rahmen 
entsprechende Erhebungen durchzuführen.

Herkömmliche Volkszählungen, die als Befragung aller Bürger 
zu allen benötigten Merkmalen durchgeführt werden, sind mit 
hohen Kosten verbunden. Darüber hinaus stoßen sie bei der 
Bevölkerung zunehmend auf Akzeptanzprobleme. In Deutsch-
land ist deshalb geplant, einen Methodenwechsel von der tra-
ditionellen Vollerhebung zu einem registergestützten Zensus 
vorzunehmen. Kern dieser neuen Methodik ist die Auswertung 
von Verwaltungsregistern (vor allem Melderegister und Dateien 
der Bundesagentur für Arbeit), aus denen eine Reihe der demo-
graphischen und erwerbsstatistischen Grunddaten gewonnen 
werden kann, die zum Kern jeder Volkszählung gehören. 

Vergleichbare Erhebungsmethoden werden bereits in mehreren 
europäischen Staaten, vor allem in Skandinavien, seit einiger Zeit 
erfolgreich für Volkszählungen genutzt. In Deutschland wurde 
im Jahr 2001 für eine 1-Prozent-Stichprobe eine Testerhebung 
durchgeführt, um die Qualität der neuen Verfahren mit denen 
einer traditionellen Zählung zu vergleichen. Unter Einbeziehung 
der Ergebnisse dieses Tests werden derzeit umfassende kon-
zeptionelle Vorarbeiten für einen künftigen Zensus durchgeführt. 
Die Beteiligung Deutschlands an der auf EU-Ebene 2010/2011 
anstehenden Zensusrunde wurde auch im Koalitionsvertrag der 
neuen Bundesregierung festgeschrieben. [31, S. 93]

Der registergestützte Zensus wird auch der bisher 175-jährigen 
Geschichte der Volkszählung in Sachsen ein weiteres Kapitel 
hinzufügen. Im Laufe dieser Zeit haben sich die Erhebungsme-
thodik der Volkszählungen und einige Verwendungszwecke der 
Volkszählungsergebnisse immer weiter entwickelt und verän-
dert. Geblieben ist jedoch die Bedeutung dieser Daten für wich-
tige Entscheidungen in Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Wis-
senschaft und die grundlegende Bedeutung der Volkszählung im 
Gesamtsystem der amtlichen Statistik, wie sie der frühere Direk-
tor des Statistischen Landesamtes VICTOR BÖHMERT im Jahr 
1886 anschaulich beschrieben hat:

„Die Bedeutung und Unentbehrlichkeit der Statistik wird nament-
lich nach jeder Volkszählung dem Publikum nahe gerückt. Da 

verlangen bald alle Ministerien sowie Bezirks- und Gemeinde-
verwaltungen Auskunft über etwaige Änderungen in der Ein-
wohnerzahl. Die kirchlichen Behörden wünschen die Zahl ihrer 
Glaubensgenossen kennen zu lernen. Die Schulbehörden wol-
len wissen, welche Zahl schulpfl ichtiger Kinder ermittelt worden 
ist, um in Betreff des Baues von Schulen und der Anstellung von 
Lehrern rechtzeitig ihre Maßregeln treffen zu können. Die Ge-
richts- und Steuerbehörden wollen über die Veränderungen in 
dem Personenbestand ihrer Bezirke unterrichtet sein. Die frem-
den Regierungen fragen nach der Zahl ihrer Staatsangehörigen, 
die Gesundheitsbehörden erkundigen sich nach der Zahl der Ge-
brechlichen, sobald dieselben besonders ermittelt worden sind. 
Sehr zahlreich sind auch die Anfragen von Geographen, Lehrern, 
Schriftstellern, Kalenderherausgebern und anderen Personen. 
Es knüpfen sich an das Bekanntwerden der Volkszählungsre-
sultate oft sehr wichtige Neugestaltungen des Verwaltungs- und 
Unterrichtswesens, neue Eintheilungen der Wahl-, Gerichts- und 
Steuerbezirke und Standesämter, Umwandlungen von Dörfern 
in Städte oder Anschluss von Landgemeinden an andere Ge-
meinden oder an Stadtgemeinden und andere staatliche oder 
communale Änderungen.“ [32, S. 1f.]

Anke Puschmann, 
Dipl-Ing., Referentenbereich Mikrozensus
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Vorbemerkungen

Rumfordsche Suppe, zubereitet aus Knochenbrühe, getrock-
neten gelben Erbsen, Graupen, gewürfelten Kartoffeln, Speck-
würfeln und Wurzelwerk, war Anfang des 19. Jahrhunderts ein 
bekanntes und bewährtes Rezept und wurde vom Dresdner 
Frauenverein während der Wintermonate an Arme der Stadt aus-
gegeben. Finanziert wurde dies anfangs durch Sammlungen im 
Freundes- und Bekanntenkreis der Damen, später trugen auch 
Mitglieder des Königlichen Hauses bei.

Diese Wohltat fand Eingang in das zweite Heft des Statistischen 
Vereins des Königreichs Sachsen, der sich somit schon kurz nach 
seiner Gründung einer Thematik annahm, die auch heute noch 
Aktualität besitzt – der Armenpfl ege und Wohltätigkeit. [1] Indem 
der Statistische Verein ausführlich über die Dresdner Armenver-
sorgung sowie über die privaten Wohltätigkeiten zugunsten von 
Armen berichtete, trug er einer damals aufkommenden Diskus-
sion über das Wesen und die Ursachen der individuellen Armut 
bzw. der allgemeinen Pauperismus-Diskussion Rechnung. Die 
sozialwissenschaftlich interessierte Statistik erhob den Anspruch 
einer wissenschaftlichen Rationalisierung des Armutsdiskurses 
und bot hierzu mit zahlenfundierten Analysen das Medium, um 
die soziale Dynamik der industriellen Revolution „bewegungswis-
senschaftlich“ zu objektivieren und zu problematisieren.[2]

Zur Geschichte der Armengesetzgebung

Während im Mittelalter die soziale Sicherung im Normalfall 
noch durch die Großfamilie mit ihrer patriarchalischen Struktur 
gegeben war und Armenfürsorge nur von Kirchen und Klöstern 
gewährt wurde, entwickelte sich nach der Reformation langsam 
eine öffentliche Armenpfl ege, vor allem in den Städten. Vorder-
gründige Aufgabe der damaligen Armenpfl ege war meist die Er-
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Im 17. Jahrhun-
dert arbeiteten Kirchen und Städte schließlich eng zusammen 
und die ersten „Armen(ver)ordnungen“ entstanden.[3] Auch in 

Von der Armenstatistik zur Sozialhilfestatistik

Nicole Zimmermann

Geschichtliche Entwicklung der sächsischen 
Armengesetzgebung

Nach der  Übergang von der kirchlichen zur kommunalen
Reformation Armenpfl ege (Heimatrecht, d. h. nur im Geburts- 

 ort kann man Unterstützung bekommen.)

1548  Reichsarmenordnung des Reichstags 
  zu Augsburg (Forderung einer Unterstützungs-  

 pfl icht der Gemeinden)

1555  Landesherrliche Bestimmung über das Armen-
  wesen in Sachsen (Forderung einer lokalen 
  Armenpfl ege mit subsidärer Ausstellung von 
  Bettelbriefen, die auf ein Jahr Gültigkeit 
  begrenzt sind)

1588  Edikt Christians I. (Repressivmaßnahmen 
  gegen Bettler aus anderen Orten)

1612  Polizeiverordnung zur Bekämpfung 
  des Bettelwesens

1661  Sächsische Armenordnung
  (Organisation der Armenpfl ege, Ansatz zur 
  Armensteuer, Arbeit statt Betteln)

1684  Mandat Johann Georgs III.
  (Formulierung des Prinzips der örtlichen 
  Armenversorgung, Aufbringung der Mittel 
  durch monatliche Sammlungen)

1721  Mandat Armengesetz 
  (Lokalisierung der Armenpfl ege und Errichtung 
  einer Brandschutzkasse) 

1772  Mandat
  (Forderung der Errichtung von gemeinsamen 
  Armenkassen der Gemeinden zur gleichmäßigen 
  Lastenverteilung, Anlegung von Zucht- und 
  Arbeitshäusern, Bestrafung des Bettelns)

1834  Heimatgesetzgebung (Versorgung auch der 
  Angehörigen der Unterstützten)

1840  Armenordnung

1870  Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz  
 (Abkehr vom Heimatrecht)

_____
Quelle: Böhmert, Victor: Die geschichtliche Entwicklung der sächsischen Ar-

mengesetzgebung vom Anfang des 16. Jahrhunderts bis zur Gegenwart, 
In: Zeitschrift des Königlich Sächsischen Statistischen Bureaus, 33. Jg., 
1887, H. 3, 4 , S. 169 - 175.

März 1990

Umbenennung der „Staatlichen Zentralverwaltung für 
Statistik der DDR“ in „Statistisches Amt der DDR“

1. Juli 1990

Wirtschaft- und Währungsunion 
BRD-DDR

März 1990

Gründung der AG „Deutsche 
Statistik“ im StBA
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Sachsen konnte man Anfang des 19. Jahrhunderts – als sich der 
Statistische Verein mit dieser Thematik zu beschäftigen begann 
– bereits auf eine lange Geschichte der Armengesetzgebung 
zurückblicken. [4] Seit dem 16. Jahrhundert sind Mandate bzw. 
Gesetze bekannt, die sich mit der Bettelei und der Armenpfl ege 
beschäftigten (vgl. Textkasten). 

Die sächsische Armengesetzgebung im 19. Jahrhundert be-
gründete sich vor allem auf die sächsische Armenordnung vom 
22. Oktober 1840, deren Hauptgrundsätze vorausschauend zur 
Verhütung der Verarmung waren. Der Grundsatz „Arbeit statt 
Almosen“ war maßgebend, und so konnten „arbeitsscheue Per-
sonen“, die bettelten und ihre Familien darben ließen, zwangs-
weise zur Arbeit angehalten werden. Auch wurde jede Unterstüt-
zung als temporäre bezeichnet, die Verpfl ichtung der Verwandten 
zur Unterstützung betont und die Ausgabe von Naturalien anstatt 
Geld empfohlen. Vor allem aber wurden die amtliche und die 
nichtamtliche Armenpfl ege miteinander bürokratisch verbunden. 
Dies bedeutete, dass die öffentlichen Armenversorgungsbehör-
den von den privaten Wohltätigkeitsvereinen und Anstalten Aus-
kunft verlangen konnten, ob Personen, die bereits von amtlicher 
Seite Unterstützung erhielten, auch (zusätzlich) von privaten 
Wohltätigkeitsvereinen unterstützt wurden und in welcher Weise 
dies geschah. Man wollte dadurch einen besseren Überblick ge-
winnen, um eine gezielte, effektive Bekämpfung der Armut und 
ihrer Ursachen erreichen zu können.[5] Der Statistische Verein 

berichtete 1832 in seinen Statistischen Mitteilungen ausführlich 
über das Armenwesen, die Armenversorgung sowie über die Ar-
menmedizinalpfl ege und die Frequenz der Krankenanstalten der 
Stadt Dresden. Im Jahre 1832 hatte die Stadt demnach 4 000 
Arme, bei 61 886 Einwohnern entsprach das einem Anteil von 
rund 6,5 Prozent. Allerdings ist nicht ersichtlich, ob die Ange-
hörigen der Unterstützten hierbei mit eingerechnet worden sind 
oder nicht. 

Entwicklung einer Armenstatistik

Allgemeine Erhebungen über das sächsische Armenwesen ha-
ben in den ersten Jahrzehnten der sächsischen Statistik nicht 
stattgefunden. Auch deshalb, weil es dem Statistischen Verein an 
Kräften, Mitteln und vor allem an Autorität mangelte, um die Er-
hebungen über das Armenwesen über den Kreis einzelner Städ-
te auszudehnen. Einen Anlauf in diese Richtung unternahm das 
Ministerium des Innern, indem es im Jahr 1846 eine Verordnung 
an die Kreisdirektionen erließ, wonach diese die ihnen unterstell-
ten Amtshauptleute anweisen sollten, bei den ihnen gesetzlich 
obliegenden Revisionen des Armenwesens periodisch Bericht zu 
erstatten. Dabei sollte das Augenmerk der Amtshauptleute unter 
anderem auf folgenden Punkten liegen: die Zahl der aus der Ar-
menkasse zu Unterstützenden (nach Familien, Köpfen, Lebens-
alter und Geschlecht); ob ein Armenhaus vorhanden war und die 
Zahl der darin Untergebrachten; die Art der Armenunterstützung; 
ob Beschäftigungsanstalten eingerichtet sind; ob und welche Pri-
vatwohltätigkeitsanstalten zur Verfügung stehen usw. Das infolge 
der Verordnung angesammelte Material wurde dem im August 
1850 gegründeten Statistischen Bureau zur Beurteilung, Sich-
tung und Zusammenstellung überwiesen. Es stellte sich jedoch 
heraus, dass keineswegs alle Amtshauptleute den ergangenen 
Anforderungen des Ministeriums des Innern vollständig Genüge 
geleistet hatten. Unter solchen Umständen wurde das Material 
als nicht verwertbar eingestuft und die Bearbeitung vom Statis-
tischen Bureau abgelehnt.

Infolge des mehrmaligen Misslingens allgemeiner Erhebungen 
über das Armenwesen hat das Statistische Bureau seine Mittei-
lungen über das Armenwesen Sachsens früher hauptsächlich 
auf diejenigen Daten beschränken müssen, welche ihm bei der 
Gelegenheit der Volkszählungen über die Armenhäuser und ihre 
Insassen zufl ossen. (Bei den Volkszählungen wurden außer den 
gewöhnlichen Haushaltslisten auch so genannte Anstaltslisten 
zur Verzeichnung des Personalbestandes von Strafanstalten, 
Versorgungsanstalten, Hospitälern, Armenhäusern und derglei-

20. Juli 1990

Erlass des ersten und einzigen 
Statistikgesetzes der DDR

2. Halbjahr 1990

Fortführung einzelner DDR-Sta-
tistiken, schrittweise Einführung 
der Bundesstatistik

28. September 1990

Gründung des „Gemeinsamen Statisti-
schen Amtes der Länder Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen“ (GeStAL)



175 Jahre Amtliche Statistik in Sachsen116

chen mit ausgegeben, die von den Vorständen dieser Anstalten 
ausgefüllt wurden.) Da sie aber nur auf die Armenhäuser be-
schränkt waren und jeweils nur die Daten des Erhebungstages 
berücksichtigten, konnten sie kein genaues Bild der wahren Ver-
hältnisse im sächsischen Armenwesen vermitteln.

Dennoch ein kurzer Überblick über diese Daten. Im Jahrgang 
1861 der Zeitschrift des Statistischen Bureaus wurde über die 
Statistik der Sächsischen Armenhäuser in den Jahren 1855 und 
1858 berichtet. [6] Danach gab es 1855 in den sächsischen Städ-
ten 172 Armenhäuser (davon eines in Privatbesitz) mit 4 531 direkt 

dort untergebrachten Individuen 
und auf dem Lande 2 364 (davon 
64 in Privatbesitz) mit 21 292 da-
rin untergebrachten Personen. 
1858 gab es 175 Armenhäuser im 
Gemeindebesitz der Städte mit 
4 316 Untergebrachten und auf 
dem Lande 2 365 (davon 2 330 
in Gemeindebesitz und 35 in 
Privatbesitz) mit 19 520 Unterge-
brachten. Demzufolge ist die Zahl 
der Armenhäuser von 1855 zu 
1858 sowohl in den Städten als 
auch auf dem Land gewachsen, 
die Zahl der direkt in ihnen un-
tergebrachten Personen jedoch 
leicht gesunken. Des Weiteren 
wurden Erhebungen über das 
Geschlecht, die körperliche und 
geistige Verfassung und den Be-
ruf der dort Betreuten sowie über 
ihren Familienstand/Angehörige 
gemacht. Auch die Ursachen der 
Verarmung – ob verschuldet oder 
unverschuldet – und die Rückfall-
quote bzw. die jeweilige Aufent-
haltsdauer in den Armenhäusern 
wurden mit erfragt. Den Tabellen 
kann man dazu entnehmen, dass 
die Leute, die einmal ins Armen-
haus gekommen waren, in der 
Mehrzahl der Fälle auch darin ge-
blieben sind.

Im Jahrgang 1866 der Zeitschrift 
des Statistischen Bureaus wurde 
über die Statistik der Sächsischen 
Armenhäuser in den Jahren 1861 
und 1864 berichtet. [7] Bis zum 
Jahr 1864 ist die Zahl der Armen-
häuser in Sachsen weiter ange-
wachsen auf nun 2 555 Einrich-

1990

Erster Aufbaustab des Statis-
tischen Landesamtes tätig

Juni 1991

Aufbaustab unter Leitung von Ulrich 
Eichler beginnt dauerhaft zu arbeiten

3. Oktober 1990

Beitritt der Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen zur Bundesrepublik Deutschland
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tungen. Wohingegen die Zahl der Armenhausinsassen im Lauf 
der Jahre 1855 bis 1864 abgenommen hat.

Gerade in den Jahren von 1861 bis 1864 vollzog sich eine größere 
Verminderung der Bewohner, vor allem der Zahl der Familienan-
gehörigen (Mitunterstützten), was durch eine strengere Aufnah-
mepraxis in den Armenhäusern begründet wurde. Denn deren 
unbenutzter Raum wurde vorher häufi g von an sich nicht hilfsbe-
dürftigen Personen als Gratiswohnraum benutzt. Auch fällt eine 
stärkere Inanspruchnahme der Armenhäuser auf dem Lande auf. 
Dabei wird darauf hingewiesen, dass es einerseits auf dem Lan-
de keine ausgeprägte Spezialisierung der Versorgungsanstalten 
(z. B. getrennte Unterbringung von Armen mit Behinderung oder 
alten Leuten, Kranken- oder Waisenhäusern) gab wie in den Städ-
ten, andererseits die Möglichkeiten, eine neue Anstellung zu fi n-
den, wenn man arbeitslos wurde, in den Städten besser waren. 
Auch in den Erhebungen der Jahre 1861 und 1864 wurde die Ver-
teilung hinsichtlich Geschlecht, Familienangehörige, körperliche 
und geistige Verfassung, Beruf sowie unverschuldete und ver-
schuldete Ursachen der Unterstützungsbedürftigkeit untersucht.

Die Organisation der Armenpfl ege wurde im 19. Jahrhundert 
durch das so genannte Elberfelder System bestimmt, das 1853 
in der Stadt Elberfeld in Kraft gesetzt und als Modell mehr oder 
weniger modifi ziert von vielen deutschen Städten übernommen 
wurde. Danach wurden die Lebensverhältnisse der Armen durch 
ehrenamtliche Armenpfl eger geprüft, auch ihre Betreuung und 
die Leistungserbringung oblagen ihnen. Jeder Armenpfl eger war 
für wenige Familien zuständig und hatte diese intensiv zu kon-
trollieren und zu betreuen. Die Armenpfl ege wurde beim ehren-
amtlichen Armenpfl eger beantragt. Hausbesuche alle 14 Tage 
bedeuteten ständige Kontrolle. Entschieden wurde dann von der 
Bezirksversammlung, die die Geldmittel dann dem Armenpfl eger 
zur Auszahlung zuleitete. [8] Durch das Gesetz des Norddeut-
schen Bundes über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 
1870 wurden als Träger der öffentlichen Fürsorge die Orts- und 
Landarmenverbände eingeführt. Ortsarmenverbände waren ein-
zelne oder mehrere Gemeinden, die nach dem Elberfelder System 
mit den ehrenamtlichen Armenpfl egern zusammenarbeiteten. 
Die Landarmenverbände umfassten in der Regel das Gebiet ei-
ner Provinz oder eines Regierungsbezirks [9]. Dies bedeutete 
eine Abkehr vom Heimatrecht, was bis dahin galt und besagte, 
dass Bedürftigen Hilfe grundsätzlich nur in der Heimat gewährt 
wurde. Auch brachte das Unterstützungswohnsitzgesetz erheb-
liche Fortschritte in die allgemeine Verpfl ichtung zur Gewährung 
von Armenpfl ege, beseitigte aber nicht die mit der Armenpfl ege 
verbundene Diskriminierung des Fürsorgeempfängers.1)

Von der Armen- zur Sozialstatistik

Zum Wirken BÖHMERTs

Mit der Gründung des Deutschen Reiches 1871 begann eine 
neue Entwicklung in der deutschen Statistik und zwar in Gestalt 
einer fortschreitenden Vereinheitlichung der amtlichen Statis-
tiken. Im Sächsischen Statistischen Bureau setzte der Leiter 
VICTOR BÖHMERT (1829 - 1918)2) Ende der 1870er Jahre neue 
Schwerpunkte in der Berichterstattung über das Armenwesen. 
BÖHMERT, seit 1875 im Amt, bemühte sich um die Aufnahme der 
Sozialstatistik in das Erhebungsfeld des Bureaus. Da er selbst im 
Bereich praktischer Sozialpolitik und Wohlfahrtspfl ege sehr en-
gagiert war3), kam es unter seiner Leitung zu sehr ausführlichen 
und einheitlichen Statistiken über das Armenwesen in Sachsen. 
Als von Seiten der Reichsregierung im Jahr 1880 eine Erhebung 
über das Armenwesen in allen deutschen Staaten angeordnet 
wurde, entschied man sich im Sächsischen Statistischen Bureau 
für eine Zählung mittels Individualzählkarten für das ganze Ka-
lenderjahr 1880. Die Erhebung gliederte sich in zwei Hauptteile: 
zum einen die Zählung der unterstützten Personen mittels der 
Individualzählkarte und zum anderen die Ermittlung der Ausga-
ben zu Zwecken der Armenpfl ege, der Einzahlungen und Erstat-
tungen und der Armenstreitsachen. 

Insbesondere in den Bettler- und Vagabundenstatistiken4) der vo-
rangegangenen Jahre sowie bei der Statistik der Bevölkerungs-
bewegung und in anderen Statistiken Sachsens hatte sich diese 
Methode bereits hervorragend bewährt. Da die sächsische Ar-
menzählung von 1880 sichere statistische Ergebnisse geliefert 
hatte, behielt man dieses Zählverfahren auch bei den folgenden 
Armenzählungen 1885 und 1890 bei. Da diese Erhebungen je-
weils in den Jahren der Volkszählung (1880/1885/1890) durchge-
führt wurden, gewann man gleichsam eine bessere Vergleichs-
grundlage zur Gesamtbevölkerung. Auch konnte man die drei 
sächsischen Armenzählungen untereinander gut vergleichen. 

_____
1) Die Gewährung von Unterstützung war oftmals mit dem Verlust der 

staatsbürgerlichen Rechte, z. B. Wahlrecht, verbunden. Vgl. auch [3, 
10].

2) Vgl. auch den Beitrag von D. Weber in diesem Heft. 

3) Böhmert war u. a. Vorstandsmitglied im „Deutschen Verein für Ar-
menpfl ege und Wohltätigkeit“.

4) im Rahmen der sächsischen Kriminalitätsstatistik

1. Januar 1992

Neugründung des Statistischen Landes-
amtes des Freistaates Sachsen am 
Dienstort Kamenz mit 339 Planstellen

17. Februar 1992

Erscheinen eines Statistischen 
Jahrbuches Sachsen 1991

26. Oktober 1992

Dr. Peter Fischer, Abteilungsleiter 
Finanzstatistik, erster Präsident 
des Statistischen Landesamtes
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Damit konnte man auch die neuere deutsche sozialpolitische 
Gesetzgebung (BISMARCKsche Sozialgesetzgebung ab 1883) 
einer Überprüfung unterziehen. 

Ergebnisse der Armenzählungen 1880 bis 1890

Im Jahr 1880 betrug die Gesamtzahl der dauernd und vorüberge-
hend unterstützten Parteien 53 672 ohne Angehörige und 93 699 
mit Angehörigen. Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung des König-
reichs Sachsen (2 972 805) waren 1,8 Prozent der Bevölkerung 
dauernd oder vorübergehend Unterstützte ohne Angehörige und 
3,1 Prozent mit Angehörigen. Die Dauer der Unterstützung war 
dabei zwischen Stadt und Land unterschiedlich, auf dem Land 
war die dauernde Unterstützung weit mehr vorherrschend als in 
den Städten. Von den Unterstützten (einschließlich Angehöriger) 
waren 22 087 erwachsene Männer (23,6 Prozent), 31 816 erwach-
sene Frauen (34,0 Prozent) und 39 796 Kinder (42,4 Prozent). Als 
häufi gste Unterstützungsursachen wurden „große Kinderzahl“ in 
16,7 Prozent der Fälle, „vorübergehende/dauernde Krankheit“ mit 
15,9 Prozent, „geringer Lohn“ mit 13,4 Prozent, „Arbeitsunfähig-
keit durch hohes Alter/Altersschwäche“ mit 12,5 Prozent, „Arbeits-
unfähigkeit durch dauernde Krankheit“ mit 10,9 Prozent sowie 
„Arbeitslosigkeit“ in 7,9 Prozent der Fälle genannt. [11]

Die Erhebung des Jahres 1885 verzeichnete folgende Ergeb-
nisse. Das Königreich Sachsen hatte 2 861 Armenverbände, in 
denen 88 602 Personen unterstützt wurden. Davon waren 53 190 
Personen bzw. 60,0 Prozent Familienvorstände bzw. einzelne 
Personen und 35 412 Familienangehörige (Ehefrauen und Kinder 
unter 14 Jahren). Im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung, die seit 
1880 auf 3 182 003 angewachsen war, bedeutet dies, dass 1,7 
Prozent ohne Familienangehörige und 2,8 Prozent einschließlich 
der Angehörigen von den Armenverbänden unterstützt wurden. 
Von diesen Unterstützten lebten 23 117 (26,1 Prozent) in Armen-
häusern und sonstigen Anstalten (das entspricht der geschlos-
senen Pfl ege) und 65 485 (73,9 Prozent) in ihrer eigenen oder 
einer fremden Wohnung (das entspricht der offenen Pfl ege). Die 
häufi gsten Ursachen der Unterstützungsbedürftigkeit waren nach 
wie vor Krankheit des Ernährers bzw. in dessen Familie, eine 
große Kinderzahl sowie Altersschwäche. Die sächsischen Orts-
armenverbände gaben im Jahr 1885 insgesamt 5 575 089 Reichs-
mark aus. Davon entfi elen 38,3 Prozent auf Barunterstützungen, 
4,2 Prozent auf Naturalunterstützungen, 4,3 Prozent auf außeror-
dentliche Kosten (Neubauten usw.) sowie 53,1 Prozent auf übrige 
Kosten (hauptsächlich Anstaltskosten und Verwaltungsaufwand). 
Ersichtlich ist aus den Tabellen auch, dass die Pro-Kopf-Ausga-

ben für Armenzwecke in den (größeren) Städten höher lagen als 
in den kleineren Städten bzw. auf dem Lande. Hieraus schloss 
BÖHMERT auf einen Zusammenhang zwischen der Höhe der Ar-
menziffer und der daraus resultierenden Höhe der Belastung pro 
Kopf in den Kommunen. Des Weiteren wurde in diesem Jahr auch 
das Königreich Sachsen einem Vergleich zu den übrigen Staaten 
des Deutschen Reiches unterzogen, sowie die private Wohltätig-
keit in den einzelnen Amtsbezirken mit aufgeführt. [11]

Auch im Jahr 1890 wurde im Zuge der Volkszählung eine säch-
sische Armenstatistik erhoben. Es wurden im Ganzen 49 977 
selbstunterstützte Arme gezählt, von denen 20 417 (40,9 Pro-
zent) erwachsene Männer und 29 560 (59,1 Prozent) erwachsene 
Frauen waren. Die Zahl der Mitunterstützten bezifferte sich auf 
31 019, so dass insgesamt 80 996 Personen unterstützt wurden. 
Die Gesamtbevölkerung Sachsens umfasste 1890 laut Volkszäh-
lung 3 502 684 Personen, somit wurden 2,3 Prozent durch die 
staatliche Armenfürsorge unterstützt. Vergleicht man nun die 

26. März 1993

Beginn des Umbaus des Hauses 66 (heute: Garnisons-
platz 10) vom Speisesaal zum Rechenzentrum

1. April 1993

Statistisches Jahrbuch Sachsen 1992
(1. Jahrgang)

5. November 1992

Offizielle Amtseinführung von 
Dr. Peter Fischer
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Zahlen der vorangegangenen Erhebungen 1880 und 1885 mit 
denen von 1890, so erkennt man, dass sich die Armenverhält-
nisse im Jahrzehnt von 1880 bis 1890 verbesserten. Sowohl die 
prozentualen Zahlen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung als 
auch die absoluten verringerten sich. [11]

In seinem Artikel [11] verweist BÖHMERT auch auf die Entwick-
lung der deutschen Sozialgesetzgebung und ihre Auswirkungen 
auf die Armenstatistik. Die im 19. Jahrhundert neu entwickelte 
Sozialgesetzgebung5) machte sich vor allem bei der Untersu-
chung der häufi gsten Unterstützungsursachen bemerkbar. Ge-
nannt wurden hier in den drei Erhebungsjahren (1880/1885/1890) 
immer wieder Krankheit, hohes Alter, große Kinderzahl, Invalidi-
tät und Arbeitslosigkeit oder unzulänglicher Verdienst als Ursa-
chen für die Armenunterstützung. Besonders das am 1. Dezem-
ber 1884 in Kraft getretene Krankenversicherungsgesetz und das 
am 1. Oktober 1885 in Kraft getretene Unfallversicherungsgesetz 
wirkten sich in den Jahren zwischen 1885 und 1890 schon positiv 
auf die Armenzählung aus. So führte die Krankenversicherung 
vor allem bei der Zahl der vorübergehend wegen Krankheit Un-
terstützten zu einer Verminderung um 41,6 Prozent (1880: 15 160 
Selbst- und Mitunterstützte; 1885: 11 583; 1890: 8 856).6) Auch der 
Einfl uss des Unfallversicherungsgesetzes auf die öffentliche Ar-
menpfl ege ist aus den Ergebnissen der Armenzählungen deutlich 
erkennbar. Waren es 1880 mit 2 443 Selbst- und Mitunterstützten 
und 1885 mit 2 400 noch nahezu gleich hohe Zahlen, so hat sich 
diese Zahl 1890 mit 1 378 Selbst- und Mitunterstützten erheblich 
verringert. Während sich die Zahl der Selbst- und Mitunterstützen 

von 1880 zu 1885 nur um 1,8 Prozent verringerte, sank sie nach 
In-Kraft-Treten des Unfallversicherungsgesetzes von 1885 zu 
1890 rapide um 42,6 Prozent. BÖHMERT prognostizierte 1893 
[11] einen noch größeren Einfl uss des Invaliditäts- und Altersver-
sicherungsgesetzes vom 1. Januar 1891 auf das zukünftige öf-
fentliche Armenwesen als das beim Krankenversicherungs- und 
das Unfallversicherungsgesetz bereits der Fall war. 

Erwerbslosenstatistik

Mit BÖHMERTs Ausscheiden 1895 verlagerte sich der Themen-
schwerpunkt des Statistischen Bureaus. Es wurden nun nicht 
mehr im Fünfjahresturnus Armenzählungen durchgeführt. Man 
widmete sich verstärkt der Statistik über die beschäftigungs-
losen Arbeitnehmer. Nur vereinzelt wurden in den zwei Jahr-
zehnten bis 1910 Statistiken über Teilgebiete der Armenpfl ege 
und Wohlfahrtstätigkeit erhoben, so zum Beispiel über die In-
validität und ihre Ursachen 1903 [12], über die öffentliche und 
gemeinnützige Wohnungsfürsorge 1906 [13] oder über die Orts-
armenverbände und ihre Zusammensetzung 1908. [14] Böhmert 
selbst hatte in einem seiner letzten Artikel für die Zeitschrift des 
Königlich Sächsischen Statistischen Bureaus „Zur Statistik der 
Arbeitslosigkeit, der Arbeitsvermittelung und der Arbeitslosen-
Versicherung“ berichtet. [15] 

Damit folgte man dem Trend der Unterscheidung zwischen der 
„Armenfrage/Armenpolitik“ und der „Arbeiterfrage/Arbeiterver-
sicherung“, die sich in Deutschland durch den entstehenden 
Wohlfahrtsstaat herausgebildet hatte. Fortschrittsglaube und 
Reformideen (z. B. Nationalökonomie und Hygienebewegung) 
rückten im ausgehenden 19. Jahrhundert den Gedanken der Sys-
tematisierung und Verwissenschaftlichung von Fürsorge7) in der 

_____
5) Bismarcks Politik der sozialen Sicherung sollte dem industriellen 

Ausbau und der Standardisierung des industriellen Arbeitslebens und 
somit dem wirtschaftlichen Aufschwung des Staates dienen. Durch 
diese Wohlfahrtspolitik sollten die Verdienstausfälle, die die Arbeiter-
haushalte immer wieder in schwere Not stürzen konnten, verringert 
bzw. verhindert werden.

6) Unterscheidung zwischen Selbstunterstützten (der Arme selbst) und 
Mitunterstützten (Angehörige des Armen wie  Ehefrau und Kinder)

7) Wissenschaft wurde zur Zauberformel, die versprach, die vielfältigen 
sozialen Probleme der Zeit zu lösen. Sie sollte die Möglichkeit und 
die Notwendigkeit sozialer Reformen aufzeigen und bildete somit eine 
neue Legitimationsgrundlage. 

30. April 1993

Handels- und Gaststättenzählung

18. Mai 1993

In-Kraft-Treten des Sächsischen 
Statistikgesetzes

30. Juni 1993

Auflösung der Außenstellen Chemnitz 
und Leipzig (ehemalige Bezirksstellen)
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kommunalen Sozialreform weiter in den Vordergrund. Auch der 
Gedanke der Prävention, also der vorbeugenden Verhinderung 
von Armut und Krankheit anstelle ihrer nachträglichen Linderung, 
gewann immer mehr an Bedeutung.

Wohlfahrtspfl ege am Anfang 
des 20. Jahrhunderts

In den Jahren 1906 bis 1918/20 veröffentlichte das Statistische 
Jahrbuch Sachsen Übersichten zur Wohlfahrtspfl ege in den 
Bereichen Heil- und Pfl egeanstalten, Erziehungsanstalten, 
Straf- und Korrektionsanstalten sowie zu den sächsischen Städ-
tischen und Bezirks-Armen- und Arbeitsanstalten. [16] Abbildung 
4 zeigt die Bewegung der Insassen in den Armen- und Arbeits-
anstalten, die in den Armen- und Armenarbeitshäusern des 
19. Jahrhunderts ihren Ursprung hatten. 

Die Insassenbewegung dieser Anstalten verdeutlicht einen kon-
stanten Anstieg von 1904 bis 1913. Nach Kriegsbeginn stieg die 
Zahl der Insassen im Jahr 19148)besonders in den städtischen 
Armen- und Arbeitsanstalten sprunghaft an, was vor allem da-
rauf zurückzuführen ist, dass die zum Militärdienst Eingezo-
genen in der Regel ihre Familien ohne angemessenen Unterhalt 
zurückließen.9) So kam es unmittelbar nach Kriegsbeginn zu 
einem massiven Armutsproblem, vor allem in den Kommunen. 
Bestätigt wird diese These durch die sinkenden Zahlen in den 
folgenden Kriegs- und ersten Nachkriegsjahren, nachdem die 
staatliche Unterstützung der „Kriegerfamilien“ angelaufen war. 
Diese umfangreichen Fürsorgemaßnahmen beinhalteten zum 
einen gesetzliche Pfl ichtleistungen des Reiches, z. B. die Un-
terstützung der Familien der zum Militärdienst Eingezogenen auf 
Grundlage des Gesetzes von 1888 und die Reichswochenhilfe, 
und zum anderen die so genannte Kriegswohlfahrtspfl ege. [17] 
Das waren freiwillige Aufwendungen von Gemeinden und Ge-
meindeverbänden, z. B. in Form fi nanzieller Zuschüsse für die 
Familien oder auch Naturalabgaben. Somit hatte das Reich in den 
Kriegsjahren zunehmend Verantwortung für das Wohlergehen 
der Bürger übernommen und die Ansprüche einzelner Gruppen 
von Bedürftigen auf staatliche Unterstützung als grundsätzlich 
legitim anerkannt. Des Weiteren wurden in der Kriegsfürsorge 
des Ersten Weltkrieges Organisationsstrukturen angelegt, die 
teilweise heute noch anzutreffen sind.[18] Die Ermittlungs- und 
Beratungstätigkeit wurde durch Frauen im Außendienst vor-
genommen, die Entscheidung über die Mittelvergabe geschah 
durch (häufi g verbeamtete) Männer. So kann man für die fol-

genden Jahre der Weimarer Republik eine Verberufl ichung und 
Professionalisierung der sozialen Arbeit feststellen.

Sachsen nach dem Ersten Weltkrieg

Auch in Sachsen rückte nach dem Ersten Weltkrieg die Fürsorge-
erziehung sowie die Wohlfahrtspfl ege wieder mehr ins Interesse 
der Statistik. Vor allem die Gebrechlichen und ihre Versorgung so-
wie die Fürsorgeerziehung Minderjähriger standen in den ersten 
Erhebungen nach dem Krieg im Vordergrund der Statistik. [19] 
Hervorzuheben ist allerdings, dass sich die Erhebung über „Die 
Gebrechlichen und ihre Versorgung“ 1918/19 noch nicht auf die 
Kriegsverwundeten bezieht, sondern die Behinderten (Taubstum-
me, Blinde, Geisteskranke, körperlich Behinderte) und ihre Ver-
sorgung in Sachsen 1875 bis 1910 untersuchte. [20] Waren früher 
überwiegend Gruppen der unteren Bevölkerungsschichten von Ar-
mut betroffen, so trat infolge des Ersten Weltkrieges und der Infl ati-
on ein Verarmungsprozess auch des Mittelstandes ein. Empfänger 
der Fürsorgeleistungen in der Weimarer Republik waren zunächst 
vorwiegend Kriegsbeschädigte, Kriegshinterbliebene, Kleinrent-
ner und Sozialrentner, aber auch durch die zunehmende Zahl an 

12. Juni 1994

Europa- und Kommunalwahlen

1. August 1994

Inkrafttreten der Kreisgebietsreform

28. Februar 1994

Übergabe des Rechenzentrums des StLA
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Arbeitslosen stiegen die Belastungen für die Kommunen. In den 
Jahren 1922 bis 1924 wurden durch die Regierung wichtige, z. T. 
bis heute weiter wirkende gesetzliche Grundlagen der Jugend- und 
Sozialhilfe geschaffen. Dies waren das Reichsjugendwohlfahrts-
gesetz von 1922, die Verordnung über die Fürsorgepfl icht vom 
13. Februar 1924 und die Reichsgrundsätze über Voraussetzung, 
Art und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 4. Dezember 1924. 
Durch den Erlass dieser Vorschriften wurde ein nahezu reichsein-
heitliches Fürsorgerecht geschaffen. An die Stelle der Orts- und 
Landarmenverbände traten nun die Bezirks- und Landesfürsor-
geverbände. Allerdings waren diese Vorschriften nur Pfl ichten zur 
Gewährung der Fürsorge seitens der Träger, d. h. die Hilfesuchen-
den hatten keinen einklagbaren Anspruch auf Unterstützung. 

Die sächsische Statistik ging auf diese Entwicklung ein, indem sie 
ab 1924/25 über die öffentliche Wohlfahrt in den einzelnen Zwei-
gen der Fürsorge berichtete. Unterschieden wurden die Unter-
stützen in Kriegsbeschädigte/Kriegshinterbliebene, Sozialrentner, 
Kleinrentner und Gleichgestellte sowie in sonstige Hilfsbedürftige. 
Später kamen noch die Wohlfahrtserwerbslosen hinzu. Des wei-
teren wurden Erhebungen bezüglich der Einnahmen und Ausga-
ben der Bezirksfürsorgeverbände gemacht und auch die freien 

Wohlfahrtspfl egeverbände, wie zum Beispiel das Deutsche Rote 
Kreuz oder die Caritas wurden hinsichtlich ihrer Arbeit in den unter-
schiedlichen Fürsorgebereichen untersucht. (Vgl. Abb. 5 und 6.)

In der Zeit des Dritten Reiches wurden die Regelungen der Wei-
marer Republik übernommen, aber den nationalsozialistischen 
Zielen bzw. der Ideologie untergeordnet. Dies bedeutete, dass 
die Individualinteressen zu Gunsten der Gemeinschaftsinteres-
sen nationalsozialistischer Prägung (Volksinteressen) zurück-
treten mussten. Die Sozialpolitik wurde den Gedanken der Ras-
senpolitik bzw. Rassenhygiene unterworfen. Statt der Integration 
der Schwachen und Benachteiligten – bis dahin Leitgedanke des 
Wohlfahrtsstaates, wie er sich seit dem späten 19. Jahrhundert 
entwickelt hatte – war deren Ausgrenzung Programm. Was zur 
Folge hatte, dass nur „erbbiologisch wertvolle Volksgenossen“ 
ein Recht auf öffentliche Hilfe hatten. „Asoziale“10) zählten dem-
nach nicht zu den „nützlichen Gliedern“ der Gesellschaft und 
mussten mit Leistungsreduzierung oder -streichung leben. Die 
Fürsorge der Gemeinschaft sollte sich nicht mehr in erster Li-
nie nach der Fürsorgebedürftigkeit, sondern nach der Leistung 
des einzelnen für die Gemeinschaft richten.[21] Arbeit wurde 
zur Pfl icht des Einzelnen gegenüber der Volksgemeinschaft und 
zunehmend über Zwangsregulierungen durchgesetzt, was auch 
eine „Bereinigung“ der Statistik, vor allem der Arbeitslosenzahlen 
bedeutete (vgl. Abb. 5). Sinkende Zahlen wurden dabei seitens 
der Regierung als großer Erfolg vermarktet. 

Entwicklungen nach dem Zweiten 
Weltkrieg

In der Nachkriegszeit entwickelte sich, geprägt durch die bitteren 
Erfahrungen der Weltwirtschaftskrise und später des Zweiten 
Weltkrieges, ein wohlfahrtspolitischer Anspruch auf soziale Si-
cherheit. In den Nachkriegsjahren entstanden soziale Notlagen 
durch die zerstörten Produktionsstätten, die große Zahl zer-

_____
8) Die Erhebung erfolgte immer zum Jahresende.

9) Lohnfortzahlungen gab es in den wenigsten Fällen und auch der 
Wehrsold war sehr gering bzw. wurde erst später ausgezahlt.

10) Dazu zählten Arbeitsunwillige, Bettler, Prostituierte, Straffällige, 
geistig und körperlich Behinderte, Alte und Erwerbsunfähige. Zitiert 
nach: [3, S. 8].

11. September 1994

Landtagswahl in Sachsen

16. Oktober 1994

Bundestagswahl

1995

Beginn der Übernahme von IT-Verfahren 
der Landesverwaltung (FAG)
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störter Wohnungen und den vielen Flüchtlingen aus den ehe-
maligen deutschen Ostgebieten. Bezeichnend für die deutsche 
Geschichte war die Teilung des Landes 1949 in die Deutsche 
Demokratische Republik und in die Bundesrepublik Deutschland, 
wodurch sich sowohl die Sozialpolitik bzw. Sozialgesetzgebung 
als auch die Sozialstatistik in den beiden deutschen Staaten un-
terschiedlich entwickelten.

Deutsche Demokratische Republik

Die DDR als sozialistischer Staat sah die soziale Absicherung 
vorrangig in der Arbeit. Die Berufstätigkeit von Männern und 
Frauen sollte Sozialleistungen weitgehend überfl üssig machen. 
Der Betrieb wurde zur sozialen Absicherungs- und Integrations-
institution, auch für sozial Schwache und Behinderte. Viele Gü-
ter des täglichen Lebens wurden subventioniert und erlaubten 
deshalb auch bei geringem Einkommen das Überleben. Hilfe zur 
Selbsthilfe war nicht vorgesehen und die freien Wohlfahrtsver-
bände waren untersagt. [22] Es blieb insgesamt nur ein kleiner 
Teil an Sozialfürsorgeempfängern übrig (z. B. Personen im Ren-
tenalter ohne Rentenanspruch), die nicht durch die amtliche Sta-
tistik erfasst wurden. Demzufolge gibt es für diese Jahre auch 
keine statistischen Daten für das Land Sachsen.

Bundesrepublik Deutschland

In der BRD galten zunächst die Reichsfürsorgepfl ichtverordnung 
und die Reichsgrundsätze11) von 1924 weiter. Das erste Reform-
gesetz war das Gesetz über die Änderung und Ergänzung fürsor-
gerechtlicher Bestimmungen von 1953. Es erweiterte die Maß-
nahmen der Erziehung, Erwerbsfähigkeit und Berufsausbildung 
und beseitigte die Gruppenfürsorge. Ein Rechtsanspruch des 
Hilfesuchenden auf Fürsorge wurde erst in der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichtes vom 24. Juni 1954 anerkannt. Auf 
Grundlage des im Grundgesetz festgeschriebenen Sozialstaats-
gebotes und durch den wirtschaftlichen Aufschwung wurde von 
der Gründung der BRD bis in die Mitte der 1970er Jahre hinein 
das Netz der sozialen Sicherungen weiter ausgebaut. Zum Bei-
spiel wurde durch die Reform der Rentenversicherung 1957 der 
Zirkel von Alter gleich Armut durchbrochen.12) 

Eine generelle Neuordnung des Fürsorgerechts brachte das 
Bundessozialhilfegesetz vom 30. Juni 1961, das am 1. Juni 1962 
in Kraft trat. Obwohl seitdem vielfach geändert, sind die Grund-
strukturen bis heute weitestgehend erhalten geblieben. Aufgabe 

des einheitlichen Sozialhilferechts ist es, in Not geratenen Bür-
gern ohne ausreichende anderweitige Unterstützung eine der 
Menschenwürde entsprechende Lebensführung zu ermöglichen. 
Unterschieden wurde in Hilfe zum Lebensunterhalt und Hilfe in 
besonderen Lebenslagen (z. B. Eingliederungshilfe für Behinder-
te, Blindenhilfe, Hilfe zur Pfl ege oder bei Krankheit). Die Empfän-
ger von Hilfe zum Lebensunterhalt – die umgangssprachlichen 
Sozialhilfeempfänger – bilden zugleich den Personenkreis, der 
im Blickpunkt der Armutsdiskussion steht. 

Allgemein kann man festhalten, dass die Zahl der Empfänger 
von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt (in offener Fürsorge) 
seit In-Kraft-Treten des Bundessozialhilfegesetzes 1962 deutlich 
angestiegen ist. Die zeitliche Entwicklung verlief dabei nicht kon-
tinuierlich: ein erster Anstieg setzte mit Beginn der 1970er Jahre 
ein, die zweite Anstiegsphase begann Anfang der 1980er Jahre 
(vgl. Abb. 7).

Sozialhilfestatistik in Sachsen seit 1990

Eine neuerliche Wende in der bundesweiten Sozialhilfestatistik 
vollzog sich unter Einbeziehung der neuen Länder und Berlin-
Ost nach der Wiedervereinigung 1990, wodurch sich die Zahl der 

14. Mai 1995

Landwirtschaftszählung

30. September 1995

Gebäude- und Wohnungszählung in den 
neuen Bundesländern

31. März 1995

Handwerkszählung
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Sozialhilfeempfänger zum Jahresende 1991 zusätzlich erhöhte. 
Auch auf den Freistaat Sachsen wurde nun das Bundessozial-
hilfegesetz übertragen. Demzufolge gibt es seitdem auch wieder 
eine jährliche Erfassung der Sozialhilfeempfänger, wobei die 
Daten der einzelnen in den Landratsämtern angesiedelten Sozi-
alämter dem Statistischen Landesamt übermittelt werden. Auch 
heute, wie schon zu BÖHMERTs Zeiten, wird unterschieden zwi-
schen der Statistik der Ausgaben und Einnahmen und der Emp-
fängerstatistik. Die zwei großen Empfängerstatistiken (Empfän-
ger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt und Empfänger von 
Hilfe in besonderen Lebenslagen) wurden zum 1. Januar 1994 zu 
zwei eigenständigen Berichterstattungen. Während bei der Hil-
fe in besonderen Lebenslagen Einzelempfänger mit den an sie 
gewährten Leistungen im Laufe des Jahres erfasst werden, wird 
für die Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt der 
Jahresendbestand an Einzelempfängern und so genannten Be-
darfsgemeinschaften erhoben und durch eine Zu- und Abgangs-
statistik vierteljährlich fortgeschrieben.

Die Zahl der Empfänger von Hilfe in besonderen Lebenslagen 
betrug im Jahr der ersten Erhebung 1991 in Sachsen 57 344; 
2004 erhielten 62 641 Menschen  Sozialhilfeleistungen dieser 
Art. Dabei sank der Anteil der Empfänger von Hilfe zur Pfl ege 
von 73 Prozent im Jahr 1991 auf 19 Prozent 2004 und der Anteil 

der Menschen, denen Eingliederungshilfe auf Grund einer Behin-
derung gewährt wurde, stieg im gleichen Zeitraum von knapp 20 
Prozent auf über 56 Prozent. Während die Einführung der Pfl ege-
versicherung ein starkes Absinken der Empfängerzahlen von Hil-
fe zur Pfl ege und damit auch ein zwischenzeitliches Tief bei den 
Empfängerzahlen von Hilfe in besonderen Lebenslagen im Jahr 
1997 bewirkte, weist die Statistik der Empfänger von laufender 
Hilfe zum Lebensunterhalt ein stetiges Wachstum auf. Die Anzahl 
der Hilfeempfänger stieg von 39 265 am Jahresende 1991 auf 
139 944 zum 31. Dezember 2004 an (vgl. Abb. 8).

Weiter verdeutlichen kann man sich diesen Anstieg durch Ver-
gleich der Sozialhilfequote13) in Sachsen und der Bundesrepublik 
zum Jahresende 1991 und 2004. Bezogen in Sachsen am Jah-
resende 1991 nur etwa 8 von 1 000 Einwohnern laufende Hilfe 
zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen, im Bundes-
durchschnitt dagegen 25, so lag dieser Wert am 31. Dezember 
2004 mit 32,5 in Sachsen nur noch geringfügig unter dem Bun-
desdurchschnitt von 35,3 (vgl. Abb. 9)

Die Ausgaben der Sozialhilfe nahmen eine ähnliche Entwicklung 
wie die Empfänger von Hilfe in besonderen Lebenslagen – bis 1993 
stiegen sie an, erreichten 1997 ihr niedrigstes Niveau, um danach 
wieder anzuwachsen. Durch die ständig zunehmenden Leistungen 
für Hilfe zum Lebensunterhalt war hier aber insgesamt ein kräf-
tigerer Zuwachs zu verzeichnen, so dass das Ausgabevolumen 
im Jahr 2001 mit 614 Millionen € Reinen Ausgaben bereits über 
dem von 1993 mit 610 Millionen €  lag. 2004 wurden in Sachsen 
736 Millionen € Reine Ausgaben für die Sozialhilfe getätigt, davon 
340 Millionen € für die Hilfe zum Lebensunterhalt (vgl. Abb. 10).

Zusammenfassung

Man kann festhalten, dass sich die Entwicklung von der Armen-
statistik hin zur Sozialhilfestatistik im engen Zusammenhang mit 
der jeweiligen Sozialpolitik und Sozialgesetzgebung vollzogen 

_____
11) ohne Berücksichtigung der Einwirkungen des nationalsozialistischen 

Gedankenguts

12) Vgl. die Bismarcksche Sozialgesetzgebung.

13) Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
Einrichtungen (so genannte Sozialhilfeempfänger im engeren Sinn) je 
1 000 Einwohner

31. März 1996

Zählung im handwerksähnlichen 
Gewerbe

13./14. Mai 1996

Erste Tagung der Leiter der Statistischen 
Ämter in Sachsen (Dresden)

1996

Übernahme weiterer IT-Landesverfahren 
(BAföG und AFBG)
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hat. Dabei bildeten sich im Lauf der Jahre verschiedene Erhe-
bungsschwerpunkte heraus, je nach Interessenlage der jeweils 
aktuellen Politik. Ein wichtiger Wendepunkt waren vor allem die 
1870er bis 1890er Jahre unter dem Einfl uss der BISMARCK-
schen Sozialgesetzgebung und, speziell für die Armenstatistik 
Sachsens, die Leitung des Statistischen Bureaus durch VICTOR 
BÖHMERT in diesen Jahren. Weitere Wendepunkte waren die 
Fürsorgegesetzgebung der Weimarer Republik, welche sich auch 
auf eine genauere Erhebungsmethodik der öffentlichen Fürsorge 
in der sächsischen Statistik auswirkte, und schließlich die deut-
sche Wiedervereinigung, die die Bundessozialhilfegesetzgebung 
auch auf Sachsen ausdehnte und somit hier zur Wiedereinfüh-
rung der Sozialhilfestatistik führte. Die letzte große Wende im Be-
reich der Sozialhilfestatistik vollzog sich mit dem In-Kraft-Treten 
der Hartz-IV-Gesetzgebung zum 1. Januar 2005.

Auch wenn sich in den vielen Jahren seit den ersten Erhebungen 
zur Armenfrage im Bereich der Absicherung gegen die häu-
fi gsten Ursachen der Verarmung, vor allem durch Einführungen 
der Kranken-, Unfall-, Pfl ege-, Renten- und Arbeitslosenversi-
cherung, eine Menge getan hat, so ist doch das Thema Armut 
in unserer Zeit nach wie vor aktuell, auch wenn sich Armut heute 
anders darstellt als im 19. Jahrhundert. 

Nicole Zimmermann, 
Studentin, TU Dresden
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Vorbemerkungen

Die enge Verknüpfung zwischen Statistik und Rechentechnik/Da-
tenverarbeitung in den 175 Jahren des Bestehens der offi ziellen 
amtlichen Statistik in Sachsen regt dazu an, diese Thematik über 
den Beitrag aus Anlass „10 Jahre Rechenzentrum“ hinaus weiter 
zu verfolgen. [1] Neben einigen Ergänzungen beziehen sich die 
Recherchen jetzt auf die Zeit der Statistik in der DDR und nach 
Bildung des Statistischen Landesamtes des Freistaates Sachsen 
ab 1992.

Bereits bei der Gründung des statistischen Vereins wurde in den 
„Grundzügen der Vereinigung für vaterländische Staatskunde“, 
vergleichbar mit dem heutigen Landesstatistikgesetz, befunden:

„...7. Das Centralcomité hat sich mit dem Sammeln und 
Ordnen der eingesendeten oder sonst zu erlangenden 
Materialien zu beschäftigen und verlangte Nachrichten, 
Übersichten oder Zusammenstellungen zu bearbeiten“. [2, 
S. 7 - 8]

Damit wurde die Grundlage bestimmt, um Nachrichten (nach heu-
tiger Auffassung „Informationen“) zu sammeln, zu prüfen, zu ord-
nen, zu verarbeiten, auszuwerten sowie darzustellen. Hier fi ndet 
man den bis heute gültigen Prozessablauf der amtlichen Statistik 
bereits vor. In jedem dieser Teilprozesse wurden und werden 
Hilfs- und Rechenmittel benutzt, die vom jeweiligen Stand der 
angewandten Mathematik und Rechentechnik abhängig sind.

Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts

In der frühen Zeit der amtlichen Statistik bestanden die Unterla-
gen der statistischen Erhebungen aus Listen und Tabellen, die 
auszugsweise abschriftlich oder durch Eintragung von Strichen in 
die Rubriken einer Konzentrationstabelle (Strichelmethode) über-
nommen wurden. [3, S. 9] Eine Verbesserung der Zählmethode 
wurde durch die Einführung individueller Zählkarten (auch Zähl-

blättchen genannt) erreicht, die ab etwa 1875 eingesetzt wurden. 
[3, S. 10] Für jede beobachtete Einheit, z. B. Geborene, Ge-
storbene, Verheiratete, Besteuerte usw., wurde ein besonderes 
Zählblättchenformat aufgestellt, in welches die zu ermittelnden 
Besonderheiten jeder Einheit aufgezeichnet wurden. 

Bild 1 Arithmometer der Fa. Burkhardt – Glashütte 
 (Technische Sammlungen Dresden)

Bild 2 Lochkarte der Volkszählung in Sachsen von 1910 [5, S. 367]

Zur Anwendung der Rechentechnik in der amtlichen 
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Siegfried Israel
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1. Februar 1998

Dr. Henry Hasenpflug Präsident
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Gegenüber der Strichelmethode hat die Zählblättchenmethode 
wesentliche Vorteile: leichtere Sortierung (Legeverfahren), Zusam-
menstellbarkeit, höhere Genauigkeit der Ergebnisse, Vermeidung 
von Doppel- und Mehrfachzählungen, schnelleres und billigeres 
Arbeiten. Zählblättchen wurden zuerst in größerem Umfang 1875 
bei der Einkommensteuerstatistik, 1876 bei der Bevölkerungsbe-
wegung und ab 1878 bei der Knappschaftsstatistik angewandt. 

In diesem Zeitraum wird auch berichtet, dass mehr und mehr 
mathematische Methoden, so z. B. die Wahrscheinlichkeitsrech-
nung, in der amtlichen Statistik eingesetzt wurden. Auch von 
graphischen Methoden wie Diagrammen und Kartogrammen 
wurde z. B. in statistischen Berichten der Jahre 1874, 1878 und 
1882 Gebrauch gemacht. Bei Berechnungen wurden die „Bille-
terschen, Crelleschen, Zimmermannschen Rechentafeln, sowie 

Blaters Viertelquadrate und Vegas Logarithmentafeln“ vielfach 
verwendet. Zur schnellen Erledigung von Berechnungen besaß 
zu diesem Zeitpunkt das Sächsische Statistische Bureau auch 
eine Rechenmaschine „Arithmometer“, die von BURKHARDT in 
Glashütte hergestellt worden ist (vgl. Bild 1). [3, S. 9 - 11]

Es wird darauf verwiesen, dass die Rechenmaschine sich als 
sehr brauchbar erwiesen habe, sie stets sicher und richtig ge-
rechnet habe sowie ihre Bauart dauerhaft und solide sei. [3, S. 11] 
Bedingt durch die eingeschränkten Möglichkeiten dieser Technik 
konnte diese Maschine lediglich für die Berechnung von Verhält-
nisziffern eingesetzt werden und nicht für die Aufbereitung des 
Zahlenmaterials. 

Maschinelle Datenverarbeitung 
1900 bis 1950/52

Bei der Volkszählung von 1905 und der Berufszählung von 1907 
wurde das Zählblättchensystem in Verbindung mit dem Legever-
fahren voll durchgeführt. [4, S. 11] Das Zählblättchensystem mit 
dem Legeverfahren eignete sich für die Nutzung der „Hollerith-
Maschinen“, die erstmalig bei der Volkszählung im Jahre 1910 zum 
Einsatz kamen. Die Angaben auf den Zählblättchen wurden mit-
tels Lochmaschinen auf Lochkarten übertragen (vgl. Bild 2). Das 
Legen und Sortieren der Lochkarten erfolgte dann auf Sortierma-
schinen und das Addieren der Zahlen auf Tabelliermaschinen.

Auf diese Art wurden rund 4 800 000 Lochkarten für die Volkszäh-
lung 1910, 400 000 für die Wohnungszählung 1910, je 2 250 000 
Lochkarten für die Statistik der Staatseinkommensteuer der Jah-
re 1912 und 1914 und weitere Lochkarten für sieben andere Sta-
tistiken (Statistiken der Staats-Ergänzungssteuer, der Geburten 
und Sterbefälle, der standesamtlichen Geburtsnachweise, der 
Dampfkessel- und Dampfmaschinenstatistik, der Berechnung 
der Tonnenkilometer im Eisenbahnbinnenverkehr, der Wehrbei-
tragsstatistik) bearbeitet. Die Zahlen der zu bearbeitenden Loch-
karten schwankten dabei zwischen rund 100 000 und 500 000.  
[4, S. 11; 4, S. 245f] 

Ausführlicher wird die Verwendung der Hollerith-Maschinen wie 
folgt beschrieben:

„Die Benützung der Hollerith-Maschinen setzt die Verwen-
dung von Zählkarten voraus, auf welchen die auszuzäh-
lenden Angaben durch Lochung angebracht sind. Die im 

Bild 3 Maschinensaal mit IBM-Lochkartenmaschinen (Lochkartenstanz-, 
Sortier- und Tabellenmaschinen), etwa 1949 [8, S. 62]

Bild 4 ESER-Rechenanlage – EC 1040 (Bedienkonsole und 
 Zentraleinheit)

4. Dezember 1998

Eröffnung des Informationsbüros 
„i-Punkt-Statistik“ in Dresden

13. Juni 1999

Europa- und Kommunalwahlen

8. November 1999

Erster Internet-Auftritt in Englisch
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Statistischen Landesamte für die Volkszählung benützte 
Zählkarte hat Platz für 324 Löcher, die sich auf 27 Spalten 
mit je 12 Löchern verteilen. ... Das Auslochen erfolgt mittels 
eigener Lochmaschinen, die mit der Hand bewegt werden 
und selbsttätig nach jeder Lochung die Karte um eine Spalte 
weiter schieben. ... Während bei dem mit der Hand bewerk-
stelligten Ausschreiben der Zählkarten für die Volkszählung 
von 1905 die durchschnittliche ... Stundenleistung eines Ar-
beiters 80 - 100 Stück betrug, wurde beim Lochen mitunter 
die Zahl 400 erreicht. ... Die Zahl der bei der Volkszählung 
[von 1910 - d. V.] verwendeten Lochmaschinen betrug 27; 
dazu kamen 2 Stanz-Lochmaschinen [wiederkehrende Orts-
angaben wurden mittels der Stanz-Lochmaschinen nach-
träglich auf einmal gelocht - d. V.] ... Die gelochten Karten 
werden den elektrisch betriebenen Sortiermaschinen über-
geben, die die eingelegten Karten jedes Mal für 1 Spalte in 
12 Fächer verteilen, welche den 12 in der Spalte möglichen 
Lochungen entsprechen. ... Da, wenn die Art des Kartenma-
terials eine ununterbrochene Tätigkeit der Maschine zulässt, 
15 - 18000 Karten in der Stunde durch die Sortiermaschi-
ne laufen können, so nimmt die Sortierung nach je einem 
Gesichtspunkt für die Bevölkerung des ganzen Königreichs 
etwa 300 Stunden in Anspruch, während eine solche Sortie-
rung mit der Hand selbst den gewandtesten Arbeiter mindes-
tens ein Jahr lang beschäftigen würde. Für die Volkszählung 
wurden 4 Sortiermaschinen benützt.

Die sortierten Karten kommen alsdann in die ... Zählmaschi-
ne, die während des Durchlaufens der Zählkarten auf einem 
Zifferblatt jeweils deren Zahl angibt. Ein zweites und drittes 
Ziffernblatt ermöglichen es, an gegebener Stelle wieder 
mit 1 anzufangen und zugleich auf den übrigen Ziffernblät-
tern die vollen Zahlen weiterlaufen zu lassen, wodurch sich 
gleichzeitig die Zahlen für einzelnen Gebietsteile und für die 
größeren Gebiete, in denen sie enthalten sind, feststellen 
lassen. Die Zählmaschinen lassen in der Stunde 10 - 12000 
Karten durchlaufen. ... Es wurden 2 Zählmaschinen für die 
Volkszählung in Gebrauch genommen.“ [7, S. 237 - 238]

Im Zeitraum ab etwa 1920 wurde eine schreibende Tabellier-
maschine angeschafft, und für die Bearbeitung der Volks- und 
Berufszählung von 1925 sowie die Wohnungszählung von 1927 
wurde wieder die Hollerith-Technik eingesetzt, wobei an Stelle 
der bisherigen Handlocher elektrisch angetriebene Lochmaschi-
nen benutzt wurden. [4, S. 13] Das Statistische Landesamt Sach-
sen war im damaligen Deutschen Reich das erste statistische 
Amt, das die Hollerith-Lochkartentechnik eingeführt und dauer-

haft bei den größeren Zählungen verwendet hat (vgl. Bild 3). „Ob-
wohl diese Maschinen sich vortreffl ich bewährt haben, darf doch 
im Ganzen dabei kaum eine sehr beträchtliche Verbilligung der 
Statistik erwartet werden.“ [4, S. 14] – Hier gleichen sich wohl die 
Ansichten der Vorfahren mit denen der heutigen Statistiker. 

Es darf vermutet werden, dass die Hollerith-Lochkartentechnik in 
den Folgejahren weiter verwendet wurde. In den Zeitschriften des 
Statistischen Landesamtes Sachsen fi nden sich dazu allerdings 
bis 1945 keine Hinweise mehr. Überhaupt kommt die Darstellung 
der Methodiken und Techniken in den folgenden Jahren in der 
Berichterstattung der amtlichen sächsischen Statistik recht wenig 
vor. Für den Anfang des Jahres 1946 ist die Einrichtung einer „ei-
genen Hollerithabteilung“ des Statistischen Landesamtes belegt. 
[9, S. 113] Das Wort „eigene“ weist darauf hin, dass bis dahin nur 
auf fremden Maschinen gearbeitet worden ist. Zumindest 1911 
mussten die Hollerithmaschinen ermietet werden, da sie nicht 
verkäufl ich waren. [7] 

Die Hollerithabteilung wurde geschaffen, um die umfangreichen 
Auswertungen aus der Volks- und Berufszählung vom 1. De-
zember 1945 zu bewältigen. Der Maschinenbestand wurde auf 
Antrag des Präsidenten der Landesverwaltung Sachsen und mit 
Genehmigung der Sowjetischen Militär-Administration in Sachsen 
und mit Unterstützung der Deutschen Hollerith Maschinen Gesell-
schaft m. b. H. in Dresden von der Fr. Küttner AG, Kunstseiden-
werke in Pirna, der Vomag Maschinenfabrik A. G., Plauen, den 
Kirchbach’schen Werken A. G., Coswig sowie aus der Maschinen-
fabrik Klug in Crimmitschau umgesetzt. Die geplante maschinelle 
Ausstattung bestand aus einer Tabelliermaschine, zwei Sortierma-
schinen, einem Endsummenlocher, einem Motorwiederholungslo-
cher, vier Magnetlochern, drei Magnetprüfern, einer Falzmaschine 
und einem Rechenlocher. Zehn Beschäftigte arbeiteten unter Lei-
tung von Herrn ERICH REICHEL in dieser Abteilung [10]. Unter [9, 
S. 113] wird auch positiv vermerkt, dass der Einsatz dieser Technik 
zur Terminverkürzung bei der Bearbeitung von Statistiken führte. 

Maschinelle und elektronische 
Datenverarbeitung 1952 bis 1991

Mit der Aufl ösung der Länder in der DDR 1952 wurden auch die 
Statistischen Landesämter aufgelöst und durch die Bezirksstel-
len für Statistik ersetzt. [11] 1957 wurde der VEB Maschinelles 
Rechnen Berlin mit Zweigstellen in allen Bezirken gegründet. 
1960 wurden in der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik 

3. Januar 2000

Rechenbetrieb läuft normal

3. Oktober 2000

Sonderveröffentlichung „10 Jahre deutsche 
Einheit im Spiegel der Statistik“

1./2. Januar 2000

Umstellung der gesamten Rechentechnik im Zu-
sammenhang mit der „Jahr-2000-Problematik“
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und in der Folge in den Bezirksstellen Abteilungen Aufbereitung 
gebildet. Später wurden sie in Abteilung Informationsfl uss und Da-
tenverarbeitung (IDV) umbenannt. 1966 wurden die Zweigstellen 
des VEB Maschinelles Rechnen selbst in VEB umgewandelt und 
in der VVB Maschinelles Rechnen zusammengefasst.1) Ab 1975 
wurden die Betriebe für maschinelle Datenverarbeitung in die 
VEB Datenverarbeitungszentren (DVZ) umgewandelt. Zwischen 
den Bezirksstellen für Statistik und den jeweiligen Datenverarbei-
tungsbetrieben entwickelte sich eine enge Zusammenarbeit.

Die Anwendung der Datenverarbeitung war in der DDR und so 
auch in der Statistik Statussymbol für den damals so genannten 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt. Einerseits waren damit 
enorme volkswirtschaftliche Investitionen verbunden, anderer-
seits erfolgte zugleich die Monopolisierung der Entwicklung und 
Produktion von Datenverarbeitungstechnik im damaligen VEB 
Kombinat Robotron. Hier wurde auch über Import moderner Re-
chengeräte aus dem Ausland befunden, die in wichtigen staatli-
chen und wirtschaftlichen Einrichtungen zum Einsatz kamen.

Die Zentralverwaltung für Statistik in Berlin gehörte auch dazu. 
Im zentralen Rechenzentrum der Statistik, dem DVZ Statistik in 
Berlin, kamen IBM-Rechner der Modelle 360/390 zum Einsatz. 
Hier wurde auch die gesamte Software für die amtliche Statistik 
der DDR entwickelt. Hervorzuheben ist die Entwicklung und An-
wendung von Datenbanksoftware. Die Datenbank SPAZ 1 (Spei-
chern und Auffi nden zeitlich gegliederter Daten) wurde ab 1978 
auch als Bezirksdatenbank in den Bezirksstellen für Statistik ein-
gesetzt. SPAZ 2 wurde ab 1983 entwickelt, kam aber durch den 
Umbruch im Jahr 1989 nicht mehr zum Einsatz. 

Die Bezirksstellen für Statistik waren überwiegend für das Sam-
meln und Korrigieren von Daten verantwortlich, die in den Kreis-
stellen als Formulare eingezogen wurden. Die technische Basis 
in der Bezirksstelle Dresden bestand in den 1960er Jahren aus 
Lochkartenrechnern (Bull Gamma 10), Anfang der 1970er Jahre 
aus Rechnern der 2. Generation (R 300) und ab Anfang bis Mitte 
der 1970er Jahre wurden Datenverarbeitungsanlagen  der ESER-
Serie I und II (EC 1021, ab 1988 EC 1040), Serie IV (EC 1057), 
die länderübergreifend im Block des Rates für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe (RGW) in der Sowjetunion, der DDR, Ungarn, Bul-
garien, Polen und CSSR entwickelt und gebaut wurden, für die 
Statistikproduktion genutzt (vgl. Bild 4).2) Der Anteil der Statistik-
produktion betrug zu diesem Zeitpunkt rund sechs Prozent der in 
den DVZ installierten Rechnerkapazität [12, S. 37]. 

Wie schon erwähnt, lehnten sich diese Modelle stark an die IBM-
Modelle der Serien 360/390 an und verwendeten auch als Be-
triebssysteme die DOS- bzw. OS-Architektur. Neben dieser zen-
tralen Rechentechnik wurden in den Statistikstellen der Bezirke 
und Kreise  4-Arten-Rechenmaschinen aus der DDR-Produktion 
der Betriebe in Karl-Marx-Stadt und Sömmerda (VVB Buchungs-
maschinenwerke) für die Aufbereitung statistischer Unterlagen und 
der so genannten Vor-Ort-Auswertungen eingesetzt. Damit ver-
bunden waren zum Teil aufwändige Doppelerfassungen einerseits 
für die zentrale Datenverarbeitung in den Bezirksstellen bzw. in 
Berlin, andererseits für die notwendigen Aufbereitungen vor Ort.

Das zu lange Festhalten an der zentralisierten Datenverarbeitung 
in der amtlichen Statistik der DDR führte zu einem Rückstand in 
der Anwendung von Personalcomputern, wie sie ab Anfang/Mitte 
der 1980er Jahre in anderen Betrieben und Einrichtungen bereits 

_____
1) VEB: Volkseigener Betrieb; VVB: Vereinigung Volkseigener Betriebe 

2) ESER: einheitliches System elektronischer Rechentechnik
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Bild 5 Personalcomputer PC 1715 (Technische Sammlungen Dresden)
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eingesetzt wurden. In den Be-
zirksstellen für Statistik Karl-Marx-
Stadt (heute Chemnitz), Dresden 
und Leipzig wurden erst etwa 
1988 die ersten Personalcompu-
ter aus der DDR-Produktion ver-
wendet. Der Einsatz erfolgte auch 
hier auf Grund fehlender Software 
zunächst weniger für Statistikauf-
bereitungen, sondern mehr im 
Verwaltungsbereich für die Text-
verarbeitung (Text 30) und Tabel-
lenkalkulation. 

Erste Statistikaufbereitungen wur-
den mit Hilfe der Standardsoft-
ware REDABAS, einer dBase-
 Nachentwicklung, vollzogen. Die 
damals fehlende Vernetzung und 
Inkompatibilität zu den zentralen 
Datenverarbeitungsanlagen die-
ser arbeitsplatzbezogenen Re-
chentechnik führte auf längere 
Zeit zu isolierten dezentralen 
Lösungen, die teilweise mit Mehr-
aufwand in der Datenhaltung 
und fehlender Mehrfachnutzung 
des Datenmaterials verbunden 
waren. Ende der 1980er Jahre 
erfolgte in den Kreisstellen für 
Statistik die Bürocomputer-ge-
stützte Erfassung von Statistik-
daten einschließlich der Ausgabe 
auf ESER-gerechte Magnetbän-
der, die im DVZ konvertiert und 
weiter verarbeitet wurden. Ein-
gesetzt wurden dafür 8-Bit-PC A 
5120//5130. In den Bezirksstellen 
wurden darüber hinaus 8-Bit-PC 
1715 eingesetzt (vgl. Abb. 5). 
Gleichzeitig wurde eine handver-
mittelte Datenfernübertragung 
auf Modem-Basis mit einer Über-
tragungsgeschwindigkeit von 600 
bis 2 400 Bit pro Sekunde von den 
Bezirksstellen zur Zentralstelle in 
Berlin aufgebaut und genutzt. 
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Vorteile gegenüber der zentralen Datenverarbeitung bestanden in 
der Nähe zum Arbeitsplatz und der fl exibleren Einsatzweise un-
ter Nutzung der verfügbaren Standardsoftware. Die Offenheit der 
Personalcomputersysteme hatte in der Folgezeit auch positive 
Einwirkungen auf die Entwicklung und den Einsatz der zentrali-
sierten Datenverarbeitungstechnik, genauso wie die hohe Sicher-
heit und Verfügbarkeit der Großrechner auf die weitere Entwick-
lung der Arbeitsplatzrechner Einfl uss nahm. Mit dem friedlichen 
Umbruch in der DDR im Jahre 1989, der Neubildung des Frei-

staates Sachsen und dem Beitritt 
der DDR zur BRD und wurde eine 
neue Ära in der amtlichen Statistik 
in Sachsen und der Nutzung der 
Rechentechnik eingeleitet.

Rechenzentrum 
des Statistischen 
Landesamtes 

Bereits im Jahr 1991 wurde vom 
Aufbaustab des Statistischen 
Landesamtes des Freistaates 
Sachsen ein Konzept vorbereitet, 
das eine Integration von dezen-
traler DV-Technik und zentraler 
Verarbeitung vorsah, so genann-
tes kombiniertes bzw. koopera-
tives Computing. [13] Technische 

Basis hierfür waren PC und Workstations, LAN und IBM-Host-
Rechner. Dazu wurde ab Mitte 1991 ein der Statistik gewidmeter 
IBM-Rechner des Datenverarbeitungszentrums Dresden, später 
der ALLDATA, im Hochhaus Marienstraße 20 in Dresden genutzt. 
Vor den Statistik- und IT-Fachleuten stand die Aufgabe, rund 250 
Bundesstatistiken zu übernehmen und im Verlaufe der nächsten 
fünf Jahre überzuleiten. Bis 1994 wurden 115 Bundesstatistiken 
eingeführt. Erste Bundesstatistikanwendungen waren das Produ-
zierende Gewerbe, Teile der Bevölkerungsstatistik (Wanderungen 
und Mikrozensus) sowie Handel-, Gast- und Verkehrsstatistiken.

Rechtzeitig wurde auch von der Dienstaufsicht, dem Säch-
sischen Staatsministerium des Inneren, erkannt, dass auf Dauer 
die Kapazität eines Mietrechners nicht ausreichend sein würde. 
Das führte zur Grundsatzentscheidung und Ausschreibung sowie 
dem Aufbau und der Installation eines Statistikrechenzentrums 
am Standort in Kamenz. Neben den Statistikaufgaben wurde ein 
Datenbank-gestütztes Informationssystem aufgebaut und die Be-
arbeitung zahlreicher Landesverfahren übernommen. [14, S. 17]

Im Folgenden werden wesentliche Etappen der Entwicklung 
dieses Rechenzentrums aus der Mainframe-Sicht beschrieben. 
Nach der Standortklärung und Bauvorbereitung 1992 erfolgte 
der Umbau des Hauses 66, jetzt Garnisonsplatz 10, als Rechen-
zentrum von März bis Oktober 1993. [14, S. 15] Die Anlieferung 
der Hardware erfolgte in Etappen vom 25. Oktober bis zum 

Bild 6 Zentrale Rechenanlage AMDAHL 5995 im Statistischen Landesamt des Freistaates Sachsen

Bild 7 Zweitarchiv
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1. November 1993. Anschließend erfolgte die Aufstellung und 
Installation der Hardware:

- CPU Amdahl 5995-350A, 32 MIPS, 1 Prozessor,
 32 Kanäle,  128 MB HS, 256 MB ES (vgl. Bild 6);
- Kanal-Kanal-Adapter CTC 9088-1;
- Terminalsteuereinheiten 4 x IBM 3174-21L;
- Interconnect-Controller IBM 3172;
- Front-End-Processor IBM 3745-170;
- Plattenspeicher IBM 3390, 32 MB Cache, 
 60 MB Plattenkapazität;
- Kassettenrobotersystem STK 4400, 36 Spur-Technik,
 6 Laufwerke (STK 4490-M34, STK 4490-M32), 
 3000 Kassetten;
- Kassettengeräte STK 4490/M20, 18 Spur-Technik,
 2 Laufwerke;
- Spulenmagnetbandtechnik STK 4670, 9 Spur-Technik;
- Laserdrucker SNI 2090, IBM 3835;
- Stahlbanddrucker STK 5000.

Nach Installation der Basissoftware und der Dienstprogramme 
erfolgte die Datenübertragung vom gewidmeten Rechner der 
ALLDATA in Dresden über FDDI in drei Teilen: der erste Teil vom 
21. bis 23. Dezember 1993, der zweite Teil vom 23. Dezember 
1993 bis zum 3. Januar 1994 und der dritte Teil vom 3. bis 5. Janu-
ar 1994. Die erfolgreiche Systemabnahme wurde am 28. Januar 
1994 durchgeführt. Am 28. Februar 1994 wurde das Rechenzen-
trum in Anwesenheit des damaligen Sächsischen Staatsministers 
für Finanzen, GEORG MILBRADT, offi ziell übergeben. Ende Mai 
1994 erfolgte die Inbetriebnahme der zweiten Festplattenstrecke 
mit eigenem Steuergerät, wodurch sich die Speicherkapazität auf 
113,4 GB erhöhte. Bereits Mitte August 1994 wurde die CPU von 
einer Ein-Prozessor- auf eine Doppelprozessormaschine aufge-
rüstet, dadurch erhöhte sich die Rechnerleistung auf 62 MIPS, 
die Kanäle wurden auf 48 erweitert.

Mitte Mai 1995 erfolgte die Installation eines Zentralen Kon-
troll- und Überwachungssystems (ZIS) und Ende Mai 1995 wur-
de das Kassettenrobotersystem um ein zweites Steuergerät und 
zwei weitere Laufwerke (STK 4490-M32) erweitert. Damit wurde 
mittels Überkreuzverkabelung mit der STK 4490-M30 eine hö-
here Sicherheit erreicht.

Ende März 1996 wurde ein zweiter Stahlbanddrucker STK 5000 
installiert. Ende Januar 1997 sind die beiden Festplattenstrecken 
durch eine RAMAC IRVA IBM 9393 ersetzt worden, dadurch konn-
te die Speicherkapazität auf 160 GB erhöht werden. Anfang Febru-

ar 1997 wurde ein Zweitarchiv (vgl. Bild 7) Kassettenrobotersystem 
POWDERHORN, 36 Spur-Technik, 2 Laufwerke (STK 4490-M32), 
2000 Kassetten an einem anderem Standort eingerichtet und das 
ZIS erweitert. Mitte September des gleichen Jahres wurde die CPU 
Amdahl 5995 700A durch eine neue CPU Amdahl Millennium GS-
425 ersetzt: 85 MIPS, 2 Einzelprozessoren, 1 GB Prozessorspei-
cher, CMOS3-Technologie, 28 parallele und 16 serielle Kanäle.

Im Oktober 1998 wurde die CPU auf 114 MIPS, 2+1 Prozessoren, 
1,5 GB Prozessorspeicher erweitert. Außerdem wurde Mitte 
Oktober 1998 in den Plattenspeicher RAMAC IRVA IBM 9393 7 
HDA eingebaut und damit die Speicherkapazität von 160 GB auf 

Bild 8 Netzserverinstallation

Bild 9 Zentrale Rechenanlage AMDAHL Omnifl ex 1025

22. September 2002

Bundestagswahl

1./2. Mai 2003

Ablehnung der Fusion der Statistischen Landes-
ämter durch die drei Ministerpräsidenten

14. August 2002

Elbpegel Dresden: Höchststand bei 9,46m



© Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 133

175 Jahre

240 GB erhöht. Weiterhin wurden die 8 parallelen Kanäle durch 8 
serielle Kanäle abgelöst, dadurch erhöht sich die Übertragungs-
geschwindigkeit von 4,5 MB/s auf 20 MB/s.

Zwischen dem 6. Mai und 26. Juli 1999 wurden die Magnetband-
geräte STK 4670/4674 und das Magnetbandkassettengerät STK 
4490-M20 in den Roboterraum sowie die CPU Amdahl Millen-
nium GS 425, die RAMAC IRVA IBM 9393, die IBM 3172/3174 
und die beiden IBM 2216 in den hinteren Teil des Rechnerraumes 
umgesetzt. Damit wurde Baufreiheit für die Teilung des Rechner-
raumes in Server- und Host-Bereich geschaffen. Ab 20. Oktober 
1999 erfolgte die Druckerumsetzung (2 x STK500, 1 x IBM 3835, 

OCE 2090 und BÖWE Nachbereitungstechnik) und die Anliefe-
rung und Installation eines Druckers XEROX 4850 IPS und die 
Aussonderung des Druckers STK 5000. Vom 3. bis 6. Dezember 
1999 wurden alle Netzserver in den Raum 114a umgesetzt (vgl. 
auch Bild 8). Am 11. Dezember 1999 erfolgte schließlich der Aus-
tausch der USV DP 3200 durch PILLER APOSTAR 100kVA. Die 
gesamte Informationstechnik wurde erfolgreich und ohne Ablauf-
störungen in das Jahr 2000 überführt.

Am 14. Februar 2000 wurde die CPU Amdahl Millennium GS 425 
durch eine neue CPU Amdahl Millennium GS 535 ersetzt: 114 
MIPS, 3 Einzelprozessoren, 1,5 GB Prozessorspeicher, CMOS 
3-Technologie, 28 parallele und 24 serielle Kanäle. Bereits am 
29. Juli wurde diese CPU Amdahl Millennium GS 535 durch eine 
neue CPU Amdahl Omnifl ex 1025 mit 122 MIPS, 2 + 1 Einzel-
prozessoren, 2 GB Prozessorspeicher, CMOS 5-Technologie, 20 
parallelen und 24 seriellen Kanälen ersetzt (vgl. Bild 9). 

Im September 2000 erfolgten die Anlieferung und der Probebe-
trieb eines Kuvertiersystems BÖWE COMPACT 207/1. Am 8. Au-
gust 2000 wurde im Zweitarchiv  ein Kassettenlaufwerk STK 9840 
neu in Betrieb genommen. Gleichzeitig wurde die Kassettenan-
zahl auf 1 750 Kassetten STK 3480 E und 250 Kassetten 9840 
20 GB verändert. Der Umbau des Kassettenroboters im Rechen-
zentrum erfolgte ab 12. August von STK 4400 auf POWDER-
HORN. Damit verbunden war die Reduzierung der Laufwerke auf 
6 Stück (ST 4490-M34, STK 4490-M32) und Erweiterung um 3 
Laufwerke auf eine neue Kassettengeneration STK 9840 20 GB. 
Gleichzeitig stieg die Kassettenanzahl auf 4 750 Kassetten STK 
3480 E und 250 Kassetten STK 9840 20GB. Am 26. Dezember 
2000 wurde die Zahl der Kassetten im Rechenzentrum auf 4 500 
Kassetten STK 3480 E und 500 Kassetten 9840 20GB und am 
3. Januar 2001 im Zweitarchiv auf 1 500 Kassetten STK 3480 E 
und 500 Kassetten STK 9840 20 GB erhöht.

Vom 26. Februar bis 2. März 2001 wurde das Kuvertiersystem 
Quattro 453/6 angeliefert und in Betrieb genommen. Am 21. Juni  
erfolgte die Erweiterung der IBM 9393-Plattenkapazität von 240 
GB auf 450 GB und  des Cache von 1 GB auf 2 GB Speicher. 

Am 28. Juni 2001 wurden die STK 9840-Kassettenlaufwerke an 
beiden POWDERHORN um zwei Laufwerke im Rechenzentrum 
auf 5 x STK 9840  und ein Laufwerk im Zweitarchiv auf 2 x STK 
9840 im Zweitarchiv erweitert. Gleichzeitig wurde die Kassetten-
anzahl auf 4 500 Kassetten STK 3480 E und 500 Kassetten STK 
9840 20GB im Rechenzentrum und 1 550 Kassetten STK 3480 E 
und 500 Kassetten STK 9840 20GB im Zweitarchiv verändert. Am 

September 2003

Umstellung des Betriebssystems 
auf Windows XP

1. Juli 2004

Frau Prof. Dr. Irene Schneider-Böttcher 
Präsidentin

19. September 2004

Landtagswahl in Sachsen

Bild 11 Rechenanlage z890 IBM 2086 - Model A04 240

Bild 10 Rechenanlage z800 IBM 2066 - Model OB1
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Betrieb des CIRCA-Servers
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Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung über 
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27. November 2001 wurden die STK 9840-Geräte im POWDER-
HORN Zweitarchiv gegen STK T9840B-Geräte ausgetauscht. 

Am 13. April 2002 wurde an der CPU Amdahl OmniFlex 1025 ein 
IFL-Feature eingesetzt. Damit konnte der Sparc-Processor für Li-
nux frei geschaltet werden und der Hauptspeicher wurde um 1 024 
MB von 2 048 MB auf 3 072 MB erhöht. Am 24. September wurde 
der Plattenspeicher IBM 9393 durch die IBM 2195-F20 mit 840 
GB Speicherkapazität abgelöst. Die Datenübernahme von der IBM 
9393 RAMAC IRVA auf die IBM 2105-F20 erfolgte am 5. Oktober.

Am 13. März 2003 wurde die CPU Amdahl OmniFlex 1025 auf-
gerüstet: Hauptspeicher um 1 024 MB von 3 072 MB auf 4 096 
MB und Erweiterung der ESCON-Kanäle von 24 auf 32. Am 
25. März wurden die Laufwerke STK 4490-M32 im Rechenzen-
trum gegen STK–9840 und im Zweitarchiv durch STK 9490-M34 
ausgetauscht. Das Steuergerätes STK 4490-M30 im Zweitarchiv 
wurde abgebaut. Am 22. August 2003 wurden die Hand-Kasset-
tengeräte STK 9490-M32 in Betrieb genommen und am 15. Sep-
tember die alten Hand-Kassettengeräte STK 4490-M30 und STK 
4490-M32 abgebaut.

Am 5. Januar 2004 wurde die CPU z800 IBM 2066 Model OB1 mit 
115 MIPS und 20 MSU angeliefert. Ab 7. Januar begann der Test-
betrieb der neuen CPU  (vgl. Bild 10). Am 21. Januar 2004 erfolgte 
der Produktionslauf der neuen CPU z800 IBM 2066 Model OB1 
und am 4. Februar 2004 wurde die Amdahl CPU OmniFlex 1025 
abgeschaltet. Am 31. August wurden zwei Laufwerke STK 9840 
Modell BL2 angeliefert und installiert. Im Dezember 2004 wurde 
die CPU z800 IBM 2066 schließlich auf 192 MIPS (Model 001) und 
16 GB Prozessorspeicher erweitert.

Am 1. Oktober 2005 erfolgte die Inbetriebnahme des Plattenspei-
chersystems IBM DS8100 mit 1,7 TB Speicherplatzkapazität und 
8 GB Cache. Im September 2005 wurde die Virtual Tape Library 
CentricStor 3595-402 im Rechenzentrum installiert. Sie ist mit 
insgesamt 32 virtuellen Laufwerken, 1,7 TB Cache und jeweils 2 
ESCON bzw. FC Kanälen ausgerüstet. Gleichzeitig wurden die 
Kassettenrobotersysteme mit jeweils zwei 9940 Laufwerken und 
150 x 9940B-Kassetten aufgerüstet. Damit wurde der Einstieg in 
ein hoch effektives Backup-System vollzogen.

Im Dezember 2005 erfolgte eine weitere Aufrüstung der Kasset-
tenrobotersysteme mit jeweils einem 9940 Laufwerk. Am 10. De-
zember 2005 wurde eine neue CPU z890 Model 2086-A04 240 
(212 MIPS, 2 Prozessoren und 1 IFL) in Betrieb genommen (vgl. 
Bild 11).

Zusammenfassung

Im letzten Teil dieses Beitrages wurde die Entwicklung der Re-
chentechnik im Rechenzentrum des Statistischen Landesamtes 
ausführlich und detailliert beschrieben. Wenn sich bei der Re-
cherche zu diesem Thema gezeigt hatte, dass in der Vergan-
genheit dem Aspekt der Ausstattung mit Rechentechnik in den 
Veröffentlichungen des Statistischen Landesamtes nur zeitweise 
Bedeutung beigemessen wurde, dann erfüllt diese Veröffentli-
chung auch eine Dokumentationspfl icht. 

Dr. Siegfried Israel, bis 2002 Referatsleiter Systemtechnik, 
IT-Management des Statistischen Landesamtes
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Sächsischer Zahlenspiegel 
2003 2004

Durchschnitt September Oktober November August September Oktober November

Bevölkerung

Bevölkerung am Monatsende1) 1 000 4 321,4 4 296,3 4 301,3 4 300,0 4 298,1 4 279,7 4 278,1 4 276,9 4 275,4

Natürliche Bevölkerungsbewegung
Eheschließungen Anzahl 1 232 1 404 1 789 1 203 743 2 351 1 882 1 049 625
Lebendgeborene Anzahl 2 673 2 754 3 004 2 633 2 688 3 060 2 881 2 499 2 799
Gestorbene (ohne Totgeborene) Anzahl 4 222 4 021 3 805 3 739 4 091 3 952 3 687 3 736 4 384
  darunter im ersten Lebensjahr Gestorbene Anzahl 10 10 10 6 7 9 10 10 3
Überschuss der Geborenen bzw. der Gestorbenen (-) Anzahl -1 549 -1 268 -801 -1 106 -1 403 -892 -806 -1 237 -1 585

Wanderungen
Zuzüge über die Landesgrenze Anzahl 5 471 5 413 6 530 7 523 5 203 6 611 6 296 7 219 5 253
  darunter aus dem Ausland Anzahl 1 616 1 541 2 099 2 392 1 391 1 687 1 987 2 106 1 232
Fortzüge über die Landesgrenze Anzahl 6 221 6 259 7 724 7 734 5 784 7 796 7 064 7 147 5 275
  darunter in das Ausland Anzahl 1 230 1 564 1 240 1 362 1 054 1 527 1 442 1 096 1 066
Wanderungsgewinn bzw. -verlust (-) Anzahl -750 -845 -1 194 -211 -581 -1 185 -768 72 -22
Innerhalb des Landes Umgezogene2) Anzahl 9 105 8 939 9 735 10 279 9 758 10 836 9 866 9 954 9 732

Erwerbstätigkeit
Beschäftigte
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
  am Arbeitsort 3) 1 000 1 398,4 1 370,9 1 393,7 . . . ... . .
  Frauen 1 000 688,3 677,1 682,1 . . . ... . .
  Ausländer 1 000 10,7 11,2 11,8 . . . ... . .
  Teilzeitbeschäftigte 1 000 202,6 206,4 210,7 . . . ... . .
    darunter Frauen 1 000 171,6 174,6 176,7 . . . ... . .
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
  nach Wirtschaftsbereichen 
  Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 1 000 31,2 29,7 32,0 . . . ... . .
  Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe 1 000 301,4 298,7 302,0 . . . ... . .
  Baugewerbe 1 000 124,8 115,1 121,2 . . . ... . .
  Handel, Gastgewerbe und Verkehr 1 000 303,6 296,3 299,5 . . . ... . .
  Finanzierung, Vermietung und
    Unternehmensdienstleistungen 1 000 188,7 188,0 191,1 . . . ... . .
  Öffentliche und private Dienstleistungen 1 000 448,7 443,1 447,8 . . . ... . .

Arbeitsmarkt4)

Arbeitslose 1 000 403,2 396,7 384,0 374,5 379,4 389,1 378,9 365,5 365,5
  Frauen 1 000 201,0 197,3 198,4 193,2 193,0 194,9 187,8 185,5 184,6
  Männer 1 000 202,3 199,4 185,7 181,3 186,4 194,2 191,1 179,9 180,9
  Ausländer 1 000 8,9 9,4 9,3 9,2 9,3 11,0 10,7 10,7 10,8
  Jugendliche im Alter von unter 25 Jahren 1 000 44,7 44,0 48,7 44,1 43,9 56,8 55,7 48,5 46,1
  Langzeitarbeitslose 1 000 172,5 175,7 180,3 177,0 176,7 173,7 172,3 170,5 171,4
Arbeitslosenquote5)

  insgesamt % 19,5 19,6 19,0 18,5 18,7 19,5 19,0 18,3 18,3
  Frauen % 19,9 19,9 20,0 19,5 19,5 19,9 19,5 18,9 18,9
  Männer % 19,1 19,3 18,0 17,5 18,0 19,1 18,5 17,7 17,8
  Jugendliche im Alter von unter 25 Jahren % 14,0 15,1 16,7 15,1 15,0 20,5 20,2 17,6 16,7

Kurzarbeiter 1 000 10,9 9,4 8,2 8,4 8,8 6,6 5,8 5,6 4,8
Gemeldete Stellen 1 000 17,0 11,6 12,1 10,6 9,7 24,3 22,1 22,2 21,1

Bautätigkeit
Baugenehmigungen
Wohngebäude (Neubau) Anzahl 509 458 376 327 267 308 347 371 290
  darunter mit 1 oder 2 Wohnungen Anzahl 494 446 351 310 262 294 340 351 278
  umbauter Raum 1 000 m³ 392 349 342 284 184 223 245 298 217
  Wohnfläche 1 000 m² 72 65 60 48 36 43 47 55 42
  veranschlagte Kosten der Bauwerke 1 000 € 83 342 73 763 74 642 61 546 38 768 45 044 50 586 59 962 44 400
Nichtwohngebäude (Neubau) Anzahl 101 107 130 103 107 111 124 115 134
  umbauter Raum 1 000 m³ 789 640 788 874 712 405 796 580 2 059
  Nutzfläche 1 000 m² 107 93 116 129 89 64 106 80 195
  veranschlagte Kosten der Bauwerke 1 000 € 82 640 70 091 82 719 169 826 56 068 36 558 103 503 68 478 151 484
Wohnungen insgesamt (Neubau und Saldo aus 
  Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden) Anzahl 790 659 632 608 437 397 373 561 510
Wohnräume insgesamt (einschl. Küchen) Anzahl 4 095 3 665 3 405 2 929 2 171 2 219 2 462 2 987 2 524

_____
1) Spalten 1 und 2: Statt Bevölkerung im Monatsdurchschnitt hier Bevölkerung am 31. Dezember  -  2) ohne innerhalb der Gemeinde Umgezogene
3) einschließlich "Ohne Angabe" der Wirtschaftsgliederung - 4) Auswertungen aus der Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion Sachsen
5) Arbeitslose in Prozent der abhängigen zivilen Erwerbspersonen

Merkmal Einheit 2004 2005
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Noch: Sächsischer Zahlenspiegel 
2003 2004

Durchschnitt September Oktober November August September Oktober November

Landwirtschaft

Schlachtmengen1) t 4 647 4 787 4 615 5 327 5 484 5 334 5 010 5 216 5 462
  darunter
  Rinder (ohne Kälber) t 886 921 904 932 1 018 846 867 936 1 201
  Kälber t 15 18 17 17 16 18 14 20 20
  Schweine t 3 718 3 820 3 664 4 338 4 398 4 446 4 098 4 214 4 174
Eiererzeugung 1 000 St. 79 188 77 785 74 257 81 594 76 614 79 982 77 210 78 719 75 648
Milcherzeugung 1 000 t 131 129 124 126 122 136 128 129 123
  darunter
  Anlieferung an Molkereien 1 000 t 128 126 122 123 119 133 125 127 121

Produzierendes Gewerbe

Verarbeitendes Gewerbe sowie Bergbau 
  und Gewinnung von Steinen und Erden2)

Betriebe Anzahl 2 805 2 956 2 953 2 949 2 947 2 929 2 927 2 925 2 917
Beschäftigte (einschließlich der tätigen Inhaber) 1 000 224,0 228,8 230,7 232,1 231,4 231,4 232,1 232,4 232,3
  darunter Arbeiter und gewerblich Auszubildende 1 000 156,6 159,8 161,5 162,0 161,2 160,6 160,9 161,1 161,1
Geleistete Arbeitsstunden3) 1 000 30 829 32 174 33 544 32 825 33 679 32 099 33 908 31 278 34 115
Bruttolohnsumme Mill. € 281,5 292,5 284,8 294,8 356,4 293,4 291,0 292,5 362,2
Bruttogehaltsumme Mill. € 200,7 208,7 197,8 206,8 254,5 208,2 209,0 212,4 262,1
Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. € 3 111,4 3 393,4 3 880,5 3 610,7 3 611,2 3 617,5 4 460,9 3 946,4 4 358,5
  davon
  Vorleistungsgüterproduzenten und Energie4) Mill. € 1 150,2 1 307,4 1 470,4 1 379,0 1 393,8 1 370,2 1 500,1 1 375,1 1 500,4
  Investitionsgüterproduzenten Mill. € 1 199,4 1 303,4 1 571,3 1 423,3 1 404,9 1 371,4 2 023,8 1 710,6 1 927,8
  Gebrauchsgüterproduzenten Mill. € 80,8 84,4 92,9 91,8 95,7 90,3 120,4 111,7 126,1
  Verbrauchsgüterproduzenten Mill. € 681,0 698,2 745,9 716,7 716,8 785,6 816,6 749,0 804,3
Auslandsumsatz Mill. € 894,8 1 023,7 1 237,4 1 088,4 1 084,9 1 065,8 1 502,2 1 292,0 1 448,6

Energie- und Wasserversorgung2)

Betriebe Anzahl 198 199 197 197 197 192 192 192 191
Beschäftigte (einschließlich der tätigen Inhaber) 1 000 16,1 15,5 15,5 15,4 15,4 15,1 15,1 15,0 15,0
Geleistete Arbeitsstunden 1 000 2 135 2 081 2 157 2 051 2 134 1 952 2 099 1 847 2 078
Bruttolohn- und -gehaltsumme Mill. € 46 45 42 46 72 41 43 45 69
Stromerzeugung (brutto) in öffentlichen
  Energieversorgungsunternehmen Mill. kWh 2 943 2 864 2 939 2 794 2 919 2 786 2 565 3 128 3 141

Vorbereitende Baustellenarbeiten, 
  Hoch- und Tiefbau5) (Bauhauptgewerbe)
Beschäftigte (einschließlich der tätigen Inhaber) 1 000 65,1 62,0 64,8 63,8 63,2 58,9 59,1 58,9 58,5
Geleistete Arbeitsstunden 1 000 6 508 6 044 7 313 6 909 6 371 6 827 6 762 6 177 6 220
  davon 
  Wohnungsbau 1 000 2 123 1 845 2 166 1 907 1 740 2 062 1 952 1 781 1 681
  gewerblicher Bau 1 000 2 263 2 137 2 474 2 434 2 312 2 441 2 378 2 212 2 315
  öffentlicher und Straßenbau 1 000 2 122 2 062 2 673 2 568 2 319 2 324 2 432 2 184 2 224
Bruttolohnsumme Mill. € 81,9 78,7 86,8 86,6 85,2 80,3 78,2 78,3 78,1
Bruttogehaltsumme Mill. € 30,8 30,5 29,6 31,4 33,4 27,8 27,1 28,9 31,4
Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. € 519,8 483,1 564,6 555,2 539,8 486,1 507,0 503,3 541,1
  davon 
  Wohnungsbau Mill. € 127,7 123,8 147,3 136,7 119,7 110,4 115,5 110,7 111,9
  gewerblicher Bau Mill. € 203,7 189,9 206,3 204,1 211,0 190,2 189,6 188,5 215,0
  öffentlicher und Straßenbau Mill. € 188,4 169,4 211,0 214,4 209,1 185,5 202,0 204,1 214,2

Bauinstallation, Sonstiges Ausbaugewerbe2) 6)

  (Ausbaugewerbe)
Beschäftigte (einschließlich der tätigen Inhaber) 1 000 21,5 19,9 20,4 . . . 18,0 . .
Geleistete Arbeitsstunden 1 000 6 754 6 412 6 879 . . . 5 911 . .
Bruttolohnsumme Mill. € 79,6 74,8 77,4 . . . 67,6 . .
Bruttogehaltsumme Mill. € 33,4 29,7 29,4 . . . 27,6 . .
Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. € 422,2 405,2 435,6 . . . 400,2 . .

_____
1) aus gewerblichen Schlachtungen (ohne Geflügel); einschließlich Schlachtfetten, jedoch ohne Innereien
2) Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten
3) Ab Januar 2003 methodische Umstellung auf tatsächlich geleistete Arbeitsstunden aller tätigen Personen
4) ohne Energie- und Wasserversorgung
5) nach der Totalerhebung hochgerechnete Ergebnisse für alle Betriebe
6) Angaben beziehen sich auf das Quartal 

Merkmal Einheit 2004 2005
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Noch: Sächsischer Zahlenspiegel 
2003 2004

Durchschnitt September Oktober November August September Oktober November

Handel 1)

Großhandel einschl. Handelsvermittlung
Beschäftigte 2003 = 100  100 103,7 105,3 104,0 104,2 101,6 102,0 101,3 100,8
Umsatz (nominal) 2003 = 100  100 107,2 113,5 111,5 115,7 115,4 117,4 108,8 119,4
Umsatz (real) 2003 = 100  100 105,2 111,2 108,6 113,1 109,5 110,1 101,9 113,6

Einzelhandel 2)

Beschäftigte 2003 = 100  100 100,9 101,4 101,5 102,2 99,4 99,5 100,1 100,4
Umsatz (nominal) 2003 = 100  100 100,9 98,0 102,4 107,4 99,1 100,7 99,7 110,4
Umsatz (real) 2003 = 100  100 100,8 98,2 102,4 107,7 98,7 99,9 99,0 109,8

Kfz-Handel und Tankstellen 3)

Beschäftigte 2003 = 100  100 99,7 100,3 100,9 100,4 97,9 98,7 97,8 98,0
Umsatz (nominal) 2003 = 100  100 102,6 98,7 105,2 108,2 104,1 112,7 112,3 122,8
Umsatz (real) 2003 = 100  100 101,3 97,4 103,9 107,0 101,8 109,8 109,1 119,4

Gastgewerbe1)

Beschäftigte 2003 = 100  100 102,3 102,7 103,9 103,4 101,1 101,6 99,9 99,5
Umsatz (nominal) 2003 = 100  100 102,3 117,1 117,6 93,9 106,9 119,1 119,1 101,0
Umsatz (real) 2003 = 100  100 101,5 115,7 116,8 93,4 104,7 116,6 117,1 99,4

Tourismus4)

Gästeankünfte 1 000 441 467 571 531 408 557 579 533 426
  darunter von Auslandsgästen 1 000 37 41 55 41 31 69 54 47 37
Gästeübernachtungen 1 000 1 225 1 270 1 517 1 444 1 008 1 638 1 517 1 485 1 059
  darunter von Auslandsgästen 1 000 81 91 121 97 72 149 118 107 87

Verkehr

Straßenverkehrsunfälle
Unfälle mit Personenschaden und Sachschaden5) Anzahl 2 153 2 025 2 414 2 255 2 064 2 043 2 061 2 083 1 925
  darunter Unfälle mit Personenschaden Anzahl 1 441 1 320 1 651 1 514 1 293 1 433 1 509 1 482 1 210
Getötete Personen Anzahl 29 27 37 35 19 23 26 25 32
Verletzte Personen Anzahl 1 851 1 690 2 062 1 918 1 662 1 806 1 886 1 888 1 531

Kraftfahrzeuge
Zulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge Anzahl 14 160 13 651 13 257 13 268 14 035 12 359 14 797 13 087 14 226
  darunter Personenkraftwagen6) Anzahl 12 138 11 586 11 566 11 438 12 350 10 572 12 944 11 480 12 375
                 Lastkraftwagen Anzahl 1 076 1 093 1 042 1 300 1 212 942 1 121 1 131 1 323

Binnenschifffahrt
  Güterempfang 1 000 t 5,6 7,9 1,1 3,5 4,1 3,6 2,3 5,0 2,0
  Güterversand 1 000 t 6,9 5,1 1,7 1,9 2,6 3,9 3,3 2,5 1,5

_____
1) Die Monatsergebnisse des Bereichs Handel und Gastgewerbe sind generell vorläufig. 
2) ohne Reparatur von Gebrauchsgütern
3) sowie Instandhaltung und Reparatur von Kfz
4) Betriebe mit neun und mehr Betten einschließlich Campingplätze (Touristikcamping)
5) schwer wiegender Unfall mit Sachschaden im engeren Sinne und sonstiger Sachschaden unter Alkoholeinwirkung
6) Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit höchstens acht Sitzplätzen außer dem Fahrersitz, ab 2005 einschließlich Wohnmobile und Krankenwagen
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175 Jahre

Noch: Sächsischer Zahlenspiegel 
2003 2004

Durchschnitt September Oktober November August September Oktober November

Außenhandel 1)

Ausfuhr (Spezialhandel) 
Ausfuhr insgesamt Mill. € 1 262,0 1 355,0 1 431,1 1 397,7 1 489,6 1 477,9 1 573,4 1 694,0 1 693,8
  darunter
  Güter der Ernährungswirtschaft Mill. € 41,8 46,0 43,3 43,5 40,5 51,9 35,2 50,7 52,0
  Güter der gewerblichen Wirtschaft Mill. € 1 213,3 1 292,0 1 364,7 1 333,1 1 423,6 1 368,9 1 476,7 1 571,0 1 516,1
    davon
    Rohstoffe Mill. € 5,5 5,4 3,7 5,2 5,6 3,6 3,7 5,8 6,3
    Halbwaren Mill. € 35,8 41,5 47,2 53,9 47,0 36,7 55,6 38,4 56,1
    Fertigwaren Mill. € 1 172,0 1 245,1 1 313,9 1 273,9 1 371,0 1 328,6 1 417,4 1 526,8 1 453,6
      davon
      Vorerzeugnisse Mill. € 121,9 139,4 127,5 148,6 129,7 159,8 151,1 189,3 161,1
      Enderzeugnisse Mill. € 1 050,1 1 105,7 1 186,3 1 125,3 1 241,3 1 168,9 1 266,3 1 337,4 1 292,6
Ausfuhr nach 
  Europa Mill. € 780,0 901,5 919,6 988,2 997,6 872,2 943,8 1 085,1 1 085,6
    darunter in die EU-Länder 2) Mill. € 530,7 777,8 774,1 853,3 880,6 745,1 802,7 942,3 934,8
  Afrika Mill. € 17,6 17,7 17,1 13,2 29,4 16,5 24,4 24,4 30,1
  Amerika Mill. € 259,4 197,2 252,2 179,8 215,0 273,1 323,6 307,7 263,8
  Asien Mill. € 195,7 231,7 236,4 209,6 234,6 311,6 264,4 262,1 251,2
  Australien, Ozeanien und übrige Gebiete Mill. € 9,0 6,8 5,7 6,8 13,0 4,5 17,2 14,6 8,9

Einfuhr (Generalhandel)
Einfuhr insgesamt Mill. € 750,2 811,0 809,8 875,2 1 008,5 828,8 899,8 948,1 1 058,6
  darunter
  Güter der Ernährungswirtschaft Mill. € 52,9 49,1 44,9 56,9 51,2 55,8 55,4 57,7 59,1
  Güter der gewerblichen Wirtschaft Mill. € 688,3 739,6 737,3 788,9 926,6 700,2 767,4 804,8 907,7
    davon
    Rohstoffe Mill. € 58,9 58,1 60,0 65,6 66,3 61,3 47,7 68,4 81,6
    Halbwaren Mill. € 36,5 48,2 39,2 65,0 51,7 48,0 43,3 43,6 59,2
    Fertigwaren Mill. € 592,9 633,3 638,0 658,3 808,6 590,8 676,4 692,8 766,9
      davon
      Vorerzeugnisse Mill. € 80,0 88,6 93,5 93,5 105,8 93,2 89,0 99,3 102,9
      Enderzeugnisse Mill. € 513,0 544,7 544,5 564,8 702,8 497,7 587,4 593,4 664,0
Einfuhr aus
  Europa Mill. € 583,5 643,3 625,7 703,3 824,9 710,7 760,5 818,5 893,8
    darunter aus den EU-Ländern 2) Mill. € 236,7 532,7 515,3 571,5 703,0 584,8 662,6 696,5 744,0
  Afrika Mill. € 4,7 5,1 4,5 4,3 3,2 2,1 1,4 1,6 2,5
  Amerika Mill. € 80,1 66,0 77,4 68,9 72,3 37,6 39,9 40,9 50,9
  Asien Mill. € 79,9 94,5 100,8 96,8 106,1 77,0 96,8 85,6 110,8
  Australien, Ozeanien und übrigen Gebieten Mill. € 2,0 2,2 1,5 1,9 2,1 1,5 1,2 1,4 0,6

Gewerbeanzeigen3)

Gewerbeanmeldungen Anzahl 3 496 4 098 4 351 4 348 4 437 3 894 3 513 3 714 3 442
Gewerbeabmeldungen Anzahl 2 717 2 719 2 705 2 447 2 518 2 836 2 556 2 825 2 695

Insolvenzen

Insolvenzverfahren insgesamt Anzahl 469 544 550 538 578 775 615 568 743
  und zwar
  Unternehmen Anzahl 203 195 200 176 177 242 191 171 197
  Verbraucher Anzahl 95 155 148 159 224 316 243 242 351
  ehemals selbstständig Tätige Anzahl 129 154 160 170 137 169 137 114 155
  sonstige natürliche Personen4), Nachlässe Anzahl 42 39 42 33 40 48 44 41 40
  eröffnete Verfahren Anzahl 345 405 421 410 443 611 487 462 617
  mangels Masse abgewiesene Verfahren Anzahl 122 135 126 123 128 156 125 106 126
Voraussichtliche Forderungen insgesamt Mill. € 206 176 136 240 123 195 142 102 202

Handwerk

Beschäftigte 2003 = 100 97,1 94,9 96,7 . . . 92,9 . .
Umsatz 2003 = 100 100,0 99,8 104,5 . . . 102,9 . .

_____
1) Wegen der unterschiedlichen Abgrenzung von Spezialhandel und Generalhandel ist eine Saldierung der Einfuhr- und Ausfuhrergebnisse nicht vertretbar.
2) Angaben ab Januar 2004 einschließlich der im Mai 2004 beigetretenen Staaten
3) ohne Automatenaufsteller und Reisegewerbe
4) z. B. als Gesellschafter oder Mithafter 
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Noch: Sächsischer Zahlenspiegel 
2003 2004

Durchschnitt September Oktober November August September Oktober November

Preise

Verbraucherpreisindex 2000 = 100 103,5 105,1 105,1 105,3 105,2 107,8 108,4 108,4 107,9
Preisindex für Wohngebäude1) 2000 = 100 98,2 100,8 . . 101,8 101,7 . . 101,8

Verdienste

Bruttomonatsverdienste der Arbeiter im
  Produzierenden Gewerbe € 1 840 1 886 . 1 907 . . . 1 952 .
    männlich € 1 923 1 971 . 1 991 . . . 2 038 .
    weiblich € 1 460 1 497 . 1 517 . . . 1 549 .

Bruttostundenverdienste der Arbeiter im
  Produzierenden Gewerbe € 10,68 10,93 . 10,99 . . . 11,17 .
    männlich € 11,15 11,41 . 11,45 . . . 11,64 .
    weiblich € 8,54 8,74 . 8,80 . . . 8,93 .

Bruttomonatsverdienste der Angestellten im
  Produzierenden Gewerbe € 2 796 2 861 . 2 866 . . . 2 898 .
      männlich € 3 128 3 197 . 3 198 . . . 3 233 .
      weiblich € 2 288 2 343 . 2 351 . . . 2 373 .
    kaufmännische Angestellte € 2 527 2 599 . 2 610 . . . 2 627 .
    technische Angestellte € 3 001 3 057 . 3 056 . . . 3 100 .

Bruttomonatsverdienste der Angestellten 
  in Handel, Instandhaltung und Reparatur 
  von Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern, 
  Kredit- und Versicherungsgewerbe € 2 206 2 258 . 2 265 . . . 2 312 .
      männlich € 2 407 2 466 . 2 478 . . . 2 512 .
      weiblich € 2 029 2 066 . 2 069 . . . 2 114 .
    kaufmännische Angestellte € 2 238 2 293 . 2 296 . . . 2 351 .

Bruttomonatsverdienste aller Angestellten € 2 490 2 550 . 2 560 . . . 2 600 .

_____
1) Neubau in konventioneller Bauart, Bauleistungen am Bauwerk
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